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Agrarfrage und Industriekapitalismus.  
Reflexionen über eine marxistische Debatte*

Juri Auderset

The Agrarian Question and Industrial Capitalism. Reflections on a Marxist 
Debate

The role of agriculture and the peasantry within industrial capitalism became an 
object of intense debates in Marxist thought during the 1890s. Aside from numer-
ous articles in Social Democratic periodicals like Die Neue Zeit, the debate culmi-
nated in two massive volumes published at the turn of the century: Karl Kautsky’s 
Die Agrarfrage (1899) and Eduard David’s Sozialismus und Landwirtschaft (1903). 
While the historiographical reception of the debate has thus far focused almost 
exclusively on political and tactical issues such as the mobilization of the country-
side for socialism or the conflicts between revisionist and orthodox Marxism, this 
article emphasizes a hidden side of the debate. Agriculture became a fundamental 
intellectual challenge for David and Kautsky, because the idiosyncrasies of agricul-
tural production defied the conventional expectations of modernization in indus-
trial capitalism and future socialism. Hence, the Marxist debate on the agrarian 
question offers intriguing insights into the perception of the different spatial and 
temporal structures of industrial and agricultural production. Furthermore, it pro-
vides useful analytical and intellectual tools for the new historiographical attempts 
to come to terms with the ambivalences of agriculture in industrialized capitalist 
societies.

Einleitung

Auf einer ganzen Reihe von Gebieten ist die landwirthschaftliche Produk-
tion in industrielle verwandelt worden, einer anderen Reihe steht diese Um-
wandlung in absehbarer Zeit bevor; kein Gebiet der landwirthschaftlichen 

*	 Ich danke Peter Moser, den Teilnehmenden des Freiburger Forums für Zeitgeschichte 
sowie den anonymen GutachterInnen der SZG für kritische Kommentare und wertvolle 
Hinweise zu früheren Versionen dieses Essays.
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294� Juri Auderset  Agrarfrage und Industriekapitalismus

Thätigkeit ist völlig sicher davor. Und jeder Fortschritt in dieser Richtung 
muß dahin führen, die Bedrängniß der Landwirthe zu vermehren, ihre Ab-
hängigkeit von der Industrie zu steigern, die Sicherheit ihrer Existenz zu ver-
ringern. […] Auch auf dem flachen Lande geräth das ganze ökonomische 
Leben, das sich bisher so einförmig streng in ewig gleichen Geleisen bewegte, 
in den Zustand beständiger Revolutionirung, der das Kennzeichen der kapi-
talistischen Produktionsweise ist. Dieser ständige Wirbel zieht alle auf den 
Grund, die nicht außergewöhnliches Glück, außergewöhnliche Rücksichts
losigkeit, außergewöhnliche geschäftliche Intelligenz oder außergewöhnliche 
Geldmittel aufweisen können. Und so inaugurirt die Revolutionirung der 
Landwirthschaft für sie alle eine Hetzjagd, in der sie erbarmungslos weiter
getrieben werden, bis sie erschöpft zusammenbrechen – mit Ausnahme eini-
ger brutalen Glückspilze, denen es gelingt, auf den Körpern der Unterliegen-
den sich emporzuschwingen in die Reihen der Hetzenden, der großen 
Kapitalisten.1

Man erahnt anhand der klassentheoretischen Begriffe und der Unterdrü-
ckungs- und Ausbeutungsmetaphern dieser Zeilen, dass der zitierte Text 
schon etwas älter ist und aus einer bestimmten Tradition marxistischer 
Gesellschaftsanalyse stammt. Die sprachliche Form mag vielleicht etwas 
antiquiert anmuten, zugegeben, die Inhalte, von denen Karl Kautsky hier 
jedoch berichtet, sind von einer geradezu verblüffenden Aktualität. Dass 
die Agrarmodernisierung im 19. und 20. Jahrhundert im Wesentlichen 
auf eine Industrialisierung der Landwirtschaft zielte, wie Kautsky bereits 
an der Jahrhundertwende in seinem Buch Die Agrarfrage feststellte, ist 
unbestritten, auch wenn das bisherige Ergebnis dieser agrarpolitischen 
Bemühungen etwas anderes ist als industrielle Landwirtschaft.2 Dass  
die Landwirtschaft im 20. Jahrhundert durch ihre Integration in die 
Industriegesellschaft zu einem untergeordneten, aber nichtsdestoweni-
ger wichtigen, ebenso von Kapital und industriell vorgefertigten Pro
duktionsmitteln und Hilfsstoffen wie von oligopsonistisch strukturierten 
Abnahmemärkten abhängiges Glied in der Kette des Agribusiness ge-
worden ist, lässt sich ebenfalls kaum bezweifeln.3 Und die «Hetzjagd», 

1		  Karl Kautsky, Die Agrarfrage. Eine Übersicht über die Tendenzen der modernen Land-
wirtschaft und die Agrarpolitik der Sozialdemokratie, 2. Auflage, Stuttgart [1899] 1902, 
S. 289.

2		  Vgl. Peter Moser, Tony Varley, The State and Agricultural Modernisation in the Nine-
teenth and Twentieth Centuries in Europe, in: dies. (Hg.), Integration through Subordi-
nation. The Politics of Agricultural Modernisation in Industrial Europe, Turnhout 2013, 
S. 13–39; David Goodman, Bernardo Sorj, John Wilkinson, From Farming to Biotechno-
logy. A Theory of Agro-Industrial Development, London 1987; Meredith McKittrick, 
Industrial Agriculture, in: J.R. McNeill, Erin Stewart Mauldin (Hg.), A Companion to 
Global Environmental History, Chichester 2012, S. 411–432.

3		  Vgl. Peter Moser, Eine «Sache des ganzen Volkes»? Überlegungen zum Prozess der 
Vergesellschaftung der bäuerlichen Landwirtschaft in der Industriegesellschaft, in: 
Traverse 2000/1, S. 64–78.
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welche Kautsky durch die industriekapitalistisch induzierte Umwälzung 
der landwirtschaftlichen Produktionsverhältnisse ausgelöst und fort
während angetrieben sah, mag eine kritische Wendung dessen sein, was 
andere später zwischen affirmativ-resignativem und fortschrittsopti
mistischem Sprachgebrauch schwankend als alternativlose «Wachsen-
oder-Weichen»-Politik oder als überfällige Überwindung sogenannt 
«strukturschwacher» Wirtschaftsbranchen bezeichneten.4 Im Folgenden 
wird es indessen nicht darum gehen, Kautskys prognostische Fähigkeiten 
herauszuschälen, auch wenn manche seiner Beobachtungen aus dem 
Zeitalter der ersten Globalisierung unbestreitbare Relevanz für die 
Strukturentwicklungen der Landwirtschaft in der neoliberalen Globali-
sierung der Gegenwart aufweisen.5 Stattdessen möchte ich die um 1900 
losgetretene, in erster Linie von Karl Kautsky und Eduard David ge-
prägte Debatte über die Agrarfrage einer Neulektüre unterziehen, um 
daraus konzeptionelle Überlegungen zur Interpretation der ebenso span-
nungs- wie widerspruchsreichen Geschichte der landwirtschaftlichen 
Produktion in der industriekapitalistischen Gesellschaft des 20. Jahrhun-
derts zu entwickeln und diese damit als integrales Teilgebiet einer zuletzt 
wiederentdeckten Geschichte des Kapitalismus zu erschliessen.6 Span-
nungs- und widerspruchsreich war diese Geschichte deshalb, so die 
erkenntnisleitende These meiner Ausführungen, weil die Nutzung von 
Tieren und Pflanzen in der agrarischen Produktionsweise mit tempora-
len und räumlichen Eigenlogiken einherging, die sich als «strukturelle 
Widerständigkeiten» gegen eine «durchgreifende Umstellung auf kapi-

4		  Vgl. hierzu auch Ernst Langthaler, Wirtschaften mit Stil. Historisch-anthropologische 
Perspektiven zum Agrarstrukturwandel als Praxis, in: Historische Anthropologie 20/3 
(2012), S. 276–296.

5		  Vgl. David Goodman, Michael J. Watts (Hg.), Globalising Food. Agrarian Questions and 
Global Restructuring, London; New York 1997. Zum diachronen Vergleich vgl. Ernst 
Langthaler, Landwirtschaft vor und in der Globalisierung, in: Reinhard Sieder, Ernst 
Langthaler (Hg.), Globalgeschichte 1800–2010, Wien; Köln; Weimar 2010, S. 135–169.

6		  Grundlegend für diesen Zusammenhang ist immer noch Claude Servolin, L’absorption 
de l’agriculture dans le mode de production capitaliste, in: Yves Tavernier, Michel Ger-
vais, Claude Servolin (Hg.), L’univers politique des paysans dans la France contempo-
raine, Paris 1972, S. 41–77. Zur neueren Geschichte des Kapitalismus vgl. insbesondere 
William H. Sewell Jr., The Temporalities of Capitalism, in: Socio-Economic Review 6 
(2008), S. 517–537; William H. Sewell Jr., The Capitalist Epoch, in: Social Science History 
38/1&2 (2014), S. 1–11; Friedrich Lenger, Die neue Kapitalismusgeschichte. Ein For-
schungsbericht als Einleitung, in: Archiv für Sozialgeschichte 56 (2016), S. 3–37; Jürgen 
Kocka, Marcel van der Linden (Hg.), Capitalism. The Reemergence of a Historical 
Concept, London 2016; Jens Beckert, Capitalism as a System of Expectations. Toward a 
Sociological Microfoundation of Political Economy, in: Politics & Society 141 (2013),  
S. 323–350; Larry Neal, Jeffrey Williamson (Hg.), The Cambridge History of Capitalism, 
2 Bde., Cambridge 2014. 
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talistische Handlungslogiken» erwiesen.7 Gleichzeitig gingen die an
haltenden Bestrebungen zur Umgestaltung der landwirtschaftlichen 
Produktion nach industriekapitalistischen Paradigmen und damit zur 
Überwindung dieser strukturellen Widerständigkeiten mit einem ins
besondere in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts beschleunigten 
Zugriff auf nichterneuerbare mineralische Ressourcen einher, der wie-
derum neue ökologische Gefährdungen bewirkte.8

Bevor diese These ausführlicher diskutiert wird, seien an dieser 
Stelle kurz noch einige Bemerkungen zu den beiden Protagonisten vor-
angestellt, deren ebenso produktive wie differenzierte Streitlust den Aus-
gangspunkt der nachfolgenden Überlegungen markiert. Die marxistische 
Debatte um die Agrarfrage setzte Mitte der 1890er Jahre innerhalb der 
deutschen Sozialdemokratie ein. Zunächst auf dem Breslauer Parteitag 
1895 auf die politische Agenda gehoben, wurde die Auseinandersetzung 
in den Spalten der von Kautsky herausgegebenen Zeitschrift Die Neue 
Zeit fortgesetzt und kulminierte schliesslich in zwei umfangreichen Wer-
ken: in Kautskys 1899 erschienenem Werk Die Agrarfrage und in Edu-
ard Davids 1903 veröffentlichtem Sozialismus und Landwirtschaft. In der 
Geschichtsschreibung ist weder Kautskys noch Davids Beschäftigung mit 
der Agrarfrage hinreichend gewürdigt worden.9 Das mag nicht zuletzt 
mit den Nomenklaturen des marxistischen Diskurses im frühen 20. Jahr-
hundert zu tun haben, in welchem Kautsky ebenso rasch das Etikett des 
«orthodoxen Marxisten» angeklebt wurde, wie David – sofern er über-
haupt zur Kenntnis genommen wurde – als «Revisionist» schubladisiert 
wurde. Diese Kategorisierungen verstellen indes den Blick auf das, was 
die beiden bei allen im Folgenden noch zu diskutierenden Differenzen 
verband: der Erkenntnishunger über die Charakteristiken, die Lage und 
die Zukunftsperspektiven der Landwirtschaft in der industriekapitalis-
tischen Gesellschaft. In dieser analytischen Fluchtlinie hoffen auch die 
folgenden Ausführungen – um im metaphorischen Bild zu bleiben – Er-
kenntnis-Appetit auf diese Frage zu machen, denn die «marginale 
Rolle», die der Agrargeschichte realistischerweise selbst von vielen ihrer 

7		  Thomas Welskopp, Zukunft bewirtschaften. Überlegungen zu einer praxistheoretisch in-
formierten Historisierung des Kapitalismus, in: Mittelweg 36 26/1 (2017), S. 81–97, hier: 
S. 94.

8		  Vgl. Peter Moser, Zugriff auf die Lithosphäre. Gestaltungspotenziale unterschiedlicher 
Energiegrundlagen in der agrarisch-industriellen Wissensgesellschaft, in: Traverse 
3/2013, S. 37–48; Donald Worster, Transformations of the Earth. Towards an Agroecolo-
gical Perspective in History, in: The Journal of American History 76/4 (1990), S. 1087–
1106.

9		  Vgl. allerdings Athar Hussain, Keith Tribe, Marxism and the Agrarian Question, 2 Bde, 
London etc. 1981, Bd. 1, S. 102–132.
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wichtigsten Vertreter zugeschrieben wird,10 steht in einem erstaunlichen 
Spannungsverhältnis zum Umstand, dass Nahrung im Sinne von Marcel 
Mauss ein «fait social total» ist, dessen historische Ausleuchtung auf die 
Analyse des Wandels agrarischer Produktionsbedingungen und -verhält-
nisse nicht verzichten kann.11

Bestrebungen zur Verwissenschaftlichung der Landwirtschaft  
aus dem Geiste der Industrie

Eine der treibenden Kräfte in der Transformation der landwirtschaft
lichen Produktionsverhältnisse seit der Mitte des 19. Jahrhunderts war 
die Entwicklung, Verbreitung und praktische Operationalisierung agra-
rischen Wissens.12 Agrarische Bildungs- und Forschungsanstalten, die 
vielgliedrige landwirtschaftliche Organisations- und Presselandschaft 
sowie das bäuerliche Erfahrungswissen verbanden sich seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts zu einem vielschichtigen Ensemble agrarischer Wissens
produktion und -zirkulation, das im Wesentlichen darauf zielte, aus dem 
«empirischen Handwerk» der bäuerlichen Landwirtschaft ein «Ge-
werbe» zu machen, «welches auf wissenschaftlichen Grundlagen beruht 
und nach industriellen Grundsätzen betrieben wird», wie der Berner 
Landwirt und Agronom Albert von Fellenberg-Ziegler bereits 1865 
postulierte.13 Diese bei Fellenberg-Ziegler deutlich werdende Amalga-
mierung von Wissenschaft und industrieller Produktion war keine 
Ausnahme. Als wissenschaftlich galt gemeinhin, was «effiziente», «ratio
nelle», «fortschrittliche» und «moderne» Produktionsprozesse ermög-
lichte, also genau das, was die Faszinationskraft des fabrikindustriellen 
Produktionsregimes im kollektiven Imaginationsraum der bürgerlichen 

10		  Vgl. bspw. Josef Mooser, Agrargeschichte und Kulturgeschichte im 20. Jahrhundert, in: 
Paul Nolte et al. (Hg.), Perspektiven der Gesellschaftsgeschichte, München 2000, S. 124–
133, hier: S. 124. Vgl. jetzt auch die etwas optimistischere Einschätzung bei Urs Hafner, 
Aufbruch am Rand. Die neue Geschichtsschreibung zu den ländlichen Gesellschaften 
der neuzeitlichen Schweiz – Einführung und Übersicht, infoclio.ch Forschungsbericht, 
Bern 2016.

11		  Marcel Mauss, Essai sur le don. Forme et raison de l’échange dans les sociétés archaï-
ques, Paris 2007. Vgl. hierzu auch Jakob Tanner, Der Mensch ist, was er isst. Ernährungs-
mythen und Wandel der Esskultur, in: Historische Anthropologie 4 (1996), S. 399–419.

12		  Dies ist das Thema eines im Archiv für Agrargeschichte in Bern angesiedelten SNF-Pro-
jektes zur «Agrarisch-industriellen Wissensgesellschaft», dessen Ergebnisse in Kürze in 
Form einer Synthese vorliegen werden: Juri Auderset, Peter Moser, Die Agrarfrage in 
der Industriegesellschaft. Transformationen der Wissenskulturen, Machtverhältnisse 
und natürlichen Ressourcen in der agrarisch-industriellen Wissensgesellschaft im 19. und 
20. Jahrhundert, Wien etc. Veröffentlichung in Vorbereitung für 2018.

13		  Albert Fellenberg-Ziegler, Die Aufgabe der Landwirthschaft in der Gegenwart, in: 
Bernische Blätter für Landwirthschaft 19, No. 21–23 (1865), S. 85.
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Gesellschaft des 19. Jahrhunderts ausmachte.14 Verwissenschaftlichung 
bedeutete in dieser Perspektive zunächst also eine Angleichung und Un-
terordnung der landwirtschaftlichen Produktion an die mit wissenschaft-
licher Rhetorik untermauerten, nach scientific management organisier-
ten und von den Mühen der Re-Produktion der eingesetzten materiellen 
Ressourcen emanzipierten Produktionsparadigmen der Industrie.15 

Auch Karl Kautsky und Eduard David entging diese Verwissen-
schaftlichungstendenz der Landwirtschaft nicht, aber sie setzten andere 
und zugleich unterschiedliche Akzente. Während für Kautsky die «wis-
senschaftlich kommerzielle Leitung» des Landwirtschaftsbetriebs, die 
Anwendung von Maschinen, Motoren und Kunstdünger, das «Mikros-
kop und das chemische Laboratorium» sowie die Buchführung die Land-
wirtschaft in eines «der revolutionärsten», wenn nicht in das «revolutio-
närste der modernen Gewerbe» verwandelten,16 setzte Eduard David an 
einer anderen Stelle an. In seiner Sichtweise waren es weniger die «tech-
nischen Innovationen», welche die Agrarproduktion revolutionierten, 
sondern die «richtige Erkenntnis der Lebensbeziehungen zwischen 
Boden, Pflanze und Tierleib».17 Die Erkenntnis über die Stoffflüsse, die 
natürlichen Kreisläufe und den sozio-biologischen und geo-chemischen 
Metabolismus in der Nutzung von Tieren und Pflanzen öffnete in Davids 
Perspektive den «epistemischen Raum», in dem sich die agronomische 
Wissensproduktion bewegte.18 

Es gibt gute Gründe dafür, in diesen vielfältigen Bestrebungen  
zur Verwissenschaftlichung eine der Grundtendenzen in der Agrar
geschichte des 20. Jahrhunderts zu sehen.19 Die von Jakob Tanner be
obachtete «Symbiose von Industrie und Wissenschaft» in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts und der damit einhergehende «irreversible 

14		  Vgl. Jack Kloppenburg Jr., Social Theory and the De/Reconstruction of Agricultural 
Science. Local Knowledge for an Alternative Agriculture, in: George Henderson, Marvin 
Waterstone (Hg.), Geographic Thought. A Praxis Perspective, London; New York 2009, 
S. 248–265.

15		  Vgl. zum scientific management Philipp Sarasin, Die Rationalisierung des Körpers. Über 
«Scientific Management» und «biologische Rationalisierung», in: ders., Geschichts
wissenschaft und Diskursanalyse, Frankfurt a.M. 2003, S. 61–99.

16		  Kautsky, Die Agrarfrage, S. 55 und 292.
17 		 Eduard David, Sozialismus und Landwirtschaft, 2. Auflage, Leipzig [1903] 1922, S. 682.
18 		 Vgl. Hans-Jörg Rheinberger, Bettina Wahrig-Schmidt, Michael Hagner, Räume des 

Wissens. Repräsentation, Codierung, Spur, in: dies. (Hg.), Räume des Wissens. Repräsen-
tation, Codierung, Spur, Berlin 1997, S. 7–21.

19 		 Vgl. Deborah Fitzgerald, Mastering Nature and Yeoman. Agricultural Science in the 
Twentieth Century, in: John Krige, Dominique Pestre (Hg.), Science in the Twentieth 
Century, Amsterdam 1997, S. 701–713; Frank Uekötter, Die Wahrheit ist auf dem Feld. 
Eine Wissensgeschichte der deutschen Landwirtschaft, Göttingen 2010.
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Bedeutungszuwachs einer wissenschaftlich mediatisierten Realität»20 ge-
nerierten ein epistemisches Prisma, das auch den Blick auf die Landwirt-
schaft prägte und die industriegesellschaftlichen Erwartungen an ihre 
Modernisierung definierte.21 «L’agriculture se modèle sur l’industrie», 
konstatierte der französische Agrarwissenschaftler Michel Augé-Laribé 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts: 

Ainsi l’agriculture moderne est constituée. Nous disons qu’elle est «industria-
lisée» et «commercialisée» parce qu’elle a dû imiter les méthodes de produc-
tion et de vente de l’industrie, parce qu’elle est entrée, contrainte et forcée, 
dans le système économique moderne, caractérisé par la division du travail, 
la production de marchandises en vue de la vente, la concurrence entre pro-
ducteurs, la domination du capital.22 

In der Tat wirkten diese industriekapitalistischen Erwartungshorizonte 
einschneidend auf die Agrarmodernisierung ein. Aber die in der Aus
einandersetzung zwischen Kautsky und David sichtbar werdenden diver-
gierenden Sichtweisen auf die Frage, worin denn die Bedeutung der Wis-
senschaft für die Agrarproduktion genau liege, ist ein wichtiger Indikator 
für den brüchigen und – so Frank Uekötter – «seltsam verhuschten Cha-
rakter des landwirtschaftlichen Verwissenschaftlichungsprozesses» im 
20. Jahrhundert.23 So sehr die mit wissenschaftlichem Erkenntnis
anspruch untermauerten Produktionsparadigmen des modernen In
dustriekapitalismus die Landwirtschaft zu beeinflussen begannen, so 
brüchig oder gar obsolet wurden sie, wenn sie ohne Anpassung an die 
agrarischen Eigenheiten in die landwirtschaftliche Praxis zu übertragen 
versucht wurden. Denn die Eigenlogiken, die der Nutzung biotischer 
Ressourcen innewohnen, entzogen sich bisweilen ihrer umfassenden 
Standardisierung, Technisierung, Kommodifizierung, Monetarisierung 
und Industrialisierung.24 Diese Brüche seien im Folgenden etwas genauer 
betrachtet.

20 		 Jakob Tanner, Fabrikmahlzeit. Ernährungswissenschaft, Industriearbeit und Volks
ernährung in der Schweiz 1890–1950, Zürich 1999, S. 38. Hervorhebungen im Original.

21 		 Vgl. Deborah Fitzgerald, Every Farm a Factory. The Industrial Ideal in American Agri-
culture, New Haven; London 2003.

22 		 Michel Augé-Laribé, L’Evolution de la France agricole, Paris 1912, S. 44 und 41. 
23 		 Uekötter, Die Wahrheit ist auf dem Feld, S. 13.
24 		 Vgl. hierzu auch Susan A. Mann, James M. Dickinson, Obstacles to the Development of 

a Capitalist Agriculture, in: The Journal of Peasant Studies 5/4 (1978), S. 466–481; Good-
man u.a., From Farming to Biotechnology, S. 6–14.
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Biotische Brüche: Über die Eigenlogiken lebender Ressourcen

Seit der Industriellen Revolution, die präziser formuliert vor allem eine 
thermoindustrielle Revolution war, basieren Industrie und Landwirt-
schaft auf teilweise unterschiedlichen Ressourcengrundlagen.25 Mit der 
technologischen Entwicklung der Dampfmaschine wurde es in der 
industriellen Produktion erstmals möglich, fossile und mineralische 
Ressourcen (Kohle, Metalle, Erdöl) aus der Lithosphäre, also aus dem 
Erdinnern, zu extrahieren und durch ihre Verbrennung in eine für den 
Menschen nutzbare kinetische Energie zu verwandeln. Erst vor diesem 
Erfahrungshintergrund konnte das Konzept des Wachstums zum Impe-
rativ der industriekapitalistischen Wirtschaftsordnung und zum Zement 
jenes «stahlharten Gehäuses» werden, von welchem Max Weber ge
sprochen hat. Die «moderne, an die technischen und ökonomischen 
Voraussetzungen mechanisch-maschineller Produktion gebundene Wirt-
schaftsordnung» bestimme «mit überwältigendem Zwange» das Leben 
der Menschen, und zwar so lange, so Weber bereits 1905, «bis der letzte 
Zentner fossilen Brennstoffs verglüht» sei.26 Damit machte Weber auf 
den fundamentalen Zusammenhang zwischen dem fabrikindustriellen 
Produktionsregime, dem Verbrauch mineralischer Ressourcen und der 
Hegemonie des Wachstumsparadigmas im Industriekapitalismus auf-
merksam.27 

Es war dieser Zusammenhang, der die Landwirtschaft im 19. Jahr-
hundert zum «Anderen der Industriegesellschaft» werden liess.28 Denn 
anders als die industrielle Fabrikation blieb die agrarische Produktion 
an die Reproduktionsrhythmen, saisonalen Wachstumsschwankungen 
und -restriktionen einer solarenergetischen «organischen Ökonomie» ge-
bunden.29 In der Agrarproduktion wurden auch im «Zeitalter des Damp-
fes» auf der Grundlage des Bodens mit Hilfe der Photosynthese inner-
halb der Biosphäre (dem belebten Teil der Erde) lebende Ressourcen 
(Tiere und Pflanzen) genutzt, deren Produktion auch ihre Re-Produk-

25 		 Vgl. Nicolas Georgescu-Roegen, Energy and Economic Myths. Institutional and Ana-
lytical Economic Essays, New York etc. 1976, S. 71–102; Rolf Sieferle, Fridolin Kraus-
mann, Heinz Schandl, Verena Winiwarter, Das Ende der Fläche. Zum gesellschaftlichen 
Stoffwechsel der Industrialisierung, Köln; Weimar; Wien 2006, S. 296–297.

26 		 Max Weber, Die protestantische Ethik und der Geist des Kapitalismus (1905), Erftstadt 
2005, S. 159–160.

27 		 Vgl. hierzu auch Hans Christoph Binswanger, Die Wachstumsspirale. Geld, Energie und 
Imagination in der Dynamik des Marktprozesses, Marburg 2006; Matthias Schmelzer, 
The Growth Paradigm. History, Hegemony, and the Contested Making of Economic 
Growthmanship, in: Ecological Economics 118 (2015), S. 262–271.

28 		 Vgl. Moser, Eine «Sache des ganzen Volkes»?, S. 68–69.
29 		 Vgl. Edward A. Wrigley, Energy and the English Industrial Revolution, Cambridge 2010, 

S. 9–25.
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tion miteinschliesst. Mit anderen Worten: Anders als mineralische Res-
sourcen verfügen biotische Ressourcen zwar nicht über ein vergleich
bares, kurzfristig ausschöpfbares Wachstumspotential, dafür aber über 
das Potential, ihre Produktionsgrundlagen im Nutzungsprozess zu er-
neuern, sie sind also gleichzeitig Produkt und Produktionsmittel. Darin 
gründet ihre prinzipielle Nachhaltigkeit, aber auch ihre partielle Unver-
fügbarkeit gegenüber wachstumsgetrimmten Verwertungs- und Ver-
brauchsprozessen.30 

Die Ressourcenfrage stand letztlich auch im Zentrum der Debatte 
um die Agrarfrage bei Kautsky und David. Während Ersterer in der 
Nachfolge von Marx davon ausging, dass der Produktionsprozess in In-
dustrie und Landwirtschaft im Wesentlichen gleichartig sei und sich die 
Modernisierung der Landwirtschaft demzufolge in ihrer Industrialisie-
rung ausdrücken werde,31 insistierte Eduard David in seinem Buch Sozi-
alismus und Landwirtschaft mit Nachdruck darauf, dass es einen ir
reduziblen «Wesensunterschied» zwischen agrarischer Produktion und 
industrieller Herstellung gäbe, der der Industrialisierung (nicht jedoch 
der Modernisierung) der Agrarproduktion kaum überwindbare Hinder-
nisse in den Weg lege: «In der Landwirtschaft» handle «es sich um die 
Entwicklung lebender Wesen; in der Industrie» hingegen «um die Verar-
beitung toter Dinge». «Die industrielle Güterherstellung» sei «ein mecha-
nischer, die landwirtschaftliche Produktion» hingegen «ein organischer 
Prozess».32 Im Kern zielte diese Formulierung auf eine Herausarbeitung 
der qualitativen Unterschiede und der differierenden ökonomischen und 
sozialen Potentiale, die sich zwischen zwei Formen natürlicher Ressour-
cen aufspannten: den in der Landwirtschaft genutzten «lebenden» Res-
sourcen wie Pflanzen und Tiere und den in der Industrie verbrauchten, 
in der zeitgenössischen Sprache Davids und Kautskys «toten» minerali-
schen Ressourcen.

Für die Agrargeschichte ist es nun von entscheidender Bedeutung, 
dass sich an der von David konstatierten Grundkonstellation einer 
Gleichzeitigkeit der Nutzung biotischer und des Verbrauchs minerali-

30 		 Um das an zwei Beispielen zu konkretisieren: Eine Kuh gibt nur dann Milch, wenn sie 
ein Kalb geboren hat. Die Verfügbarkeit des Produkts – hier der Milch – ist also unauf-
löslich an den Re-Produktionsprozess der Kuh und an die Ernährung des Kalbs gebun-
den, was beides naturgemäss nur zyklisch erfolgt. Getreidesaatgut lässt sich ebenso auf 
Märkten als Ware absetzen, wie es gleichzeitig aufgrund seiner Reproduktionsfähigkeit 
als Produktionsmittel zur erneuten, aber aufgrund der Regenerationszeit der Böden zeit-
lich versetzten Aussaat verwendet werden kann.

31 		 Vgl. Karl Marx, Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie, Volkausgabe, hrsg. von 
Karl Kautsky, Stuttgart 1914, S. 444–446.

32 		 David, Sozialismus und Landwirtschaft, S. 44, Hervorhebungen im Original.
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scher Ressourcen im 20. Jahrhundert grundsätzlich nichts geändert hat. 
Was sich aber geändert hat, ist die massive Zunahme des Verbrauchs 
mineralischer Ressourcen in der Agrarproduktion seit den 1950er Jah-
ren, ohne dass die Nutzung biotischer Ressourcen damit obsolet ge
worden wäre.33 Auch in einer industrialisierten Landwirtschaft werden 
nach wie vor Tiere und Pflanzen genutzt um Nahrungsmittel zu produ-
zieren, allerdings unter einer wachsenden Einspeisung fossiler Energie 
in den Produktions- und Distributionsprozess und mit den zwangsläufi-
gen ökologischen Degradierungen. Ehemals bestehende, saisonal- und 
reproduktionsbedingte Begrenzungen der agrarischen Produktion 
wurden so verschoben, ohne indes gänzlich aufgehoben worden zu sein, 
sodass die Zukunftsvorstellungen jener «phantasiebegabten Chemiker», 
die bereits zu Kautskys und Davids Zeit davon träumten, dass «die 
gesammte Nahrungsmittelmenge in chemischen Fabriken produzirt» 
werde, sich nicht erfüllt haben.34 Aber die Produktionsvolumen und die 
Produktivität der Landwirtschaft erreichten nun in den 1950er und 
1960er Jahren aufgrund der erweiterten Energiegrundlage erstmals jene 
Wachstumsraten, welche in der Industrie bereits im 19. Jahrhundert er-
zielt wurden und die Erwartungshorizonte an die Agrarmodernisierung 
seither abgesteckt hatten.35 Wenn also von der Industrialisierung der 
Landwirtschaft als einem der Grundzüge der Agrargeschichte des  
20. Jahrhunderts die Rede ist, dann bedeutet dies zunächst einmal eine 
Erweiterung der Ressourcengrundlage und eine partielle Ersetzung bio-
tischer durch mineralische Ressourcen im landwirtschaftlichen Produk-
tionsprozess. Arbeitstiere und menschliche Muskelkraft wurden ersetzt 
durch Verbrennungsmotoren,36 während ebenfalls fossilbasierte chemi-
sche Hilfsmittel wie Pflanzenschutzmittel, Pestizide, Fungizide und Her-
bizide die nach wie vor kontingenten, da wetter-, boden- und klima
abhängigen agrarischen Produktionsbedingungen homogenisierten und 
stabilisierten.37 Doch der kulturelle und praktische Impact des oben 

33 		 Vgl. Moser, Zugriff auf die Lithosphäre, S. 41–45.
34 		 Kautsky, Die Agrarfrage, S. 289.
35 		 Vgl. Giovanni Federico, Feeding the World. An Economic History of Agriculture, 1800–

2000, Princeton 2008.
36 		 Vgl. Juri Auderset, Peter Moser, Mechanisation and Motorisation. Natural resources, 

knowledge, politics and technology in 19/20th centuries agriculture, in: Carin Martiin, 
Juan Pan-Montojo, Paul Brassley (Hg.), Agriculture in Capitalist Europe, 1945–1960. 
From Food Shortages to Food Surpluses, London; New York 2016, S. 145–164.

37 		 Vgl. Peter Moser, Kultivierung und Bekämpfung lebender Organismen. Der bäuerliche 
Umgang mit chemisch-synthetischen Hilfsstoffen in der Übergangszeit von der agra-
risch-industriellen zur industriell-agrarischen Wissensgesellschaft (1942–1972), in: Zeit-
schrift für Agrargeschichte und Agrarsoziologie 65/1 (2017), S. 19–34.



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

SZG/RSH/RSS 67, 2017, Nr. 3� 303

herausgearbeiteten epistemischen Prismas des Industriekapitalismus  
auf die landwirtschaftlichen Produktionsverhältnisse reicht weiter. 

Temporale Brüche: Zyklizität und Linearität, Arbeitszeit  
und Produktionszeit

Wie Edward P. Thompson in seinem bahnbrechenden Aufsatz Time, 
Work-Discipline, and Industrial Capitalism gezeigt hat, besteht die «Kul-
turbedeutung» (Max Weber) des Industriekapitalismus unter anderem 
in der tiefgreifenden Veränderung der gesellschaftlichen und ökonomi-
schen Temporalstrukturen.38 Auch dieser Wandel des Zeitregimes, der 
im arbeitsteilig organisierten, die Arbeiter und Arbeiterinnen diszipli-
nierenden und ihre Tätigkeiten synchronisierenden fabrikindustriellen 
System seinen vielleicht augenfälligsten Ausdruck fand, ist unauflöslich 
an die qualitativen Unterschiede biotischer und mineralischer Ressour-
cen gebunden. Erst die Nutzbarmachung mineralischer Ressourcen für 
den Antrieb von Maschinen seit der thermoindustriellen Revolution 
überlagerte die diskontinuierliche und zyklische Zeitlichkeit einer «or-
ganischen Ökonomie» mit linearen und kontinuierlichen Zeitstrukturen 
einer «industriellen Ökonomie». Der industrielle Brennofen, der mit 
Kohle versorgt wurde, setzte ununterbrochen und stetig kinetische Ener-
gie frei, die den Rhythmus des Arbeitsprozesses bestimmte und – wie 
schon Marx beobachtete – im Wesentlichen in einer Erhöhung der Ge-
schwindigkeit resultierte.39 Mit der thermoindustriellen Revolution 
wurde also eine lineare, kontinuierliche, standardisierte und damit auch 
beschleunigte Zeitstruktur der Produktion erschlossen, die das spezi-
fisch «Moderne», «Rationelle», «Fortschrittliche» und «Effiziente» der 
Industrieproduktion in der Wirklichkeitswahrnehmung vieler histori-
scher Akteure kennzeichnete.40

Im Vergleich dazu blieb die Nutzung biotischer Ressourcen in der 
Agrarproduktion an deren zyklische Reproduktions- und Regenera
tionsrhythmen gebunden. Eduard David beobachte diese Gleichzeitig-
keit eines industriellen und eines agrarischen Zeitregimes genau. Wäh-
rend in der Industrie die zeitlichen Rhythmen des Produktionsvorgangs 
einzig von den technischen Möglichkeiten, dem Wissen und dem Kapital 
abhängig sei und damit potentiell in eine verstetigte, kontinuierliche und 

38 		 Vgl. Edward P. Thompson, Time, Work-Discipline, and Industrial Capitalism, in: Past & 
Present 38 (1967), S. 56–97.

39 		 Marx, Das Kapital, S. 353.
40 		 Vgl. hierzu Stephen Kern, The Culture of Time and Space 1880–1914, Harvard 1983. 
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lineare Zeitlichkeit überführt werden könne, entbehre die landwirt-
schaftliche Produktion «des kontinuierlichen Flusses, den wir bei der 
Fabrikation eines mechanischen Machwerks finden». In der Landwirt-
schaft diktiere, so David weiter, die «Natur den Eröffnungstermin des 
Arbeitsprozesses» und die Zyklen der Produktion und Reproduktion, so 
dass die Arbeit «nicht in ununterbrochenem Ablauf» vollzogen werden 
könne. Während in der Industrie die einzelnen Produktionsstufen nicht 
zeitlich festgelegt seien und deshalb die für die fabrikmässige Arbeits
teilung essentielle «Möglichkeit des ständigen zeitlichen Nebenein
anders» verschiedener spezialisierter Produktionsstufen bestehe, könne 
in der Landwirtschaft nur das Zusammenführen «verschiedener Pflan-
zen- und Tierkulturen» im gleichen Betrieb und das Abstimmen ihrer 
Produktions- und Reproduktionszyklen, das heisst die Organisation 
ihres zeitlichen Neben- und Nacheinanders, einen mehr oder weniger ste-
tigen Arbeitsfluss garantieren, der aber nichtsdestoweniger saisonalen 
Schwankungen ausgesetzt bleibe. Diese temporalen Eigenschaften der 
agrarischen Re-Produktion hatten Auswirkungen auf die Organisation 
des Arbeitsprozesses, konnte doch die für jede industriekapitalistische 
Herstellung zentrale funktionale Spezialisierung einzelner Arbeits-
schritte unter solchen Bedingungen nur sehr bedingt umgesetzt werden. 
Anstatt einer Reduktion auf einzelne Tätigkeiten erforderten die diskon-
tinuierlichen temporalen Strukturen in der Nutzung biotischer Ressour-
cen eine Vervielfältigung der Arbeitstätigkeiten: Düngen, Pflügen, 
Eggen, Säen, Hacken, Mähen, Ernten und Transportieren verschränken 
sich ineinander, um überhaupt eine mehr oder weniger stetige Arbeits-
auslastung zu ermöglichen. Würde sich ein Bauer auf die Produktion 
eines einzigen Artikels beschränken, so beobachtete David, wäre er über 
«Wochen und Monate hindurch zu gänzlicher Einstellung der Betriebs-
arbeit gezwungen» oder müsste sich einen zusätzlichen Erwerb ausser-
halb seines Betriebs suchen.41

Die durch die räumliche Konzentration, zeitliche Verfügbarkeit und 
potentielle Isolierung und Modularisierung einzelner Produktions-
schritte ermöglichte Beschleunigung des Arbeitsprozesses in der Indus-
trie war also nur sehr bedingt auf die Landwirtschaft übertragbar. Darin 
zeigt sich eine wichtige temporale Differenz zwischen Agrar- und Indus-
trieproduktion. Während in der industriekapitalistischen Produktions-
weise Arbeitszeit und Produktionszeit fast deckungsgleich sind, oder 
präziser: arbeitsorganisatorisch gemacht werden, treten sie in der Agrar-
produktion teilweise weit auseinander, was mit den zyklischen Regene-

41 		 David, Sozialismus und Landwirtschaft, S. 45–47.
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rations- und Reifeprozessen biotischer Ressourcen zusammenhängt.  
Der Bauer möge sich «noch so fieberhaft abmühen» und «Tag und Nacht 
drängen und treiben» – «die organische Entwicklung lässt sich nicht 
wesentlich beschleunigen», argumentierte David. Das Getreide reife 
nicht früher, die Kirsche röte nicht rascher und das Kalb im Mutterleib 
vollendet sich nicht schneller.42 

Die Verwissenschaftlichung der Landwirtschaft in den kapitalisti-
schen Industriegesellschaften des 20. Jahrhunderts lässt sich vor diesem 
Problemhorizont als ein umfassendes Bestreben interpretieren, dieses 
Auseinanderfallen von Arbeits- und Produktionszeit wenn nicht zu be-
heben, so zumindest zu verkleinern. Reproduktionstechnologien wie die 
künstliche Besamung bei landwirtschaftlichen Nutztieren, die Entwick-
lung von Hybrid-Saatgut in der Pflanzenzucht oder der Einsatz von 
Kunstdünger und chemischen Pflanzenschutzmitteln lassen sich in die-
ser Perspektive nicht nur als Instrumente zur Ertrags- und Produktivi-
tätssteigerung lesen, sondern ebenso sehr als Versuche, die Beschleuni-
gungsresistenzen biotischer Ressourcen zu umgehen und letztlich in ein 
industriekapitalistisches Zeitregime einzugliedern.43 Allerdings muss 
auch hier betont werden, dass die Spannungen zwischen zyklisch-meta-
bolischen Rhythmen bei biotischen Ressourcen und den verstetigten, 
standardisierten, normierten und serialisierten Produktionsrhythmen 
der industriellen Fabrikation letztlich nicht aufgehoben sind, die Indus-
trialisierung der Agrarproduktion also auch in dieser Hinsicht an den 
Eigenlogiken von Menschen, Pflanzen und Tieren gebrochen wird.

Spatiale Brüche: Konzentration und Dispersion

Nicht nur in Bezug auf die Zeitlichkeit der modernen Welt prägte und 
prägt der Industriekapitalismus die Wahrnehmungsmuster und ökono-
mischen Praktiken, sondern auch in Bezug auf Räumlichkeit. Wie Rein-
hart Koselleck in einem einflussreichen Aufsatz über Raum und Ge-
schichte geschrieben hat, habe die «wissenschaftlich-technisch-industriell 
überformte Welt» mit ihren Beschleunigungseffekten «alle Zeit-Raum-
Relationen grundlegend oder besser gesagt fliessend» verändert.44 Aber 

42 		 Ebd., S. 48.
43 		 Vgl. hierzu auch Christophe Bonneuil, François Hochereau, Gouverner le «progrès 

génétique». Biopolitique et métrologie de la construction d’un standard variétal dans la 
France agricole d’après-guerre, in: Annales. Histoire, Sciences Sociales 63 (2008), S. 1305–
1340.

44 		 Reinhart Koselleck, Raum und Geschichte, in: ders., Zeitschichten. Studien zur Historik, 
Frankfurt a.M. 2003, S. 78–96, hier S. 93.
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Koselleck war sich bewusst, dass aus historischer Perspektive zwischen 
«metahistorischen Raumvorgaben und historischen Räumen mensch
licher Organisation» unterschieden werden muss, auch wenn beide ein-
ander unablässig bedingen.45 Das Verhältnis ihrer wechselseitigen Be-
dingtheit, so die These, die in diesem Abschnitt in aller Kürze diskutiert 
wird, ist in der Industrie- und Agrarproduktion unterschiedlich, weshalb 
auch die von Koselleck angesprochenen «Grenzen der Verfügbarkeit und 
der Nutzbarkeit» räumlicher Vorbedingungen sich in diesen beiden 
Produktionsbereichen unterscheiden und in historischer Perspektive un-
gleichzeitig verschieben.46 

Diese Problematik des Raumes beziehungsweise die Möglichkeiten 
der Verfügbarmachung räumlicher Vorgaben im Produktionsprozess 
wurde bereits von Kautsky und David thematisiert. Anders als in der 
Industrie, argumentierte Eduard David mit klarem Blick, sei der Boden 
in der Landwirtschaft nicht nur «Standort» der Produktion, sondern zu-
gleich auch «Produktionsmittel» und «Rohstoff». Als «Ernährerin» von 
Pflanzen und Tieren gäbe die landwirtschaftlich genutzte Erde einen Teil 
ihrer Substanz ab, die sie durch zweckmässige Düngung, Fruchtwechsel 
und Regeneration wieder aufzubauen vermöge. Sie sei also unentrinnbar 
in die Stoffflüsse der Agrarproduktion eingebunden, weshalb sie weit 
mehr ist als nur Standort – ein Aspekt, der im Übrigen auch von der neo-
klassischen Theorie nicht berücksichtigt wird.47 «Feld und Weide als 
Arbeitsraum» vorzufinden,48 bedeutet deshalb auch, dass die räumliche 
«Weite der Arbeitsstätte»49 und die Exponiertheit der Produktions
flächen gegenüber unkontrollierbaren Witterungs-, Temperatur- und 
Klimaeinflüssen merklich mit der räumlichen Konzentration und Ab-
schirmung des fabrikindustriellen Systems kontrastiert. In der Fabrik 
setzte sich nicht zuletzt aufgrund der grösseren Verfügbarkeit der Raum-
organisation das «reibungslose Fliessen» als metaphorisches Sinnbild 
effizienter Fabrikordnung durch, wie der Historiker Timo Luks argu-
mentiert: 

45 		 Ebd., S. 86.
46 		 Ebd., S. 84.
47 		 Vgl. David, Sozialismus und Landwirtschaft, S. 42, S. 48. Zur Nicht-Berücksichtigung  

des Bodens als Produktionsgrundlage in der neoklassischen ökonomischen Theorie  
vgl. Jean-François Gerber, Rolf Steppacher, Introduction, in: dies. (Hg.), Towards an 
Integrated Paradigm in Heterodox Economics. Alternative Approaches to the Current 
Eco-Social Crises, Houndsmills 2012, S. 1–25.

48 		 Vgl. Gerd Spittler, Die Arbeitswelt in Agrargesellschaften, in: Kölner Zeitschrift für 
Soziologie und Sozialpsychologie 43/1 (1994), S. 1–17.

49 		 David, Sozialismus und Landwirtschaft, S. 48.
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Die innere und äussere Gestaltung der Fabrikgebäude und Produktions- 
hallen wurde der Idee der Flow Production untergeordnet und gab dieser 
Gestalt. Bestimmte Bewegungen, die nicht behindert werden durften, die 
Transformation unerwünschter in erwünschte Bewegungen, eine möglichst 
rationelle Ausnutzung von Raum und Zeit – all das sollte durch die Gestal-
tung des betriebs-sozialen Raums erreicht werden.50 

Und all das, so könnte man hinzufügen, war in der agrarischen Produk-
tion einem enger umrissenen Realisierungshorizont ausgesetzt, weil sich 
die räumlichen Produktionsbedingungen solchen Kontroll- und Diszip-
linierungspraktiken teilweise entzogen. Die letztlich fast unbewältigbare 
Kontingenz der agrarischen Produktion setzte dem Machbarkeitsopti-
mismus des «social engineering»51 mitunter abrupte Grenzen: Witterung, 
klimatische Einflüsse, topographische, bodenchemische und geologische 
Voraussetzungen waren zu einem weit geringeren Grade kontrollier- und 
steuerbar, als dies die mit einem Dach geschützte Anordnung von 
Maschinen, Arbeitskörpern und die Kanalisierung von Bewegungen in 
der «sozial-räumlichen Umwelt» der Fabrik waren.52 

Diese räumlichen Vorbedingungen zwangen auch der Organisation 
des Arbeitsprozesses in der landwirtschaftlichen Produktion ganz an-
dere Muster auf als in der Industrie. Dies wird etwa im Pflanzenbau sehr 
deutlich. Der «pflanzliche Lebensprozess», so meinte bereits David, sei 
«örtlich fixiert», weshalb die in der Landwirtschaft tätigen Menschen, 
ihre Werkzeuge und Maschinen viel höheren Mobilitätserfordernissen 
begegnen als im industriellen Produktionsprozess. In der Fabrik wan-
dert, oder um die oben bereits bemühte Metapher zu gebrauchen, fliesst 
in der Regel der Arbeitsgegenstand, während Arbeitskraft und Arbeits-
mittel örtlich fixiert sind. In der Landwirtschaft ist es gerade umgekehrt, 
hier müssen sich die menschlichen Arbeitskräfte und die eingesetzten 
Maschinen dem «lokomotorischen» Charakter der Feldarbeit anpassen. 
Agrarische Arbeit sei deshalb immer einer «räumlichen Unbeständig-
keit» ausgesetzt, argumentierte David. Die oben diskutierte zeitliche 
Staffelung der vielfältigen landwirtschaftlichen Tätigkeiten findet also 
ihr räumliches Pendant im fortwährenden räumlichen Wechsel des Ar-

50 		 Timo Luks, Kanalisierte Dynamik, angeordnete Körper. Bewegungsmetaphern, Gesell-
schaftsordnung und der Industriebetrieb (1920–1960), in: Lars Bluma, Karsten Uhl (Hg.), 
Kontrollierte Arbeit – disziplinierte Körper? Zur Sozial- und Kulturgeschichte der In-
dustriearbeit im 19. und 20. Jahrhundert, Bielefeld 2012, S. 251–281, hier S. 255.

51 		 Vgl. Thomas Etzemüller, Die Ordnung der Moderne. Social Engineering im 20. Jahrhun-
dert, Bielefeld 2009; Kerstin Brückweh, Dirk Schumann, Richard F. Wetzell, Benjamin 
Ziemann (Hg.), Engineering Society. The Role of the Human and Social Sciences in 
Modern Societies, 1880–1980, Basingstoke; New York 2012.

52 		 Luks, Kanalisierte Dynamik, angeordnete Körper, S. 256.
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beitsortes: Acker, Wiese, Stall, Scheune und Haus seien «in bunter Ab-
wechslung die Werkstätte des Landwirts».53 Dies setzte auch die Verwen-
dung maschineller und motorisierter Technologie – das Symbol, in 
welchem sich das Selbstverständnis der Industriegesellschaft bündelte – 
ganz anderen Erwägungen aus.54

Technologische Brüche: Über die Ungleichzeitigkeit von Mechani­
sierung und Motorisierung in Landwirtschaft und Industrie

«In der Industrie wird die Arbeitsstätte, die Fabrik, künstlich geschaffen 
und wird daher den Anforderungen der Maschine angepasst», meinte 
Kautsky in der Agrarfrage. «In der Landwirthschaft wird die Arbeits-
stätte der meisten Maschinen von der Natur geschaffen, die Maschine 
soll sich ihr anpassen. Das ist nicht immer leicht möglich, mitunter völlig 
ausgeschlossen.»55 Wie Kautsky bemerkte, schufen die oben thematisier-
ten temporalen und räumlichen Charakteristika in der Nutzung bio
tischer Ressourcen also für den Einsatz motorisierter Technologie in der 
Landwirtschaft teilweise grundlegend andere Bedingungen als in der in-
dustriellen Herstellung.56 Während die Einführung der Dampfmaschine 
in der Industrieproduktion zu Recht als «conceptually one of the most 
radical inventions ever made» bezeichnet wurde,57 stiessen die Bestre-
bungen zu ihrer Anwendung in der Agrarproduktion auf Widerstände, 
welche die überhitzten Erwartungen an den Einsatz von Maschinen und 
Motoren in der Landwirtschaft rasch abkühlten. Die von vielen Beob-
achtern in der Mitte des 19. Jahrhunderts prophezeite Revolutionierung 
der landwirtschaftlichen Produktionsweise durch den Einsatz von moto-
risierter Technologie machte angesichts ihrer bestenfalls partiellen und 
zum Ärger ihrer Propagandisten oft erfolglosen Anwendung ziemlich 
rasch einer generellen Ernüchterung und zugleich einer realistischeren 
und pragmatischeren Sicht auf die Motorisierung der Agrarproduktion 
Platz. So fragte sich Eduard David 1902, weshalb «die Maschine in der 
Landwirtschaft nirgends eine auch nur annähernd mit der Industrie ver-
gleichbare ‹Revolution der Produktionsweise› hervorgebracht» habe, die 

53 		 David, Sozialismus und Landwirtschaft, S. 47.
54 		 Vgl. Herbert Sussman, Machine Dreams. The Culture of Technology, in: Victorian Lite-

rature and Culture 28/1 (2000), S. 197–204.
55 		 Kautsky, Die Agrarfrage, S. 38.
56 		 Vgl. hierzu Auderset, Moser, Mechanisation and Motorisation, S. 150–151.
57 		 Joel Mokyr, Editor’s Introduction. The New Economic History and the Industrial Revo-

lution, in: ders. (Hg.), The British Industrial Revolution. An Economic Perspective, Boul-
der 1993, S. 1–131, hier S. 19. 
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beispielsweise Marx im Kapital prognostiziert hatte.58 Davids Antwort 
lautete: 

Einfach deshalb nicht, weil in der Landwirtschaft die «Kontinuität der 
Sonderprozesse», die Marx als das Prinzip des Industriebetriebs bezeichnet, 
völlig ausgeschlossen ist. Die Natur des landwirtschaftlichen Produktionsvor-
gangs selbst bedingt die Diskontinuität der ihn begleitenden Arbeitsprozesse 
und macht deren Einordnung in die technische Einheit einer Kombination von 
Teilarbeitsmaschinen schlechterdings unmöglich. Solange man das Hervorbrin-
gen lebender Organismen nicht in eine kontinuierliche Kette mechanischer 
Operationen auflösen kann und solange man nicht, befreit von Terminen und 
Temperaturverhältnissen, das Nacheinander der Stufenprozesse in ein 
arbeitsteilig kombiniertes Nebeneinander zu verwandeln vermag, so lange 
wird aus dem landwirtschaftlichen Betrieb kein «grosser Automat» werden. 
Wer Marx darin beistimmt, dass nicht die Verwendung vereinzelter Maschi-
nen, sondern deren Kombination zu einem automatischen Maschinensystem 
erst entwickelte Industrie kennzeichnet, der muss ihm widersprechen, wenn 
er es unternimmt, die Landwirtschaft in maschinentechnische Parallele zur 
Industrie zu stellen.59

Wie David hellsichtig beobachtete, setzte sich deshalb in der Landwirt-
schaft des 19. Jahrhunderts nicht der Verbrennungsmotor durch, sondern 
der «organische Motor» von Zugtieren, der wegen seiner Eigenschaften 
«den Bedürfnissen des landwirtschaftlichen Betriebs» besser angepasst 
war.60 Die räumliche und temporale Komplexität landwirtschaftlicher 
Produktionsprozesse verwandelte die effiziente Dampfmaschine der 
industriellen Fabrikhalle auf den agrarischen Anbauflächen in ein kost-
spieliges und ineffizientes Ungetüm, während die Arbeitstiere den zeit-
lich schwankenden und räumlich dispersen Arbeitserfordernissen viel 
besser angepasst schienen.61 

Was Tiere zum Einsatz in der durch saisonale Rhythmen und Repro-
duktionszyklen geprägten landwirtschaftlichen Produktion so vortreff-
lich eignete, machte sie umgekehrt in der industriellen Produktion quasi 
unbrauchbar, wurden doch hier seit der thermoindustriellen Revolution 
primär gleichmässige, kontinuierlich zu erbringende Leistungen verlangt, 
die der physiologischen Konstitution der Tiere sowie ihrer zyklisch 
geprägten Rhythmik der Energiegewinnung, -umwandlung und -veraus-
gabung widersprachen.62 Das war der Grund, weshalb industrielle und 

58 		 Vgl. Marx, Das Kapital, S. 444–446.
59 		 David, Sozialismus und Landwirtschaft, S. 130. Hervorhebungen im Original.
60 		 Ebd., S. 157. 
61 		 Vgl. hierzu jetzt auch die Beiträge in Lukasz Nieradzik, Brigitta Schmidt-Lauber (Hg.), 

Tiere Nutzen. Ökonomien tierischer Produktion in der Moderne (Jahrbuch für Ge-
schichte des ländlichen Raumes 2016), Innsbruck etc. 2016.

62 		 Vgl. Georgescu-Roegen, Energy and Economic Myths, S. 36–46.
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agrarische Produktionsweisen ganz unterschiedliche temporale Eigen-
schaften aufwiesen, wie David weiter beobachtete:

Eine stete automatische gleichmässige Kraftleistung, wie sie die Fabrik von 
der Kraftquelle verlangt, widerstrebt den physiologischen Bedürfnissen des 
Tiers. Sein nervöser Apparat ist der Ermüdung unterworfen, und zwar umso 
schneller und intensiver, je einförmiger und einseitiger die Anspannung der 
Kräfte ist. Bei der mechanischen Kraftmaschine fallen Verausgabung und 
Reproduktion der Kraft zeitlich zusammen; dieses Zusammenfallen ermög-
licht ein pausenloses Funktionieren, wie die Fabrik es verlangt. Beim tieri-
schen Motor dagegen besteht ein physiologischer Widerstreit zwischen der 
Arbeitsleistung und der Wiederherstellung der Arbeitskraft durch Nahrungs-
aufnahme, Verdauung und Schlaf. Beide Funktionen fallen zeitlich ausein
ander.63

Im «Zeitalter des Dampfes» wurde in der Landwirtschaft nicht der 
kohlenbasierte Dampfmotor, sondern die nun als «tierische Motoren» 
imaginierten Körper von Pferden, Rindvieh und oft auch Hunden zur 
wichtigsten Zugkraft – ob es nun ums Pflügen, Mähen, Säen, Hacken, 
Ernten und Düngen auf den Feldern, um die Beförderung von Lasten 
oder die Krafterzeugung bei Hofarbeiten ging.64 Wurde das Pferd in der 
industriellen Produktion und im städtischen Verkehrswesen bereits Ende 
des 19. Jahrhunderts durch die Dampfmaschinen und Motoren sukzes-
sive «überholt, überboten oder ins Abseits gedrängt», so stellte sich das 
von Reinhart Koselleck beschriebene «Ende des Pferdezeitalters» in der 
Agrarproduktion erst in der Mitte des 20. Jahrhunderts ein.65 Bis dahin 
blieb animalische Muskelkraft die zentrale Triebfeder für die Mechani-
sierung der landwirtschaftlichen Produktion. 

Die gleichzeitige Koexistenz von dampfgetriebenen Maschinen in der 
industriellen Herstellung und tierischen und menschlichen «Motoren» in 
der Agrarproduktion schuf zugleich ein komparatives Deutungsmuster, 
das die Entwicklung und Umsetzung neuer Technologien in der Agrar-
wirtschaft bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts begleitete. Je länger ein 
praxistauglicher, polyfunktionaler Traktor auf sich warten liess, desto ge-
nauer wurde der Tierkörper als Modell für die Entwicklung der landwirt-

63 		 David, Sozialismus und Landwirtschaft, S. 157–158.
64 		 Vgl. hierzu Ann Norton Greene, Horses at Work. Harnessing Power in Industrial 

America, Cambridge; London 2008, S. 189–199. Zur Metapher des menschlichen Motors 
vgl. Anson Rabinbach, The Human Motor. Energy, Fatigue, and the Origins of Moder-
nity, Berkeley; Los Angeles 1992.

65 		 Reinhart Koselleck, Das Ende des Pferdezeitalters, in: Süddeutsche Zeitung Nr. 221, 
25.9.2003, S. 18. Vgl. hierzu auch Daniel Roche, Equestrian Culture in France from the 
Sixteenth to the Nineteenth Century, in: Past & Present 199 (2008), S. 113–145; Ulrich 
Raulff, Das letzte Jahrhundert der Pferde. Geschichte einer Trennung, München 2015.
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schaftlichen Motorentechnologie inspiziert und zum Vorbild erklärt. Zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts konstatierte der Basler Ingenieur Konrad 
von Meyenburg, dass in der landwirtschaftlichen «Motorkulturfrage» 
noch «nicht genug von den bewährten Methoden der Menschen und 
Tiere» gelernt wurde. Der Ingenieur müsse sich zuerst «in die Haut der 
Scharrtiere, des Bodens und der Pflanzen versetzen», dann «in die Haut 
der Zugtiere und der Landwirte», damit das nötige Verständnis für das 
Zusammenspiel von «Motorkultur» und «Agrikultur» entstehe. Es ist 
kein Zufall, dass Meyenburg bei seiner Entwicklung von landwirtschaft-
lichen Maschinen zur Bodenbearbeitung die federnden Grab- und Kratz-
bewegungen des Maulwurfs mechanisch nachzuahmen versuchte. Und 
im Pferd sah er das Vorbild jenes «Universaltraktors», mit dessen tech-
nischen und für die raum-zeitlich unbeständige Agrarproduktion ad-
äquaten Realisierung sich die Landmaschineningenieure so schwer ta-
ten.66 Noch Ende der 1940er Jahre schrieb der Agronom Emil Rauch: 

Aber welche Maschine ist in ihrer Arbeit so vielseitig, so anpassungsfähig und 
so leicht für die verschiedenartigsten Arbeiten verwendbar wie das Tier? Das 
zeigt sich sofort im unebenen Gelände und bei wechselnden Ansprüchen der 
Fahrbahn. Da wechselt das Pferd die Gänge, die Geschwindigkeit, den Kraft-
aufwand, es erhöht die Griffigkeit und Adhäsion und verlegt das Gewicht, so 
dass es sowohl auf der Strasse wie auf dem Acker, auf der Wiese, im Wald und 
auch zwischen den Kulturen Fahreigenschaften entwickelt, die ein einzelner 
Motor in dieser Mannigfaltigkeit nie leisten kann. Jede Maschine wird nur 
auf einem begrenzten Arbeitsgebiet technisch und wirtschaftlich wertvolle 
Arbeit leisten. Mit der Motorisierung geht die Spezialisierung Hand in Hand. 
In einem Betrieb aber mit vielseitigen Ansprüchen wird das Pferd nur dann 
vom mechanisierten Zug verdrängt werden, wenn mehrere Spezialmotoren an 
seine Stelle treten.67

Die Metapher des «Motors» wurde also nicht nur pauschal auf den Tier-
körper übertragen, sondern lieferte auch den Interpretationsrahmen, um 
den Tierkörper funktional zu zergliedern und ihn zugleich heuristisch 
für die Konstruktion einer polyfunktionalen Motormaschine zum Vor-
bild zu nehmen. Man begann die muskuläre Bewegung und die Agilität, 
die Wendigkeit und dynamische Anpassungsfähigkeit der Zugtiere mit 
motortechnologischen Begriffen zu beschreiben und sah in ihren Kör-
pern «Wechselgetriebe», «Drehmomente» und «Gänge» am Werk.68 So 

66 		 Konrad von Meyenburg, Motorlastwagen und Motorpflüge, Sonderdruck aus den Mit-
teilungen der Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft 1910/31, S. 2–4.

67 		 Emil Rauch, Pferd und Motor, in: Neue Zürcher Zeitung, Nr. 2568, 8. Dezember 1949.
68 		 Ebd.
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verwandelte sich die Zugkraft von Tieren zur «Traktion»,69 ihre Fähig-
keit zur Anpassung an unterschiedliche Terrainverhältnisse zur 
«Adhäsion»70 und ihre Hufe und Klauen wurden mit dem «Pneu der 
Autoräder» verglichen.71 Anstatt zu schreiten, zu traben oder zu galop-
pieren, entwickelte das Pferd in der Vorstellungswelt von Agronomen 
und Ingenieuren nun anpassungsfähige «Fahreigenschaften».72 Die Ana-
tomie und die vielfältigen Fähigkeiten des Pferdes wurden in der symbo-
lischen Sinnwelt der agrarwissenschaftlichen Ingenieure zu einem kom-
plexen technischen und mechanischen Ensemble, ja geradezu zu einem 
Cyborg,73 und zeigten in mancherlei Hinsicht, was bisher vergeblich tech-
nisch zu realisieren versucht worden war: die Konstruktion eines «Uni-
versal-Traktors», der all diese Erfordernisse und Fertigkeiten zu integ-
rieren vermochte. Analog zum Tierkörper musste diese Arbeitsmaschine 
eine Kombination und Integration mehrerer «Spezialmotoren» aufwei-
sen, um dadurch eine ähnlich «vielseitige Verwendbarkeit» zu erreichen, 
welche Eduard David ein halbes Jahrhundert zuvor bereits dem «anima-
lischen Motor» des Pferdes zugeschrieben hatte.74 Mit anderen Worten: 
In den Augen der Agronomen sollte der Traktor das Pferd zuerst imi
tieren, um es dann zu übertreffen und schliesslich doch noch obsolet zu 
machen. Dies geschah breitenwirksam erst in den 1950er Jahren. Jetzt 
ersetzten fossilenergetisch angetriebene Motoren die Muskelkraft der 
Tiere, was zugleich jene Agrarflächen zur Ausdehnung der Nahrungs-
mittelproduktion für die Menschen freisetzte, die bisher zur Futtererzeu-
gung der Arbeitstiere genutzt worden waren.

Schlussbetrachtung 

Die Kontroverse über die Agrarfrage markiert eine ebenso paradoxe wie 
wirkmächtige Transitionsphase in der marxistischen und historiografi-
schen Thematisierung des Agrarischen. Während sich Karl Kautsky und 
Eduard David an der Wende zum 20. Jahrhundert intensiv mit den Idio-

69 		 Friedrich Traugott Wahlen, Zum Geleit, in: Der Motor in der Landwirtschaft, Spezial-
heft von Auto 15, No. 21/22 (1941), S. 8–9, hier S. 8.

70 		 Rauch, Pferd und Motor.
71 		 Ulrich Duerst, Zur Statik und Mechanik des Pferdes, in: Probleme der schweizerischen 

Pferdezucht. Vorträge, gehalten an der Tagung der Schweizerischen Vereinigung für  
Tierzucht vom 23. und 24. März 1945 in Murten, Bern 1945, S. 107–113, hier S. 111.

72 		 Rauch, Pferd und Motor.
73 		 Vgl. Donna Haraway, A Cyborg Manifesto. Science, Technology and Socialist-Feminism 

in the Late Twentieth Century, in: dies., Simians, Cyborgs and Women. The Reinvention 
of Nature, New York 1991, S. 149–181.

74 		 Vgl. Rauch, Pferd und Motor; David, Sozialismus und Landwirtschaft, S. 158–159.
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synkrasien und Komplexitäten der Agrarproduktion in der industrie
kapitalistischen Gesellschaft zu beschäftigen begannen, kennzeichnet 
sich die Rezeption dieser Debatte sowohl in der Historiografie wie auch 
in der marxistischen Theorietradition durch ein eigentümliches Abdrif-
ten auf politisch-strategische Opportunitätsfragen. Selbst die eindring-
lichste und detaillierteste Darstellung der Debatte, Athar Hussains und 
Keith Tribes Marxism and the Agrarian Question, geht davon aus, dass 
sich die Agrarfrage letztlich an politische Parteien gerichtet habe, «rather 
than to anybody who happened to be interested in the countryside and 
agriculture».75 Diese politikhistorische Interpretation reduziert die 
Agrarfrage auf innerparteiliche Konfliktlagen zwischen «Orthodoxen» 
und «Revisionisten» in der SPD und auf strategisch-programmatische 
Überlegungen der «Landagitation». Oder anders gesagt: Während die 
von Kautsky im ersten Teil der Agrarfrage erörterte «Entwicklung der 
Landwirtschaft in der kapitalistischen Gesellschaft» den im zweiten Teil 
dargestellten Ausführungen zur «Sozialdemokratischen Agrarpolitik» 
systematisch untergeordnet wird, erfahren Davids Ausführungen zu den 
«Wesensunterschieden zwischen organischer und mechanischer Produk-
tion» kaum mehr als die Ignoranz der Nachgeborenen. Aus dieser Per
spektive verschwinden Kautskys und Davids differenzierte Analysen 
vollständig aus dem Blickfeld. Damit wird das Agrarische gleichsam zur 
terra incognita innerhalb der industriekapitalistischen Gesellschaft, um 
deren Erkundung und Erkenntnis man sich nicht weiter zu kümmern 
braucht. Die Rezeptionsgeschichte der Agrarfrage steht damit auch sym-
ptomatisch für die intellektuelle Entfremdung zwischen VertreterInnen 
der Arbeitergeschichte einerseits und AgrarhistorikerInnen andererseits, 
die ihre jeweiligen Untersuchungsfelder und Akteursgruppen im  
20. Jahrhundert selten in Beziehung zueinander setzen und so implizit 
den in der Industriegesellschaft vorherrschenden Eindruck stützten, dass 
die beiden Bereiche wenig oder nichts miteinander zu tun hätten.76 

Eine andere, seit den 1990er Jahren an Konturen gewinnende histo-
riografische Interpretation rückt demgegenüber gerade die Interdepen-
denz und Interaktion zwischen der Agrarwirtschaft und den im 19. und 
20. Jahrhundert hegemonial werdenden Paradigmen des Industriekapi-

75 		 Athar Hussain, Keith Tribe, Marxism and the Agrarian Question, 2 Bde., London etc. 
1981, Bd. 1, S. 133.

76 		 Vgl. Cindy Hahamovitch, Rick Halpern, Not a «Sack of Potatoes»: Why Labor Histori-
ans Need to Take Agriculture Seriously, in: International Labor and Working-Class 
History 65 (2004), S. 3–10.
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talismus in den Fokus.77 In dieser Perspektive wird auch das bisher brach-
liegende und in diesem Essay in den Grundzügen thematisierte Potential 
einer erneuten Beschäftigung mit den Argumenten Kautskys und Davids 
für eine «neue Geschichte des Kapitalismus» deutlich.78 Denn für Kaut-
sky und David war die Agrarfrage gerade nicht einfach eine taktische 
Frage zur Mobilisierung der Landbevölkerung für den Sozialismus. Viel-
mehr erkannten sie in ihr eine intellektuelle Herausforderung, weil sich 
sowohl die kapitalistischen Handlungslogiken als auch die marxistisch 
orientierten Zukunftserwartungen in der agrarischen Praxis an den 
Produktionsbedingungen und -prozessen brachen, die der Nutzung von 
Tieren und Pflanzen zugrunde liegen. Das Verstehen und Erklären der 
dadurch generierten Ambivalenzen der Agrarfrage im Industriekapita-
lismus konstituieren den epistemischen Kern ihrer Auseinandersetzung 
und sind zugleich der Stachel im Fleisch einer historiografischen Be-
schäftigung mit den Dynamiken der landwirtschaftlichen Produktion 
und Arbeit im 19. und 20. Jahrhundert.

Die Agrarmodernisierung im Modus der Industrialisierung löste in 
den westlichen kapitalistischen Gesellschaften insofern nicht nur das 
säkulare Problem des kollektiven Hungers, das noch im 19. Jahrhundert 
als periodisch auftauchender Schatten über der Agrar- und Ernährungs-
frage lag; sie schuf auch Probleme, die die Agrarfrage des 21. Jahrhun-
derts konstituieren. Diese Ambivalenz des agrarwirtschaftlichen «Fort-
schritts» im Industriekapitalismus antizipierte ansatzweise bereits 
Marx.79 Jeder «Fortschritt der kapitalistischen Agrikultur», schrieb er im 
Kapital, «ist nicht nur ein Fortschritt in der Kunst den Arbeiter, sondern 
zugleich auch in der Kunst, den Boden zu berauben, jeder Fortschritt in 
Steigerung seiner Fruchtbarkeit für eine gegebene Zeitfrist zugleich ein 
Fortschritt im Ruin der dauernden Quellen dieser Fruchtbarkeit.»80 
Diese von Marx eher erahnten als analysierten Ambivalenzen der Agrar-
modernisierung wurden erst in der Kontroverse um die Agrarfrage von 
David und Kautsky systematisch erschlossen und verlangen zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts nicht weniger des Nachdenkens als zu Beginn des 

77 		 Vgl. Moser, Eine «Sache des ganzen Volkes»?; Fitzgerald, Every Farm a Factory; Josef 
Mooser, Das Verschwinden der Bauern. Überlegungen zur Sozialgeschichte der «Ent
agrarisierung» und Modernisierung der Landwirtschaft im 20. Jahrhundert, in: Daniela 
Münkel (Hg.), Der lange Abschied vom Agrarland. Agrarpolitik, Landwirtschaft und 
ländliche Gesellschaft zwischen Weimar und Bonn; Göttingen 2000, S. 23–35.

78 		 Vgl. Lenger, Die neue Kapitalismusgeschichte; Sven Beckert, The New History of Capi-
talism, in: Kocka, van der Linden (Hg.), Capitalism, S. 235–250.

79 		 Vgl. Jonathan Sperber, Karl Marx. Sein Leben und sein Jahrhundert, München 2013; 
Gareth Stedman Jones, Karl Marx. Greatness and Illusion, London 2016.

80 		 Marx, Das Kapital, S. 445–446.
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20. Jahrhunderts. «Is There an Agrarian Question in the 21st Century?», 
fragte Henry Bernstein vor einigen Jahren.81 Die Antwort lautet auch 
dann «Ja», wenn im Moment der Tisch gedeckt und die Bäuche satt sind.

81 		 Henry Bernstein, Is There an Agrarian Question in the 21st Century? in: Canadian Jour-
nal of Development Studies 27/4 (2006), S. 449–460. Vgl. auch Harriet Friedmann, Focu-
sing on Agriculture. A Comment on Henry Bernstein’s «Is there an Agrarian Question 
in the 21st Century», in: Canadian Journal of Development Studies, 27/4 (2006), S. 461–
465.
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Anne E. Hasselmann, Universität Basel, Departement Geschichte, Hirschgässlein 21,  
4051 Basel, anne.hasselmann@unibas.ch

«Wir wollen keine Almosen, wir wollen unser Recht.»
Die Emigration der Russlandschweizer/innen  
im Kontext der Russischen Revolution von 1917

Anne E. Hasselmann

‘We don’t want charity, we want our rights.’ The Emigration of Swiss Citizens 
from Russia after the Russian Revolution of 1917

This study focuses on Swiss citizens who migrated from Russia to Switzerland in 
the five years following the Revolution of 1917. While research has been done on 
Swiss citizens (Russlandschweizer) living in the Russian Empire, their fate follow-
ing the events of 1917 is less known. Closely associated to the czarist elite, Swiss 
citizens found their property expropriated by the Bolsheviks. On their arrival in 
Switzerland they were poor, alienated, and desperately looking for work. Their suc-
cessful fight for compensation from the Swiss Government for their loss of prop-
erty seems to be crucial for their integration into Swiss society. As diplomatic re-
lations between Switzerland und the Soviet Union severed in those days, these 
Heimkehrer (repatriates), played a constructive role in the entangled history of the 
two countries. The paper displays the public discourse, mirrored in the press as 
well as self-descriptions of these migrants, and argues that this group should not 
be categorized as repatriates, but described in a new way.

Im Frühjahr 2017 repräsentierte eine Holzkiste voller Rubelnoten in der 
Sonderausstellung zur Russischen Revolution im Landesmuseum Zürich 
die Ankunft der letzten Russlandschweizergeneration in der Schweiz.1 
Die Scheine befanden sich in grauen Säcken, mit insgesamt acht Millio-
nen russischer Rubeln, die den Aufdruck «SNB [Schweizerische Natio-
nalbank] Basel» trugen.2 

1		  1917 Revolution. Russland und die Schweiz. Sonderausstellung im Landesmuseum 
Zürich (23. Februar–25. Juni 2017). Vgl. gleichnamigen Katalog der Ausstellung.

2		  Die «Rubel-Kiste» wurde von der Autorin im Rahmen von Recherchen zu den Russ-
landschweizer/innen mit der Hilfe von Frau Christine Lauener in den nichtinventarisier-
ten Beständen des Bundesarchivs Bern entdeckt.
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Die «Rubel-Kiste» entsprach dem kleinen Teil des Vermögens einer 
Gruppe von Russlandschweizern, welchen diese in die Schweiz mit
nehmen konnten. Die meisten hatten jedoch in Russland ihren gesamten 
Besitz durch die gewaltsamen Beschlagnahmungen der Bolschewiki ver-
loren. Verarmt und häufig ohne Arbeitsmöglichkeiten schlossen sich die 
«Rückkehrer» in Genossenschaften zusammen und forderten vom Bund 
finanzielle Ausgleichszahlungen für die unrechtmässige Enteignung 
ihrer verlorenen Besitztümer. Der vorliegende Aufsatz nimmt die unge-
klärte Provenienz dieses Ausstellungsexponates als Ausgangspunkt für 
eine Darstellung der Ankunft und Integration der Russlandschweizer/
innen, die mit den sogenannten «Heimschaffungszügen» zwischen 1918 
und 1921 in der Deutschschweiz ankamen.3 Es wird argumentiert, dass 

3		  In der Forschung bestehen unterschiedliche Zählungen der «Rückführungszüge» in die 
Schweiz, vgl.: Collmer, Die Schweiz und das Russische Reich 1848–1919. Geschichte 
einer europäischen Verflechtung, Zürich 2004, S. 549. Collmer bezieht sich auf die 1943 
in einer anonymen Aktennotiz des EPD verfassten Übersicht über die bislang zurück-
gekehrten Schweizer. Vgl.: Schweizerisches Bundesarchiv (BAR), E 2001 (D) 9/2, 

Abbildung 1. Kiste mit Rubelnoten der Russlandschweizer/innen. Foto: Schwei-
zerisches Nationalmuseum.
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der Kampf um die staatlichen Entschädigungszahlungen zentral für das 
Gelingen der Integration der von den Folgen der Russischen Revolution 
und des Bürgerkriegs finanziell schwer geschädigten Russlandschweizer/
innen war.

Die Forschung geht davon aus, dass 5000 bis 6000 der 8000 um 1917 
in Russland ansässigen Schweizer/innen das Angebot der von Bern or-
ganisierten «Repatriierungszüge» in Anspruch nahmen.4 Bis 1945 emi-
grierten weitere 2000 Auslandschweizer/innen aus der Sowjetunion in 
die Schweiz. Während sich die Machtübernahme der Bolschewiki in 
Petrograd und Moskau vergleichsweise schnell vollzog, erlebten die 
Russlandschweizerkolonien im südlichen Russland und im Kaukasus 
eine längere Phase des Bürgerkriegs, der ihre Flucht zeitlich versetzte. 
Eine unbestimmte Zahl von Russlandschweizer/innen schloss sich 
Flüchtlingen in der RSFSR an und zog in den Ural und nach Sibirien, 
von wo aus sie unter Vermittlung des Schweizerischen Roten Kreuzes 
1922 in die Schweiz emigrierten.5 Forschungen zu der individuellen Emi-
gration dieser «Spätrückkehrer» sind noch ausstehend.6 

Rapatriement des Suisses de Russie, undatiert (Début 1943), publiziert in: Antoine 
Fleury, Danièle Tosato-Rigo (Hg.), Švejcarija-Rossija, Kontakty i razryvy, Nr. 185, 
Dokumente aus dem Archiv des russischen Ministeriums für Auswärtige Angelegen
heiten und dem Schweizerischen Bundesarchiv, Bern 1994, S. 519–524. Laut diesen 
Angaben gab es von Juli 1918 bis März 1919 drei grosse «Repatriierungszüge», die im 
Ganzen 1490 Russlandschweizer transportierten. Bis zum Ende des Jahres 1919 gab es 
zwei weitere kleinere Züge (insgesamt 163 Personen), die die Russlandschweizer aus den 
Kolonien des Baltikums und dem Kaukasus «repatriierten». Zwei weitere Transporte 
mit insgesamt 683 Personen in den Jahren 1920 und 1921 schlossen die Phase der grossen 
«Repatriierungskonvois» ab.

4		  In seiner Lizentiatsarbeit über die «Rückkehr» der Russlandschweizer/innen in den 
Jahren von 1917 bis 1945 hat Josef Voegeli empirische Daten zur Abreise und Ankunft 
der staatlich zurückgeführten Schweizer/innen erhoben. Vgl.: Josef Voegeli, Die Rück-
kehr der Russlandschweizer 1917–1945, unveröffentlichte Lizentiatsarbeit bei Carsten 
Goehrke, Zürich, Juni 1979, hier S. 13–15. Die Zahl 8000 bezieht sich auf die Russland-
schweizer/innen, die im Besitz eines Schweizer Passes waren (oder einen solchen bean-
tragen konnten) und deswegen Anrecht auf einen Platz im «Repatriierungszug» hatten 
oder zu einem späteren Zeitpunkt individuell in die Schweiz einreisten. Roman Bühler, 
Heidi Gander-Wolf und andere sprechen von 38000–57000 Schweizern, die um 1900 in 
Russland ansässig waren. vgl.: Dies., Schweizer im Zarenreich. Zur Geschichte der Aus-
wanderung nach Russland. Beiträge zur Geschichte der Russlandschweizer 1, Zürich 
1985, S. 86f.

5		  Victor Lämmlin, Die Heimkehr der Schweizer Käser aus Sibirien, in Thuner Tagblatt  
5. Dezember 1972.

6		  Markus Lengen weist darauf hin, dass viele Käser erst in den Jahren 1931/32 als Folge 
der Kollektivierung, als sich die Lebensumstände auch auf dem Land aufgrund der Ab-
schaffung der Privatwirtschaft erheblich verschlechterten, zurückkehrten. Vgl.: Markus 
Lengen, Strukturprofil der letzten Russlandschweizer-Generation am Vorabend des 
Ersten Weltkrieges, in: Schweizerische Zeitschrift für Geschichte, 48/3 (1998), S. 360–390, 
hier S. 384. 
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Mit dem hier gelegten Fokus auf die Wanderungsbewegung der 
letzten Russlandschweizergeneration wird ein Aspekt der Migrations
geschichte angesprochen, der im Vergleich zur Auswanderung häufig 
vernachlässigt wird.7 

Die Darstellung dieses historischen Phänomens wirft jedoch be-
griffsgeschichtliche Probleme bei der korrekten Beschreibung der 
«Rückkehr der Russlandschweizer» auf. In Abgrenzung zum Quellen-
begriff «Rückkehr» und unter Verweis auf den euphemistischen Bei-
klang des Wortes «Rückwanderung» im Kontext von Revolution und 
Bürgerkrieg plädierte die Forschung für die Verwendung der Begriffe 
«Massenflucht», «Zwangsrückwanderung» beziehungsweise «Remi
gration».8 Meines Erachtens geht das Problem der korrekten Beschrei-
bung jedoch über die Frage der Migrationsmotivation hinaus. Sollten wir 
in Bezug auf die in der Schweiz ankommenden Russlandschweizer/innen 
überhaupt von «Remigranten» sprechen? Ein grosser Teil der letzten 
Russlandschweizergeneration, die zwischen 1918 und 1922 in der Schweiz 
ankam, waren Nachfahren der ab dem 17. Jahrhundert ausgewanderten 
Schweizer und Schweizerinnen. Viele lebten also bereits in zweiter oder 
dritter Generation im Zarenreich und sahen die Schweiz bei ihrer An-
kunft zum ersten Mal.9 

Die von den Russlandschweizern verwendete Selbstbeschreibung 
«Rückkehrer» erinnert an den im deutschen Recht verbreiteten Bluts
gedanken, der jedoch dem schweizerischen Verständnis von Staats
bürgerschaft widerspricht. Schweizer oder Schweizerin ist man – so die 
klassische Diktion – durch «Willen» und Überzeugung und nicht, weil 
die Vorfahren in der Schweiz lebten, bevor sie beispielsweise als Käser 
in den Kaukasus auswanderten. In der Tat scheint sich die nationale 
Identität der Russlandschweizer/innen eher durch das aktive Pflegen von 

7		  In der Migrationsgeschichte ist die Remigration ein Randthema, das bis heute im Schat-
ten der Emigrationsforschung steht. In der Regel wird die Rückkehr im Umfeld von Um-
brüchen, Krisen und Neuordnungsprozessen diskutiert, bei der Fragen nach Ursachen, 
Gestalt, Wirkung und Relevanz des Phänomens gestellt werden oder bei denen die Re-
migrant/innen im Brennpunkt von politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Zusam-
menhängen stehen. Vgl.: Sylvia Hahn, Historische Migrationsforschung, Frankfurt am 
Main 2012.

8		  Josef Voegeli wies auf die unpassende Bezeichnung «Rückwanderung» hin und plädiert 
für den Begriff der «Massenflucht». Vgl.: Voegeli, Die Rückkehr, S. 16. Die Termini wur-
den zuletzt von Jean-François Fayet und Peter Huber aufgegriffen. Vgl.: Dies., Die Russ-
landschweizer ohne Schutz? Die IKRK-Mission in Moskau als «verdecktes Konsulat» 
1921–1938, in: Schweizerisches Bundesarchiv (Hg.), Die Auslandschweizer im 20. Jahr-
hundert, Zeitschrift des Schweizerischen Bundesarchivs, Bern 2002, S. 153–187.

9		  An dieser Stelle möchte ich Felix Frey für das kritische Hinterfragen des Begriffs «Rück-
kehr» in Bezug auf die Russlandschweizer/innen und den hilfreichen Hinweis auf den 
staatsbürgerlichen Kontext der Selbstbezeichnung ausdrücklich danken. 
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vermeintlich schweizerischen Traditionen in den Vereinen der «Russ-
landschweizer-Kolonien» in den russischen Grossstädten formiert zu 
haben als in der Betonung einer Blutsverwandtschaft.10 Die Perspektive 
auf die «Entschädigungsfrage» als entscheidendes Moment bei der Inte-
gration in der Schweiz zeigt, dass die politische Selbstbezeichnung als 
«Flüchtlinge» und «Rückkehrer» auch in Hinblick auf die den Russland-
schweizern bekannten deutschen Entschädigungszahlungen an die ver-
triebenen Russlanddeutschen gewählt wurde.11

Wie wurden die Ankommenden von der schweizerischen Öffentlich-
keit beschrieben? Eine hier vorgenommene Untersuchung der ersten 
Presseberichterstattung einerseits und der Selbstbezeichnung in den 
Schriften der Russlandschweizer/innen andererseits geht der Entstehung 
der Begrifflichkeit und ihrer politischen Instrumentalisierung auf den 
Grund. 

Neben dieser begriffsgeschichtlichen Dimension verfolgt der Aufsatz 
eine Erweiterung der schweizerisch-russischen Beziehungsgeschichte. 
Die Auswanderung der Schweizer/innen in das Zarenreich wurde in der 
Vergangenheit sehr gut erforscht, und momentan beschäftigen sich zwei 
Forschungsprojekte mit Aspekten der Russlandschweizergeschichte.12 
Ende der 1970er Jahre wurde die staatliche «Repatriierung» erstmals 
von Josef Voegeli im Rahmen einer Lizentiatsarbeit untersucht. Wäh-
rend die neuere Forschung auf die empirischen Daten Voegelis Bezug 

10		  Eine Untersuchung der «Russlandschweizerkolonien» in den Grossstädten des Zaren-
reichs steht als Forschungsdesiderat der Russlandschweizergeschichte im Raum. Die 
«schweizerische Traditionspflege» in den Kolonien wird beispielsweise in den Erinne-
rungen und Autobiographien der Russlandschweizer beschrieben. Simon Gerber hat in 
seiner Masterarbeit anhand von autobiographischen Zeugnissen die Identität(en) der 
Russlandschweizer/innen untersucht. Ders., Wer sind wir? Die Identität von Russland-
schweizern in Revolution und früher Sowjetunion. Unveröffentlichte Masterarbeit, ein-
gereicht bei Nada Boškovska, 27. Juni 2014, Universität Zürich.

11		  In den Eingaben der «Vereinigung der Russlandschweizer» (VRS) an den Bundesrat 
verliehen die Mitglieder ihrer Forderung nach Entschädigung mit Verweis auf die Re-
gelungen in anderen Staaten Nachdruck. Die deutsche Regelung wurde dabei bevorzugt 
als Referenzfall herangezogen.

12		  Mit der Geschichte der Schweizer in Russland befasst sich erstmals die Reihe «Beiträge 
zur Geschichte der Russlandschweizer», erschienen 1985f. in Zürich unter der Leitung 
von Carsten Goehrke. Für eine Bilanz des umfangreichen Forschungsprojekts vgl.: Cars-
ten Goehrke, Die Auswanderung aus der Schweiz nach Russland und die Russland-
schweizer. Eine vergleichende Forschungsbilanz, in: Schweizerische Zeitschrift für 
Geschichte, 48/3 (1998), S. 291–324. Danièle Tosato-Rigo untersucht die schweize- 
risch-russischen Beziehungen Ende des 18. Jahrhunderts anhand der welschen Gouver-
nanten und Erzieher am Zarenhof: Educating Russia’s Princes. Swiss enlightened tutors 
at the court of Catherine the Great, Forschungsprojekt an der Université de Lausanne. 

		  Elena Simonato erforscht die Geschichte der Schweizer Kolonien auf der Krim und an 
der Schwarzmeerküste: Les communautés suisses de Crimée et de la côte Nord de la mer 
Noire. Langues et identités, Dissertationsprojekt an der Université de Lausanne.
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nimmt, existiert bislang keine Studie zur Frage der Integration der Russ-
landschweizer/innen in der Schweiz.13 Die Forschung zur schweizerisch-
russischen Kulturgeschichte führt uns mit dem Standardwerk von Peter 
Collmer Die Schweiz und das Russische Reich 1848–1919 bis zum Ab-
bruch der diplomatischen Beziehungen in der Folge des Landesstreiks 
und wird von Christine Gehrig-Straube über die Beziehungslosen Zeiten 
1918–1946 weitergeführt.14 Inwieweit stellte die Flucht und Ankunft der 
Russlandschweizer/innen einen Bruch oder Kontinuität in den kulturel-
len Beziehungen zwischen der Schweiz und Russland beziehungsweise 
der Sowjetunion dar?

Die Forschung hat auf die unterschiedlichen Integrationsstrategien 
hingewiesen, die abhängig von sozialer Schicht und Geschlecht variieren. 
Entscheidend für die Erfahrung der Integration seien jedoch die Mög-
lichkeiten der Emigrant/innen, zu der Entwicklung ihres Heimatlandes 
beizutragen.15 Am Beispiel der Ankunft der Russlandschweizer/innen in 
der Deutschschweiz wird hier argumentiert, dass die «Entschädigungs-
frage» entscheidender Bestandteil ihrer Integrationsstrategie war.16

Unter dem Titel «Wir wollen keine Almosen, wir wollen unser Recht! 
Spricht der moderne Arme» brachte ein Journalist rund zehn Jahre nach 
der Ankunft eine verbreitete Meinung zu den Forderungen der Russ-
landschweizer/innen auf den Punkt:

Die Russlandschweizer haben […] ihr Hab und Gut verloren. Haben sie ein 
Recht für das Verlorene nun aus der Bundeskasse Ersatz zu verlangen? Nicht 
im Geringsten. Denn das wissen sie so gut wie der Bundesrat, dass die For-
derungen, die sie dem Bunde abtreten wollen, vielleicht einmal ganz interes-
sante Urkunden für das Landesmuseum darstellen, aber niemals realisierbare 
Wertpapiere sein werden!17

Zynisch beschreibt der Autor das Einfordern von Entschädigungs
zahlungen als im besten Fall erinnerungswürdiges Museumsobjekt. 
Unter dem Vorbehalt, dass die «Rubel-Kiste» im Landesmuseum nicht 
exakt den unerfüllten Forderungen der Russlandschweizer/innen ent-

13		  Josef Voegeli, Die Rückkehr.
14		  Peter Collmer, Die Schweiz und das Russische Reich, hier 4.1.4. Repatriierung, S. 546–

554. Christine Gehrig-Straube, Beziehungslose Zeiten. Das schweizerisch-sowjetische 
Verhältnis zwischen Abbruch und Wiederaufnahme der Beziehungen (1918–1946) auf-
grund schweizerischer Akten, Zürich 1997.

15		  Katie Kuschminder, Reintegration Strategies, Conceptualizing How Migrants Reinteg-
rate, Springer 2017.

16		  Dieser Fokus auf die Emigrant/innen der Deutschschweiz lässt dabei den grossen An-
teil der Emigration der Westschweizer und die Emigration bis zum Zweiten Weltkrieg 
unberücksichtigt.

17		  Hp., ‹Wir wollen keine Almosen, wir wollen unser Recht› spricht der moderne Arme!, 
in: Evangelische Volkszeitung, 18. Januar 1929, Nr. 3.
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spricht, kann etwas zynisch gesagt werden, dass die Geschichte dem 
Journalisten Recht gegeben hat. Unter Hinweis auf eine Vielzahl von bis-
lang kaum konsultierten Quellen und mit dem Ziel, die Provenienz der 
«Rubel-Kiste» zu klären, stellt der vorliegende Aufsatz die Ankunft der 
letzten Russlandschweizergeneration dar und beantwortet dabei die 
aufgeworfenen Fragen nach einer passenden Begrifflichkeit und dem 
Stellenwert der «Entschädigungsfrage» bei der Integration der Aus
landschweizer im Kontext der schweizerisch-russischen Beziehungs
geschichte.18

Emigration aus Russland in die Schweiz

Nach den Ereignissen der Oktoberrevolution von 1917 sorgten sich die 
Russlandschweizer/innen in den Kolonien der grossen Städte in erster 
Linie um ihren Wohlstand und ihre beruflichen Karrieren. Die neuen 
bolschewistischen Machthaber enteigneten die Betriebsbesitzer und 
Unternehmer, und die vielen schweizerischen Gouvernanten und Fran-
zösischlehrer am Zarenhof waren in Lebensgefahr. Es kam zu Ver
sorgungsengpässen in den Städten und einer Inflation, die zu Lebens
mittelknappheit und Hungersnöten führten. Unter den Russland- 
schweizer/innen bestand grosse Ungewissheit über die zukünftigen Be-
sitz- und Arbeitsverhältnisse in der RSFSR. Verbunden mit dem Ringen 
um das tägliche Brot war die Sorge um die Sicherung ihres Vermögens. 
Konnte es bei einer Rückkehr in die Schweiz überführt werden? Und wie 
sollte das immobile Eigentum vor Übergriffen gesichert werden? 

Die schweizerische Gesandtschaft in Petrograd war die Anlaufstelle 
für Russlandschweizer/innen, die sich gezwungen sahen, ihre Existenz in 
Russland aufzugeben und in die Schweiz zurückzukehren.19 Täglich 
strömten sie in die Amtsstelle mit der Bitte um Hilfe bei der Ausreise 
oder um Geldsendungen durch Kuriere. Die Kooperationsbereitschaft 
der russischen Behörden und damit auch das Wohlergehen der Russland-
schweizerkolonien hingen stark von dem Stand der politischen Beziehun-

18		  Russlandschweizerarchiv im Sozialarchiv Zürich: Russlandschweizer-Archiv (RSA),  
Ar 535. In diesem Bestand befinden sich auch die Unterlagen zur Schweizerischen Hilfs- 
und Kreditorengenossenschaft (Secrusse). Für die Vereinigung der Russlandschweizer 
(VRS) vgl.: RSA, Ar 534.

19		  Die Schweizerische Gesandtschaft wurde 1906 in St. Petersburg etabliert. Auch nach dem 
Umzug der sowjetischen Zentralbehörden nach Moskau im März 1918 entschied sich 
der Gesandte Edouard Odier für einen Verbleib in der Stadt, die zwischen 1914 und 1924 
Petrograd hiess. In Moskau und in anderen grossen Städten Russlands befanden sich 
Konsulate.
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gen zur Schweiz ab.20 Nach der Ausweisung der sowjetischen Gesandt-
schaft durch die Schweizer Behörden im Kontext des Landesstreiks am 
9. November 1918 befürchtete die schweizerische Gesandtschaft in Russ-
land Repressionen und bereitete ihren Abzug vor. Den Russlandschwei-
zerkolonien, die damit ohne staatlichen Schutz zurückblieben, wurde ge-
raten, ihr Vermögen bei der norwegischen Delegation zu lagern, die sich 
in Vertretung um die Anliegen der Russlandschweizer kümmern sollte. 
Am 19. November wurden die Depots der norwegischen Vertretung aus-
geraubt. Dieser Verlust brachte die Russlandschweizer/innen in eine 
wirtschaftlich prekäre Lage, in der die Reise in die Schweiz der einzige 
Ausweg zu sein schien.21 Obwohl nie ein direkter Zusammenhang zwi-
schen der Ausweisung und dem Gesandtschaftsraub aufgedeckt wurde, 
sahen sich die Russlandschweizer/innen als Opfer der schweizerischen 
innenpolitischen Interessen. Der Bolschewismus und konkret die Sow-
jetmission in Bern erschienen bürgerlichen Kreisen als innenpolitische 
Bedrohung und als «Revolutionszentrale». Just an dem Tag, als der 
Schweizer Vertreter in Petrograd eintraf, um mit neuen Instruktionen die 
Schweizer Interessen zu wahren, wies der Bundesrat die Sowjet-Mission 
aus.22 Auf diese Argumentation, dass die Schweiz mit ihrer Politik den 
Russlandschweizern geschädigt hatte und damit eine Mitschuld an ihren 
Verlusten trug, stützten die Russlandschweizer/innen nach ihrer Rück-
kehr ihren Anspruch auf eine Entschädigung ihrer verlorenen Werte.23

Während sich die Organisation von sogenannten «Heimschaffungs-
zügen», die das Eidgenössische Politische Departement (EPD) im De-
zember 1917 in Aussicht gestellt hatte, aufgrund der abwartend bis anti-
kommunistisch eingestellten schweizerischen Russland-Politik laufend 
verzögerte, begannen sich engagierte Russlandschweizer/innen in den 

20		  Vgl. «Kurzer Situationsbericht» des Vize-Konsuls der Schweizerischen Gesandtschaft 
Friedrich Suter an das Auswärtige Amt vom 20. Januar 1919. in: Diplomatische Doku-
mente der Schweiz (Dodis), http://dodis.ch/43869 (Stand: 11. Juli 2017).

21		  Dietrich Dreyer: Schweizer Kreuz und Sowjetstern. Die Beziehungen zweier ungleicher 
Partner, Zürich 1989, S. 60–74.

22		  Zur Ausweisung der Mission Berzin im Kontext des Landesstreiks vgl.: Patrick Kury, Der 
Erste Weltkrieg als Wendepunkt in der Ausländerpolitik. Von der Freizügigkeit zu Kon-
trolle und Abwehr, in: Roman Rossfeld, Thomas Buomberger (Hg.), 14/18. Die Schweiz 
und der Grosse Krieg, Baden 2014, S. 290–314. Christian Koller, Die Schweiz nach der 
Russischen Revolution. Nach der Russischen Revolution begann der Kampf in der Po-
litik. Auch in der Schweiz. In: Blog des Nationalmuseums: http://blog.nationalmuseum.
ch/2017/06/die-schweiz-nach-der-russischen-revolution/ (Stand: 31. Juli 2017).

23		  «[Durch die Ausweisung der Sowjetmission] wurden die Russlandschweizer, als Außen-
posten, den innenpolitischen Interessen der Eidgenossenschaft geopfert, und hierauf 
gründen sie ihr moralisches Recht auf eine Entschädigung ihrer Verluste in Rußland.» 
Ernst Thalmann von Bertschikon (Bezirk Winterthur), Autobiographie, in: Adolf Jenny 
(Hg.), Bilder von dem Leben und Streben der Russlandschweizer und dem traurigen 
Ende ihrer Wirksamkeit, Glarus 1934, S. 304. 
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Kolonien selbst zu helfen und übten Druck auf die Gesandtschaft aus.24 
Aus den Schweizerischen Hilfsvereinen, die bereits seit Mitte des 19. Jahr-
hunderts den Kontakt aus dem Zarenreich in die Heimat vermittelten 
und für in Not geratene und ältere Russlandschweizer/innen eine Art So-
zial- und Altersversicherung darstellten, bildete sich nun das sogenannte 
Comité des Colonies Suisses en Russie. In Moskau und Petrograd über-
nahmen seine Vertreter gemeinsam mit den Konsulaten die Organisa-
tion der «Repatriierung» vor Ort. Diese Comités sind als Vorläufer der 
nach der Emigration in die Schweiz gegründeten Genossenschaften der 
Russlandschweizer/innen zu sehen, deren öffentlich geführter Kampf um 
Entschädigungszahlungen nach der Darstellung der Ankunft im zweiten 
Teil des Aufsatzes untersucht wird. 

Die Unvorhersagbarkeit der Ereignisse veranlasste viele Russland-
schweizer/innen, eine Abreise so lange wie möglich hinauszuschieben. 
Viele waren mit Russinnen oder Russen verheiratet, und die in Russland 
aufgewachsenen Schweizer/innen wollten trotz Entbehrungen und unge-
wisser Zukunft das Land nicht verlassen.25 Der Russlandschweizer Ernst 
Thalmann, der vom Konsulat zum «Führer des Heimtransportes» be-
stimmt wurde, stellte fest, dass viele Reisende «das Zusammengehörig-
keitsgefühl mit ihrer Heimat verloren hatten».26 Oft wurde zunächst ein 
Familienmitglied vorgeschickt, während die Mehrheit der Russland-
schweizer/innen auf ein Scheitern der Bolschewiki hoffte und ihre Fahrt 
in die Schweiz als Urlaub bzw. als zeitlich begrenzte Notsituation ansah. 
Hinzu kam die Ungewissheit eines erfolgreichen Neuanfanges in der 
Schweiz. Die Angst, sich als mittellose Fremdlinge durchschlagen zu 
müssen, liess viele Russlandschweizer/innen zögern, ihre mühsam auf
gebaute Existenz in Russland aufzugeben. Der Moskauer Vizekonsul 
Friedrich Suter verwies auf den grossen Nutzen der Zurückbleibenden 

24		  Im Dezember 1917 reagierte der Bundesrat auf die dringlichen Schreiben seines Ge-
sandten Edouard Odier, und das EPD beauftragte die Gesandtschaft in Petrograd mit 
der Organisation von sogenannten «Heimschaffungszügen», um die Rückkehr der ge-
fährdeten Landsleute zu gewährleisten. Für eine quellenbasierte Analyse der Gesandt-
schaftsberichte bzw. der Korrespondenz zwischen den schweizerischen Vertretungen in 
Russland und dem EPD vgl.: Peter Collmer, Die Schweiz und das Russische Reich,  
S. 480–532. In der Wahrnehmung der notleidenden Russlandschweizer/innen kam diese 
Hilfe sehr spät: Erst im März des Folgejahres 1918 wurde durch Bundesratsbeschluss der 
Gesandtschaft ein Betrag von 100000 Rubel (das entsprach 121000 Franken) für die 
Unterstützung der notleidenden Russlandschweizer zugesprochen und 60’000 Franken 
für den Heimtransport und die erste Versorgung bereitgestellt. Vgl. Schweizerisches 
Bundesblatt, Bern, den 4. Dezember 1918, Bd. V, S. 152.

25		  Simon Gerber hat in seiner Masterarbeit anhand von autobiographischen Zeugnissen 
untersucht, inwieweit sich die Identität(en) der Russlandschweizer/innen angesichts der 
Revolution von 1917 veränderten. Ders.: Wer sind wir? 

26		  Thalmann, Ernst Thalmann von Bertschikon, S. 293.
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im Falle einer Wiederaufnahme der politischen Beziehungen. Gleich
zeitig wies er die Emigrationswilligen auf die bereits hohe Zahl arbeits-
loser und verarmter «Rückkehrer» in der Schweiz hin.27

«70 Flaschen Ehrenwein und ein Vaterlandslied»

Mit welcher Haltung empfing die hiesige Bevölkerung die 582 Russland-
schweizer/innen, die mit dem ersten «Repatriierungszug» im Juli 1918 in 
der Schweiz ankamen? Der landesweit bekannte Reporter Paul Willi 
Bierbaum schilderte in einer dreiteiligen Reportage in der Neuen Zür-
cher Zeitung die Ankunft des ersten «Schweizerzuges».28 Es schien kein 
Zufall gewesen zu sein, dass Bierbaum als einer der wenigen Journalis-
ten Zugang zum abgesperrten Zug bekam. Er war für seine «publizis
tischen Fürsorgeaktionen» berühmt, da er laut seinen Kollegen als Ers-
ter die Macht der Presse erkannt hatte, durch empathische Reportagen 
über Notleidende die schweizerische Bevölkerung zu grosszügigen Spen-
den zu bewegen.29 Bierbaum berichtete, dass die Ankunft der «von Krieg 
und den Wirrnissen der russischen Revolution zurückgetriebenen 
Schweizer» in der Schweiz schon lang erwartet worden sei. Der Appell 
an die Bevölkerung sei erfolgreich gewesen, und «reichlich Barspenden 
[…] und überdies viele Naturalgaben in Gestalt von Wäsche, Kleidern 
und all dem Notwendigen, das Leute brauchten, die Hals über Kopf als 
Flüchtlinge eine weite Reise antreten müssen» seien gesammelt worden.30 
Der Autor betont die Unfreiwilligkeit der Emigration. Die Folgen von 
Krieg und Revolution haben die Russlandschweizer/innen zu einer über-
stürzten und planlosen Rückkehr als mittellose Flüchtlinge gezwungen.

In der neuen Heimat war die Angst vor ansteckenden Krankheiten, 
die die «Landsleute» möglicherweise aus Russland mitbringen konnten, 

27		  Dreyer, Schweizer Kreuz, S. 68.
28		  In dem Nachruf wird dem Journalisten eine «Popularität von seltenem Ausmaß» zu

gesprochen. Vgl.: To., Trauerfeier für Dr. Willi Bierbaum, in: NZZ, 24. Februar 1942, 
Blatt 2.

29		  Der Nachruf zitiert den Redaktor der NZZ Dr. Edmund Richner: Paul Willi Bierbaum 
[…] der vor allen anderen die weiten Möglichkeiten erkannte, durch die Presse an den 
guten Willen und Opfersinn der Öffentlichkeit zu appellieren zur Linderung der Not im 
eigenen Volke und im Auslande.» In: To., Trauerfeier, Blatt 2.

30		  Bb., Heimkehr der Rußland-Schweizer I, 24. Juli 1918 (Morgenblatt), S. 1. Der Autoren-
kürzel «Bb» konnte mit Hilfe des Kürzelverzeichnisses im Online-NZZ-Archiv aufge-
löst werden. Paul Willi Bierbaum (1857–1942) war Journalist, Kriegsberichterstatter und 
Redakteur bei der NZZ. Daneben verfügte er über Russlandkenntnisse, die er beispiels-
weise in seinen Reiseberichten «Streifzüge im Kaukasus und in Hocharmenien, Zürich 
1912» veröffentlichte.
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gross.31 Obwohl die Russlandschweizer/innen bereits vor der Abreise ein 
ärztliches Attest vorweisen mussten, wurden die Ankommenden zu-
nächst einer fünftägigen Quarantäne mit intensiver ärztlicher Kontrolle 
in einem extra dafür vorgesehenen Hotel in Luzern unterzogen.32 Damit 
es zu keinem verfrühten (infektiösen) Kontakt zwischen der Bevölkerung 
und den Ankommenden kam, wurden die Stationen des «Heimschaf-
fungszuges» Schaffhausen, Zürich, Zug und Luzern militärisch von In-
fanterie-Einheiten abgesperrt. 

Ungeachtet dieser Einschränkungen bereitete die Stadt Schaff- 
hausen den «Heimkehrern» einen aufwendigen Empfang, der in seiner 
Inszenierung ein Bild der Schweiz vermitteln sollte, das den Vorstellun-
gen von ihrer «humanitären Tradition» gerecht wurde: Die Regierung 
hatte «70 Flaschen Ehrenwein» gespendet, Bürgermeister und Stände-
ratspräsident erwarteten die Ankunft des Zuges am Bahnhof, und die 
Militärkapelle spielte «ein Vaterlandslied». Da die Passagiere während 
des einstündigen Aufenthaltes jedoch nicht aussteigen durften, mussten 
die staatlichen Repräsentanten vor den «Gruppenführern der einzelnen 
Wagen» eine Ansprache halten. Sie überbrachten «die Grüße des Bun-
desrates und der Bevölkerung, die glücklich sei, den aus dem Ausland 
Heimkehrenden den Begriff Vaterland hier einmal zur Tat reifen lassen 
zu können».33 Die offiziellen Vertreter und in ihrem Namen das Schwei-
zer Volk, schienen zu vermuten, dass die Schweiz als Heimatland für die 
Mehrheit der «Rückkehrenden» bislang wohl eher ein abstrakter Begriff 
war und sie keine konkrete Vorstellung von dem helvetischen «Vater-
land» hatten. Zu Bierbaums Empathie mischte sich ein gewisser Natio-
nalstolz beim Anblick der Schweizer Auswander/innen:

31		  Patrik Kury hat das Aufkommen der grenzsanitärischen Massnahmen und die Quaran-
tänepraktiken während des Ersten Weltkrieges und in der Nachkriegszeit beschrieben. 
Am Beispiel der emigrierenden Russlandschweizer/innen hat er auf eine «Pathologisie-
rung des ‹Ostens›» durch die schweizerischen Behörden hingewiesen. Weil die Russland-
schweizer/innen nicht nur aus Gegenden kamen, die den Behörden als ‹politisch ver-
dächtig› und ‹hygienisch inakzeptabel› erschienen, sondern zudem zu einem Zeitpunkt 
emigrierten als sich die Feindbilder verdichteten, wurden selbst die Russlandschweizer/
innen als eigenen Landsleute erst nach einer ‹Procedur› eingelassen. Patrick Kury, Die 
Gründung des Grenzsanitätsdienstes im Jahr 1920 und die Pathologisierung des ‹Ostens›, 
in: Schweizerische Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialgeschichte 21, 2006, S. 243–
259. 

32		  Diese Fremdwahrnehmung der Emigrant/innen als ‹hygienisch inakzeptabel› wider-
sprach der Eigenwahrnehmung der Russlandschweizer/innen, die in bewusster Abgren-
zung ihrer «unkultivierten» Landsleute im Zarenreich sehr hohe hygienische Standards 
hatten. Vgl.: Simon Gerber, Wer sind wir?, S. 30–31.

33		  Paul Willi Bierbaum, Heimkehr der Rußland-Schweizer I, 24. Juli 1918 (Morgenblatt), 
S. 1.
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da Schweizer nach jahrelanger Abwesenheit durch die Not und Sorge um das 
tägliche Brot und das Leben getrieben, den Weg wieder zu jenem Stückchen 
Land fanden, aus dem sie einst hoffnungsfreudig und jugendstolz hinaus
zogen. […] Heute wussten sie alle, was das Schweizerkreuz zu bedeuten  
hat, heute nahmen sie alle den Hut ab oder neigten sich bewegt, da Kellers 
Heimatlied draussen auf dem Perron erklang.34

Obwohl der Journalist Bierbaum immer wieder die soziale Durch
mischung der Reisenden betonte, beschrieb er die Russlandschweizer/
innen im Kollektiv als «Heimkehrer» und «Landsleute», die unisono von 
patriotischen Gefühlen ergriffen wurden. Hier zeigt sich die Handschrift 
eines Journalisten, der für seine Berichterstattung unter traditionellen 
und nationalen Vorzeichen bekannt war. Bierbaum hatte sich während 
und nach dem Ersten Weltkrieg unter Betonung der schweizerischen 
Fürsorge für hungerleidende Jugendliche im Ausland eingesetzt und «als 
Neutraler» über die deutsche Kriegsflotte berichtetet.35 Über diese Sug-
gestion eines patriotischen Verhaltens der «zurückgekehrten Flücht-
linge» schrieb Bierbaum eine enggesteckte Wahrnehmung der Schweizer 
Bevölkerung von der heterogenen Gruppe der Neuankömmlinge fest.

Unter den Reisenden befanden sich zahlreiche Frauen (280), etwas 
weniger Männer (210) und 92 Kinder. Die Altersspanne reichte von 
einem viermonatigen Baby bis zum 72-jährigen Rentner. Dass sich selbst 
betagte und kranke Russlandschweizer/innen zur Ausreise entschlossen 
bzw. ganze Familien die Reise angetreten hatten, bestätigt den flucht
artigen Charakter der Emigration. Der Reporter beobachtete, dass auch 
die sozialen Verhältnisse im «Rückkehrerzug» sehr unterschiedlich 
waren, wobei die Mehrheit aus der ärmeren Mittelschicht stamme und 
sich mehrheitlich französisch sprechende Schweizer/innen an Bord des 
Zuges befänden.36 Diese Feststellung und die Tatsache, dass mehr Frauen 
als Männer mit dem ersten Zug zurückreisten, decken sich mit den Be-
funden der neueren Forschung: Da die französisch sprechende zarische 
Elite Muttersprachler/innen als Erzieher/innen wünschte, stammten die 
im Erziehungsbereich arbeitenden Russlandschweizer/innen fast aus-
schliesslich aus der Romandie. Diese Berufsgruppe, die fast 30% aller 

34		  Ebd. S. 1.
35		  Paul Willi Bierbaum, Wien hungert! Die Zürcher Lebensmittelhilfsaktion für die Stadt 

Wien. Dezember 1918 bis Februar 1919, Zürich 1921. Der Nachruf würdigte die «grossen 
Aktionen nationalen Charakters» des Journalisten und beschrieb seine Persönlichkeit 
als «durchaus kein Modernist». Vgl.: To., Trauerfeier, Blatt 2. Paul Willi Bierbaum, Kin-
derzüge aus Österreich. Die Zürcher Hilfsaktion für die notleidende Jugend Österreichs. 
1919–1921, Zürich 1923.  Paul Willi Bierbaum, An der schwimmenden Front. Als Neut-
raler bei der deutschen Kriegsflotte, Zürich 1918.

36		  Paul Willi Bierbaum, Heimkehr der Rußland-Schweizer, 24.–26. Juli 1918.
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Erwerbstätigen in Russland ausmachte, zeichnete sich am Vorabend des 
Ersten Weltkrieges durch einen Frauenanteil von über 82% aus.37 Als 
Angestellte der zaristischen Elite gehörten die Gouvernanten und Er
zieherinnen zu den Ersten, die ihre Stellungen im revolutionären Russ-
land verloren.

Bei den Gouvernanten im Zug habe sich laut dem Reporter neben 
der Freude über die Ankunft auch ein gewisses Unbehagen über die 
fremde Heimat eingestellt. Sie schienen ihm am allerwenigsten zu den 
schweizerischen Verhältnissen zu passen, und er vermutete, dass sie sich 
«längst als Russinnen» fühlten und wohl kaum je an eine Rückkehr in 
die Schweiz gedacht hätten – zumindest nicht «in dieser Verfassung». 
Während die einen möglicherweise nie aus eigenem Wunsch in die 
Schweiz zurückgekehrt wären, seien andere unter den Passagieren ge
wesen, die offensichtlich nur einen kurzen Aufenthalt in der Schweiz 
planten. Die vermögenden Russlandschweizer/innen erzählten ihm von 
den Wohnungen und Gütern, die sie zurückgelassen hatten, und davon, 
dass sie sobald als möglich wieder zurückkehren wollten. 

Bei der Abfahrt von Schaffhausen in das Landesinnere seien jedoch 
«hundertfach die Hochs und vive la Suisse! ertönt». 38 Hier mag sich die 
Erleichterung der Reisenden ausgedrückt haben – konnten sie doch 
schwer einschätzen, wie sie in der Schweiz begrüsst werden würden.39 
Nach einem kurzen Zwischenstopp in Zürich, wo erneut die «Schützen 4 
das Willkomm-Stücklein» spielten, traf der Zug in Luzern ein, wo An-
gehörige die Russlandschweizer/innen in Empfang nahmen.40 Der Autor 
nannte die Emigrant/innen «Opfer und Flüchtlinge des Krieges». Seinen 
Eindruck vermittelte er uns über die plastische Schilderung des Gepäcks, 
das Auskunft über die Lebenssituation der Russlandschweizer/innen bei 
ihrer Abreise gebe: «wenige Koffer, aber viele Säcke, mit Schnüren not-
dürftig zusammengebunden, alte Taschen, da ein vollgestopfter Kessel 
und eine zum Bersten volle Kiste, dort ein paar zusammengeschnürte 
Schirme, eine alte Reisetasche und dergleichen».41 Manche Emigrant/

37		  Peter Collmer (Hg.), Die besten Jahre unseres Lebens. Russlandschweizerinnen und 
Russlandschweizer in Selbstzeugnissen, 1821–1999, Zürich 2001, S. 12.

38		  Paul Willi Bierbaum, Heimkehr der Rußland-Schweizer II, 24. Juli 1918 (Abendblatt),  
S. 1.

39		  Simon Gerber hat in den Selbstzeugnissen der Emigrant/innen bei der Beschreibung 
ihrer Ankunft eine häufige Verwendung des Begriffs «Heimat» in Bezug auf die Schweiz 
festgestellt. Ders.: Wer sind wir?, S. 22–26.

40		  Paul Willi Bierbaum, Heimkehr der Rußland-Schweizer II, 24. Juli 1918 (Abendblatt),  
S. 1.

41		  Ebd., S. 1.
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innen fühlten sich bei dieser Zuschreibung in ihrem Stolz verletzt. Der 
Russlandschweizer Waldemar Eymann erinnert sich 1977:

Wenn ich heute an diese Abende [Reise im Zug] zurückdenke, so muss ich 
unwillkürlich an Flüchtlings- oder Zigeunerlager denken. Besonders weil wir 
damals ziemlich ärmlich angezogen waren und uns mit bescheidener Ernäh-
rung begnügen mussten. Damals hatte aber bestimmt niemand von uns das 
Gefühl Flüchtling oder gar Zigeuner zu sein. Unsere Rückwanderung in die 
Schweiz war absolut freiwillig.42

Während also die Emigrant/innen die Beschreibung der «Rückkehr in 
die Heimat» mit ihrem Selbstbild vereinbaren konnten, so lehnten sie 
unter Betonung der Freiwilligkeit ihrer Emigration die Bezeichnung 
«Flüchtlinge» ab. 

Rhetorisch geschickt sprach Bierbaum in seinem letzten Reportage-
Teil die politische Dimension der «Repatriierung» an. Er schilderte seine 
Rücksichtnahme, mit der er die «Heimkehrenden» vor direkten Fragen 
nach ihren Erlebnissen im revolutionären Russland verschont habe. Er 
sei mit gutem Vorbild vorangegangen und ermahnt dabei gleichzeitig die 
«Heimkehrer», sich mit ihren «subjektiven Urteilen» über die konkrete 
politische Situation zurückzuhalten. Es scheint, als habe er versucht zu 
vermeiden, dass sich eine andere Interpretation der Russischen Revolu-
tion, die womöglich der offiziellen schweizerisch-neutralen Haltung 
widersprochen hätte, verbreitete. Am Vorabend des Landesstreiks vom 
November 1918 hatte es in der Schweiz durchaus gesellschaftliche Grup-
pen gegeben, die den Idealen der Bolschewiki zugeneigt waren.43 An 
dieser Stelle bezog Bierbaum eine klare politische Position: Für den 
Journalisten war die «nicht kleine Zahl» der Sympathisanten der Russi-
schen Revolution «Nörgler, die bei uns nur zu kritisieren und zu schimp-
fen aber nichts besser zu machen vermögen». Als Beleg für deren Fehl-
einschätzung eines besseren sozialistischen Lebens und als Beweis für 
den Niedergang der russischen Verhältnisse zählte er die inflationären 
Preise für Kartoffeln oder Zucker auf und riet denen, die «aus einer 
gewissen Missstimmung oder aus Oppositionstendenz heraus dem Bol-
schewismus zugeneigt» sind, sich mit «Wissenden» wie ihm selbst zu 
unterhalten.44 

42		  RSA Chron 015 (Eymann), S. 69, zitiert nach Simon Gerber: Wer sind wir?, S. 37.
43		  Für ein Aufkommen von klassenkämpferischen Diskursen der Linken und ihre Sympa-

thien für den Kommunismus, vgl.: Jakob Tanner, Geschichte der Schweiz im 20. Jahr
hundert, München 2015, S. 145–152.

44		  Paul Willi Bierbaum, Heimkehr der Rußland-Schweizer II, 24.7.1918, (Abendblatt)  
S. 1.
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Trotz dieser für ihn offensichtlichen wirtschaftlichen Notstände kam 
der Autor nicht umhin, eine «eigenartige Erscheinung» der Russland-
schweizer/innen zu beschreiben: «Die Anhänglichkeit an dieses Land 
[…] die stille Sehnsucht nach dem Osten». Worin diese Vorliebe bestand, 
blieb ihm weitestgehend unverständlich. Er liess nur eine Erklärung für 
diese Verbundenheit mit Russland gelten: Für die Russlandschweizer/
innen sei Russland ein Land gewesen, in dem man sich «frei und unge-
hindert bewegen könne, sofern man klug genug sei, das garstige Gebiet 
der Politik zu vermeiden». Dass dieses Gefühl der Anhänglichkeit kei-
ner nostalgischen Verklärung entsprach, war für den Autor offensicht-
lich, denn wie sonst liesse sich erklären «dass auch heute noch Tausende 
von Schweizern den Rückweg nicht suchen, sondern tapfer und in der 
Hoffnung auf bessere Zeiten drüben aushalten und durchzukommen 
versuchen».45 Der Autor schloss seinen Bericht mit einem Ausblick über 
das weitere Vorgehen bei der Integration der «Rückkehrer»: Ein Teil der 
Russlandschweizer/innen würde zu seinen Familien gehen, die anderen 
blieben vorläufig in Luzern. Diejenigen, die nicht über ausreichende Mit-
tel verfügten, würden von dem Komitee unterstützt werden.46 

Doch für die Emigrant/innen stellte das neue Leben in der Schweiz 
eine grosse Herausforderung dar. Die Russlandschweizer/innen der zwei-
ten und dritten Generation sprachen keine der Landessprachen, und 
viele, die zum ersten Mal in der Schweiz waren, hatten Mühe, sich den 
hiesigen Verhältnissen anzupassen. Die kurze Wirtschaftskrise von 1920 
und das durch die Ausfuhrbeschränkungen der sowjetischen Behörden 
und durch Verluste stark geschrumpfte Vermögen der Russlandschwei-
zer/innen erschwerten die Situation zusätzlich. Ein beruflicher Neustart 
war oft unmöglich, und die Emigrant/innen standen vor schwersten Exis-
tenzproblemen. Die Armenfürsorge konnte die Neuzugezogenen nur 
dürftig unterstützen, da einige Gemeinden den «völlig entfremdeten» 
Mitbürgern nicht helfen wollten.47 Diese neue Situation, als Bittsteller auf 
staatliche Fürsorge angewiesen zu sein, war insbesondere für die vormals 
sehr reichen Russlandschweizer/innen eine grosse Herausforderung bei 
ihrer Integration in die Schweiz.48 Es ist anzunehmen, dass insbesondere 
der Konflikt in ihrem Selbstverständnis die kulturelle Anpassungskom-
petenz im Integrationsprozess erschwerte. 

45		  Ebd. S. 1.
46		  Ebd. S. 1.
47		  Dietrich Dreyer, Schweizer Kreuz, S. 75.
48		  Bei der systematischen Durchsicht der VRS-Mitgliederkarteien stellte Markus Lengen 

fest, dass selbst die reichsten unter den Russlandschweizern mittellos in der Schweiz 
ankamen. Vgl.: Markus Lengen, Strukturprofil, S. 380.
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Selbsthilfe – Die Organisationen der Russlandschweizer/innen

Eine kleine Gruppe von Russlandschweizer/innen war bereits vor den 
staatlichen «Repatriierungszügen» in die Schweiz emigriert. In Bern 
gründeten sie am 26. Mai 1918 das Komitee der Russlandschweizer.49 
Diese Genossenschaft kann als Weiterentwicklung der Comités gesehen 
werden, die die Russlandschweizer/innen bereits in den Kolonien zur ge-
genseitigen Unterstützung gebildet hatten. Mitglied konnten volljährige 
Schweizer/innen werden, die in Russland wohnhaft waren oder blieben. 
Ein Tag nach der Gründung reichte der Vorstand eine Eingabe mit einem 
Zehn-Punkte-Massnahmenplan beim Schweizerischen Bundesrat ein. 
Neben einer «prompten, möglichst direkten gefahrlosen Heimschaffung» 
forderten sie die Gewährung eines Kredits von fünf Millionen Franken, 
um den «Heimkehrern» das Umtauschen ihrer mitgebrachten Rubel zu 
erleichtern.50 Gleichzeitig rief das Komitee in diversen Zeitungen zu 
Spenden und «Liebesgaben für die demnächst ankommenden Schwei-
zer» auf.51 

Aufgrund der Informationsknappheit durch die sowjetische Zensur 
war die Schweizer Regierung neben den Gesandtschaftsberichten auf die 
Erzählungen der Emigrant/innen angewiesen und bat das Komitee häu-
fig, «Bericht über die Verhältnisse in Russland zu erstatten»52. Die 
subjektiven Schilderungen der Russlandschweizer/innen prägten in den 
folgenden Jahren das Bild der Behörden und der Öffentlichkeit, und die 
Vereinigung der Russlandschweizer (VRS) entwickelte sich rasch von 
einem Hilfsverein zu einem Interessenverband, der rhetorisch geschickt 
versuchte, Druck auf den Bundesrat auszuüben. In ihren Berichten an 
den Bund positionierten sich die Vereinsmitglieder als Geschädigte und 
Opfer von einer ungerechten Enteignungspolitik. Gleichzeitig betonten 
sie ihre einzigartige Rolle als Informanten und Vermittler zwischen der 
Schweizer Regierung und ihrer sich im Ausland befindlichen Bürgern. 
Eine Woche bevor der erste Zug mit Russlandschweizern Moskau und 
Petrograd verliess, sprach der Vorstand beim Nationalrat vor:

49		  In ihrer ersten Generalversammlung am 27. Dezember 1918 gab sich das Komitee eine 
Vereinsstruktur und nannte sich «Vereinigung der Russlandschweizer», in: 1. General-
versammlung des Comitees der Russlandschweizer, abgehalten am 27. Dezember 1918, 
in: RSA, Ar. 534.10.1. (Protokolle).

50		  BAR, E2200.157-01#1967/43#20*, An den hohen Schweizerischen Bundesrat, Bern, den 
27. Mai 1918.

51		  BAR, E2200.157-01#1967/43#20*, Protokoll der Constituierenden Generalversamm-
lung, 27. 12.1918.

52		  BAR, E2200.157-01#1967/43#20*, Bericht über den Besuch des Vorstandes des Comités 
der Russlandschweizer im Bundeshaus am 3. Juni 1918, verfasst vom Präsidenten Oscar 
Haag.
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Wir Russlandschweizer, die wir so glücklich waren uns und unsere Familien 
noch rechtzeitig aus dem Hexenkessel zu retten […] haben es uns zur Aufgabe 
gemacht […] die Aufmerksamkeit der leitenden Männer der Schweiz auf die 
grässlichen Zustände in Russland zu lenken & dadurch das Gefühl der 
Verantwortung dieser obersten Stelle unserer Heimat gegenüber ihren An-
gehörigen in Russland zu wecken […], um die Interessen unseres Landes zu 
schützen, so gut es eben noch möglich ist.53

In seinem Bericht warf der Vereinspräsident und Remigrant Oscar Haag 
den Schweizer Behörden folgenreiche Untätigkeit vor und stellte neben 
die Schilderung der bedrohlichen Verhältnisse in Russland wirtschaft
liche Fakten und Anreize für die Schweiz: 

Die Maximalisten54 bestehlen und berauben uns, uns & das ganze Russland 
am helllichten Tage und unsere Gesandtschaft & das politische Department 
sitzen da und sehen zu […] so müssen Sie doch staunen mit wie vielen hunder-
ten von Millionen Rubel die Schweiz & ihre Angehörigen in Russland inter-
essiert sind. Wir schätzen das Vermögen der Schweizer und Schweizerfirmen 
auf 6–800000000 Rubel 1–2 Milliarden Franken.55

Auf der Grundlage dieser vermeintlich frappierenden wirtschaftlichen 
und moralischen Notwendigkeit wiederholte der Vorstand seine vier 
Hauptforderungen: Bevorschussung der sich noch in Russland befind
lichen Guthaben, Transfer von Geldern durch Kuriere in die Schweiz, 
Ernennung von zusätzlichen Kurieren und Geld- bzw. Lebensmittel
lieferungen nach Russland. Um die Nationalräte zu einem günstigen 
Entscheid zu bewegen, skizzierte der Vorstand, trotz der geschilderten 
Notlage, eine optimistische Zukunftsaussicht für die entstehende Sowje-
tunion bzw. für die schweizerisch-russischen Wirtschaftsbeziehungen: 

Schliesslich wird aber doch der Moment kommen, wo eine feste Regierung 
wieder Ordnung schafft. Deshalb sind heute Investitionen in Russland nicht 
hoffnungslos, sogar nach Ablauf der nötigen Zeit äusserst erfolgreich. Es 
WIRD besser sobald die Innenverhältnisse geordnet sind. […] Wenn Millio-
nen vorgeschossen werden müssen für Russlandschweizer so ist das nur ein 
Vorschuss, der mit Zins & Zinseszins wieder zurückbezahlt wird.56

53		  BAR, E2200.157-01#1967/43#20*, Bericht über den Besuch des Vorstandes des Comités 
der Russlandschweizer im Bundeshaus am 3. Juni 1918, verfasst vom Präsidenten Oscar 
Haag.

54		  Der Begriff «Maximalisten» ist eine in den Quellen übliche Bezeichnung für die Bol-
schewiki.

55		  BAR, E2200.157-01#1967/43#20*, Bericht über den Besuch des Vorstandes des Comités 
der Russlandschweizer im Bundeshaus am 3. Juni 1918, verfasst vom Präsidenten Oscar 
Haag.

56		  BAR, E2200.157-01#1967/43#20*, Bericht über den Besuch des Vorstandes des Comités 
der Russlandschweizer im Bundeshaus am 3. Juni 1918, verfasst vom Präsidenten Oscar 
Haag.
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In der anschliessenden Diskussion zeigten sich die Vertreter des Natio-
nalrates empfänglich für die Vorschläge des Vereins und beschlossen, 
eine durch den Bund finanzierte einmalige Hilfsaktion für die Russland-
schweizer/innen durch die Finanzkommission prüfen zu lassen.57 

Das erste Vereinsjahr gilt als das erfolgreichste. In Zusammenarbeit 
mit dem Petrograder Comité trieben sie das Zustandekommen von vier 
«Heimschaffungszügen» voran, in der Schweiz vermittelten sie den Emi-
grant/innen Arbeitsstellen und unterstützten die Mittellosen finanziell. 
Sie erreichten einen grossen Bekanntheitsgrad und genossen gesell-
schaftliche Popularität.58 

Diese grosse öffentliche Aufmerksamkeit erhielt die Vereinigung 
unter anderem durch die spezifische historische Situation, die sich unter 
anderem aus den Folgen des gescheiterten Landesstreiks ergab. Obwohl 
die staatlichen Untersuchungsorgane keine sowjetische Einwirkung auf 
die Streikenden feststellen konnte, hielt sich das Gerücht einer bolsche-
wistischen Einflussnahme in der Schweiz hartnäckig.59 Das zeitliche 
Zusammenfallen von Landesstreik und Ausweisung der sowjetischen 
Mission gab den antibolschewistischen Ressentiments Auftrieb. Ein Teil 
der Emigrant/innen sah sich als offensichtliches «Opfer des Bolschewis-
mus» und wurde zur idealen Verkörperung und Sprachrohr dieser Les-
art. Sie übernahmen im Rahmen ihrer Vereinsmitgliedschaft die Rolle 
von Wortführer/innen im Kampf gegen die sozialistische Arbeiter/innen
bewegung. In ihren Jahresberichten sowie den sogenannten Tätigkeits-
berichten, den zwischen 1921 und 1926 herausgegebenen Periodischen 
Mitteilungen der Russland-Schweizer und anderen autobiographischen 
Publikationen ihrer Mitglieder schürten sie öffentlich Hass gegen die 
Sowjetunion.60 

57		  Maximilian Reimann weist in seiner Dissertation darauf hin, dass das Fürsorgewesen in 
der Schweiz den Kantonen überlassen war, die jedoch nicht zu einer Unterstützung ihrer 
Angehörigen im Ausland verpflichtet werden konnten. Anstelle dieser rechtlichen traf 
den Bund jedoch eine moralische Verpflichtung, und die Notlage der Auslandschweizer/
innen nach dem Ersten Weltkrieg veranlasste den Bund zu aussergewöhnlichen Hilfs-
massnahmen, in: Maximilian Reimann, Quasi-konsularische und schutzmachtähnliche 
Funktionen des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz ausserhalb bewaffneter 
Konflikte. Dargestellt insbesondere am Beispiel des Schutzes der Schweizerbürger in 
Russland nach der Oktoberrevolution von 1917–1946, Genf 1971, S. 27.

58		  Voegeli, Die Rückkehr, S. 119f.
59		  Die Theorie, der Generalstreik sei von den Sowjets initiiert worden, hielt sich in der bür-

gerlichen Presse und der Historiographie, bis die Öffnung der russischen Archive in den 
1990er Jahren ihr definitiv den Boden entzog.

60		  Insgesamt wurden in unregelmässigen Abständen zwischen Juni 1921 und November 
1926 insgesamt 68 Nummern der Mitteilungen publiziert. Vgl.: RSA, Ar 534.10.18. Des 
Weiteren unterstützte die Vereinigung die Publikation von autobiographischen Berich-
ten ihrer Mitglieder. Vgl.: Vereinigung der Russland-Schweizer (Hg.), Unter der Herr-
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Wie ist diese öffentliche Tätigkeiten der Emigrant/innen im Kontext 
der schweizerisch-sowjetischen Beziehungsgeschichte zu bewerten? 
Christian Koller bezeichnete die Vereinigung als «Russlandschweizer-
Lobby», die dazu beitrug, die antikommunistische Grundstimmung in 
der Schweiz zu verstärken.61 Carsten Goehrke und Markus Lengen be-
scheinigen den Exponent/innen der Vereinigung der Russlandschweizer 
einen grossen innenpolitischen Einfluss in der Zwischenkriegszeit: Der 
Druck der Vereinigung, die Wiederaufnahme von diplomatischen Be
ziehungen von der Anerkennung der Schadenersatzpflicht durch die 
Sowjetunion abhängig zu machen, habe dazu geführt, dass allen wirt-
schaftlichen Interessen zum Trotz die Beziehungen erst 1946 wiederauf-
genommen wurden.62 Während sich die negative Lesart der Vereini-
gungsmitglieder aus opportunistischen Gründen in den Quellen spiegelt, 
steht meines Erachtens der Beleg für den von der Forschung behaupte-
ten weitreichenden innenpolitischen Einfluss der Emigrantenvereinigung 
noch aus. In dem Brief, mit dem der Präsident und der Kassier der Ver-
einigung das Eidgenössische Politische Departement über die Auflösung 
der Vereinigung der Russlandschweizer informierte, wird ein eher gerin-
ger Einfluss deutlich: 

Der ursprüngliche Wunsch, dass es mit der Hilfe des Politischen Departe-
ments gelingen sollte die russische Regierung zu veranlassen, die den Russ-
landschweizern zugefügten Schäden und die materiellen Verluste zu entschä-
digen, ging nicht in Erfüllung, obgleich unsere Vereinigung diese Forderungen 
immer aufrecht hielt.63 

Es ist jedoch zu vermuten, dass die schweizerischen Entschädigungs
forderungen einen Hinderungsgrund für die sowjetische Seite bei der 
Frage der Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen darstell-
ten.64 

schaft des Bolschewismus. Authentischer Bericht eines aus Russland über Schweden 
zurückgekehrten Russland-Schweizers, Zürich 1919.

61		  Christian Koller, Die Schweiz nach der Russischen Revolution. 
62		  Carsten Goehrke, Auswandern, Einwandern, Rückwandern. Schweizer in Russland und 

Russen in der Schweiz vom 17. Jahrhundert bis heute, in: Eva Maeder (Hg.), Künstler, 
Käser, Kommunisten. Vierzig russisch-schweizerische Lebensgeschichten aus vier Jahr-
hunderten, Zürich 2009, S. 22. Zum Einfluss des VRS auf die schweizerische Politik vgl. 
auch: Markus Lengen, Strukturprofil, S. 362.

63		  Erich Dürst, Oskar Etterlin, Auflösung der Vereinigung der Russlandschweizer, 
24.2.1970, in: Dodis, http://dodis.ch/35657 (Stand: 31. Juli 2017).

64		  Die Entschädigungsforderungen wurden als «schwerwiegendes Problem» bei den Ver-
handlungen um Wiederaufnahme der Beziehungen geschildert. Vgl.: Therese Steffen, 
Die Aufnahme und Entwicklung von diplomatischen Beziehungen zur UdSSR aus 
schweizerischer Sicht, in: Schweizerisches Bundesarchiv (Hg.), Bundesarchiv, Dossier 3. 
Integration oder Isolation? Die bilateralen Beziehungen der Schweiz und den Staaten 
Mittel- und Osteuropas seit dem Zweiten Weltkrieg, Bern 1996, S. 23.
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In Bezug auf die Frage der Motivation zur Emigration lässt sich zu-
sammenfassend feststellen, dass es in erster Linie die Russlandschwei-
zer/innen selbst waren, die ihre Rückkehr in die Schweiz forcierten. In 
den patriotischen Hilfsvereinen des Zarenreichs schlossen sie sich unter 
dem Eindruck der sie bedrohenden politischen Situation in Comités 
zusammen und übten gemeinsam mit der Gesandtschaft Druck auf die 
heimische Regierung aus. Die in der Schweiz gegründete Vereinigung der 
Russlandschweizer steht in der Tradition dieser Vereine, die in erster 
Linie eine Verbesserung der Lebenssituation ihrer Mitglieder verfolgten. 
Diese strukturelle Kontinuität korreliert mit einer personellen und lässt 
sich beispielhaft mit der Biographie des 1867 geborenen Ernst Thalmann 
belegen. 1902 gründete Thalmann bei Tula eine Giesserei, die 1918 nati-
onalisiert wurde. Er war Mitglied des Moskauer Comités und bekam vom 
Konsulat den Auftrag, den dritten Repatriierungszug zu organisieren. 
Von 1920 bis 1926 war er Sekretär der Vereinigung der Russlandschwei-
zer und Mitglied der Vorschusskommission der sogenannten Secrusse 
(kurz für Association de secours mutuel et de protection des intérêts suisses 
en Russie / Schweizerische Hilfs- und Kreditorengesellschaft), einer wei-
teren Genossenschaft, die im Folgenden kurz dargestellt wird.65 

Die Nennung des Präsidenten der Vereinigung der Russlandschwei-
zer von ein bis zwei Milliarden Schweizer Franken, die sich im bolsche-
wistischen Russland in grosser Gefährdung befänden, entsprach wirt-
schaftlichen Tatsachen bzw. der Schätzung einer Untersuchungskom- 
mission von 1917.66 Ein Jahr später zeigte sich, dass dieses Vermögen 
unmöglich mit den zur Verfügung stehenden Mitteln gerettet werden 
konnte, und der Bund beauftragte den Genfer Professor für Ökonomie 
und Soziologie Hans Töndury, Lösungsvorschläge zu unterbreiten.67 
Hans Töndury schlug vor, eine weitere Genossenschaft zu gründen, die 
Verzeichnisse aller durch die Bolschewiki erlittenen Schäden erstellte 
und Vorschüsse vergab. Mitglied der Secrusse konnten Schweizer Bürger/
innen werden, die entweder in der Schweiz oder in Russland lebten, 
sowie jede vor dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges im Handelsregis-

65		  Vgl. Kurzbiographie von Ernst Thalmann bei Voegeli, S. 101–102. Zur Mitgliedschaft im 
Comité des Suisses en Russie, vgl.: BAR, E2300#1000/716#584*, Mitglieder-Verzeichnis 
des Komitees der Moskauer Schweizerkolonie im Dezember 1918 (Moskau, Konsular-
berichte). Thalmann gab mehrere publizistische Arbeiten mit seiner Einschätzung zur 
politischen Lage der Sowjetunion heraus. Vgl.: Ders., Sowjetrußland, außenpolitisch, 
wirtschaftlich und innenpolitisch von 1932 bis zur Gegenwart, in Jakob Etterlin, Russ-
landschweizer und das Ende ihrer Wirksamkeit, Zürich 1938, S. 122–177.

66		  Vgl. für die Schätzung des schweizerischen Vermögens in Russland: Dreyer, Schweizer 
Kreuz, S. 21, sowie Anmerkung 33 auf S. 218.

67		  Für die Gründung der «Secrusse» vgl.: Dreyer, Schweizer Kreuz, S. 75. Quellenangaben 
zu dem Töndury-Bericht finden sich in: Ders.: Anmerkungen Nr. 1, S. 230.
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ter eingetragene Firma werden.68 Der Wissenschaftler und Abteilungs-
leiter im Eidgenössischen Politischen Departement Töndury wurde Prä-
sident der am 18. Oktober in Bern und Genf gegründeten Secrusse. Die 
Verbindung zu den Bundesbehörden war charakteristisch für die Orga-
nisation: Durch das Bestätigungsrecht des Bundesrates bei Vorstands-
wahlen und Statutenänderungen sowie eine dreiköpfige Vertretung des 
Eidgenössischen Politischen Departements im Aufsichtsrat wurde die 
Genossenschaft halbstaatlich.69 Obwohl die Secrusse von Anfang an in 
engem Kontakt zur Vereinigung der Russlandschweizer stand, bildeten 
sich schnell rivalisierende Interessenkonflikte. Während die Vereinigung 
aus der Tradition der Hilfsvereine im Zarenreich entstanden war und 
sich auf direkte Unterstützung bedürftiger Remigrant/innen konzent-
rierte, war die Secrusse mehrheitlich von Vertretern des Bundes, Schwei-
zer Banken und Industrien gegründet worden, die im Zarenreich inves-
tiert hatten und durch die revolutionären Enteignungen einen Teil ihres 
Vermögens verloren hatten. Da Schadensforderungen einzig via Secrusse 
geltend gemacht werden konnten, genoss diese Genossenschaft eine 
Monopolstellung bei der Verteilung der Bundesgelder. Obwohl von den 
32 Aufsichtsratssitzen der Secrusse stets zwölf der Vereinigung der Russ-
landschweizer vorbehalten wurden, bildete sich bald ein Zwei-Klassen-
Unterstützungssystem heraus, das die sogenannten «Franken-Mitglie-
der» bevorzugte. Die Mehrheit der Mitglieder waren in der Schweiz 
ansässige Vertreter grosser Handels-, Industrie-, und Bankvereine, die 
nur einen Teil ihres Vermögens im Zarenreich investiert hatten. Sie mel-
deten zahlenmässig höhere Schadenssummen in Franken beim Bund an, 
die gleichzeitig nur einem Teilverlust ihres Vermögens entsprachen. Des
wegen waren sie nicht im gleichen Masse wie die Emigrant/innen von den 
Bundesvorschüssen abhängig, deren zahlenmässig kleineren Rückforde-
rungen dem vollständigen Verlust ihrer wirtschaftlichen Existenz ent-
sprachen.70

Der Genossenschaft wurde über drei Jahre ein Kostenbeitrag von 
jeweils 100 000 Franken sowie ein einmaliger zinsfreier Kredit von einer 
Million Franken auf fünf Jahre eröffnet, mit dem Vorschüsse aufgrund 
von Schadenersatzforderungen ausgezahlt werden sollten.71 Die einge-

68		  Dreyer, Schweizer Kreuz, S. 76.
69		  BAR, E2200.157-01#1967/43#20*, Protokoll der Sitzung der Statuten-Kommission, Bern, 

24. September 1918.
70		  Voegeli, Die Rückkehr, S. 128–130.
71		  Dodis, Conseil Fédéral, Procès-verbal de la séance du 9 décembre 1918, http://db.dodis.

ch/document/43796# (22. August 2016). Die Geschichte der Secrusse muss noch geschrie-
ben werden. Die hier konsultierten Archivquellen zeigen die Sitzungsprotokolle der 
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reichten Schadenersatzforderungen wurden nach einem strengen Regle-
ment geprüft und nach einem komplizierten, zeitlich abgestuften System 
umgerechnet.72 Dass dieses System nicht zur Zufriedenheit aller Russ-
landschweizer/innen funktionierte und die Emigrant/innen sich gegen-
über den in der Schweiz ansässigen Firmenvertretern klar benachteiligt 
fühlten, zeigt dieses Zitat des einstigen Vize-Konsuls der Kolonie in 
Odessa, Jakob Etterlin:

Das unveräusserliche Kapital war in soliden russischen Wertpapieren ange-
legt […] jetzt sind diese wertlosen Wertpapiere im Besitze der Schweiz. Hilfs- 
und Kreditoren-Gesellschaft in Genf, wo sie in irgendeiner Schublade mo-
dern.73

Die Vereinigung der Russlandschweizer hatte in dieser Situation lediglich 
die Anfangsschwierigkeiten erleichtern können, und ihr Einsatz muss 
sich für die Betroffenen wie ein Tropfen auf den heissen Stein angefühlt 
haben. Mit vom Bund bewilligtem Geld wurden die Transportkosten und 
die Unterkunft der fünftägigen Quarantäne gezahlt, und erste Wäh-
rungsumtausche getätigt. Die Schweizerische Nationalbank (SNB) und 
der Bundesrat gingen davon aus, die eingetauschten Rubelscheine später 
wieder günstig verkaufen zu können, und finanzierten bei dem 1:1-Wech-
sel von Rubel zu Franken die Kursdifferenz von ca. 30 Rappen pro 
Rubel.74 

Dies scheint der Provenienzkontext der eingangs erwähnten «Rubel-
Kiste» zu sein. Weiterführende Hinweise geben uns an dieser Stelle die 
neun grossformatigen Alben des Basler Arztes Carl Friedrich Meyer aus 
den Beständen des Basler Staatsarchivs.75 Unter den Bildern mit Stadt-
ansichten und Aufnahmen von kulturellen Anlässen, die Dr. Carl Fried-
rich Meyer-Müller (1873–1948) sammelte, ist ein Bild mit folgender hand-
schriftlicher Bemerkung: 

Secrusse bzw. der VRS und der Comités in Petrograd und Moskau, in denen die Rivali-
täten und politischen Ambitionen der Vereine und der Gesellschaft deutlich werden.

72		  Georges Morel, Les rapports économiques de la Suisse avec la Russie, Genf 1934, S. 106.
73		  Jakob Etterlin, Russlandschweizer und das Ende ihrer Wirksamkeit, Zürich 1938, S. 23.
74		  Schweizerisches Bundesblatt, Bern, den 21. Mai 1919, Bd. II, S. 245. Um 1900 war der 

zarische Rubel eine starke Währung gewesen, und 1 Rubel entsprach 2,50 Franken. Die 
schnelle Inflation überraschte die Russlandschweizer/innen und brachte sie in eine exis-
tentielle Notlage. «Das alte, unter normalen Verhältnissen verdiente und ersparte Geld 
verlor seinen Wert und brachte alte, ehrliche Leute, die ihr Lebtag immer fleissig gear-
beitet und gespart hatten, ins Elend.» Vgl.: Ernst Derendinger: Als Graphiker in Mos-
kau von 1910–1938, in: Carsten Goehrke (Hg.), Beiträge zur Geschichte der Russland-
schweizer 9, Zürich 2006, S. 119.

75		  Zur Fotosammlung von Friedrich Meyer vgl.: Esther Bauer Sarasin, Walter Dettwiler 
(Hg.), Bildgeschichten. Aus der Bildersammlung des Staatsarchivs Basel-Stadt 1899–
1999, S. 122.
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Die 8 Millionen Rubel, welche die Russlandschweizer mitgebracht und die in 
Basel umgewechselt wurden, werden unter militärischer Bewachung auf die 
Bank gebracht.76 

Auf einem Taxi sehen wir einen Soldaten auf einer Holzkiste sitzen. Der 
Entstehungszeitraum des Bildes, der mit «ca. 1916» angegeben ist, ist mit 
grosser Wahrscheinlichkeit falsch. Für die zahlenmässig wenigen Russ-
landschweizer, die vor der Revolution von 1917 und den Enteignungen 
der Bolschewiki individuell emigrierten, bestand kein Anlass, ihre Ver-
mögenswerte im Zarenreich liquide zu machen und in die Schweiz zu 
bringen. Wahrscheinlicher ist, den in der Bildunterschrift angesproche-
nen Geldwechsel in den Kontext des zweiten oder dritten Repatriierungs
zuges zu stellen, die am 19. Oktober 1918 und am 7. März 1919 mit ins-
gesamt 950 Personen am Badischen Bahnhof in Basel eintrafen. Die 

76		  Staatsarchiv Basel-Stadt, AL 45, 3-67-1, Geldtransport von Vermögen von Russland-
schweizern unter militärischer Bewachung, Digitalisat: http://query.staatsarchiv.bs.ch/
query/detail.aspx?ID=392444 (2. September 2016).

Abbildung 2. Geldtransport von Ver-
mögen von Russlandschweizern unter 
militärischer Bewachung. Foto: Staats-
archiv Basel-Stadt.
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militärische Überwachung des Geldtransportes weist darauf hin, dass 
der Bundesrat involviert war und in Zusammenarbeit mit der Schweize-
rischen Nationalbank und dem Eidgenössischen Politischen Departe-
ment wie oben beschrieben die Wechsel organisierte. Die Nationalbank 
überwies ihrer Filiale in Basel den Wechselkredit, und diese gab die ein-
getauschten Rubel an ihre Zentrale zurück, die Gelder bis auf Weiteres 
einlagerte. So lässt sich auch der Aufdruck «SNB Basel» auf den Säcken 
erklären. 

Damit stellte sich für die Schweizer Banken das Problem der weite-
ren Verwendung der Devisen. Diese Frage hatte auch der Journalist der 
Neuen Zürcher Zeitung Bierbaum gestellt:

Zu lösen ist vor allen Dingen die Frage, wie die glücklich ins Land gebrach-
ten Rubel am günstigsten zu verwerten seien. Wirft man sie jetzt auf den 
Markt, so sinkt natürlich der sonst schon tiefstehende Kurs weiter, und die 
Vermögensverluste werden immer grösser. Hier wird mit Hilfe des Bundes 
und wohl unter Zuziehung der Nationalbank der Versuch gemacht werden 
müssen, die Rubel ins Depot zu nehmen und den Eigentümern zu belohnen 
bis zu einer Verbesserung der allgemeinen Weltlage.77

Die «Verbesserung der Weltlage» bedeutete in diesem Kontext eine Wie-
deraufnahme der diplomatischen Beziehungen, zu der es erst nach dem 
Zweiten Weltkrieg kam. Maximilian Reimann hat in seiner rechtswis-
senschaftlichen Dissertation aus dem Jahre 1971 die Schutzfrage der 
Schweizer Bürger in Russland nach der Oktoberrevolution untersucht. 
Er beschrieb den finanziellen Einsatz des Bundesrates als einen Total
verlust, da entgegen den Hoffnungen der Nationalbank die Wechsel nie 
mehr eingetauscht werden konnten, «denn das russische Geld wurde 
wertlos und lagert heute noch in EPD-Archiven».78 Da die Secrusse dem 
Eidgenössischen Politischen Departement unterstand, ging ihr gesamter 
Bestand nach ihrer offiziellen Auflösung im Mai 1951 an die Amtsstelle. 
Diese übertrug im November 1972 dem Berner Bundesarchiv ihren Ar-
chivbestand der ehemaligen Secrusse und vermerkte im Inventar eine 
«Kiste mit Rubelnoten».79

Bis zum März 1921 fuhren noch weitere grosse «Repatriierungs
konvois» in die Schweiz. Der Bund zahlte die Reisekosten, und als die 
offiziellen Schweizer Vertretungen Russland verliessen, übernahmen die 
provisorischen Kanzleien und das Internationale Komitee vom Roten 

77		  Paul Willi Bierbaum, Heimkehr der Rußland-Schweizer III, 26. Juli 1918 (Abendblatt), 
S. 1.

78		  Maximilian Reimann, Quasi-konsularische und schutzmachtähnliche Funktionen, S. 28.
79		  BAR, J2.79#1971/143#Dossier xxx, Schweizerische Hilfs- und Kreditorengenossenschaft 

für Russland, Genf.
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Kreuz (IKRK) die «Heimführungen».80 Obwohl es für die Russland-
schweizer/innen eine offizielle Ausfuhrlimite gab, zeigte sich, dass ein-
zelne Emigrant/innen diese Bestimmungen zu umgehen wussten und ihr 
Bargeld versteckt mitführten.81 Der Bundeskredit von 400 000 Franken 
reichte nicht aus, die mitgebrachten Rubel zu wechseln, und weitere 
Wechselkredite wurden beantragt. Als Anfang der 1920er Jahre die 
schweizerisch-sowjetischen Wirtschaftsbeziehungen allmählich wieder-
aufgenommen wurden, zeigte sich, dass der Anspruch der Russland-
schweizer/innen auf «ausserordentliche» Vorschüsse und Entschädigun-
gen auf der Basis eines «moralischen Rechts» politisch keine Chance 
hatte. Im Juni 1932 beschloss das Parlament die rechtliche Gleichstellung 
der heimgekehrten Russlandschweizer/innen mit allen Auslandschwei-
zer/innen, die durch die Folgen des Ersten Weltkrieges in Not geraten 
waren.82 Im Frühjahr 1925 wurde das Bevorschussungsgesuch der Verei-
nigung für Russlandschweizer für die Schadenersatzansprüche gegenüber 
der Sowjetunion mit Verweis auf die Tätigkeit der Secrusse zur grossen 
Enttäuschung der Emigrant/innen endgültig abgelehnt.83 

Markus Lengen hat bereits auf das Forschungsdesiderat einer Aus-
wertung der Tätigkeiten der Secrusse bzw. die Erfassung der geleisteten 
Entschädigungszahlungen über die Listen der Forderungssteller bzw. 
-empfänger hingewiesen.84 Dabei sollte die eingangs angesprochene eu-
ropäische Dimension der Entschädigung berücksichtigt werden und das 
Fallbeispiel der Auslandschweizer/innen mit anderen von der Revolution 
geschädigten Ausländern und ihren nationalen Entschädigungs
ansprüchen verglichen werden. Es ist anzunehmen, dass eine solche 
Untersuchung die hier aufgeworfene These die integrative Bedeutung 
der «Entschädigungsfrage» für die Russlandschweizer/innen unterstüt-
zen würde.85

80		  Jean-François Fayet, Peter Huber, Die Russlandschweizer ohne Schutz? 
81		  Markus Lengen, Strukturprofil, S. 386.
82		  Mit dem Bundesratsbeschluss «über Hülfeleistung an unverschuldet notleidende Aus-

landschweizer» wurde ein Kredit von fünf Millionen Franken «à fonds perdu» gewährt, 
mit dem unter anderem den Russlandschweizern eine jährliche Unterstützung zuge
sprochen wurde. Vgl.: Schweizerisches Bundesblatt, Bern, den 4. Dezember 1923, Bd. II, 
S. 562.

83		  Ernst Segesser, Liquidation?, in: VRS (Hg.), Periodische Mitteilungen der Russland-
Schweizer, Nr. 65, September 1926, S. 861.

84		  Markus Lengen, Strukturprofil, S. 380.
85		  Eine solche Untersuchung sollte neuere Forschungen zu den Russlandschweizer/innen 

in der Schweiz berücksichtigen. Vgl.: Angela Boller, «Russland-Schweizer»: Sinn
konstruktionen und Grenzen eines Konzepts. Aushandlungsprozesse einer russland-
schweizerischen Identität in den Selbstzeugnissen der Rückkehrer 1917–1961. Master
arbeit eingereicht am 16. August 2017 bei Benjamin Schenk, Universität Basel. 
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Fazit

Vor dem Hintergrund der Enttäuschung der Russlandschweizer/innen 
stellt sich zuletzt die Frage nach der Motivation zur Reise in die Schweiz 
und der bereits angesprochenen Forschungsdebatte, ob das beschriebene 
Phänomen als Rückwanderung oder als Massenflucht beschrieben wer-
den sollte. Da die Mehrheit der hier beschriebenen Russlandschweizer/
innen als Angehörige der zarischen Wirtschaftselite stark vom alten 
System profitierten, befanden sie sich nach dem revolutionären Umsturz 
in einer äusserst prekären Situation. Markus Lengen spricht in diesem 
Zusammenhang von einer «massenhaften, politisch motivierten 
Zwangsrückwanderung».86 In Anbetracht der Umstände ihrer Abreise 
und der nichtvorhandenen Perspektiven und Integrationsräume, die die 
Russlandschweizer/innen in der Schweiz vorfanden, ist die Vermutung 
einer unfreiwilligen Migration berechtigt. Wobei auch hier zu berück-
sichtigen gilt, dass viele Russlandschweizer/innen in ihren autobiographi-
schen Erinnerungen die Freiwilligkeit ihrer Migration betonten und sich 
ein Teil der letzten Russlandschweizergeneration für einen Verbleib in 
der jungen Sowjetunion entschied. 

Meiner Meinung nach ist die Beschreibung des Phänomens als Re-
migration irreführend. Wie bereits erwähnt sollte die Heterogenität der 
in der Schweiz ankommenden Russlandschweizer/innen übergangen wer-
den. Nur ein Teil der letzten Russlandschweizergeneration remigrierte 
tatsächlich. Für eine grosse Zahl stellte die Reise eine Emigration in das 
ihnen völlig unbekannte Land ihrer Vorfahren dar. 

Es ist deutlich geworden, dass die zeitgenössische Berichterstattung 
die Emigrant/innen bei ihrer Ankunft als «Opfer und Flüchtlinge» der 
Russischen Revolution empfing. Im Kontext ihrer Vereinstätigkeit 
griffen die Russlandschweizer/innen diese Zuschreibung als politische 
Qualifikation ihrer Situation auf, weil sie sich damit Erfolg ihrer Kam-
pagne für Schadenersatzzahlungen erhofften. Gleichzeitig sollte dieses 
Selbstbild nicht ausschliesslich auf Lobby-Arbeit oder Opportunismus 
zurückgeführt werden. Insbesondere die reichen Russlandschweizer/
innen der Grossstadtkolonien wurden tatsächlich Opfer der bolsche
wistischen Enteignungspolitik und mussten das Land als Flüchtlinge ver-
lassen. 

Als ihr Gesuch um Entschädigungszahlungen abgelehnt wurde, be-
stand die Kränkung für diese Gruppe von Emigrant/innen in ihrer poli-
tischen Gleichsetzung mit den Bezügern von staatlicher Armenfürsorge. 

86		  Markus Lengen, Strukturprofil der letzten Russlandschweizer-Generation, S. 361.
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Das erklärt die Relevanz der «Entschädigungsfrage». Da die Vertreter/
innen der Vereinigung der Russlandschweizer von einer Mitschuld der 
schweizerischen Regierung an ihren materiellen und finanziellen Ver
lusten im Zarenreich ausgingen, zogen sie den Bundesrat zur Verant
wortung und forderten eine umfassende Entschädigung. Die Absage und 
der Vorschlag einer erweiterten «Bundeshilfe für notleidende und alte 
Rußlandschweizer» enttäuschte, beschämte und empörte sie. Die recht-
liche und wirtschaftliche Wiederherstellung ihres sozialen Status scheint 
für eine grosse Mehrheit der Russlandschweizer/innen Dreh- und Angel-
punkt ihrer Integration in der Schweiz gewesen zu sein. Der Entscheid 
des Bundesrates setzte eine unauflösliche Spannung in ihrem Selbstbild 
frei und führte dazu, dass sich viele Emigrant/innen erneut als Opfer von 
politischen Verhältnissen fühlten. 

Wie lassen sich die dargestellten Ereignisse in die schweizerisch-
sowjetische Beziehungsgeschichte einfügen? Für die Russlandschweizer/
innen war diese Episode der Verflechtungsgeschichte eine zweifach 
traumatische Erfahrung. Viele Russlandschweizer/innen hofften bei 
ihrer Ankunft in der Schweiz, dass ihr Aufenthalt nur von kurzer Dauer 
sein würde. Als die politische Situation eine Rückkehr in die alten Ver-
hältnisse unmöglich machte, entwickelten die Russlandschweizemigrant/
innen in der Schweiz eine politisch relevante Stimme, die die schweize-
risch-russischen Beziehungen mitbestimmte. In Anknüpfung an das 
Ende von Collmers diplomatischer Beziehungsgeschichte identifiziert 
dieser Aufsatz eine neue Form der Beziehungen, die die beiden Staaten 
ausserhalb der offiziellen Kanäle verband. Während die schweizerisch-
russischen Kontakte auf staatlicher Ebene mit dem Abbruch der diplo-
matischen Beziehungen im November 1918/19 an den Nullpunkt gelang-
ten, stellten die Emigration der Russlandschweizer/innen ab Juli 1918 
und ihr öffentlich geführter Kampf um «Entschädigungszahlungen» 
einen Verhandlungspunkt dar, der beide Seiten nolens volens zur Kom-
munikation zwang.



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

Abhandlungen / Articles� SZG/RSH/RSS 67, 2017, Nr. 3

343

Quentin Tonnerre, quentin.tonnerre@unil.ch, Gregory Quin, gregory.quin@unil.ch; Quartier 
UNIL-Mouline, Bâtiment Géopolis, Bureau: 5875, 1015 Lausanne

«Les Suisses n’iront pas à Melbourne pour n’avoir 
pas trouvé d’avion convenable.» Histoire d’une 
non-participation olympique (1948–1956)

Quentin Tonnerre, Grégory Quin 

‘The Swiss aren’t going to Melbourne because they haven’t been able to  
find a suitable flight.’ On the construction of non-participation at an Olympic 
Games (1948–1956)

1956 was a turning point in Cold War history, both because of the Suez Crisis and 
the Hungarian Uprising, one soon suppressed by Soviet troops. The fallout from 
these events were quickly felt in the world of sports, triggering what historians call 
one of the first “modern” boycotts. In November of 1956, the city of Melbourne 
was due to host the 16th Summer Olympic Games, and a number of countries 
questioned whether their nation’s athletes should compete against athletes from 
nations whose actions they disagreed with. Some sources claim Switzerland, along 
the Netherlands and Spain, boycotted the Soviet Union over its actions in Hungary. 
But the decision-making process leading to this ‘non-participation’ is often misun-
derstood, as is the relationship between sports and politics in Switzerland in the 
post-war years. In fact, Swiss non-participation resulted from a lack of relations be-
tween the world of sports and the world of politics, dissension within the national 
Olympic association, and discursive ambivalence about the country’s neutrality. 
Based on the original documents, we shed light on what was less a “boycott” than 
the product of a combination of circumstances. The decision-makers in Swiss 
sports took so long to make up their minds that their air tickets to go to Australia 
were no longer valid.

Les boycotts des compétitions sportives internationales ont déjà passa-
blement occupé les historiens.1 Néanmoins, l’événement que certains 

1		  Stephen Wagg, David Andrews (éds.), East plays West: Sport and the Cold War, Londres 
2007; Nicholas E. Sarantakes, Dropping the Torch. Jimmy Carter, the Olympic Boycott, 
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auteurs qualifient de «boycottage»2 par la Suisse des jeux olympiques 
d’été 1956, organisés à Melbourne, n’a jamais fait l’objet de publication 
spécifique.3 Du reste, il nous semble important de reconsidérer l’usage 
du terme «boycott» à propos du cas helvétique de 1956, ce dernier étant 
plus largement révélateur de deux éléments d’importance: la construc-
tion d’une diplomatie sportive et la maturation d’une politique intérieure 
en matière de sport en Suisse dans les années 1950.

Si le boycott de 1956 est effectivement important en termes de pays 
impliqués (7), les motivations des Comités nationaux olympiques (CNO) 
sont indépendantes de l’État organisateur des jeux olympiques – ce n’est 
pas l’Australie qui est directement ciblée – et varient d’un pays à l’autre.4 
De fait, ce sont davantage divers enjeux et tensions inhérents à un 
contexte géopolitique qui poussent les délégations nationales à annuler 
leur déplacement à Melbourne. Dès lors, si dans les faits il semble juste 
d’associer la non-participation suisse à celles des Pays-Bas et de l’Es-
pagne qui protestent contre l’invasion de la Hongrie par l’URSS, ce 
constat procède toutefois d’un amalgame des motivations et des condi-
tions de fonctionnement des systèmes sportifs des différents pays impli-
qués. En outre, au-delà d’évidentes motivations politiques communes, les 
différentes prises de position nationales questionnent de manière pro-
fonde l’hypothèse d’un apolitisme sportif.5 Il existe en effet différentes 
manières d’envisager ces démarches, en analysant s’il s’agit de consé-
quences d’une «diplomatie sportive» ou d’une «diplomatie des institu-
tions sportives», autrement dit si ce sont les États qui cherchent à trans-
poser leurs intentions diplomatiques dans la sphère sportive ou si la 
décision revient davantage au mouvement sportif lui-même6 qui privatise 
ainsi la diplomatie. 

and the Cold War, Cambridge 2011; Heather Dichter, Andrew Johns (éds.), Diplomatic 
Games: Sport, Statecraft, and International Relations since 1945, Lexington 2014.

2		  Eric Monnin, Christophe Maillard, Pour une typologie du boycottage aux jeux olym-
piques, in: Relations internationales 162/n° 2 (2015), pp. 173–198.

3		  Notons tout de même l’existence d’un mémoire de Master qui, sur quelques pages, 
revient sur cette question à travers une analyse de presse: Christian Hungerbühler, 
Schweizer Sportkontakte zum Ostblock im Kalten Krieg, mémoire de Master sous la 
direction du Pr. Christian Koller, Université de Zurich, 2011, pp. 58–68.

4		  Eric Monnin, Renaud David, The Melbourne Olympic Games in the Context of the 
International Tension of 1956, in: Journal of Olympic History 17/n° 3 (2009), pp. 34–40.

5		  Jacques Defrance, La politique de l’apolitisme. Sur l’autonomisation du champ sportif, 
in: Politix 13/n° 50 (2000), pp. 13–27.

6		  Gabriel Bernasconi, De l’universalisme au transnational: le Comité international olym-
pique, acteur atypique des relations internationales, in: Bulletin de l’Institut Pierre 
Renouvin 31/n° 1 (2010), pp. 151–159; Robert Frank, Chapitre 17. Internationalisation du 
sport et diplomatie sportive, in: Pour l’histoire des relations internationales, Paris 2012, 
pp. 387–405; Stuart Murray, Geoffrey Allen Pigman, Mapping the Relationship Between 
International Sport and Diplomacy, in: Sport in Society 17/n° 9 (2013), pp. 1098–1118.
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Comme le montre Jérôme Gygax dans sa thèse sur la diplomatie pu-
blique américaine par l’olympisme dans la Guerre froide,7 la lecture des 
boycotts doit se faire dans la longue durée. L’auteur envisage par exemple 
l’analyse commune des boycotts des jeux olympiques de Moscou (1980) 
et Los Angeles (1984). Dans son sillage, nous ne proposons pas de ques-
tionner la non-participation suisse des jeux olympiques 1956 comme un 
micro-événement, mais bien en tant que résultante du contexte plus large 
de la politique du sport et de la politique étrangère suisses.

Dans le cadre de cette contribution, nous ambitionnons de com-
prendre, sur une période relativement longue, comment une diplomatie 
sportive peut se construire dans un État fédéral où les autorités poli-
tiques laissent la plupart du temps la gestion des relations internationales 
sportives aux milieux sportifs. En outre, dans les années 1950, les ser-
vices fédéraux originellement actifs sur les questions gymniques et spor-
tives, à savoir ceux du Département militaire fédéral (DMF), sont encore 
principalement engagés dans la construction d’une éducation physique 
scolaire, susceptible d’assurer la bonne formation des citoyens-soldats.8 

À la même période, le mouvement sportif conserve une large auto-
nomie et l’État fédéral fait mine d’ignorer l’intérêt du levier diplomatique 
que le sport peut représenter, n’intervenant que sporadiquement sur ces 
dossiers. Il se préoccupe en particulier des résultats des athlètes lors des 
grands événements internationaux et de leurs éventuelles répercussions 
touristiques, comme dans le cas singulier des skieurs, dont les perfor-
mances suscitent un attrait pour les sports d’hiver.9 En cela, la diploma-
tie sportive suisse se distingue de la diplomatie culturelle amorcée par la 
Confédération dans l’après-guerre, notamment par l’entremise de Pro 
Helvetia, fondation de droit public dès 1949 dont les membres sont nom-
més par l’État fédéral.10 Dans le même temps, la Suisse tente diplomati-
quement de faire vivre sa neutralité comme instrument identitaire, tout 
en se rapprochant économiquement de l’OTAN.11

  7		  Jérôme Gygax, Olympisme et Guerre froide culturelle. Le prix de la victoire américaine, 
Paris 2012.

  8		  Louis Burgener, La Confédération suisse et l’éducation physique de la jeunesse, La 
Chaux-de-Fonds 1952; Jean-Claude Bussard, L’éducation physique suisse en quête 
d’identité (1800–1930), Paris 2007.

  9		  Grégory Quin, De la cure d’air à l’or blanc, une Interassociation Suisse pour le Ski face 
aux enjeux de l’essor du ski en Suisse (années 1920–années 1960), in: Histoire des Alpes 
22 (2017), pp. 135–155.

10		  Pauline Milani, Le modèle helvétique de diplomatie culturelle, un Sonderfall?, in: Rela-
tions internationales, 1/n° 169 (2017), pp. 101–120.

11		  Thomas Fischer, Daniel Möckli, The Limits of Compensation: Swiss Neutrality Policy in 
the Cold War, in: Journal of Cold War Studies 18/n° 4 (2016), pp. 12–35.
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Pour nous, il s’agit alors d’appréhender la construction d’une non-par-
ticipation à des jeux olympiques à travers l’interaction entre les membres 
suisses de différentes institutions sportives et les autorités helvétiques, 
dans un contexte géopolitique singulier. En outre, au-delà d’un événe-
ment en particulier, notre démarche doit également permettre de ques-
tionner les liens entre sport et politique et leurs recompositions dans les 
années 1950. De fait, à l’instar de nombreux moments de l’histoire du 
sport en Suisse, les événements de 1956 demeurent encore largement 
méconnus.

Pour réaliser nos analyses, nous nous baserons sur les fonds d’ar-
chives des principales institutions suisses impliquées dans le processus 
aboutissant à une non-participation suisse à Melbourne, soit le Comité 
Olympique Suisse (COS) et l’Association Nationale d’Éducation Physique 
(ANEP), qui se partagent alors la gouvernance du sport helvétique de-
puis l’entre-deux-guerres. Nous avons ainsi compulsé les archives des 
deux institutions, et tout particulièrement les procès-verbaux des diffé-
rents organes exécutifs, les correspondances, mais aussi différents rap-
ports et règlements internes. Ces documents ont été croisés avec les 
archives du Comité International Olympique (CIO), ainsi qu’avec les 
archives des différents départements fédéraux concernées, conservées 
aux Archives fédérales suisses, dont quelques documents généraux sont 
accessibles sur la base de données en ligne des Documents diplomatiques 
suisses (Dodis).

Ce corpus original doit nous permettre d’appréhender avec précision 
les enjeux inhérents à l’essor d’une diplomatie intégrant le sport dans ses 
préoccupations, dans un contexte de structuration d’un système sportif 
moderne, et dont l’une des conséquences majeures est la construction 
d’une position suisse de «neutre du sport», de fait plus proche du bloc de 
l’Ouest dans un contexte de Guerre froide.12

Qui dirige le sport suisse dans les années 1950?

Aux lendemains de la Seconde Guerre mondiale, les transformations des 
équilibres géopolitiques et l’avènement d’une opposition entre de nou-
velles puissances va rapidement impacter la sphère sportive.13 L’Union 
soviétique cherche alors notamment à s’affilier aux différentes institu-
tions internationales sportives, veillant à ce que ses athlètes soient auto-

12		  Sandra Bott [et al.] (éds.), Neutrality and Neutralism in the Global Cold War. Between 
or within the blocs? Londres 2016.

13		  Wagg, Andrews, op. cit.; Berling C., Mertin E., Freunde oder Feinde? Sportberichterstat-
tung in Ost und West während des Kalten Kriegs, Gütersloh 2013; Dichter, Johns, op. cit.
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risés à participer aux compétitions internationales et à ce que ses diri-
geants puissent intégrer les comités exécutifs des organisations.14

Bien qu’ils ne soient pas membres du CIO à ce moment et que les 
séances officielles de l’institution ne témoignent pas encore de démarches 
effectuées auprès d’elle pour une affiliation, les Soviétiques envoient une 
délégation en Suisse, lors des jeux olympiques d’hiver de 1948 à Saint-
Moritz. Selon les termes employés dans la Gazette de Lausanne, ceux-ci 
se rendent en Suisse pour «observer» l’organisation d’un tel événement 
et «prendre contact avec les grands bourgeois qui dirigent l’olympisme».15

S’il existe alors en Suisse un anticommunisme assez puissant au 
lendemain de la Seconde Guerre mondiale,16 la sphère sportive semble 
demeurer dans une position plus attentiste. La conception équivoque de 
l’apolitisme du mouvement sportif permet alors une sorte de double 
lecture des relations internationales sportives. D’une part, il permet aux 
acteurs de déclarer qu’ils ne font pas de politique, bien qu’ils soient pré-
cisément en train d’en faire. D’autre part, il donne à certaines organisa-
tions l’ambition d’agir simplement en termes pratiques et non politiques, 
comme c’est le cas pour le football. En effet, l’Association Suisse de Foot-
ball (ASF) s’engage rapidement pour une reprise des relations sportives 
avec l’Allemagne dès 1946, en dépit de la position de la Fédération Inter-
nationale de Football Association qui interdit toutes les rencontres avec 
des équipes allemandes.17 Néanmoins, le cas du football demeure singu-
lier dans la mesure où l’ASF ne dépend plus d’une subvention étatique 
depuis la mise en place d’un championnat professionnel et la massifica-
tion de la pratique, encore dynamisée par l’organisation de la Coupe du 
monde en 1954.18

Plus largement, dans les années de l’immédiat après-guerre, le sys-
tème sportif suisse est encore dirigé par deux organisations distinctes: 
l’ANEP et le COS, où la première regroupe l’ensemble des fédérations 

14		  Grégory Quin, La reconstruction de la Fédération Internationale de Football Associa-
tion (FIFA) après la Seconde Guerre mondiale (1944–1950). Jalons pour une histoire des 
relations sportives internationales, in: STAPS 106/n° 4 (2014), pp. 21–35; Sylvain Du-
fraisse, Les ‹Héros du sport›. La fabrique de l’élite sportive soviétique (1934–1980), Thèse 
de doctorat, Université Paris 1 Panthéon-Sorbonne 2016.

15		  Gazette de Lausanne, le 28 janvier 1948, p. 3.
16		  Michel Caillat, Mauro Cerutti, Jean-François Fayet, Stéphanie Roulin (éds.), Histoire(s) 

de l’anticommunisme en Suisse, Zurich 2009.
17		  Heather Dichter, Kicking Around International Sport: West Germany’s Return to the 

International Community through Football, in: International Journal of the History of 
Sport 30/n° 17 (2013), pp. 2031–2051; Grégory Quin, Philippe Vonnard, Switzerland, a 
Stronghold in the European Football (1930–1960), in: Sport in History, 35/n° 4 (2015), 
pp. 531–549.

18		  Jérôme Berthoud, Grégory Quin, Philippe Vonnard, Le football suisse. Des pionniers 
aux professionnels. Lausanne 2016.
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sportives nationales (celles qui en ont fait la demande) et où la seconde 
s’occupe des affaires olympiques. Si l’échec relatif des jeux olympiques 
de Berlin en 1936 avait suscité des velléités de réformes, notamment pour 
tenter de faire passer le COS sous la tutelle de l’ANEP, celles-ci n’ont pas 
abouti, à la fois en raison d’un contexte défavorable pendant les années 
de guerre et de désaccords entre les représentants des différentes institu-
tions sportives.19 En effet, bien que les fédérations sportives représentées 
au sein du COS – celles impliquées dans les sports olympiques – soient 
aussi membres de l’ANEP, les comités centraux des institutions pos-
sèdent des caractéristiques très différentes. Les membres dirigeants du 
COS sont ainsi majoritairement romands et proches de milieux olym-
piques, dont ils partagent les idéaux et les conceptions sur le sport et son 
administration. Tout aussi patriotes que leurs homologues de l’ANEP, les 
dirigeants du COS sont davantage enclins à promouvoir l’internationa-
lisme sportif et le pacifisme olympique. Ainsi, au-delà des réticences des 
membres du COS à voir leur institution intégrer l’ANEP, la réécriture 
des statuts du CIO après la Seconde Guerre mondiale rappelle notam-
ment qu’un comité olympique national doit «être indépendant et auto-
nome».20 Albert Mayer, membre suisse du CIO, indique à ce titre «[qu’il] 
ne pourrait jamais admettre que le COS perde son indépendance et son 
autonomie, en devenant […] un organe de l’ANEP».21

De son côté, l’ANEP possède un fonctionnement plus proche de celui 
du système politique suisse, où les fédérations présentant le plus grand 
nombre de membres – Société Fédérale de Gymnastique, Société suisse des 
carabiniers ou Association suisse de football (et d’athlétisme) – détiennent 
davantage de voix, entraînant une plus forte présence des milieux spor-
tifs suisses-allemands dans les organes dirigeants. Moins inféodés aux 
milieux olympiques, ces derniers n’en sont pas moins influencés par un 
conservatisme politique – issu notamment de la défense spirituelle – si 
répandu chez les élites suisses dans cette période d’après-guerre. Ainsi, 
dans les procès-verbaux de l’ANEP de la seconde moitié des années 
1940, plusieurs éléments indiquent que la politisation ouvrière de cer-
taines organisations pose problème. En 1948 se pose notamment la ques-
tion de l’admission, au sein de l’ANEP, de fédérations comme l’Union 
touristique suisse «Les amis de la nature» ou l’Union suisse de touring ou-
vrier «Solidarité», dont l’idéologie politique est exprimée dans les statuts. 
La même année, lors de l’Assemblée des délégués, la présentation du rap-

19		  Christian Favre, La Suisse face aux Jeux Olympiques de Berlin 1936. Fribourg 2004.
20		  Archives Swiss Olympic (ci-après ASO), Document du COS, Procès-verbal du bureau, 

le 21 août 1949, «annexe pour l’orientation des membres du bureau».
21		  ASO, Document du COS, Procès-verbal du bureau, le 21 août 1949, p. 1.
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port aux autorités politiques indique également que des changements 
sont en cours:

Pendant le dernier exercice, nos rapports avec les autorités fédérales se sont 
quelque peu développés. Les relations par correspondance et les contacts 
directs ne se sont pas limités, comme par le passé, au Département militaire 
fédéral et aux services qui lui sont subordonnés. En effet, le Département 
politique fédéral s’est mis, de son côté, en rapport avec l’ANEP, afin de 
soutenir moralement et matériellement, à l’étranger, les délégations suisses 
des associations de gymnastique et de sport.22

Si l’ANEP joue avant tout un rôle de coordination, ce sont les fédérations 
qui conservent la responsabilité d’annoncer le déplacement d’athlètes 
dans des compétitions internationales. Ainsi, dans son rapport annuel lu 
devant l’assemblée des délégués de 1951, le comité central souligne que 
«les relations avec le Département politique fédéral ne sont pas très sui-
vies», ajoutant qu’il regrette que les fédérations ne s’annoncent pas plus 
régulièrement «renonçant ainsi d’emblée à l’aide des représentations 
diplomatiques de la Suisse à l’étranger».23 Dès la première moitié des 
années 1950, cette situation s’avère cependant passablement différente 
en ce qui concerne les milieux olympiques, particulièrement à Lausanne. 
La ville tente vainement d’obtenir l’organisation des jeux olympiques 
d’été depuis deux décennies et, sous l’impulsion de son directeur des 
finances et conseiller national Pierre Graber, la candidature lausannoise 
pour l’organisation des jeux olympiques d’été 1960 est pleinement soute-
nue par la diplomatie suisse.24 Toutefois, après l’échec de cette candida-
ture en 1955, les liens sportifs entre les autorités communales et fédérales 
se distendent.

L’année suivante, quelques semaines à peine avant l’échéance olym-
pique, l’expédition de Melbourne génère un certain nombre de difficul-
tés, notamment en raison de la distance séparant la Suisse des lieux des 
compétitions (plus de 4 jours de voyage en avion, selon le contrat passé 
avec la Swissair). Pourtant, le bureau du COS et le chef de mission dési-
gné, Jean Weymann, ont finalisé l’organisation du déplacement «et les 
athlètes suisses encadrés des officiels de leurs fédérations et de ceux du 
COS pourront partir avec confiance pour disputer les dures épreuves que 

22		  ASO, Documents de l’ANEP, Bulletin Informations de l’ANEP, 18ème année, 1948, n° 21, 
p. 12.

23		  ASO, Documents de l’ANEP, Bulletin Informations de l’ANEP, 21ème année, 1951, n° 28, 
p. 9–10.

24		  Pierre Morath, Lausanne candidate à l’organisation des Jeux olympiques (1945–1988), 
in: Mémoire Vive 8 (1999), pp. 89–100.
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comportent les Jeux Olympiques».25 De fait, comme le rappelle le Rap-
port sur la préparation de la participation suisse en vue des Jeux de la XVIe 
olympiade rédigé par le président du COS au printemps suivant:

Tout était donc prêt pour l’envoi fixé au dimanche 14 octobre 1956, lorsque … 
les troupes soviétiques entraient en Hongrie. La révolte grondait, jamais en-
core le peuple suisse ne fut aussi indigné d’un tel acte comme en ce début no-
vembre 1956. Les discussions commençaient un peu partout, le sport était mé-
langé avec la politique.26

Une trêve olympique comme outil de propagande

Le 28 octobre 1956, quelques jours à peine après le début de la révolte 
nationale hongroise, le chancelier suisse du CIO Otto Mayer projette une 
entreprise de diplomatie olympique à forte teneur symbolique. Sur 
conseil de l’industriel Rodolphe Stadler, membre du comité du Vorort et 
président de l’Association des industries vaudoises, également représen-
tant de l’ASF auprès du COS, il écrit à Max Petitpierre, conseiller fédé-
ral en charge du Département politique, pour lui demander d’intervenir 
auprès de la légation suisse à Budapest dans le but d’instaurer une «trêve 
olympique». Les représentants helvétiques contactent ainsi les autorités 
hongroises afin que la délégation de ce pays puisse se rendre aux jeux 
olympiques de Melbourne. 

Jean Guy de Rham, chef de la division des organisations internatio-
nales au DPF, contacte lui-même Otto Mayer pour l’informer que la 
diplomatie helvétique s’était mise en relation avec le gouvernement 
hongrois dans le but recherché.27 Cette collaboration n’est pas surpre-
nante puisqu’elle intervient alors même que le CIO demande à la divi-
sion des organisations internationales du DPF son soutien pour la convo-
cation éventuelle d’une conférence diplomatique chargée d’adopter une 
convention internationale pour la protection des jeux olympiques, de leur 
nom et de leur emblème. Cependant, d’un point de vue diplomatique, le 
projet entrepris par Otto Mayer est révélateur de trois éléments tout- 
à-fait intéressants. 

25		  ASO, Documents de l’ANEP, Bulletin Informations de l’ANEP, 26ème année, 1956, n° 38, 
p. 11.

26		  ASO, Documents des jeux olympiques de 1956, Rapport sur la préparation de la parti-
cipation suisse en vue des Jeux de la XVIe olympiade, le 28 avril 1957, p. 9–10.

27		  Archives du Comité Internationale Olympique (ci-après ACIO), Documents des jeux 
olympiques de 1956, CIO JO-1956S-MELBO-CORR, Lettre d’Otto Mayer, chancelier 
du CIO, à Max Petitpierre, chef du Département politique fédéral (DPF), 2 novembre 
1956.
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Premièrement, la chancellerie du CIO fait recours au mythe de la 
«trêve olympique telle qu’elle était observée aux temps anciens pendant 
la célébration des Jeux Olympiques»28 dans une action de propagande. 
Dans une lettre à Brundage, Otto Mayer indique que la presse euro-
péenne est unanime pour saluer les actions du CIO et que l’issue de la 
trêve importe donc peu.29 Pour conter cette fable olympique, le CIO peut 
d’ailleurs compter sur l’appui d’une grande partie de la presse lausan-
noise et romande dont les journalistes sont souvent très proches du mou-
vement olympique. Journalistes et dirigeants se côtoient au Panathlon 
Club Lausanne, organisme qui ambitionne de faire respecter «le code 
chevaleresque du sport»,30 autrement dit l’idéal olympique. Il en résulte 
une convergence très forte des points de vue en matière d’olympisme, 
comme de politique. C’est ainsi que Frédéric Schlatter, journaliste pour 
différents journaux romands, qualifie la trêve olympique de 1956 de «suc-
cès sans précédent» et de «merveilleux exemple de foi en l’avenir».31

Deuxièmement, le fait qu’Otto Mayer sollicite les bons offices suisses 
et que ceux-ci soient accordés au CIO donne de précieuses informations 
quant à la politique étrangère menée par la Confédération helvétique à 
cette période et à sa conception diplomatique du sport. Partie intégrante 
de la politique étrangère menée par Max Petitpierre qui visait à user de 
la solidarité helvétique pour sauvegarder sa neutralité décriée par les 
Alliés dans l’après-guerre,32 les bons offices sont ainsi, en 1956, un outil 
primordial de la politique étrangère helvétique. Ainsi, dans le contexte 
d’une Suisse profondément anticommuniste mais résolue à faire vivre sa 
politique de neutralité,33 notamment par la solidarité internationale, les 
tractations en vue d’une trêve olympique se mettent en place. Celles-ci 
permettent à la diplomatie suisse de saisir l’occasion qui s’offrait à elle de 
renforcer son action de solidarité plus globale dans l’épisode de la répres-
sion soviétique en Hongrie. En ce sens, l’apolitisme prêté au sport donne 
la possibilité au DPF de neutraliser ses réelles intentions diplomatiques.

28		  ACIO, Documents des jeux olympiques de 1956, CIO JO-1956S-MELBO-CORR, Lettre 
d’Otto Mayer, chancelier du CIO, à Max Petitpierre, chef du DPF, 28 octobre 1956.

29		  ACIO, Correspondance d’Avery Brundage (Président), PT-BRUND-CORR, 1956, 
Lettre d’Otto Mayer à Avery Brundage, 30 octobre 1956.

30		  Jean Presset, 50 ans du Panathlon Club de Lausanne 1956/2006, Lausanne 2006, p. 14.
31		  ACIO, Documents des jeux olympiques de 1956, CIO JO-1956S-MELBO-CORR, 

Frédéric Schlatter, La route de l’exil commence aussi sur la piste des stades, L’Illustré, 
10 janvier 1957.

32		  Daniel Trachsler, Bundesrat Max Petitpierre. Schweizerische Aussenpolitik im Kalten 
Krieg 1945–1961, Zurich 2011; Thomas Fischer, From Good Offices to an Active Policy 
of Peace: Switzerland’s Contribution to International Conflict Resolution, in: J. M. 
Gabriel, T. Fischer (éds.), Swiss Foreign Policy, 1945–2002, New York 2003, pp. 74–104.

33		  AF, Rudolf Bindschedler, Der Begriff der Neutralität, 1954, dodis.ch/9564.
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Finalement, il est intéressant de relever que l’ingérence diplomatique 
de la Confédération helvétique dans les affaires olympiques n’a en aucun 
cas rencontré la désapprobation de ceux qui composent le mouvement 
sportif suisse, notamment le bureau du COS. Plus encore, ceux-ci ont 
même loué cette intervention avec enthousiasme. Parmi eux, le frère 
d’Otto Mayer, Albert Mayer, membre du CIO et anciennement président 
du Parti radical du District de Vevey, qui énonce pourtant: «En Suisse, 
nous sommes opposés à toute immixtion des pouvoirs publics dans le 
sport.»34 Cette ambiguïté est révélatrice de la conception du lien entre 
État et sport chez les milieux olympiques suisses de cette époque. Il s’agit 
pour eux de maintenir une autonomie maximale vis-à-vis de l’État tout 
en bénéficiant de son aide dans les situations d’exception, c’est-à-dire 
quand cela s’avère souhaitable pour défendre leur cause. Le cas de la 
trêve olympique de 1956 en est un probant exemple. Plus généralement, 
le débat en Suisse sur la participation aux jeux olympiques de Melbourne 
donne à voir l’imprécision des vœux de neutralité politique et d’apoli-
tisme sportif des dirigeants du sport comme ceux des dirigeants de la 
Confédération helvétique. Plus encore, l’implication de chefs de service 
et du conseiller fédéral en charge du DPF, et leurs liens avec le mouve-
ment sportif suisse et le CIO, permettent de comprendre la convergence 
d’intérêts de ces différentes entités et le rôle d’arbitrage qu’ils entendent 
afficher dans la Guerre froide.

Aller à Melbourne? Les milieux olympiques lausannois  
à la manœuvre

Dans l’ensemble, les discussions au sujet de l’envoi d’une délégation 
suisse à Melbourne prennent la forme d’une opposition entre les diri-
geants proches des milieux olympiques lausannois, dont l’influence est 
encore très prégnante au sein du COS, et les dirigeants des fédérations 
issues de sports traditionnels,35 liés à l’administration militaire fédérale 
et vraisemblablement plus sensibles à des questions de politique inté-
rieure.

34		  Albert Mayer, État et Sport, Montreux, 1954, p. 4.
35		  Nous ne discuterons pas ici les débats propres au champ de l’histoire du sport portant 

sur la terminologie des mots «sports», «jeux traditionnels», «sports traditionnels», etc. 
Nous usons de cette dernière formulation afin de rendre au mieux l’idée selon laquelle 
ces pratiques (tir, gymnastique, etc.), qui pouvaient anciennement être qualifiées de «jeux 
traditionnels», sont alors suffisamment sportivisées pour être appelées «sports tradition-
nels».
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Les premiers échanges formels à ce sujet ont lieu le 7 novembre 1956, 
lors d’une assemblée extraordinaire du COS convoquée au Buffet de la 
gare, à Lausanne. Y sont notamment présents, parmi beaucoup d’autres 
représentants du sport suisse, Marcel Henninger, président du COS, Al-
bert Mayer, membre du CIO pour la Suisse, Raymond Gafner et Jean 
Weymann, respectivement vice-président et secrétaire général du COS, 
Francis Messerli, membre conseiller, ainsi qu’Antoine Hafner, représen-
tant de la Fédération suisse de basket-ball. Très vite, le débat prend une 
tournure géopolitique. Ainsi, lors de sa première prise de parole, le pré-
sident du COS Marcel Henninger livre à l’assistance l’avis du DPF, dont 
il s’est lui-même enquis, sur la question de la participation suisse aux jeux 
olympiques de Melbourne: 

Monsieur le Conseiller fédéral Petitpierre est d’avis qu’actuellement il n’y a 
pas de danger [à se rendre par avion à Melbourne], étant donné le ‹cessez-le-
feu› en Égypte. […] Par contre, M. Petitpierre est d’avis que l’abstention de la 
Suisse à Melbourne éviterait certainement des polémiques dans la presse de 
notre pays.36 

On ne saurait toutefois dire si cet avis est réellement celui de Max Petit-
pierre. En effet, la question est plusieurs fois discutée au sein de son dé-
partement et les positions sont profondément divisées. Néanmoins, les 
réactions du DPF font suite à trois sollicitations. Premièrement, un cour-
rier est envoyé le 6 novembre par l’escrimeur Jean-Maurice Rubli, méde-
cin à Zurich et délégué du Comité international de la Croix-Rouge, ayant 
participé aux jeux olympiques en 1936 et 1948. Ce dernier juge «indécent 
d’envoyer quelques athlètes pour le prix d’1/2 millions de francs rencon-
trer et serrer la main des athlètes communistes en Australie» et demande 
au chef du DPF que cet argent soit versé «à la Croix-Rouge ou au village 
Pestalozzi pour les enfants hongrois».37 On retrouve là «les dynamiques 
de la rhétorique humanitaire»38 en Suisse, celle-ci étant paradoxalement 
très proche du discours sur le sport mais rentrant parfois en conflit avec 
lui, comme dans ce cas. À cette demande et à une deuxième émanant 
quelques jours plus tard de Walter Siegenthaler, futur président de 
l’ANEP et conseiller d’État à Berne, le chef de la Division des Affaires 
politiques, Alfred Zehnder, informe que «le Département politique ne 
peut pas conseiller» sur une participation suisse. Toutefois, il note que 

36		  ACIO, Documents des jeux olympiques de 1956, CIO JO-1956S-MELBO-CORR, 
Assemblée extraordinaire du Comité olympique suisse, 7 novembre 1956, p. 2.

37		  AF, Documents du DPF, E2001E#1970/217#6159*, Lettre de Jean-Maurice Rubli à Max 
Petitpierre, 6 novembre 1956.

38		  Cédric Cotter, Irène Herrmann, Les dynamiques de la rhétorique humanitaire: Suisse, 
États-Unis et autres neutres, in: Relations internationales 3/n° 159 (2014), pp. 49–67.
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les pays occidentaux arrêteront leur ligne de conduite en mettant l’accent sur 
des considérations de politique extérieure (les relations diplomatiques avec 
l’URSS ne seront pas rompues) ou en tirant les conséquences de l’indignation 
à l’intérieur de leur pays. […] La Suisse risque de se trouver en minorité voire 
de se singulariser.39

En somme, la gestion diplomatique de l’affaire consisterait à s’aligner sur 
la majorité des pays occidentaux afin de s’éviter leurs foudres. Cette stra-
tégie diplomatique, qui vise notamment des fins de politique commer-
ciale, est une constante des affaires étrangères helvétiques durant la 
Guerre froide.40 Elle se prolonge ici dans la sphère sportive, garantissant 
l’image de neutralité d’un pays qui abrite le siège du CIO depuis 1915. La 
troisième sollicitation sur ce sujet est celle de Rolf Bögli, secrétaire 
général de l’ANEP, qui prend contact avec René Keller, chef du Service 
de l’Information et de la presse. Ce dernier rétorque qu’il se déclare «in-
compétent» en la matière mais formule tout de même quelques considé-
rations personnelles:

Il serait discourtois vis-à-vis de l’Australie, pays auquel ni le gouvernement, 
ni l’opinion publique suisse n’ont qui que ce soit à reprocher, de se dérober au 
dernier instant […], [de même] la distinction entre la politique de neutralité 
du gouvernement et la liberté des associations privées ou des individus de 
juger des peuples et de leurs actes comme ils l’entendent, serait trop subtile 
pour les Russes, [qui considérerait alors l’affront] comme venant de la Suisse 
en tant qu’État.41

On observe par conséquent une certaine contradiction entre les discus-
sions internes du DPF et les propos rapportés par Marcel Henninger du-
rant l’assemblée du COS. En revanche, une constante se dégage: la Suisse 
ne doit en aucun cas se singulariser et trahir publiquement ce que René 
Keller qualifie «d’arrières-pensées politiques»42. Il en va de la crédibilité 
du positionnement diplomatique de neutralité de la Confédération 
helvétique et de la culture d’apolitisme revendiquée par le mouvement 
sportif, CIO et COS en tête. Ainsi, dans le procès-verbal de l’assemblée 
extraordinaire du COS du 7 novembre 1956, il est fait mention que 

39		  AF, Documents du DPF, E2001E#1970/217#6159*, Lettre d’Alfred Zehnder, chef de la 
Division des Affaires politiques du DPF, à Max Petitpierre, 10 novembre 1956.

40		  Sacha Zala, Ursina Bentele, Neutrality as a Business Strategy: Switzerland and Latin 
America in the Cold War, in: S. Bott [et al.] (éds.), op. cit., pp. 178–195.

41		  AF, Documents du DPF, E2001E#1970/217#6159*, Note interne de René Keller, chef  
du Service de l’information et de la presse, à son supérieur Alfred Zehnder, chef de la 
Division des Affaires politiques du DPF, 6 novembre 1956.

42		  AF, Documents du DPF, E2001E#1970/217#6159*, Note interne de René Keller à Max 
Petitpierre, 12 novembre 1956.
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A. Mayer trouve étrange qu’au moment-même où le Conseil Fédéral vient de 
déclarer une trêve olympique qui permet aux athlètes hongrois de partir pour 
Melbourne, la Suisse envisage de faire forfait aux Jeux Olympiques de 1956 
[…], sur le plan national, la neutralité de la Suisse nous oblige de nous rendre 
à Melbourne au côté des 71 pays qui nous attendent.43

Albert Mayer convoque ici le rappel de la trêve olympique, initiée par 
son propre frère, ainsi que des arguments patriotiques, pour servir son 
argumentation. Pour les frères Mayer, le procédé consistant à s’entendre 
sur les dossiers olympiques pour préserver leurs intérêts communs est 
habituel. Ainsi, outre un intense lobbying pour la marque horlogère 
Omega dont lui-même et son frère sont des agents, Albert Mayer fait 
souvent appel à l’argument de la politique de neutralité helvétique dans 
ses prises de parole, diffusant ainsi l’idée selon laquelle il existerait un 
mariage naturel entre la culture apolitique du sport et la neutralité suisse 
dans l’espace diplomatique. 

Toutefois, la conception de l’application de la neutralité n’est pas la 
même pour tous les acteurs en présence. Ainsi, Hans Keller, président de 
la Société fédérale de gymnastique (SFG), invoque-t-il des motifs à carac-
tère humanitaire pour s’opposer à l’envoi d’une délégation suisse à 
Melbourne. Quant à Charles Jan, représentant de la Fédération suisse des 
Carabiniers, il assure que le Conseiller fédéral Paul Chaudet, chef du 
DMF, «lui a fait savoir qu’il approuverait le forfait des tireurs suisses à 
Melbourne».44 Au final, 15 voix s’expriment pour la participation aux 
jeux olympiques avec une équipe au complet, 5 avec une délégation in-
complète et 5 s’opposent à la participation. Une deuxième réunion doit 
cependant avoir lieu le lendemain, le 8 novembre 1956, afin que les 
différentes fédérations puissent une fois encore consulter leur comité.  
À cette date, les rameurs, précédemment indécis, sont décidés à partir. 
En revanche, la SFG refuse toujours d’entrer en matière et, par consé-
quent, la délégation helvétique ne peut se rendre à Melbourne. D’après 
le secrétaire général du COS, Jean Weymann, les réactions engendrées 
dans la population suisse sont ensuite très vives, résurgence d’une forme 
de «röstigraben» existant parfois autour de questions sportives:45 «La 
Suisse romande était pour le départ, tandis que la Suisse Allemande 

43		  ACIO, Documents des jeux olympiques de 1956, CIO JO-1956S-MELBO-CORR, 
Assemblée extraordinaire du Comité olympique suisse, 7 novembre 1956, pp. 2–3.

44		  ACIO, Documents des jeux olympiques de 1956, CIO JO-1956S-MELBO-CORR, 
Assemblée extraordinaire du Comité olympique suisse, 7 novembre 1956, p. 4.

45		  Christian Koller, Schweizer Fußball zwischen Modernität und ‹Geistiger Landesvertei-
digung›, in: C. Koller, F. Brändle (éds.), Fussball zwischen den Kriegen, Munster 2010, 
pp. 203–220.
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trouvait que notre décision était parfaitement juste.»46 En fait, l’explica-
tion linguistique n’est pas valable. Ce sont plutôt les milieux olympiques 
lausannois et les dirigeants des fédérations de sports traditionnels qui 
s’opposent dans ce débat.

Jean Weymann ajoute: «Dès que cette décision fut connue, ce fut un 
tollé général, la presse, l’opinion public, les concurrents envoyaient des 
télégrammes et des lettres.»47 Du côté de l’École fédérale de gymnas-
tique et de sport, à Macolin, les réactions sont également vives. Son 
directeur, Arnold Kaech, estime que 

la flamme olympique, l’estafette pathétique qui l’amène de la Grèce à Mel-
bourne sont devenues une farce de mauvais goût […]; les Américains vont à 
Melbourne pour battre les Russes et les Russes y vont pour prouver qu’ils sont 
supérieurs aux ploutocrates réactionnaires. Telle est la vérité. Et quelques-
uns peut-être, comme nous les Suisses, par exemple, y vont encore pour leur 
plaisir et pour l’honneur du sport.48 

Dans le même temps, 26 athlètes qui devaient participer aux jeux olym-
piques se réunissent pour voter une résolution et prier le COS de revoir 
sa décision. À l’aune de cette mobilisation, des réactions virulentes de la 
presse et surtout de celles du CIO, les dirigeants du COS reconsidèrent 
la question. Il faut dire que le président du CIO lui-même exerce une 
pression importante en ce sens par le truchement d’Otto Mayer.49 Une 
nouvelle assemblée générale extraordinaire est convoquée à Berne le  
11 novembre 1956 et, à son terme, il est décidé qu’une délégation suisse 
incomplète doit finalement se rendre à Melbourne. Lors de la séance du 
bureau du COS qui se tient le matin même, le président de la Fédération 
des sociétés suisses d’aviron informe ses collègues que les rameurs, bien 
qu’ils souhaitent participer aux jeux olympiques, «condamnent sévère-
ment les crimes commis par les Russes» et recommande «au COS d’en-
treprendre les démarches utiles auprès du CIO pour provoquer l’exclu-
sion des soviets, aussi bien du CIO que des différentes fédérations 
sportives internationales».50 Devant l’assemblée extraordinaire du COS, 
quelques heures plus tard, Francis Messerli rappelle également les enjeux 

46		  ASO, Documents des jeux olympiques de 1956, Rapport sur la préparation de la parti-
cipation suisse en vue des Jeux de la XVIe olympiade, le 28 avril 1957.

47		  ASO, Documents des jeux olympiques de 1956, Rapport sur la préparation de la parti-
cipation suisse en vue des Jeux de la XVIe olympiade, le 28 avril 1957.

48		  ACIO, Documents des jeux olympiques de 1956, CIO JO-1956S-MELBO-CNO, La non 
participation de la Suisse aux JO de Melbourne en 1956, 1956–57.

49		  ACIO, Documents du Comité Olympique Suisse, D-RM01-SUISS/006, Correspondance 
CNO suisse 1956–1959, Télégrammes d’Otto Mayer à Jean Weymann et Marcel Hennin-
ger, 7 et 11 novembre 1956.

50		  ASO, Procès-verbaux du COS, Séance du bureau du Comité olympique suisse, 11 no-
vembre 1956.
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économiques de la participation. Il souligne notamment l’importance du 
chronométrage de ces jeux olympiques pour l’industrie horlogère suisse, 
défendant par la même occasion les intérêts des frères Mayer. Antoine 
Hafner résume ensuite les discussions qu’a eues le bureau du COS, et la 
position qu’il a tenu à cette occasion:

Il s’agit de dire que nous sommes contre la guerre.  […] Notre pays aura 
certainement rempli sa mission s’il peut faire incorporer dans la charte 
olympique un article prévoyant que tous les athlètes des pays en paix, ou 
bénéficiant d’un ‹cessez-le-feu›, peuvent se mesurer entre eux sur le stade 
olympique.51 

À l’unanimité et suivant le souhait d’Antoine Hafner, le COS propose 
dès lors au CIO d’inclure dans la Charte olympique un nouvel article 
stipulant que «Les délégations d’athlètes appartenant à des pays en état 
de guerre (non seulement en droit, mais aussi simplement en fait), ne 
peuvent pas participer aux Jeux Olympiques».52 Pour le COS, il s’agit de 
contrebalancer sa participation en réaffirmant sa qualité de «neutre du 
sport». La Commission exécutive du CIO statue alors et rejette une pro-
position qui irait selon elle à l’encontre des dispositions de la Charte 
olympique.53

En marge de cet événement, les réactions pleuvent au sujet de l’an-
nonce de la participation suisse aux jeux olympiques de Melbourne. La 
Neue Berner Zeitung pointe notamment du doigt les milieux lausannois 
du sport qui, après l’échec de leur candidature pour les jeux olympiques 
d’été 1960, remettent l’ouvrage sur le métier:

La Suisse s’est blâmée devant le monde. Il en est de même pour ses nombreux 
sportifs. Il est notoire que Lausanne surtout, désirait que nos athlètes aillent 
à Melbourne, parce que l’on espère, dans cette ville se voir attribuer une fois 
l’organisation des Jeux olympiques.54 

Plus diplomate, Arnold Kaech adresse alors avec réserve ses vœux à la 
délégation helvétique dans les colonnes de La Semaine sportive. En 
marge du texte qu’il a conservé dans un recueil d’articles dédiés à ce 
sujet, Otto Mayer commente: «hypocrite de Kaech!» et tempête au sujet 
des dirigeants de Macolin: «des professionnels, de quoi se mêlent-ils? Les 

51		  ASO, Procès-verbaux du COS, Assemblée extraordinaire du COS, 11 novembre 1956.
52		  ACIO, Documents du COS, D-RM01-SUISS/006, Correspondance CNO-suisse 1956–

1959, Proposition du COS au CIO, 11 novembre 1956.
53		  ACIO, Documents du COS, D-RM01-SUISS/006, Correspondance CNO-suisse 1956–

1959, Lettre d’Albert Mayer à Marcel Henninger, 26 novembre 1956.
54		  ACIO, Documents des jeux olympiques de 1956, CIO JO-1956S-MELBO-CNO, La non 

participation de la Suisse aux JO de Melbourne en 1956, 1956–57.



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

358� Quentin Tonnerre, Gregory Quin  Histoire d’une non-participation olympique (1948–1956)

maquereaux du sport!»55 Si Mayer s’insurge d’une telle manière, il semble 
toutefois que son opinion ait été moins tranché au début de l’affaire. Bien 
qu’il réfute par la suite ces accusations, il aurait écrit au comité olym-
pique hollandais qui a choisi de ne pas envoyer de délégations à Mel-
bourne: «ce qui vient de se passer à Budapest risque de dénaturer com-
plètement le sens des Jeux. Imagine-t-on ce qui se passera dans la tête 
d’un athlète et des spectateurs lorsqu’un coureur russe affrontera un 
Hongrois? […]». Il ajoute alors qu’en 1924 «le baron de Coubertin n’a pas 
hésité de s’adresser aux dirigeants olympiques allemands pour leur 
conseiller de ne pas participer aux Jeux olympiques de Paris».56

En esquissant la possibilité d’enjoindre le Comité olympique sovié-
tique à ne pas prendre part à la compétition, Otto Mayer tient donc un 
double discours, à mi-chemin entre ses positions personnelles, celles de 
son frère et celles que lui impose sa fonction de chancelier du CIO. En 
somme, il réalise un savant exercice de Realpolitik au gré des événements 
géopolitiques, des réactions du COS et des consignes reçues par le pré-
sident du CIO, Avery Brundage.

Épilogue. Vers une nouvelle diplomatie sportive en Suisse

Aux termes de ces débats, la délégation suisse ne peut prendre part aux 
jeux olympiques de 1956 à Melbourne, les avions de Swissair ayant entre-
temps été mis à disposition de l’ONU. «Les Suisses n’iront pas à Mel-
bourne pour n’avoir pas trouvé d’avion convenable»,57 titre alors la Feuille 
d’Avis de Lausanne. 

Dans les faits, plusieurs éléments expliquent la prise de décision trop 
tardive du COS: d’abord, le manque de relations et la lenteur bureaucra-
tique des échanges avec les autorités politiques à qui le COS demande 
conseil en temps de crise; ensuite, les fortes dissensions existant au sein 
même de l’assemblée générale du COS, opposant les milieux lausannois 
du sport, proches du CIO, de l’industrie horlogère et d’une potentielle or-
ganisation des jeux olympiques d’été à Lausanne, à d’autres dirigeants 
issus des fédérations des sports traditionnels et plus sensibles aux argu-
ments du DMF; enfin, l’ambiguïté du discours sur la neutralité qui en-
traîne de longs débats sur la position que doivent adopter la Suisse et les 
milieux sportifs. L’intrication de ces trois niveaux justifie à elle seule la 
complexité des débats qui aboutissent à la non-participation de la délé-

55		  Idem.
56		  Idem.
57		  Feuille d’Avis de Lausanne, 15 novembre 1956, p. 8.
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gation suisse aux jeux olympiques d’été 1956 de Melbourne. En effet, au-
delà de convergences évidentes entre les intérêts de certains acteurs tels 
que les frères Mayer, il est difficile d’identifier des groupes de dirigeants 
aux points de vue homogènes en matière de gouvernance du sport suisse, 
de diplomatie sportive, voire de relations avec les autorités fédérales. 
L’opposition entre la Suisse allemande et la Suisse romande, instrumen-
talisée par les milieux olympiques lausannois et reprise par Eric Monnin 
et Renaud David dans le Journal of Olympic History,58 ne peut ainsi 
constituer une interprétation suffisante. À ces lignes de fracture 
s’ajoutent, à la même époque, d’autres clivages comme celui sur le pro-
fessionnalisme des athlètes et sur les relations sportives avec les pays du 
bloc de l’Est.

La non-participation de la délégation suisse souligne aussi l’absence 
d’une véritable base légale pour les autorités politiques lorsqu’il s’agit 
d’imposer leurs vues aux institutions sportives. Dans un exposé daté du 
6 septembre 1957 portant sur les crises de Suez et de Hongrie de l’année 
précédente, Max Petitpierre évoque entre autres le retrait de la déléga-
tion suisse des jeux olympiques de Melbourne et s’interroge ensuite: 
«dans quelle mesure les autorités d’une démocratie comme la nôtre 
doivent-elles, dans leurs décisions et leur comportement, tenir compte du 
sentiment populaire?»59 Dans le cas du sport, l’enjeu est donc de savoir si 
l’État doit organiser un quelconque contrôle des autorités sportives pour 
éviter que leurs décisions ne viennent contrecarrer les efforts diploma-
tiques de la Confédération.60 Suite à l’échec de la candidature de Lau-
sanne à l’organisation des jeux olympiques d’été 1960 (1955) et la 
non-participation suisse à Melbourne (1956), le DPF perd l’occasion de 
s’emparer du contrôle diplomatique du sport. Au cours des années sui-
vantes, la diplomatie sportive suisse ne s’affiche plus seulement en termes 
de négociations, comme c’est le cas en 1956, mais en termes de perfor-
mances sportives. Dans l’ouvrage commémoratif des 50 ans du COS, 
Francis Messerli, alors membre conseiller de l’institution, relève que

le COS peut être fier de son activité passée et des résultats obtenus par les 
athlètes suisses lors des Jeux Olympiques, lesquels constituent, il ne faut pas 
l’oublier, une sorte de test de la santé et de la vigueur physique de la jeunesse 
des diverses nations.61

58		  Monnin, David, op. cit., p. 38.
59		  AF, Exposé de Monsieur Max Petitpierre, 6 septembre 1957, dodis.ch/12714, E 2004 

(B)1970/2/.
60		  AF, Les relations russo-suisses après les événements de Hongrie, 20 mars 1957, Dodis.

ch/12319, E 2001(E)1979/28/.
61		  Francis Messerli, 50 ans. Comité Olympique Suisse 1912–1962, Lausanne 1962, p. 82.
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Au parlement, les débats portent désormais sur un «affaiblissement de 
la jeunesse»62 et l’échec de la délégation suisse aux jeux olympiques 
d’Innsbruck en 1964 engendre une réaction forte de la part du chef du 
DMF Paul Chaudet qui réclame, en première page du journal Sport, «un 
soutien continu pour le sport de haut niveau».63 Bientôt inscrit dans la 
constitution, l’encouragement de la gymnastique et du sport dépasse 
alors le cadre du haut niveau puisqu’au Parlement, des conseillers natio-
naux réclament

une action rapide et efficace en faveur de la généralisation de la pratique des 
sports sans cependant oublier le sport de pointe qui, outre les avantages qu’il 
présente pour notre tourisme, constitue un élément remarquable d’attraction 
pour notre jeunesse dans la réalisation de notre objectif général.64

De fait, le champ sportif suisse entre dès lors dans une nouvelle dyna-
mique qui débouche sur la création d’un Comité national pour le sport 
d’élite (1966) et l’entrée en vigueur d’une nouvelle base légale «encoura-
geant la gymnastique et les sports» (1972).

62		  Jean-François Loudcher, Monica Aceti, La ‹débâcle› suisse aux Jeux Olympiques d’hi-
ver à Innsbruck en 1964 et ses conséquences sur l’organisation sportive nationale, in: 
Stadion 38/39 (2014), pp. 183–205.

63		  Sport, le 12 février 1964.
64		  AF, Documents du Conseil national, Procès-verbaux des séances, séance du 15 décembre 

1971, prise de parole du conseiller national Ugo Gianella, p. 1628.
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Aniko Fehr, Quartier UNIL-Chamberonne, Bâtiment Anthropole, Bureau 5177, 1015 Lau-
sanne, aniko.fehr@unil.ch 

Origines, échec et adoption d’un projet d’amnistie 
fiscale générale en Suisse (1958–1968)

Aniko Fehr

Origins, failure and adoption of a general tax amnesty in Switzerland (1958–1968)

In the 1960s, Swiss were called upon twice to vote over whether they wanted to 
grant a general tax amnesty. The first time, in 1964, 58% of the voters and the 
majority of the cantons rejected the proposal. The second time, in 1968, it was a 
success with nearly 62% of the voters and every canton in favour. These two events, 
in quick succession, have not been much explored by Swiss historians. If the  
failure in 1964 can be, in part, explained as a means for voters to defend a notion 
of ‘fiscal justice’ (and thus discourage tax evasion or fraud), how can one explain 
the change of mind in only four years? What made the difference between 1964 
and 1968? To find some answers, this article explores the origins and content  
for the 1964 tax amnesty proposal, as well as the issues discussed in the election 
campaign. The differences between this and the second proposal sheds light on 
the reasons for successful passage in 1968.

Le 2 février 1964, pour la première fois en Suisse, les citoyens sont appe-
lés à s’exprimer sur un projet d’amnistie fiscale générale, dont l’entrée en 
vigueur est prévue au 1er janvier 1965.1 Dans le passé, deux amnisties 
fiscales générales ont été formellement décrétées en Suisse: en 1940 et 
1944.2 Celles-ci avaient toutefois été décidées sur la base des pleins pou-

1		  La présente contribution est une synthèse de mon mémoire de Master: Aniko Fehr, La 
lutte contre la fraude fiscale ou les origines de l’Arrêté fédéral concernant l’octroi d’une 
amnistie fiscale générale au 1er janvier 1965 (1958–1964), Mémoire de Master, sous la dir. 
de Sébastien Guex, Université de Lausanne 2015. Elle s’inscrit également dans l’élabo-
ration d’une thèse de doctorat à l’Université de Lausanne, dirigée par le Prof. Sébastien 
Guex, dont le titre provisoire est: La politique financière fédérale, 1958–1977.

2		  Sans compter les amnisties non formellement déclarées comme telles, par ex. l’article 32 
de l’Arrêté fédéral concernant le premier impôt de guerre du 22 décembre 1915, cf. Sé-
bastien Guex, La politique monétaire et financière de la Confédération suisse 1900–1920, 
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voirs dont le Conseil fédéral (CF) jouissait durant la Deuxième Guerre 
mondiale.3 Les citoyens helvétiques n’avaient donc jamais eu l’occasion 
de se prononcer à ce sujet.

Précisons d’emblée qu’il existe plusieurs types d’amnistie fiscale en 
Suisse. Dans l’espace restreint du présent article, il n’est pas possible de 
les énumérer de façon exhaustive: je vais donc en définir quelques carac-
téristiques principales. Une amnistie fiscale concerne, en général, l’im-
position du revenu et de la fortune des personnes physiques et celle du 
bénéfice et du capital des personnes morales.4 En fonction de ses dispo-
sitions, l’ampleur d’une amnistie fiscale peut être plus ou moins étendue. 
Par exemple, une amnistie fiscale partiellement libératoire permet d’an-
nuler les sanctions ou pénalités ordinairement appliquées par la législa-
tion fiscale en cas de soustraction ou de fraude, mais maintient l’obliga-
tion d’acquitter les rappels d’impôts (c’est-à-dire le montant des impôts 
éludés pour une période donnée). En revanche, une amnistie fiscale to-
talement libératoire engendre une annulation intégrale de ces sanctions 
ou pénalités, de même que des rappels d’impôts.5 Elle offre ainsi une im-
punité totale aux fraudeurs. Dans ce cas, l’Administration fédérale parle 
d’une amnistie fiscale générale. Enfin, le fédéralisme qui caractérise le 
système fiscal helvétique présuppose toutefois qu’une amnistie fiscale 
peut être fédérale ou cantonale, ou bien fédérale et cantonale.6 Sur cette 
base, on peut donc imaginer les diverses combinaisons possibles.

Le projet dont il est question dans cet article est l’amnistie fiscale la 
plus ample qu’on puisse concevoir. Elle s’applique simultanément à la 
Confédération, aux cantons et aux communes et elle est totalement libé-
ratoire; il s’agit donc d’une amnistie fiscale fédérale et cantonale géné-

Lausanne 1993, p. 354, ou les dispositions introduites dans le cadre de la perception d’une 
contribution fédérale de crise, entre 1934 et 1939, cf. Jakob Gubler, Die Steueramnestie 
in Bund und Kantonen unter besonderer Berücksichtigung des Bundesratsbeschlusses 
über die Steueramnestie bei Einführung der Verrechnungssteuer vom 31. Oktober 1944, 
Laufen 1948, pp. 3s. Celles-ci feront l’objet d’un examen plus approfondi dans ma thèse 
de doctorat.

3		  «Arrêté fédéral prescrivant des mesures propres à amortir les dépenses militaires ex-
traordinaires et à ordonner les finances fédérales (du 11 avril 1940)», in Feuille fédérale, 
vol. 1, Berne 1940, pp. 428–436, ici p. 430; «Rapport intermédiaire du Conseil fédéral à 
l’Assemblée fédérale sur les mesures prises par lui en vertu de ses pouvoirs extraordi-
naires (du 31 octobre 1944)», in Feuille fédérale, vol. 1, Berne 1944, pp. 1148–1161, ici  
pp. 1152s.

4	 	 C’est dans la loi fédérale d’application que les modalités d’exécution de l’amnistie fis-
cale et les impôts concernés par cette mesure sont réglés.

5	 	 Les expressions «partiellement libératoire» et «totalement libératoire» sont avancées ici 
par l’auteure pour distinguer l’étendue possible d’une amnistie fiscale: ces notions ne 
sont pas utilisées par les acteurs de la politique fédérale.

6	 	 Les impôts des communes sont ici inclus dans les impôts cantonaux.



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

SZG/RSH/RSS 67, 2017, Nr. 3� 363

rale.7 Le 2 février 1964, elle est toutefois rejetée par 58% des votants et 
par seize cantons et cinq demi-cantons.8 

Un tel échec pourrait être interprété comme traduisant la réticence 
du plus grand nombre à l’égard d’une disposition qui favorise les frau-
deurs; ainsi, on s’y serait opposé pour des raisons de justice fiscale.9 Or, 
à peine quatre ans plus tard, le 18 février 1968, une nouvelle amnistie fis-
cale générale est soumise au vote populaire.10 Elle est cette fois adoptée 
par près de 62% des votants et par tous les cantons sans exception. Ce 
résultat laisse fortement supposer que l’argument de justice fiscale ne 
suffit pas à expliquer les motifs qui ont présidé au rejet de la première 
proposition d’amnistie dans les urnes. 

En effet, l’issue favorable du second scrutin en 1968 laisse apparaître 
que d’autres enjeux essentiels ont fait pencher la balance en 1964. L’his-
toriographie helvétique s’étant très peu intéressée à ces objets,11 cet ar-
ticle vise à combler certaines lacunes, en proposant de faire la lumière 
sur la genèse de la première proposition d’amnistie fiscale générale et sur 
les motifs de son rejet en 1964. 

Il s’agira de préciser, dans un premier temps, pour quelles raisons 
l’octroi d’une amnistie fiscale occupe le devant de la scène politique fé-
dérale au début des années 1960 et de retracer, dans un second temps, la 
concrétisation politique de cet objet. Une fois éclairées les origines de ce 
projet, je décrirai les enjeux relatifs à la définition de ses principaux 
attributs. En effet, le texte voté en 1964 comportait un alinéa octroyant 
la faculté de renforcer l’appareil de contrôle du fisc fédéral pour lutter 
contre la fraude fiscale en Suisse: la nature et l’ampleur de ces moyens 
sont au cœur des débats qui animent les partisans et les adversaires du 
projet. Enfin, j’introduirai brièvement la proposition d’amnistie fiscale 

  7	 	 J’utilise le terme amnistie fiscale générale pour y faire référence dans cet article.
  8	 	 Seul le demi-canton d’Appenzell Rhodes-intérieures (55,6%), le canton des Grisons 

(55,4%), Schaffhouse (51,9%) et St-Gall (61,2%) ont accepté le projet d’amnistie fiscale 
générale. Les motifs pour lesquels ces cantons du Nord-Est de la Suisse acceptent le pro-
jet mériteraient d’être éclairés de manière approfondie, ce qui dépasse toutefois le cadre 
d’analyse proposé ici.

  9	 	 Les termes fraude fiscale et soustraction fiscale sont utilisés comme des synonymes dans 
cet article: toute distinction juridique est évacuée pour des raisons pratiques.

10	 	 «Arrêté fédéral concernant l’octroi d’une amnistie fiscale générale (du 5 octobre 1967)», 
in Feuille fédérale, vol. 2, Berne 1967, p. 507; Heinz Weidmann, L’amnistie fiscale géné-
rale 1969, Berne 1968.

11		  Gisela Hürlimann, «Einträglich und gerecht? Steuern und Umverteilung in Nachkriegs-
boom, 1970-er Krise und darüber hinaus», in: Gisela Hürlimann, Jakob Tanner (éds.), 
Steuern und umverteilen. Effizienz versus Gerechtigkeit, Zürich 2012, pp. 55–81, ici  
pp. 58–60; Pierre-Etienne Vittoz, Les amnisties fiscales fédérales des années 1960 au re-
gard de la presse suisse-romande, Mémoire de Master, sous la dir. de Sébastien Guex, 
Université de Lausanne 2014.
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générale de 1968, en insistant essentiellement sur ce qui la distingue du 
projet de 1964.

En conclusion, je reviendrai sur les aspects qui, selon moi, permettent 
d’expliquer l’échec de l’amnistie fiscale générale en 1964, et, aussi, d’éclai-
rer les raisons de son succès en 1968. 

Une amnistie fiscale générale pour lutter contre la fraude?  
Les origines de la motion Eggenberger

Nous ne disposons pas d’études approfondies sur la genèse des amnisties 
fiscales générales de 1940 et 1944: cependant, nous pouvons relever 
qu’elles ont été décrétées par le CF dans un contexte financier marqué 
par des déficits très élevés et des réformes importantes du système fiscal 
fédéral.12 La situation est tout autre pour le projet d’amnistie fiscale gé-
nérale de 1964, qui voit le jour dans un contexte de recettes fédérales 
dites «spécialement abondantes»13 et une réduction de l’impôt fédéral di-
rect, alors impôt de défense nationale (IDN).14 En outre, contrairement 
aux précédents projets, celui de 1964 n’est pas le produit direct du CF, ni 
même des partis bourgeois, mais le résultat de démarches émanant d’une 
partie du groupe parlementaire socialiste. Celles-ci prennent toutefois 
forme dans un contexte où, depuis la fin des années 1950, des pressions 
en faveur de l’institution, par la Confédération, d’une amnistie fiscale 
générale se font croissantes, aussi bien du côté des partis bourgeois que 
de la Conférence des directeurs cantonaux des finances (CDCF).15 

Le Chef du Département des finances et des douanes (DFFD) de 
l’époque, le Conseiller fédéral Jean Bourgknecht, membre du Parti 

12		  Monique Ceni, L’introduction de l’impôt sur le chiffre d’affaires (ICHA) en 1941, 
Mémoire de Master, sous la dir. de Sébastien Guex, Université de Lausanne 2002–2003, 
pp. 41s.; Gubler, op. cit.; Mattia Guidotti, Premier programme financier de guerre: amorce 
de la réforme financière de la Confédération? (1939–1941), Mémoire de Master, sous la 
dir. de Sébastien Guex, Université de Lausanne 2012; Steivan Juvalta, La création de 
l’impôt anticipé en Suisse en 1944, Mémoire de Master, sous la dir. de Sébastien Guex, 
Université de Lausanne 2001; Joseph Kaufmann, Das eidgenössische Wehropfer, Zurich 
1940, pp. 13–17; Jakob Tanner, Bundeshaushalt, Währung und Kriegswirtschaft: eine fi-
nanzsoziologische Analyse der Schweiz zwischen 1938 und 1953, Zürich 1986.

13		  Selon l’expression du Chef du Département des finances et des douanes (DFFD), le 
Conseiller fédéral conservateur Roger Bonvin, lors de la séance de la commission des 
finances du Conseil National (CN), le 17.05.1963, in Archives fédérales suisses (AFB), 
CH-BAR#E6100B-01#1980/49#75*.

14		  «Arrêté fédéral concernant la prorogation du régime financier de la Confédération (Pro-
longation de la validité de l’art. 41ter de la constitution et réduction de l’impôt pour  
la défense nationale) (du 27 septembre 1963)», in Feuille fédérale, vol. 2, Berne 1963,  
pp. 804–806.

15		  À ce propos, cf. Fehr, op. cit., pp. 26–31.
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conservateur, n’est pas favorable à cette mesure, tel qu’il l’explique dans 
une note au CF le 2 juin 1960.16 D’après les calculs du DFFD en effet, une 
amnistie fiscale générale engendrerait, dans un premier temps, des pertes 
fiscales substantielles pour la Confédération, notamment dans le do-
maine de l’impôt anticipé (IA).17 Bourgknecht estime en outre que, dans 
le cas où une amnistie fiscale générale serait promulguée, il faudrait 
l’accompagner de moyens accrus pour lutter contre la fraude fiscale, dont 
la mise en place nécessite du temps. Enfin, puisque l’amnistie fiscale bé-
néficie d’abord aux cantons et aux fraudeurs, Bourgknecht dit vouloir 
trouver une contrepartie satisfaisante pour la Confédération: il entend 
l’utiliser comme un «susucre».18 Ainsi, en ce début juin 1960, ni les inter-
ventions bourgeoises, ni les pressions de la CDCF ne portent leurs fruits: 
le CF partage la position du ministre des Finances et ne fait aucune pro-
position dans ce sens.19

C’est dans ce cadre que se manifestent les premières démarches des 
Sociaux-démocrates, amorcées par le Conseiller national Josef Diethelm, 
membre du Parti socialiste suisse (PSS) et fonctionnaire de l’administra-
tion fiscale du canton de Schwytz. Au cours d’une session ordinaire du 
CN, le 14 juin 1960, il interpelle Bourgknecht sur l’ampleur de la fortune 
non imposée en Suisse et le prie d’examiner, pour y remédier, la possibi-
lité d’accorder une amnistie fiscale fédérale et cantonale et de l’assortir 
d’un renforcement de la lutte contre la fraude fiscale.20 Suite au refus du 
Chef du DFFD,21 c’est au tour du Président du groupe parlementaire so-
cialiste, le Conseiller national saint-gallois Mathias Eggenberger, de dé-

16		  AFB CH-BAR#E4001D#1973/126#400*, Prise de position écrite du Chef du DFFD, le 
Conseiller fédéral conservateur Jean Bourgknecht, au Conseil fédéral (CF), sur la ques-
tion de l’amnistie fiscale générale, le 02.06.1960.

17		  Prélevé à la source par la Confédération sur le rendement des capitaux, le montant de 
l’impôt anticipé (IA) peut être remboursé ou imputé sur les impôts cantonaux du contri-
buable suisse qui déclare sa fortune mobilière. S’il ne le fait pas, c’est-à-dire s’il soustrait 
cette fortune et son rendement au fisc, le produit de l’IA reste dans les caisses fédérales, 
ce qui représente une manne financière importante pour la Confédération (env. 11,5% 
du total des impôts prélevés par la Confédération en 1960). Une amnistie fiscale géné-
rale, en ce qu’elle est censée inciter les fraudeurs à déclarer revenu et fortune aupara-
vant soustraits,  aurait pour conséquence de réduire le produit brut de l’IA: d’où les 
«pertes fiscales substantielles» avancées par le ministre des Finances fédérales.

18		  Selon l’expression du Conseiller fédéral Jean Bourgknecht, AFB CH-BAR#E4001D# 
1973/126#400*, Prise de position écrite du Chef du DFFD, le Conseiller fédéral conser-
vateur Jean Bourgknecht, au CF sur la question de l’amnistie fiscale générale, le 
02.06.1960, p. 4.

19		  PV de décisions du CF, le 10.06.1960, p. 1004, www.amtsdruckschriften.bar.admin.ch 
(18.08.2017).

20		  PV du CN, séance du 14.06.1960, pp. 127–214, p. 191, www.amtsdruckschriften.bar.admin.
ch (18.08.2017).

21		  Ibid., p. 210.
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poser une motion, le 28 juin 1960, cosignée par 38 autres députés so-
ciaux-démocrates.22 La teneur de son texte est la suivante: 

Il paraît établi que des avoirs d’un montant de 12 à 15 milliards de francs sont 
actuellement, dans notre pays, soustraits à l’imposition. Le Conseil fédéral est 
invité à soumettre aux conseils législatifs un rapport et des propositions sur 
la façon de rendre plus efficace la lutte contre la fraude fiscale, notamment 
dans l’intérêt des cantons et des communes.23 

Ce n’est qu’un an plus tard, le 6 mars 1961, que Mathias Eggenberger dé-
fend sa motion devant le plénum du CN et en présence du ministre des 
Finances. Pour lutter contre le «fléau» de la fraude fiscale, le Socialiste 
propose de renforcer le droit pénal fiscal et de «combler les lacunes dans 
les normes existantes».24 L’opportunité, pour les cantons et les com-
munes, de récupérer la masse imposable soustraite représente un enjeu 
essentiel à ses yeux: il affirme d’ailleurs que si la Confédération n’entend 
pas engager de ressources plus conséquentes dans la lutte contre la fraude 
fiscale, elle devrait accorder une amnistie fiscale générale qu’il définit 
comme «le choix du moindre mal».25

Il paraît étonnant qu’une partie majoritaire du groupe parlementaire 
socialiste, dont les combats politiques sont a priori peu en accord avec le 
principe d’une amnistie fiscale, récupère une revendication des partis 
bourgeois. Les archives du PSS ne sont pas d’un grand secours pour élu-
cider cette question: je n’y ai guère trouvé de trace permettant d’explici-
ter les motivations de ces démarches socialistes. En l’état actuel de mes 
recherches, il est possible de postuler, à titre d’hypothèse, qu’en revendi-
quant cette mesure, une partie des Socialistes, Eggenberger en tête, 
lucide quant aux pressions en faveur d’une amnistie fiscale générale, 
envisage en fait de négocier son introduction.

En effet, ce qui distingue la démarche socialiste de celles des repré-
sentants bourgeois à l’égard de l’amnistie fiscale générale, c’est qu’ils pro-
posent de l’assortir de moyens accrus pour lutter contre la fraude fiscale. 
Cette association entre amnistie fiscale et lutte contre la fraude permet, à 
mon avis, de saisir le projet du groupe parlementaire socialiste: l’amnis-
tie fiscale générale peut être comprise comme la contrepartie qu’il offre 

22		  Il y a alors 51 députés socialistes au CN.
23		  Motion Eggenberger du 28.06.1960, Résumé des délibérations de l’Assemblée fédérale, 

Session d’été 1960, pp. 1–40, ici p. 18. Sauf mention, les francs exprimés dans cet article 
sont des francs suisses.

24		  PV du CN, séance du 06.03.1961, pp. 1–44, ici pp. 24–25, www.amtsdruckschriften.bar.
admin.ch (18.08.2017).

25		  Ibid., p. 26.
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à la CDCF, aux milieux patronaux et à leurs représentants politiques 
pour qu’ils acceptent, en retour, certaines mesures contre la fraude fis-
cale. Le fait que la motion Eggenberger soit adoptée par les Chambres 
sans aucune opposition en 1961 est un indice qui va dans le sens de cette 
hypothèse: les députés bourgeois y ont trouvé leur intérêt. 

Quoi qu’il en soit, cette motion donne lieu à l’élaboration, par le 
DFFD, et à la publication, par le CF, le 25 mai 1962, d’un rapport contro-
versé: le «Rapport à l’Assemblée fédérale sur la motion Eggenberger 
concernant une lutte plus efficace contre la fraude fiscale», aussi connu 
comme le Rapport Bourgknecht.

Le Rapport Bourgknecht ou l’ampleur de la fraude fiscale en Suisse

Les collaborateurs du DFFD ont élaboré un exposé substantiel pour ré-
pondre à la motion Eggenberger, se basant vraisemblablement sur des 
travaux internes en cours avant même le dépôt de celle-ci.26 

Le Rapport Bourgknecht se compose de deux parties principales. La 
première présente une estimation de la fraude fiscale: 17 à 23 milliards 
de francs soustraits dans le domaine de la fortune, et pas moins de 2 mil-
liards en ce qui concerne les revenus.27 La somme totale soustraite cor-
respond à près de 40% du Produit intérieur brut (PIB) de la Suisse de 
1962.28 Ces montants engendrent des pertes de rentrées fiscales pour les 
communes, les cantons et la Confédération estimées à 350 millions, soit 
environ 4% des recettes de l’ensemble de ces collectivités publiques.29

Ce rapport ne fournit pas seulement des estimations quantitatives de 
la fraude fiscale, mais aborde cette problématique sous divers aspects: 
caractère sous-développé de l’administration fiscale, manque d’utilisa-
tion des ressources de contrôle de la part des fonctionnaires fiscaux, em-
ploi de moyens de dissuasion de la part des contribuables influents (fuite 
fiscale). Il y est également souligné que l’IA, initialement mis en place 

26		  Cf. Fehr, op. cit., pp. 43–64; Stefan Howald, «Eine ressentimentsgeladene Einstellung 
provozieren. Kurze Geschichte über Versuche, die einheimische Steuerhinterziehung in 
der Schweiz zu berechnen», in: Hans Baumann, Beat Ringger (éds.), Richtig Steuern. 
Wie mit Steuern jährlich 25 Milliarden Franken an die Bevölkerung rückverteilt werden 
können, Zürich 2011, pp. 160–172, ici pp. 162s.; Hürlimann, op. cit., pp. 58–60.

27		  «Rapport du Conseil fédéral à l’Assemblée fédérale sur la motion Eggenberger concer-
nant une lutte plus efficace contre la fraude fiscale (du 25 mai 1962)», in Feuille fédérale, 
vol. 1, Berne 1962, pp. 1097–1159, ici p. 1108 et pp. 1111s. 

28		  Longchamp, op. cit., p. 117.
29		  Ibid., p. 116.
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pour lutter contre la fraude, ne répond pas à cette tâche: le rapport fait 
état des nombreuses méthodes pour s’y soustraire.30 

Cet exposé permet également de se faire une idée des milieux aux-
quels bénéficient les failles du système fiscal suisse. Il y est admis en effet 
que la fraude est pratiquée à tous les échelons de la société: cependant, 
si on considère le secret bancaire et les moyens légaux pour contourner 
l’imposition des revenus, si on tient compte des possibilités réduites pour 
les salariés de soustraire le revenu de leurs activités (en raison de l’obli-
gation de présenter un certificat de salaire), il apparaît alors que ce sont 
avant tout les milieux possédants qui tirent les profits les plus substantiels 
de ces lacunes.31 Du reste, c’est aussi la soustraction des grosses fortunes 
et des gros revenus qui, au niveau fiscal, a un impact déterminant, en rai-
son de la progressivité des taux d’imposition.32

Parmi les dispositions envisagées pour «améliorer» la situation fis-
cale – une majoration du taux de l’IA et son extension aux titres étran-
gers, l’imposition des gains en capitaux, l’extension du devoir des tiers de 
renseigner le fisc – l’octroi d’une amnistie fiscale générale est discuté 
dans ce rapport.33 Celui-ci conclut que ce n’est qu’assortie de moyens 
«exerçant une pression efficace» sur les fraudeurs pour «démasquer 
largement les sources fiscales dissimulées» que l’amnistie peut être envi-
sagée.34

Relevons, pour finir, que la suppression du secret bancaire est éva-
cuée d’emblée des mesures anti-fraude envisageables: le CF avait en effet 
décidé d’aborder le sujet de manière «laconique».35 Son existence et le 
fait qu’il «favorise grandement» la fraude fiscale sont relevés, mais on 
affirme rapidement que le secret bancaire comporte des «aspects posi-
tifs» et que sa suppression «ne pourrait guère être envisagée».36 

30		  «Rapport du Conseil fédéral à l’Assemblée fédérale sur la motion Eggenberger concer-
nant une lutte plus efficace contre la fraude fiscale (du 25 mai 1962)», in Feuille fédérale, 
vol. 1, Berne 1962, pp. 1097–1159, ici pp. 1104–1106 et pp. 1137s. 

31		  Cf. également Sébastien Guex, «L’initiative socialiste pour une imposition extraordinaire 
sur la fortune en Suisse (1920–1922)», in: Regards sociologiques 8/n°2 (1994), pp. 101–
116, ici p. 116; Longchamp, op. cit., p. 117; André Margairaz, La fraude fiscale et ses suc-
cédanés: comment on échappe à l’impôt, Blonay 1987, p. 15.

32		  «Rapport du Conseil fédéral à l’Assemblée fédérale sur la motion Eggenberger concer-
nant une lutte plus efficace contre la fraude fiscale (du 25 mai 1962)», in Feuille fédérale, 
vol. 1, Berne 1962, pp. 1097–1159, ici p. 1155. 

33		  Ibid., p. 1117.
34		  Ibid., p. 1153.
35		  Selon l’expression du Chef du Département de l’Économie publique (DEP), le Conseil-

ler fédéral radical Hans Schaffner, in AFB CH-BAR#E1003#1994/26#1*, PV de délibé-
rations du CF, le 12.03.1962, p. 4; cf. aussi Fehr, op.cit., pp. 59s.

36		  «Rapport du Conseil fédéral à l’Assemblée fédérale sur la motion Eggenberger concer-
nant une lutte plus efficace contre la fraude fiscale (du 25 mai 1962)», in Feuille fédérale, 
vol. 1, Berne 1962, pp. 1097–1159, ici p. 1119.
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En dépit de cette bienveillance, les représentants des banques helvé-
tiques n’apprécient guère la publication d’un rapport sur la fraude fiscale 
en Suisse, qui plus est lorsqu’il émane du CF. Le 5 juin 1962, la Prési-
dence de l’Association suisse des banquiers (ASB), l’organisme faîtier des 
banques, transmet un télégramme au CF dans lequel elle se dit «boule-
versée» par le Rapport Bourgknecht et «en particulier par les allégations 
qui y sont contenues au sujet du devoir de secret professionnel des 
banques».37 L’ASB souhaite s’entretenir avec une délégation du CF avant 
que l’objet ne soit traité au Parlement. Cette réunion, qui se tient le  
27 juin 1962, fait l’objet de la prochaine section.

Avant cela, il convient de préciser un dernier élément: dès le mois de 
mai 1962, Jean Bourgknecht est absent du CF pour des raisons de santé. 
Provisoirement remplacé par le Conseiller fédéral socialiste Hans-Peter 
Tschudi, Chef du Département fédéral de l’Intérieur, Bourgknecht, qui 
ne se remet pas de sa maladie, est contraint de se retirer officiellement 
du CF en septembre 1962.38 C’est au Conseiller fédéral fraîchement élu, 
le Conservateur Roger Bonvin, que reviendra ce dossier lorsqu’il prend 
la tête du DFFD en octobre 1962.39 Mais n’anticipons pas et revenons au 
mois de juin.

Le Rapport Bourgknecht: une affaire classée … ou presque

Si l’association faîtière des banques s’agite suite à la publication de ce 
rapport «hyper-fiscaliste»40 dont elle ne cessera de mettre en doute les 
résultats, c’est parce qu’elle craint que les affirmations qui y sont conte-
nues «fournissent de nouveaux arguments à l’étranger, où des reproches 
ont déjà été adressés à l’égard de la Suisse et de notre système bancaire»41 

37		  Télégramme de la Présidence de l’Association suisse des banquiers (ASB) à l’attention 
du CF concernant la publication du Rapport sur la motion Eggenberger, le 05.06.1962, 
Documents diplomatiques suisses en ligne (=DDS), dodis.ch/30715. À cette date, la Pré-
sidence de l’ASB est occupée par le banquier privé Charles de Loës, Associé de la banque 
privée genevoise Hentsch&Cie.

38		  Jean Bourgknecht décède le 23 décembre 1964, cf. «Jean Bourgknecht est mort», in 
Gazette de Lausanne, le 24.12.1964.

39		  «Le Conseiller fédéral Bonvin, chef du Département des finances et des douanes», in 
Journal de Genève, le 02.10.1962.

40		  AFB CH-BAR#E6300B#2004/377#86*, Notes de X. Baumer, Adjoint à la section statis-
tique de l’AFC, sur la réunion du 27.06.1962 entre la délégation du CF et la Présidence 
de l’ASB au sujet du Rapport Bourgknecht, datées du 29.06.1962, p. 2.

41		  Télégramme de la Présidence de l’Association suisse des banquiers (ASB) à l’attention 
du CF concernant la publication du Rapport sur la motion Eggenberger, le 05.06.1962, 
Documents diplomatiques suisses en ligne (=DDS), dodis.ch/30715. 
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et parce qu’elle sait que ces critiques trouvent une certaine compréhen-
sion au sein des administrations helvétiques.42 

En d’autres termes, les milieux bancaires redoutent que certaines des 
mesures qui sont présentées dans le Rapport Bourgknecht, et qui vont à 
l’encontre de leurs intérêts, ne rencontrent un écho favorable au sein de 
la population et puissent même «attirer certains parlementaires bour-
geois».43 Ils s’inquiètent d’ailleurs de l’amnistie fiscale générale, qu’ils 
savent être convoitée par une partie des députés bourgeois et sociaux-
démocrates, mais dont l’octroi serait lié à un «programme fiscal perfec-
tionniste».44 

Pour saisir cette position, il convient de rappeler que depuis la fin de 
la Deuxième Guerre mondiale, la place financière suisse a bénéficié 
d’une «combinaison exceptionnelle» d’atouts, qui, ajoutés à la croissance 
économique vigoureuse des «Trente Glorieuses» lui ont permis de 
conforter sa position en tant que plaque tournante des capitaux interna-
tionaux, déjà amorcée avec la Première Guerre mondiale, et de se hisser 
ainsi parmi les principaux centres financiers de la planète.45 Un essor qui 
ne manque pas d’accentuer les rivalités avec les autres places financières 
dans le monde et de soulever certaines critiques.46

La mansuétude du fisc helvétique de même que le secret bancaire 
font partie des avantages comparatifs de la place financière helvétique.47 
Ceci explique la véhémence de l’ASB à l’égard du Rapport Bourgknecht: 
toute modification de la fiscalité ou une quelconque extension de l’appa-
reil de contrôle du fisc porterait atteinte aux affaires des banques suisses 
et aurait pour conséquence de prétériter la position de la place financière 
helvétique dans la concurrence internationale.

C’est pourquoi, pour se prémunir de la réalisation de ces mesures, 
lors de la réunion du 27 juin 1962 avec la délégation du CF, les dirigeants 

42		  Selon Alfred Schaefer, Vice-président de l’ASB et Président de l’Union de Banques 
Suisses (UBS), Archives de l’ASB (AASB), PV du Conseil d’administration (CdA) de 
l’ASB, le 27.06.1962, p. 12.

43		  Selon Max Oetterli, Secrétaire de l’ASB, ibid., p. 11.
44		  AFB CH-BAR#J1.298#2003/36#1138*, Prise de position de l’ASB sur le Rapport Bourg-

knecht, le 25.08.1962, p. 21.
45		  Sébastien Guex, Rodrigo Lopez, Malik Mazbouri, «Finanzplatz Schweiz», in: Patrick 

Halbeisen, Margrit Müller, Béatrice Veyrassat (éds.), Wirtschaftsgeschichte der Schweiz 
im 20. Jahrhundert, Bâle 2012, pp. 467–518, ici pp. 494s. 

46		  Ibid., p. 497; cf. aussi Circulaire confidentielle de l’ASB à l’attention des directions des 
banques membres concernant les critiques de l’étranger contre la banque suisse, le 
09.07.1962, in Documents diplomatiques suisses (=DDS), dodis.ch/30737.

47		  Sébastien Guex, «Place financière suisse et secret bancaire au XXe siècle: ombres et 
pénombres», in: Dominique Froidevaux (éd.), La Suisse dans la constellation des para-
dis fiscaux, Lausanne; Genève 2002, pp. 54–79, ici pp. 64–66.



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

SZG/RSH/RSS 67, 2017, Nr. 3� 371

de l’ASB usent d’une rhétorique catastrophiste, brandissant la menace 
des «conséquences négatives» que ces propositions engendreraient «pour 
l’ensemble de l’économie suisse» si elles étaient adoptées.48 Insistant sur 
le rôle joué par le secret bancaire dans «le développement industriel im-
pressionnant de la Suisse» et «sa position sur le marché international des 
capitaux», les banquiers soutiennent que ses avantages «sont infiniment 
plus significatifs que la découverte de quelques fraudeurs qui seraient 
couverts par le secret bancaire»49, banalisant au passage l’ampleur de la 
fraude fiscale mise en avant dans le Rapport Bourgknecht. 

De son côté, la délégation du CF oppose une attitude très conciliante 
aux critiques des dirigeants de l’ASB. Cette position a été déterminée à 
l’interne, quelques jours plus tôt, sur la base des recommandations de la 
Délégation économique permanente (DEP), dont le mandat, depuis 1939, 
consiste à diriger les négociations économiques avec l’étranger.50 Sur 
demande du directeur de l’Administration fédérale des finances (AFF), 
Markus Redli, la DEP s’est réunie le 19 juin 1962 pour examiner les 
«conséquences potentielles» que la publication du Rapport Bourgknecht 
pourrait avoir sur les négociations de la Suisse avec la Communauté éco-
nomique européenne (CEE)51 dont elle a la supervision à cette période.52 

Sous la présidence du directeur de la Division du Commerce, Edwin 
Stopper, et ayant pour membre, depuis sa fondation, Heinrich Homber-
ger, le puissant directeur de l’Union suisse du Commerce et de l’Indus-
trie (Vorort), ancêtre de Economiesuisse, la DEP soutient que ce rapport 
est dans une large mesure un travail «personnel» de Bourgknecht, «sur-
tout la partie qui fâche l’ASB». 53 Considérant que  les banques n’ont 
«aucun intérêt à ce qu’il y ait un vif débat parlementaire», ses membres 

48		  AFB CH-BAR#E6300B#2004/377#86*, Notes de X. Baumer, Adjoint à la section statis-
tique de l’AFC, sur la réunion du 27.06.1962 entre la délégation du CF et la Présidence 
de l’ASB au sujet du Rapport Bourgknecht, datées du 29.06.1962, p. 3.

49		  Ibid., p. 3.
50		  Cf. Marc Perrenoud, «La place financière suisse en tant qu’instrument de la politique 

étrangère helvétique», in: Relations internationales 121/n°1 (2005), pp. 25–42, ici pp. 30s.
51		  Selon ce que Markus Redli, directeur de l’Administration fédérale des finances (AFF) 

explique à son vice-directeur, Willy Grütter, AFB CH-BAR#E6300B#2004/377#86*, 
Lettre de Markus Redli, Directeur de l’AFF, à Willy Grütter, vice-directeur de l’AFF,  
le 20.06.1962.

52		  À propos de ces négociations cf. Martin Zbinden, Der Assoziationsversuch der Schweiz 
mit der EWG 1961–1963: Ein Lehrstück schweizerischer Europapolitik, Bern 2006.

53		  Compte-rendu de Hansjörg Hess, Chef du service économique et financier de la division 
des Affaires politiques (DPF), à l’attention du Chef du DPF, le Conseiller fédéral 
membre du Parti des artisans, paysans et bourgeois (PAB) Friedrich Wahlen, sur la réu-
nion de la DEP concernant le Rapport Bourgknecht, le 19.06.1962, Documents diploma-
tiques suisses (=DDS), dodis.ch/30735, p. 1.
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concluent qu’il faut privilégier «les discussions au sein des commissions 
[parlementaires]».54

C’est précisément dans ce sens que Markus Redli oriente la discus-
sion durant la réunion du 27 juin avec l’ASB, sans qu’aucun autre repré-
sentant du gouvernement, pas même le Conseiller fédéral socialiste 
Tschudi, ne s’écarte de cette ligne directrice.55 Bien que l’ampleur de la 
soustraction fiscale avoisine 40% du PIB helvétique, le CF et son admi-
nistration sont disposés à renoncer au débat public pour ménager les 
banques suisses. Satisfaites, celles-ci ne se contentent pourtant pas de ces 
garanties: elles veulent s’assurer du classement sans suite du Rapport 
Bourgknecht.

Ainsi, pour ne pas «laisser le champ libre à la presse de gauche [qui] 
jubile quant à la position du Conseil fédéral dans ce rapport»56, et avec 
l’appui de la Société pour le Développement Économique de la Suisse 
(SDES), l’organe de propagande des milieux patronaux, le Secrétaire de 
l’ASB orchestre et diffuse une campagne57 visant à discréditer le Rapport 
Bourgknecht, non seulement dans la presse, mais aussi auprès des 
membres des commissions parlementaires créées ad hoc pour examiner 
ce rapport.58 Des exposés critiques sont ainsi rédigés par la SDES durant 
l’été 1962 et distribués aux commissaires proches des milieux patro-
naux.59 

Cette campagne est un succès: suivant les propositions de leurs com-
missions, en 1963, les Chambres décident de classer le Rapport Bourg-
knecht et la motion Eggenberger. Le dossier de la lutte anti-fraude n’est 
cependant pas clos pour autant. En effet, le Parlement adopte une initia-
tive de la commission du CN, déposée à l’instigation des membres so-
ciaux-démocrates, qui prévoit l’institution d’une amnistie fiscale générale 
au 1er janvier 1965, et qui octroie à la législation fédérale la faculté d’or-
donner «les mesures propres à empêcher à l’avenir des soustractions 
d’impôts».60 Au vu de l’échec de la motion Eggenberger, le groupe parle-

54		  Ibid., p. 2. 
55		  Fehr, op. cit., pp. 73–80.
56		  AASB, PV CdA ASB, le 27.06.1962, pp. 9–13, ici p. 11.
57		  A propos de l’élaboration, la diffusion et le contenu de cette campagne cf. Fehr, op. cit., 

pp. 80–91.
58		  La commission du CN, prioritaire, se réunit en octobre 1962 et en février 1963: elle est 

composée de sept Socialistes, dont Mathias Eggenberger, sept Radicaux, sept Conserva-
teurs, trois représentants du PAB, un Libéral et un représentant de l’Alliance des Indé-
pendants. La commission du CE, qui se réunit en avril 1963, se compose de cinq Radi-
caux, cinq Conservateurs, un PAB, un Libéral et un Socialiste.

59		  AFB CH-BAR#J.1.298#2003/36#1138*, Cinq exposés critiques concernant le Rapport 
Bourgknecht, non datés, non signés.

60		  Sur l’ensemble des débats dans les commissions et au Parlement, cf. Fehr, op. cit., pp. 98–
103 et pp. 105–112. 
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mentaire socialiste semble avoir trouvé un autre moyen de maintenir à 
l’ordre du jour la question de la lutte contre la fraude fiscale.

Malgré les divergences d’opinion au sein des groupes parlementaires, 
et après avoir réglé sa formulation, les Chambres adoptent à une large 
majorité, le 27 septembre 1963, un Arrêté fédéral concernant l’octroi 
d’une amnistie fiscale générale au 1er janvier 1965 qui prévoit de mettre 
en place des mesures (non définies) contre la soustraction fiscale au 
niveau fédéral.61 

En proposant une amnistie fiscale générale associée à des mesures 
anti-fraude, les Socialistes parviennent à obtenir, à nouveau, l’adhésion 
d’une partie des représentants bourgeois, notamment parmi les Conser-
vateurs. Les députés radicaux et libéraux se montrent beaucoup plus ré-
ticents, non pas à l’égard de l’amnistie fiscale générale, mais envers les 
mesures qui lui seront associées pour lutter contre la soustraction fiscale 
à l’avenir: ils craignent une intervention «massive et légale» du fisc fédé-
ral dans les fiscalités cantonales.62 La définition de ces mesures constitue 
dès lors l’enjeu principal des débats relatifs à l’évolution du projet d’am-
nistie fiscale générale entre 1963 et 1964.

Une amnistie fiscale générale, oui ! Lutter contre la fraude fiscale, non

L’Arrêté fédéral du 27 septembre 1963 étant soumis au référendum obli-
gatoire, ce n’est qu’après la votation, prévue le 2 février 1964, qu’une loi 
d’application pourra être édictée par le CF et examinée par le Parle-
ment.63 Durant l’été 1963, le nouveau Chef du DFFD, le Conseiller fédé-
ral conservateur Roger Bonvin, fait alors préparer par l’AFC un 
avant-projet de cette loi, présentant aussi les mesures d’un programme 
dit «minimum et immédiat» pour lutter contre la fraude fiscale dans le 
domaine de l’IDN.64 Celui-ci est envoyé pour consultation aux gouverne-
ments cantonaux et aux associations faîtières en août. Disons-le d’em-
blée, il ne fait pas l’unanimité.

61		  Par 110 voix contre 5 au CN et par 26 voix contre 6 au CE, BoAF, Session d’automne, 
1963, le 27.09.1963, p. 269 et p. 502.

62		  Selon le directeur des finances du canton de Bâle-Ville, le Conseiller national radical 
Alfred Schaller, BoAF, Session de printemps, CN, le 19.03.1963, pp. 151–163, ici p. 155.

63		  L’amnistie fiscale générale est une disposition transitoire de la Constitution, la Confé-
dération n’ayant pas «la faculté d’empiéter de manière aussi profonde sur la souverai-
neté fiscale des cantons», cf. «Rapport du Conseil fédéral à l’Assemblée fédérale sur  
la motion Eggenberger concernant une lutte plus efficace contre la fraude fiscale (du  
25 mai 1962)», in Feuille fédérale, vol. 1, Berne 1962, pp. 1097–1159, ici p. 1153.

64		  AFB CH-BAR#E6300B#2000/144#2*, Avant-projet de l’AFC concernant la loi d’appli-
cation de l’amnistie fiscale générale, du 31.07.1963; cf. aussi Fehr, op. cit., pp. 112–116.
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En effet, deux des dispositions prévues par l’AFC pour prévenir des 
soustractions fiscales après l’amnistie sont vivement critiquées par les 
principales associations patronales, le Vorort, l’ASB et l’Union suisse des 
arts et métiers (USAM). La première, «absolument secondaire pour le 
fisc» selon l’USAM, est en réalité cruciale.65 Elle prévoit que le bénéfi-
ciaire de l’amnistie fiscale renseigne l’autorité de taxation sur l’origine de 
sa fortune non déclarée. En effet – et c’est essentiel – si le revenu qui a 
permis de constituer une fortune soustraite demeure inconnu des auto-
rités fiscales après l’amnistie, il servira à édifier une nouvelle fortune 
ignorée du fisc. En revanche, si le contribuable doit déclarer l’origine de 
la fortune amnistiée, non seulement ce revenu sera imposé, mais il ne 
pourra plus se constituer en capital dissimulé. 

La seconde disposition contestée vise à   renforcer les possibilités, 
pour le fisc, de contrôler les déclarations d’impôts des contribuables. Elle 
prévoit notamment d’élargir le cercle des «tiers» qui, sur demande du 
contribuable, doivent fournir à ce dernier des attestations sur leurs rela-
tions contractuelles et, surtout, d’obliger ces «tiers» à renseigner directe-
ment le fisc «dans les cas où ladite attestation serait incomplète, inexacte 
ou obscure», ou s’ils refusent de la délivrer au contribuable.66 Cette me-
sure permettrait d’éviter que le contribuable auquel le fisc demande de 
fournir une attestation, par exemple de son créancier, prétende un refus 
de ce dernier pour empêcher que sa situation soit éclaircie par les auto-
rités fiscales qui ne disposent pas, dans ce cas, des moyens légaux pour 
se renseigner directement auprès dudit tiers.67 

L’ASB combat avec véhémence cette modification du droit fiscal hel-
vétique qui constitue, selon ses dirigeants, une «rupture dangereuse avec 
le système actuel» dont ils avouent «ne pas bien comprendre la portée».68 

65		  AFB CH-BAR#E6302#2003/1#890*, Prise de position de l’USAM sur l’avant-projet de 
l’AFC du 31.07.1963 concernant la loi d’application de l’amnistie fiscale générale, le 
08.11.1963, p. 3.

66		  AFB CH-BAR#E6300B#2000/144#2*, Avant-projet de l’AFC concernant la loi d’appli-
cation de l’amnistie fiscale générale, du 31.07.1963, p. 4. En plus des créanciers et débi-
teurs du contribuable, ce devoir s’étendrait aussi aux tiers suivants: «gérants de fortune, 
fiduciaires, créanciers gagistes, mandataires et autres personnes qui ont ou avaient la 
possession ou l’administration des biens appartenant au contribuable».

67		  Maurice Aubert, Jean-Philippe Kernen, Herbert Schönle, Le secret bancaire suisse. 
Étendue et limites en droit privé, pénal, administratif, fiscal, judiciaire, dans le cadre  
des conventions internationales et selon la jurisprudence des États-Unis, Berne 1976,  
pp. 133–141; Heinz Masshardt, Charles Perret, Commentaire de l’Arrêté fédéral concer-
nant l’impôt pour la défense nationale 1959–1964, (trad. par Henri Beuchat), Lausanne 
1959, pp. 162–168.

68		  AFB CH-BAR#E6302#2003/1#890*, Prise de position de l’ASB sur l’avant-projet de 
l’AFC du 31.07.1963 concernant la loi d’application de l’amnistie fiscale générale, à 
l’attention du Chef du DFFD, le Conseiller fédéral conservateur Roger Bonvin, le 
31.10.1963, pp. 11–13.
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Dans l’avant-projet en effet, bien que le devoir de renseigner directement 
le fisc soit circonscrit aux situations évoquées ci-dessus, et que les profes-
sions concernées soient strictement définies, la réserve du secret profes-
sionnel n’y est pas explicitement garantie. Les banquiers, qui, selon toute 
vraisemblance, redoutent l’ouverture d’une brèche dans la citadelle du 
secret bancaire, font alors dépendre leur attitude dans la campagne de 
votation de la suppression de cette disposition.69

Cette procédure de consultation témoigne de l’opposition frontale 
des milieux patronaux à toute extension des compétences du fisc suite à 
l’amnistie fiscale, position qui contraste avec celle de l’Union Syndicale 
Suisse (USS), qui dit regretter que les mesures visant à lutter contre les 
soustractions fiscales aient été «édulcorées» et revendique la mise en 
place de «contrôles renforcés».70 Mais si la seconde version de l’avant-
projet comporte toujours le devoir des tiers de renseigner directement le 
fisc, elle a par contre été amputée du devoir de déclarer l’origine de la 
fortune amnistiée.71 Suivant les requêtes des associations patronales, 
l’AFC a donc vidé son avant-projet d’une des mesures qui aurait pu se ré-
véler réellement efficace pour lutter contre la soustraction fiscale après 
l’amnistie. 

Non contents de ce résultat, au cours d’une commission d’experts 
réunie le 13 décembre 1963 autour du second avant-projet, les représen-
tants patronaux reviennent à la charge concernant le devoir des tiers de 
renseigner directement le fisc.72 Alors que le directeur de l’AFC Pierre 
Grosheintz tend à les rassurer, insistant sur le caractère «subsidiaire» de 
cette disposition, les représentants de l’ASB, du Vorort et de l’USAM 
exigent que les mesures contre la fraude fiscale ne soient pas introduites 
en même temps que l’amnistie fiscale. Cette fois Grosheintz ne leur 
donne pas satisfaction: il affirme qu’une amnistie fiscale sans volet an-
ti-fraude serait «une farce».73

69		  Ibid., p. 20.
70		  AFB CH-BAR#E6302#2003/1#890*, Prise de position de l’USS sur l’avant-projet de 

l’AFC du 31.07.1963 concernant la loi d’application de l’amnistie fiscale générale, à 
l’attention du Chef du DFFD, le Conseiller fédéral conservateur Roger Bonvin, le 
28.10.1963, p. 2.

71		  AFB CH-BAR#E6302B#2003/1#889*, Second avant-projet de l’AFC concernant la loi 
d’application de l’amnistie fiscale générale, du 10.12.1963.

72		  AFB CH-BAR#E6302B#2003/1#889*, PV de la commission d’experts sur le second 
avant-projet de l’AFC concernant la loi d’application de l’amnistie fiscale générale, le 
13.12.1963.

73		  Ibid., p. 3.
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La campagne en vue de la votation s’organise et des comités d’action 
pour/contre l’amnistie fiscale sont créés.74 Avant de définir leur mot 
d’ordre, à la fin décembre 1963, les milieux patronaux et leurs représen-
tants politiques font pression sur le ministre des Finances Roger Bonvin: 
ils demandent que soient publiées, avant la votation, les directives du CF 
concernant la loi d’application de l’amnistie fiscale, mais surtout, ils 
insistent pour que soient reportées les mesures visant à lutter contre la 
fraude.75 

L’exécutif se réunit à deux reprises, les 7 et 10 janvier 1964, pour dis-
cuter de ses directives. En dépit des avis divisés en son sein, le CF décide 
de maintenir l’introduction des mesures anti-fraude en même temps que 
l’amnistie fiscale, soulignant toutefois que ce sont les Chambres qui 
auront le dernier mot.76

La campagne est donc pleinement lancée et, on l’aura compris, elle 
porte davantage sur le volet anti-fraude que sur le principe de l’amnistie 
fiscale générale.77 Le Parti radical-démocratique, l’Union libérale démo-
cratique (nom du Parti libéral de 1961 à 1977), le Parti suisse du travail, 
le Vorort, l’USAM et l’Union suisse des paysans œuvrent contre le pro-
jet, alors que le Parti conservateur, le Parti des artisans, paysans et bour-
geois (PAB) et l’USS soutiennent l’Arrêté fédéral.78 L’ASB ne s’est pas 
exprimée de façon officielle, mais ses prises de position ultérieures sug-
gèrent qu’elle s’est activée en coulisse contre l’amnistie.79 Plus étonnant, 
puisqu’une partie de ses députés est à la base du projet, le PSS laisse la 
liberté de vote à ses sections cantonales, elles-mêmes divisées à ce sujet.80 
Il en va de même pour l’Alliance des Indépendants (AdI).81 

74		  AFB CH-BAR#J2.181#1987/52#1142*, Appel du Comité suisse d’action en faveur du 
projet d’amnistie fiscale générale, non daté; AFB CH-BAR#J2.181#1987/52#1142*, Liste 
des membres de l’Aktionskomitee gegen die Steueramnestie 1965, non datée.

75		  Sur ces courriers, cf. Fehr, op. cit., pp. 126–128.
76		  Ibid., pp. 128–130.
77		  Par exemple: «Une amnistie qui ne vaut pas la peine d’être votée», in Gazette de Lau-

sanne, le 11.01.1964; «L’amnistie fiscale est injustifiée et dangereuse», in Le Journal de 
Genève, le 17.01.1964.

78		  Wolf Linder [et al.] (éds.), Handbuch der eidgenössischen Volksabstimmung 1848 bis 
2007, Berne 2010, p. 288. Certaines sections cantonales de ces partis étaient en opposi-
tion avec leur direction nationale, cf. Vittoz, op. cit., pp. 11–13.

79		  «Sollten wir uns entschliessen, die Nein-Parole zu unterstützen, so würden wir selbst-
verständlich nach aussen nicht an die Oeffentlichkeit treten», d’après Max Oetterli in 
AASB, PV CdA ASB, le 04.12.1963, p. 6. 

80		  «Liberté de vote pour l’amnistie fiscale», in La sentinelle, le 20.01.1964.
81		  Linder [et al.] (éds.), op. cit., p. 288. L’AdI était un groupement politique formé en 1936 

par le fondateur de la Migros, Gottlieb Duttweiler, ayant pour but avoué la défense des 
consommateurs contre la «toute puissance» des associations économiques et des cartels, 
cf. Olivier Meuwly, «Alliance des Indépendants (AdI)», in: Dictionnaire historique de la 
Suisse, vol. 1, Hauterive 2002, pp. 175s.
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L’Arrêté fédéral dispose donc de peu de soutien: le 20 janvier, au sein 
du DFFD, il est déjà clair que le projet est condamné.82 Au lendemain de 
la votation populaire, la presse, aussi bien socialiste que bourgeoise, 
constate en effet que l’issue du scrutin n’a causé aucune surprise.83 L’objet 
est rejeté par 58% des votants et par seize cantons et cinq demi-cantons.

Cet échec a toutefois ouvert la voie au succès d’un second projet 
d’amnistie fiscale générale, à peine quatre ans plus tard. En effet, le  
18 février 1968, cette mesure est adoptée par près de 62% des votants et 
par l’ensemble des cantons.84 Développé sur la base d’une motion que le 
Conseiller aux États saint-gallois et conservateur Rudolf Mäder a dépo-
sée un mois après la votation du 2 février 196485, ce projet se distingue 
notamment de celui de 1964 en ce qu’il ne prévoit aucun renforcement 
de l’appareil de contrôle du fisc fédéral; un résultat auquel les représen-
tants patronaux ont largement contribué.86 Du reste, tel que l’atteste le 
secrétaire de l’ASB Max Oetterli, c’est pour cela que «l’économie privée, 
contrairement au dernier projet d’amnistie, peut se déclarer favorable à 
l’octroi d’une amnistie fiscale générale».87 

Les associations faîtières – l’ASB en tête – font cette fois toutes cam-
pagne en faveur de l’amnistie fiscale générale88 de même que tous les 
partis, à l’exception de l’AdI et du PSS, qui, à nouveau, laissent la liberté 
de vote aux sections cantonales. Seul le Parti suisse du travail (PdT) s’op-
pose à ce nouveau projet.89

82		  Selon le directeur de l’AFF, Markus Redli, AFB CH-BAR#E6300B#2000/144#2*, Note 
de Markus Redli, directeur de l’AFF au Chef du DFFD, le Conseiller fédéral conserva-
teur Roger Bonvin, le 20.01.1964.

83		  «Un résultat sans surprise», in La sentinelle, le 03.02.1964; «L’amnistie fiscale repoussée 
par le peuple et les cantons», in Le Journal de Genève, le 03.02.1964.

84		  «Arrêté fédéral concernant l’octroi d’une amnistie fiscale générale (du 5 octobre 1967)», 
in Feuille fédérale, vol. 2, Berne 1967, p. 507; «Loi fédérale concernant l’exécution de 
l’amnistie fiscale générale au 1er janvier 1969 (du 15 mars 1968)», in Feuille fédérale,  
vol. 1, Berne 1968, pp. 540–543.

85		  Motion Mäder du 05.03.1964, Résumé des délibérations de l’Assemblée fédérale, Session 
de printemps 1964, pp. 1–36, ici p. 26. Elle est cosignée par 29 députés, dont 11 Conser-
vateurs, huit Radicaux, quatre Démocrates, trois Socialistes et deux PAB; cf. aussi «Mes-
sage du Conseil fédéral à l’Assemblée fédérale sur la motion Mäder relative à l’adhésion 
de la Confédération aux amnisties fiscales cantonales en ce qui concerne l’impôt pour 
la défense nationale (du 6 juin 1966)», in Feuille fédérale, vol. 1, Berne 1966, pp. 955–970.

86		  AASB PV CdA ASB, le 22.09.1967, p. 8; AASB PV CdA ASB, le 13.12.1967, pp. 14s.
87		  Rapport préliminaire à la séance du 13.12.1967, point 9, in AASB, PV CdA ASB, le 

13.12.1967.
88		  «Vers une amnistie fiscale», in Journal de Genève, le 07.02.1968.
89		  Linder [et al.] (éds.), op. cit., p. 297. 
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Les prévisions pessimistes quant à l’évolution des finances fédérales90 
de même qu’un projet financier visant à procurer des recettes supplémen-
taires à la Confédération91 ont vraisemblablement fourni un argument de 
taille dans la campagne: l’octroi d’une amnistie fiscale générale est pré-
férable à une augmentation des impôts.92

Le jeu n’en vaut pas la chandelle

S’il est bien un élément que l’histoire du projet d’amnistie fiscale géné-
rale de 1964 permet de mettre en lumière, c’est l’influence des associa-
tions patronales, en particulier ici le secteur bancaire, en ce qui concerne 
l’orientation que doit prendre la politique financière fédérale. Récipro-
quement, les milieux patronaux peuvent quant à eux compter sur une 
certaine bienveillance des autorités et de l’Administration fédérales. 

C’est le cas non seulement lorsqu’on constate le sort que subit le Rap-
port Bourgknecht à l’issue des délibérations parlementaires en 1963, mais 
également quand il s’agit de définir l’exécution de l’amnistie fiscale géné-
rale. En effet, bien qu’une partie du groupe parlementaire socialiste soit 
à l’origine de ce projet, lorsqu’il s’agit d’en déterminer l’application, les 
prises de position des associations patronales sont largement suivies par 
l’AFC. En témoigne notamment la suppression de la disposition la plus 
à même de lutter contre la fraude fiscale: le devoir de déclarer l’origine 
de la fortune amnistiée. 

Ce constat témoigne, en retour, de l’incapacité des Socialistes à im-
poser leurs ambitions dans le domaine de la politique financière helvé-
tique, et ce même lorsqu’ils récupèrent une revendication des partis bour-
geois, qui avait pourtant su convaincre une majorité du Parlement. Le 
maintien du devoir de renseignement direct de la part de tiers dans les 
directives du CF vient quelque peu nuancer ce constat: néanmoins, l’exé-
cutif reste prudent, évoquant le caractère non contraignant de ses direc-
tives pour le Parlement.

L’échec de l’amnistie et de son volet anti-fraude en votation popu-
laire, de même que le succès de celle-ci en 1968, démontrent aussi la puis-

90		  Évaluations des recettes et dépenses de la Confédération 1966–1974, Rapport de la Com-
mission d’experts chargée d’élaborer les principes et les méthodes d’une planification à 
long terme des finances fédérales, Juillet 1966.

91		  «Message du Conseil fédéral à l’Assemblée fédérale sur l’adaptation du régime des 
finances fédérales à l’accroissement des besoins (Programme immédiat pour procurer 
des recettes supplémentaires) (du 7 novembre 1966)», in Feuille fédérale, vol. 2, Berne 
1966, pp. 657–676.

92		  «Amnistie fiscale: le point de vue de l’Association suisse des banquiers. De deux maux 
choisissons le moindre», in Journal de Genève, le 07.02.1968; Hürlimann, op. cit., p. 60.
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sance de frappe dont disposent les milieux patronaux et leurs représen-
tants politiques lorsqu’il s’agit de défendre leurs propres intérêts en 
termes de fiscalité, et leur capacité à mobiliser l’électorat. En 1964, bien 
que favorables à une amnistie fiscale générale, ils n’en sont pas moins 
opposés à un renforcement des moyens de contrôle du fisc fédéral et 
s’opposent à ce projet. Durant la campagne, ils utilisent un argumentaire 
démagogique contre l’«inquisition» et les mesures «inutilement tracas-
sières» prévues avec l’amnistie fiscale.93 Quatre ans plus tard, cette fois 
partisans de l’amnistie, ils la défendent par le biais d’un discours tout 
aussi démagogique qui peut se résumer en ces termes: une amnistie fis-
cale vaut mieux qu’une hausse d’impôt. Les résultats des deux scrutins 
leur sont favorables.

Ceci peut s’expliquer par l’attitude hésitante des instances dirigeantes 
du PSS, qui, je l’ai dit, laissent la liberté de vote aux sections cantonales. 
Une position qu’il s’agirait de mieux comprendre, notamment au vu de 
l’implication d’une partie de ses membres dans le premier projet et de la 
suppression de toute mesure anti-fraude dans le second.

Ceci dit, un deuxième élément peut être avancé pour expliquer ce 
succès des milieux patronaux.94 Je l’ai évoqué, la fraude fiscale s’opère à 
tous les échelons de la société, même si ce sont les milieux possédants qui 
en profitent d’abord. Il est donc probable qu’une fraction des couches 
salariées prenne part à cette pratique, même pour des montants plus 
faibles, et a repoussé l’amnistie en 1964, se sentant menacée par le ren-
forcement des moyens de contrôle du fisc fédéral qui lui était associé. Dé-
pourvue de ces mesures en 1968, l’amnistie fiscale générale n’apparaît 
plus du tout risquée. À ce propos, on peut relever le fait que d’autoriser 
une certaine généralisation de la fraude permet aux milieux possédants 
et à leurs représentants politiques de disposer d’une base de résistance 
plus large face aux démarches visant à renforcer les compétences du fisc. 

En dernier lieu, soulignons également l’incidence des finances fédé-
rales sur le destin de ces deux projets. En effet, en 1964, les recettes 
étaient bonnes, le régime financier était reconduit quasiment tel quel et 
comprenait même une réduction de l’IDN ! L’argument classique selon 
lequel une amnistie fiscale fournirait de nouvelles sources fiscales à 
l’État en lieu et place d’une hausse des impôts ne pouvait pas être mobi-
lisé de façon crédible dans ce cadre. En revanche, dans des circonstances 

93		  «Les libéraux s’opposent à l’amnistie fiscale», in Journal de Genève, le 10.01.1964; «Prime 
à la fraude fiscale», in Journal de Genève, le 16.01.1964.

94		  Inspiré des conclusions de Guex, op. cit., 1994, pp. 101–116 et pp. 115s.
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financières différentes, cet argument a pu être scandé haut et fort lors de 
la seconde votation et il a porté ses fruits.95

Ainsi, plus que le principe de justice fiscale, il apparaît que la capa-
cité d’influence et la puissance de frappe des associations patronales, une 
pratique généralisée de la soustraction fiscale en Suisse, l’attitude hési-
tante des instances dirigeantes du PSS et la situation financière de la 
Confédération ont eu raison de l’amnistie fiscale générale de 1964 et de 
son volet anti-fraude. Vraisemblablement, ce sont ces mêmes éléments 
qui expliquent le succès du projet en 1968.

95		  Linder [et al.] (éds.), op. cit., p. 297; Weidmann, op. cit., pp. 11s.



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

Abhandlungen / Articles� SZG/RSH/RSS 67, 2017, Nr. 3

381

Hines Mabika, Institut für Medizingeschichte, Bühlstrasse 26, 3000 Bern 9, 
hines.mabika@img.unibe.ch

Shaping Swiss Medical Practice in South Africa 
Before Apartheid (1873–1948)

Hines Mabika

This article addresses how Swiss missionaries practiced medicine in the North-east-
ern Transvaal in South Africa during the decades leading up to the introduction of 
apartheid. It argues that this secular activity often caused more tensions between 
the missionaries on the ground in Africa and decision-makers in their headquarters 
in Europe than has been pointed out. Such turbulence had an impact on the way 
medical activities were funded and practiced. This was in addition to the challenges 
faced in the new environment, which by itself was a driving force that shaped the 
Swiss practice of missionary medicine. While, from the time of their settlement  
in the region in the 1870s onwards, the medical knowledge acquired in Europe un-
derwent significant change in terms of practices (diagnosis, medical prescriptions, 
and attitudes towards patients), the Swiss could not avail themselves of these 
changes: they were torn between bureaucratic shifts at their headquarters and the 
constraints they faced in their new Transvaal environment.

When Swiss missionaries arrived in the North-eastern Transvaal (NT)1 
in South Africa (SA) in 1873, intending to care for the souls of the peo-
ple they came to call the ‘Tsonga’, they could hardly have imagined the 
challenges that they would face in this new environment. Although they 
were confident in the powers of the late 19th-century European medicine, 
which had seen significant progress in diagnostic methods as well as in 

*		  This research was funded by the Swiss National Science Foundation and the Swiss 
Network for International Studies within the frame of the research project “History of 
Health Services in Africa. Swiss Mission hospitals and Rural Health Delivery in the  
20th Century”, led by our late colleague and mentor Prof. Dr Patrick Harries from the 
University of Basel.

1		  The North-eastern Transvaal here refers to the Zoutpansberg district within the future 
Union of South Africa. It is located in today-Limpopo Province of the Republic of South 
Africa.
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the search and discovery of new therapeutics,2 disclosing power and 
Western medicine’s superiority,3 Swiss missionaries in SA experienced 
tensions within their missionary society regarding the practice of medi-
cine as secular activity. At the same time, they found themselves con-
fronted by an unhealthy environment, disease, social misfortunes as well 
as divisiveness and inequality that already existed in all of SA4 during the 
decades leading up to apartheid, which came in force shortly after the 
election of the Herenigde Nasionale Party under D. F. Malan in 1948.

The shift in medical practice over time has been extensively investi-
gated in Europe;5 the adaptation of European medicine to non-Western 
epidemiology, including the African, has a great venue of inquiry as well, 
arising new specialities under the large umbrella known as tropical med-
icine.6 This article focuses the entanglements of missionaries with both 
their management and the milieu. It examines how the relationship be-
tween the missionary headquarters in Lausanne, Switzerland, and mis-
sionaries on the field in North-eastern Transvaal affected Swiss mission 
medical practice in the rural area in consideration. This essay looks at 
the decades before apartheid, somewhat overlooked, in comparison to 
the apartheid era, which has hoarded most of the attention and research 

2		  Charles Farley, Bilharzia. A history of Imperial Tropical Medicine, Cambridge/New York 
1991; Megan Vaughan, Curing their Ills: Colonial Power and African Illness, Cambridge 
1991; Nancy Rose Hunt, A Colonial Lexicon of Birth Ritual, Medicalization, and Mobil-
ity in the Congo, Duke 1999; Sanjoy Bhattacharya, Niels Brimnes, Introduction: Simul-
taneously Global and Local: Reassessing Smallpox Vaccination and Its Spread, in: 
Bulletin of the History of Medicine 83/1 (2009), pp. 1–16; Pratik Chakrabarti, ‘Living 
versus Dead’: The Pasteurian Paradigm and Imperial Vaccine Research, in: Bulletin of 
the History of Medicine 84/3 (2010), pp. 387–423; Helen Tilley, Africa as a Leaving 
Laboratory. Empire Development, and the Problem of Scientific Knowledge, 1870–1950, 
Chicago/London 2011.

3		  David Arnold, Colonizing the Body. State Medicine and Epidemic Disease in Nine-
teenth-Century India, Berkeley 1993, pp. 213–214 ; Shirley Lindenbaum, Margaret Lock, 
Knowledge, Power, and Practice. The Anthropology of Medicine and Everyday Life, 
Berkeley/Los Angeles/London 1993; Mark Harrison, Margaret Jones, Helen Sweet, From 
Western Medicine to Global Medicine. The Hospital beyond the West, Hyderabad 2009, 
pp. 3–30.

4		  Anne Digby, Diversity and Division in Medicine: Health Care in South Africa from 1800, 
Bern 2006; Shula Marks, Divided Sisterhood. Race, Class, and Gender in the South 
African Nursing Profession, Johannesburg 1994. 

5		  Roy Porter, The Popularization of Medicine, 1650–1850, London 1999; Georges Vigarello, 
Histoire des pratiques de santé, Paris 1999; Patrice Bourdelais, Olivier Faure (eds), Les 
Nouvelles pratiques de santé, XVIIIe–XXe siècles, Paris 2005; Thomas Schlich, Negotiat-
ing Technology in Surgery: The Controversy about Surgical Gloves in the 1890s, in: 
Bulletin of the History of Medicine 87/2 (2013), pp. 170–197.

6		  Randall Packard, The Making of Tropical Disease. A Short History of Malaria, Baltimore 
2007; Deborah Neill, Networks in Tropical Medicine. Internationalism, Colonialism, and 
the Rise of a Medical Speciality, 1890–1930, Stanford 2012; Michael A. Osborne, The 
Emergence of Tropical Medicine in France, Chicago/London 2014; Gordon Charles 
Cook, Tropical Medicine: An Illustrated History of the Pioneers, London 2007.
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in the history of medicine in SA. It relies on both a local source – the 
Elim hospital archives, made of patients’ records, statistics – and on Swiss 
missionary archives in Lausanne including missionary periodicals, 
annual reports, and correspondence. In addition to helping to trace the 
consequences of contradictory attitudes of the missionaries towards med-
icine as a secular activity, this archival material allows revisiting the local 
environment and epidemiology as another source of difficulties, which 
led Swiss missionaries to adapt their practice of medicine in the way it 
was done about 75 years before the apartheid policy.

Missionaries and medicine

There has been a great deal written about missionary medicine in Africa. 
Works have proven the pioneering role of missionaries in introducing 
Western medicine and public health in Africa, long before colonial states 
could provide health services to local people.7 Further re-examinations 
objected that this was not true everywhere, as missionaries were often 
part of the early colonial health services.8 This unfolded into the analy-
sis of the relationship between missionary and states’ medical services 
delivery, pointing out the specificity in each other, and affirming that 
missionary medicine was rather rural, mostly curative, and the state med-
icine, urban, both curative and preventive, and somewhat better suited to 
the needs of people. These debates have gone further, tackling the role 
of African medical auxiliaries, and turning them from docile and naïve 
little more than agents to very alert workers who could “translate mis-
sionary medicine in ways missionaries could neither imagine nor con-
trol”.9

Our research confirms that the initial intention of medical mission-
aries in Africa with regards to Swiss missionaries was to win souls for 
Christianity. The Swiss acknowledged that they “came into Africa in 
order to save the heathen [sic] through Christ and to lead him on the path 

7		  Charles M. Good, Pioneer Medical Missions in Colonial Africa, in: Social Science & Med-
icine. 32/1 (1991), pp. 1–10; Deborah van den Bosch Heij, Spirit and Healing in Africa:  
A Reformed Pneumatological Perspective, Bloemfontein 2012; O. Akerele et al., Evo-
lution du rôle des missionnaires médicaux en Afrique, in: Chronique de l’OMS 30/5 
(1976), pp. 187–193; David Livingston, Missionary Travels and Researches in South 
Africa. Including a Sketch on Sixteen Years’ Residence in the interior Africa, London 
1857. 

8		  Michael Jennings, ‘Healing of Bodies, Salvation of Souls’: Missionary Medicine in Colo-
nial Tanganyika, in: Journal of Religion in Africa 38/1 (2008), pp. 27–56.

9		  Walima T. Kalusa, Language, Medical Auxiliaries, and the Re-Interpretation of Mission-
ary Medicine in Mwinilunga, Zambia, 1922–1951, in: Journal of Eastern African Studies 
1/1 (2007), pp. 57–78, p. 57.
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of sanctification”.10 That evangelical purpose was clear in the original call 
to embark on missionary work made on May 17, 1869 by the pioneers,  
E. Creux and P. Berthoud, students at the Faculty of Theology of Lau 
sanne.11 The Synod’s decision to create the Mission Vaudoise Society on 
April 28, 1875 served only to legitimize and bless the wider evangelical 
enterprise.12 The subsequent establishment of the first Swiss mission 
station at Valdezia on July 9, 1875 provided a point of entry into the coun-
tryside.13 Four years later, a second mission station was founded in 1879 
at Elim, about 20 km from Valdezia. Missionary activities at Elim grew 
quickly thanks to the work of Rev. Creux and that of African evangelists, 
such as a newly converted named Jonathan.14

The medical activities started in the 1880s at Valdezia, intensified at 
Elim in the late 1890s. As patients grew at Elim, the space needs quickly 
outgrew the missionary watermill, which had accommodated the medi-
cal work.15 Although money was in short supply, there was a need to con-
struct a mission hospital. For a number of reasons, including the lack of 
funds and the fact that the spiritual work was the priority, the introduc-
tion of Western medicine to the pre-existing Swiss missionary activities 
caused tensions within the mission society. Its headquarters in Lausanne 
did not want to spend much money on secular activities. This looks sur-
prising, as at the time, the organization of medical missions was already 
an issue of growing interest within Swiss missionary circles and interna-
tionally. It was obvious that medical activities would lure people to the 
faith. In Switzerland, that idea took hold not only in the French-speak-
ing cantons but the Basel Mission in the German-speaking part was also 
involved in what has been called the Ärztliche Mission (medical mis-
sion).16 As Michael Gelfand points out, the appointment of qualified 
doctors aimed to serve the wider evangelical purpose in rural South 
Africa like in other parts of the world.17 

10		  Archives du Département Missionaire de Suisse Romande (DMR) 1.4. Rapports du 
Conseil, 1883–1885, p. 3.

11		  Bulletin de la Mission Suisse au Sud de l’Afrique (BMSA), Les premiers pas de la mis-
sion vaudoise, 1/1 (1872), pp. 4–7.

12		  BMSA 30/382 (1919), pp. 19–20.
13		  BMSA 1/17 (1875), pp. 285–294.
14		  DMR 1.4. Rapports du Conseil, 1883–1885, pp. 19–20.
15		  C.F. van de Merwe, Elim Hospital. The first 100 years, in: South African Medical Journal 

91/12 (2001), pp. 1069–1072.
16		  Friedrich Hermann Fischer, Der Missionsarzt Rudolf Fisch und die Anfänge medizini

scher Arbeit der Basler Mission an der Goldküste (Ghana), Herzogenrath 1991.
17		  Michael Gelfand, Christian Doctor and Nurse. The history of medical mission in South 

Africa from 1799–1976, Sandton 1984.
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Yet, most members of the headquarters in Lausanne would have pre-
ferred dedicating more time and energy to evangelization although the 
founders of the Swiss missionary work in the region, Berthoud and 
Creux, were involved in the provision of healthcare to European mission-
aries on the field, including non-Swiss missionaries of the Berlin Mission, 
and to the Afrikaners and the Africans around Valdezia and Elim mis-
sionary stations since the 1880s.18 Consequently, Swiss mission health 
service delivery was adapted to the situation: it remained small in scale, 
confined within the Missionary watermill; practices were adapted as 
well: essentially curative, rather unsuited to the needs of the communi-
ties, and without encouragement to seek better biomedical interventions, 
suitable cures, and the involvement of medical technologies. 

Later, a Swiss missionary with formal medical training had to be 
appointed. G. Liengme, a young man from Cormoret (Jura bernois) 
received support from the Mission Society to study medicine at Bern and 
Geneva Universities. He graduated in 1890, and his consecration as a 
missionary medical doctor took place in Geneva on 12 July 1891.19 He 
then went to Africa, first to work in Lourenço Marques and Mandlakazi, 
Mozambique, before moving to the North-eastern Transvaal in 1895.20 
This corresponded with the progressive increase in health care needs in 
the region and beyond. Dr Liengme provided medical care to people. But 
he had to lead the mission station of Shiluvane for a couple of months as 
well. He finally was asked to settle at Elim where he added his formal 
expertise to the rudimentary medical activities begun by E. Creux.

As the first qualified missionary medical doctor within the Swiss 
mission society in SA, Liengme’s daily medical practice first consisted of 
the diagnosis and the care of simple cases of ulceration, Malaria fever, 
bilharzias, etc.21 The focus was on anatomical or other local pathologies, 
because the lack of adequate equipment did not allow in-depth examina-
tions, although this lack of means was not a Swiss specificity.22 Then he 

18		  DMR 4.1. Rapports du Conseil, 1883–1885; 1886. The 1886-Swiss missionary report indi-
cated on page 24 that ‘‘the most senior of our colleagues has successfully continued his 
medical proselytization, providing care to both bodies and souls of a number of sick 
people’’; regarding the Mission of Berlin in the region, see: Alan Kirkaldy, Capturing the 
Soul. The Vhavenda and the Missionaries, 1870–1900 (Pretoria 2005). 

19		  Hines Mabika, Histoire de la santé publique et communautaire en Afrique: le rôle des 
médecins de la mission au sud de l’Afrique, in: Gesnerus. Swiss Journal of the History of 
Medicine and Sciences 72/1 (2015), pp. 136–159, p. 139.

20		  BMSA, Lourenço Marques, 8/100 (1891), pp. 361–363.
21		  Elim Hospital Archives (EHA), Patients Registers, 1900.
22		  Scholars have shown the instrumentality of science and technology to face local hesita-

tion regarding the European influence in new settlements. See: Daniel Headrick, The 
Tools of Empire: Technology and European Imperialism in the 19th Century, New York 
1981.
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performed operations, using hypnosis rather than Ether for anaesthesia, 
and praying before every surgical intervention. Dr Liengme’s accounts 
mentioned that his prayers had made him famous in the region and be-
yond. But he had to be ready to treat everything, and to practice the most 
simple as well as the most delicate operation. Because he could not send 
patients to specialists – there was no other physician in the region –, he 
needed all necessary instruments at his disposal, but could not get 
everything from the mission.23

Nevertheless, Swiss medical missionaries, like other Western physi-
cians, considered the medical model in which they understood illness as 
the result of a particular lesion or dysfunction, and “the role of health 
professional (was) to identify the location and nature of the lesion or the 
clinical imbalance and to implement appropriate measures to correct the 
problem”.24 Certainly, late 19th-century medicine, marked by significant 
progress in methods of diagnosis and discoveries of new therapeutics, 
provided Swiss medical practitioners with a feeling of confidence in cur-
ing and caring for the Tsonga or Shangaan. But, in the field, they could 
not avail of all the medical tools available in their country of departure 
and training.25 

Like their counterparts elsewhere, they also aimed at demonstrating 
the superiority of Western medical culture that would lead local people 
to abandon their belief in witchcraft and traditional healers.26 Also like 
elsewhere, Swiss medical missionaries first ignored the influence of 
space, environmental and socio-political conditions of health and disease 
in SA as enlightened by Randall Packard.27 As a result, they faced many 
unexpected challenges to their practice of medicine, including economic, 
geographical and cultural difficulties.

Thus, in addition to tensions within the Swiss mission society, the 
practice of Western medicine brought into that rural area not only gen-
erated profound changes; it was itself subject to change.28 The environ-

23		  Georges Liengme, Un hôpital Africain, Neuchâtel 1906, pp. 43–50.
24		  Stephen Polgar, Shane A. Thomas, Introduction to Research in the Health Sciences (Lon-

don 2008), p. 9.
25		  According to P. Harries, this was one of the Swiss ways of bringing Europe to Africa.  

See: Patrick Harries, From the Alps to Africa: Swiss missionaries and Anthropology, in: 
R.J. Gordon, H. Tilley (eds), Anthropology, European Imperialism, and the politics of 
Knowledge, Manchester 2007, pp. 201–224.

26		  Charles M. Good, The Steamer Parish: The Rise and Fall of a Missionary Medicine on 
An African Frontier, Chicago/London 2004; Kalusa, Language, Medical Auxiliaries, and 
the Re-Interpretation of Missionary Medicine (9), p. 57.

27		  Randall M. Packard, White Plague, Black Labor: Tuberculosis and the Political Economy 
of Health and Disease in South Africa, Berkley 1989, p. xvi.

28		  Patrick Harries, David Maxwell (eds), The Spiritual in the Secular: Missionaries and 
Knowledge about Africa, Grand Rapids 2012.
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ment, understood as aspects of the surroundings of the location, the local 
realm, ultimately influenced local epidemiology as well as medical atti-
tudes and practices.29 The region was poor and unhealthy. J. Tempelhoff 
describes the Boers’ occupational system of the region, and P. Coquerel 
reminds us that the Van Rensburg trek soldiers had been decimated by 
fevers in the Soutpansberg area earlier in the 19th century before they 
faced the hostility of the indigenous people.30 

Continuing into the first three decades of the 20th century, syphilis, 
tuberculosis and malaria fever were widespread in the region.31 The sub-
tropical climate of Elim village with hot, rainy summers and mild, dry 
winters was a cause of recurrent flu epidemics and fevers. The illnesses 
the Swiss encountered in that environment had a momentous impact on 
their understanding of the epidemiological situation, as well as on their 
methods of handling the morbidity. In addition, the social and human 
realm contributed to a lack of hygiene and other skin diseases such as 
mycosis and ulcers among the people of the area and its surroundings.32 

These natural and social conditions shaped the Swiss medical prac-
tice in many ways at Elim and the broader region of Soutpansberg. But, 
the manner in which medical practice was shaped has been under-
researched for long time in spite of a number of works that helped recon-
struct the history of the Swiss missionary society.33 

Yet, pioneers of the Swiss missionary medicine in the region had un-
doubted medical skills although no formal training before Dr Liengme.34 

29		  The Oxford Concise Medical dictionary defined the environment as any or all aspects 
of the surroundings of an organism, both internal and external, which influence its 
growth, development, and behavior.

30		  Johann Tempelhoff, Die okkupasiestelsel in die distrik Soutpansberg, 1886–1899, Preto-
ria 1997; Paul Coquerel, La nouvelle Afrique du Sud, Paris 1992, p. 46.

31		  J.A. Rees, Health Patterns in the Northern Transvaal, 1900–1932, Johannesburg 1992, p.1.
32		  EHA, Patients registers, 1900–1915; Georges Liengme, Quelques observations sur les 

maladies des indigènes des provinces de Lourenço Marques et de Gaza, Bulletin de la 
Société Neuchâteloise de Géographie (1894–1895), pp. 180–191.

33		  Arthur Grandjean, La mission romande: ses racines dans le sol suisse romand: son 
épanouissement dans la race Thonga, Lausanne 1917; Jan van Butselaar, Africains, Mis-
sionnaires et Colonialistes, Les origines de l’église presbytérienne du Mozambique, 
Leiden 1984; Patrick Harries, Butterflies and Barbarians. Swiss missionaries and Systems 
of knowledge in South-eastern Africa, Oxford 2007; Hines Mabika, Religion et Politique 
dans le Bulletin de la mission Suisse dans l’Afrique du Sud, in: Schweizerische Zeitschrift 
für Religions- und Kulturgeschichte 106 (2012), pp. 85–105; Hines Mabika, La mission 
médicale suisse au sud de l’Afrique, 1875–1976, in: M.-Cl. Mosimann-Barbier et M. Prum, 
Missions et Colonialisme: Le Lesotho à l’heure du bicentenaire d’Eugène Casalis, Paris 
2013, pp. 167–183.

34		  Their skills were elementary. The training was short but intensive enough to allow them 
to handle health-related concerns before the appointment of qualified medical doctors. 
E. Creux had spent only one year’s hospital training in Edinburgh after his theological 
studies in Lausanne; P. Berthoud, three years.
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They adjusted their ways of performing medicine essentially by adapting 
processes of diagnosis, which were simplified, as technical investigations 
were almost impossible owing to the lack of equipment, at least in the 
early decades of their medical service. In fact, this adaptation was influ-
ential in shaping medicine in the rest of that part of SA. Previously, rural 
people had been almost entirely left to their own fate. 

With the introduction of Swiss medical activities, both black and 
white patients in that countryside could seek health care from Swiss mis-
sionary stations.35 Swiss missionaries had a distinctive medical back-
ground, as the professionalization of medicine was processing in Switzer-
land as it was in most Western countries, reinforced by the new 
19th-century biomedical theories of microbiology. 36 Their consideration 
of illness as a dysfunction similar to a lesion within the human body was 
rooted into the broader Western medical tradition. By this time, hospi-
tals in Europe – their transformation having recently changed from a 
place where the dying and destitute awaited their death – had become an 
important social and medical institution, central to the provision of 
health care.37 This hospital-based health care as first established in Eu-
rope came to be experienced elsewhere as well, including Africa.38 
Berthoud, Creux, and Liengme left Switzerland for Africa with medical 
skills entrenched in the hospital and clinical medicine, which was based 
on both clinical semiology and pathological anatomy.39 But that Western 
idea of medicine was soon challenged by the new surroundings of SA.

The first Swiss who reached the North-eastern Transvaal were mostly 
from the western part of Switzerland where the realities could hardly be 
more different from the new realm they found in Africa. Malaria, vari-
ous endemic fevers, the scarcity of the population, and the lack of money 

35		  DMR 4.1. Rapport du Conseil, 1883–1885, 15–16. According to Paul Berthoud, local peo-
ple could be made aware of the Gospel, thanks to health-related problems that brought 
them to the missionaries.

36		  Toby Gelfand, Professionalizing Modern Medicine, Paris Surgeons and Medical Science 
and Institutions in the 18th Century, Westport 1980; Rudolf Braun, Zur Professionali 
sierung des Ärztestandes in der Schweiz, in: Werner Conze, Jürgen Kocka (eds), Bil-
dungsbürgertum im 19. Jahrhundert: Bildungssystem und Professionalisierung in inter-
nationalen Vergleichen, Stuttgart 1985, pp. 332–357; Jacques Leonard, Les médecins de 
l’ouest au XIXe siècle, Lille 1978; Eliot Freidson, Profession of Medicine, New York 1970.

37		  Gunter Risse, Mending Bodies, Saving Souls. A History of Hospitals, Oxford 1999; 
Harrison/Jones/Sweet, From Western Medicine to Global Medicine; Pierre Guillaume, 
Le rôle social du médecin depuis deux siècles, 1800–1945, Paris 1996.

38		  John Iliffe, East African doctors. A history of the modern profession, Cambridge 2002; 
Howard Phillips, The Cape doctor in the Nineteenth century: A social history, Amster-
dam/New York 2004.

39		  Joel D. Howell, Technology in the hospital. Transforming Patient Care in the Early Twen-
tieth Century, Baltimore/London 1995; Charles Lichtenhaeler, Histoire de la médecine 
(Paris 1975), p. 431.
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and infrastructure – all these led the Swiss to adapt their practice, mean-
ing not only the medical processes of diagnosis and treatment, but also 
attitudes, technical tools, and actions that tended to conform to social 
norms.

Caroline Currer and Meg Stacey have shown that: 

the manifold problems of communication between doctor and patient derive 
from their differing conceptualisation, that professionals mistake alternative 
conceptualisation for ignorance or wilful misunderstanding, or that medical 
dominance evaluates in the only acceptable understandings of illness being 
those which are conceptualised in the mode of biomedicine.40 

The local conception of disease incorporated the local culture, beliefs, 
society and economy into the explanation and the understanding of 
illness, leading Steven Feierman to see ‘plural healing systems’ as that in 
which several modes of healing knowledge, practices, and agents co-
existed.41 Tsonga people as most Africans had their traditional medical 
system that relied on an ‘animistic faith’. They believed that ill health, 
most misfortunes, and death, were due to malevolent and unseen action.42 
By the late 1890s, they needed Western medicine as well. Dr Liengme 
went back to Switzerland in 1898 to raise funds for the construction of a 
hospital at Elim. To this end, a funding body was created under a private 
society, the Société Immobilière. The records of that organization, includ-
ing Liengme’s writings, are not fully clear about the sources of the capi-
tal used to build the first Swiss mission hospital for the Transvaal. For 
sure, the donations did not come from the missionary society but likely 
from a few wealthy members of the Swiss Free Churches. Thus, the 
Société Immobilière had to be distinguished from the evangelical mission. 
Consequently, it became a fund that raised money for the construction 
of several missionary buildings in the field.43 The society raised  
CHF 132,000 for the Elim Hospital. The timely nature of the project is 
reflected in the fact that the Government of the Republic of South Africa 
officially offered the Mission, “the necessary capital to build a hospital 
for White and Blacks”.44 The mission decided for strategic reasons only 

40		  Caroline Currer, Meg Stacey, Introduction, in: C. Currer, M. Stacey (eds), Concepts of 
Health, Illness, and Disease. A Comparative Perspective, Oxford/Providence 1993, 
pp. 1–6, p. 1.

41		  Steven Feierman, Change in African Therapeutic Systems, in: Soc. Sc. and Med. 13B 
(1979), pp. 277–284. 

42		  Alexandre Junod, The Life of an African Tribe, London 1926; Walima T. Kalusa, Megan 
Vaughan, Death, Belief, and Politics in Central African History, Lusaka 2013.

43		  DMR 1.18. Société Immobilière. Transformation de la Société Immobilière en Crédit 
foncier, 1893–1908.

44		  Ibid. (no. 42), p. 8.
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to use the Swiss money it had raised, making Switzerland active in the 
colonial and imperial context although the country had no colonial 
ambitions.

Elim Hospital, stone by stone (1899–1948)

The history of Elim Hospital illustrates the co-production between med-
icine, and the natural and political environment.45 This was hardly unique 
compared to other medical missionaries in Africa and Asia at the time.46 
A closer examination, however, shows noteworthy differences. In addi-
tion to money obtained from the Société Immobilière in 1898, the plans 
and the architect, A. Thomas, were Swiss, showing the missionaries’ pref-
erence for Swiss resources. In an effort to minimize the building cost, 
Thomas advised Liengme to get prefabricated buildings from Europe. 
Not finding a suitable manufacturer in Switzerland, Liengme asked the 
architect to look in France. Thomas noted: 

I am honoured to report on what I have seen (in France) as well as on the 
costs. As a result, I do not think anymore that the prefabricated buildings are 
the best solution for your hospital at Elim. Even if we choose the cheapest 
model, the costs remain higher than if we construct with red bricks (a local 
material) with a metal roof and a ceiling of wood.47

The Swiss doctor therefore decided to use local materials, and that meant 
red bricks made in kilns by local people. Thomas travelled to Elim and 
started the first building, the African patients’ pavilion which was inau-
gurated in August 1899. A year later, in September 1900, the building 
intended for the Europeans admitted its first patients.48 Liengme stated 
that President Kruger himself was impressed by the work done there, and 
Sir Arthur Lawley, Lieutenant Governor of the Transvaal, visited the 
hospital on 14 October 1904.49 

The Swiss missionary health service delivery in the NT was not with-
out problems. From its very first years, the hospital faced difficulties 
ranging from the shortage of resources to conflicts between individuals. 
For example, Liengme was joined by another doctor, J. Borle50, who came 

45		  Hines Mabika, History of Hospitals in Africa, in: Médecine Tropicale 69/1 (2009): p. 26.
46		  Catharina Nord, Healthcare and Warfare. Medical Space, Mission and apartheid in 

Twentieth Century Northern Namibia, in: Medical History 58/3 (2014), pp. 422–446.
47		  DMR 5.1. Lettre d’Alexis Thomas à Mr. Le docteur Georges Liengme, Château d’Œx, 15 

août 1898.
48		  EHA, Buildings, 1899–1900.
49		  Archives du Château de Penthes – CHP, Rapports de Georges Liengme, 1904, p. 128.
50		  A Swiss Physician from the Canton of Neuchâtel who ran Elim hospital from 1906 to 

1911, and from 1914 to 1918.
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from Switzerland in 1905 in response to growing medical activities at 
Elim. By April of that year, Liengme expressed some doubts about the 
morals of his new colleague. This soon turned into a bitter animosity be-
tween the two physicians. The following year, Liengme went back to 
Switzerland seeking a resolution at the headquarters, but instead, he was 
forced to resign and never returned to Elim.51 At that time, the Swiss mis-
sion headquarters were already considering handing over the ownership 
of the hospital to the Government of the Transvaal, mainly for economic 
reasons.52 The argument on economy hardly overshadowed tensions and 
Lausanne’s unwillingness to implement medicine as part of its mission-
ary undertaking.

The medical practice at Elim did not change immediately after the 
departure of Liengme. It was typical of hospital-based medicine in 
Africa. Patients came to the hospital for care, and the reports of the num-
ber of patients treated rose over time. In 1906, 87 white patients (includ-
ing 37 ‘paupers’) were treated, with an average of three patients a day. 
That same year the number of black patients was 519 with an average of 
40 a day.53 Borle who became the Elim Hospital director in 1906, re-
signed from that position in 1911, then returned to the hospital from 1914 
to 1918.54 In the short interim, Dr de Ligneris55 served as the head of 
Elim Hospital and introduced new medical technologies, including X-ray 
equipment and a laboratory.56 This marked a significant change in med-
ical practice especially in the process of diagnosis. 

At the same time, there was a need to adapt the hospital to local cus-
toms. Thus, rondavels, which were the typical style for the traditional 
homes of the Tsonga people, were built in 1912 at Elim Hospital.57 These 
rondavels wards aimed at conforming accommodations to local realities. 
They also responded to two additional concerns: the lack of funds for 

51		  CHP. Liengme’s letters: Dr Liengme’s letter to Doctor Borle, April 1, 1906; Dr Borle’s 
response, April 5, 1906; Dr Liengme opened one of the first psychiatric institutions in the 
rural area of Neuchâtel in 1908, and continued his medical practice up to his death in 
1936.

52		  DMR 1.18. Société Immobilière de la mission romande. VIIIe rapport de gestion du 
Conseil d’Administration, exercice 1907, p. 13.

53		  EHA, Booklets IV. Statistics of patients and finances, 1901–1952.
54		  Arthur de Meuron, Dr James Borle, in: BMSA 30/392 (1918), pp. 165–166. He definitively 

left Elim in July 1918 for a private practice in Johannesburg where he died of influenza 
on October 17, 1918.

55		  Dr de Ligneris ran Elim Hospital from 1912 to 1914, and from 1918 to 1928. He is known 
as the physician who introduced several technological devices linked to the practice of 
medicine at Elim. He also tried to adapt to the local environment.

56		  DMR 5.1. Hôpital d’Elim. Procès verbal de la séance de la Commission de l’hôpital 
d’Elim, 14 janvier 1913.

57		  EHA, Maps. Historical development. Design drawings by Nadine Jacques, 1930.
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more elaborate buildings and the need for separate wards to accommo-
date male and female patients. This gender division took cultural consid-
erations into account and also facilitated such practices as the order in 
which in-patients received medical visits. Thus, the doctor visited male 
patients’ rondavels before proceeding to those dedicated to female 
patients, disclosing power, sex, and status at the hospital. 

When de Ligneris came back in 1918, he was re-appointed as the 
director of Elim Hospital and served for another ten years. At the same 
time, new rules about the hospital management created the position of 
an administrator, besides a medical doctor, and three missionaries to 
lead the hospital. On this team, designated the Commission, the medical 
doctor remained very influential, but the missionaries insured that Elim 
remained a faith-based hospital. The need for more buildings, particu-
larly between 1925 and 1948, demonstrates that local people increasingly 
used the hospital.58 For example, in 1937, there were 1,656 black patients 
treated at Elim compared to 1,475 patients the year before.59 Although 
they accepted new medical practices, the African patients also continued 
to use traditional medicine.60 Nevertheless, there was a change in the 
health behaviour of local people, and the hospital now served people 
living far beyond its immediate surroundings. Patients came from far as 
Giany and Tzaneene. The growth of patients resulted in the opening of 
a new hospital in May 1938 including a new maternity ward, which 
reflected the introduction of specialized care for mothers and infants at 
Elim.61 Further evidence of this specialization was the opening in the 
early 1940s of the ophthalmic ward under Mrs Dr O. Rosset-Berdez. 
Thus, the practice of medicine became increasingly specialized, mirror-
ing the general proliferation of medical specializations after 1945 in 
Western medicine.62 

 At the same time, the Elim Board responded to the call from the In-
dian community for the construction of an Indian ward within the hos-
pital, which was opened in 1949.63 Further accommodation due to grow-
ing demand especially from patients who could not afford to travel from 
their homes to Elim Hospital was solved by opening several clinics and 
dispensaries in villages around Elim and beyond, such as in Valdezia, 
Tlanguelane, Shiluvane, or Masana. Some of these health institutions, 

58		  DMR 5.1. Hôpital d’Elim. Rapport de l’hôpital d’Elim, 30 septembre 1925, p. 1.
59		  Nouvelles de nos missions médicales (NMM), 10 juillet 1938, p. 5.
60		  Anne Digby, Diversity and Division in Medicine (no. 3).
61		  BMSA, Inauguration du nouvel hôpital des Noirs à Elim 38/561 (1938), pp. 112–117.
62		  William F. Bynum and al., The Western Medical Tradition, Cambridge 2006, p. 438.
63		  EHA, Elim Hospital Board. Minutes, 1945.
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namely Masana and Shiluvane, became full-fledged hospitals in the 
1940s. These Swiss achievements in the field of health were part of what 
has been called the decade of opportunities by Dubow and Jeeves, a 
“period in which several different worlds were mooted in ways”.64 That 
South African world of access to health care, unfortunately, was incom-
patible with the coming regime of apartheid. Indeed, the Gluckmann 
report of 1945, The Health of the Nation, which aimed at assessing the 
state of health of the people of SA as a nation in order to implement an 
efficient health system for the whole country, could not get consideration 
from the new policy.65

Shaping Health Agents

The medical work at Elim relied on several agents, namely individuals 
and institutions that introduced the Western medical culture and/or 
determined health services delivery in NT villages. The individuals 
consisted of patients and staff members while the institutional ones 
included the hospital itself, the Church, the missionary society and the 
local administration.

Roy Porter’s 1985-influential article on the ‘patient’s view’ considers 
patients to be part of the health enterprise from the perspective of the 
social history of medicine, even though there are disagreements about 
the construction of patients as a group with particular historical con-
cerns.66 Patients as individual health agents within the Swiss medical 
endeavour in SA comprised the Africans or blacks, the Europeans or 
whites, and the Asians, particularly the Indians.67 At Elim, white patients 
consisted of Swiss missionaries and other Europeans, such as the Berlin 
missionaries, but also white South Africans, mostly the Afrikaner farm-
ers. Beside the administration, individual Afrikaner settlers constituted 

64		  Saul Dubow, Alan Jeeves, South Africa’s 1940s: Worlds of possibilities, Cape Town 2005, 
p. 16.

65		  Detailed insights on the South African National Health Service are available. See: Shula 
Marks and Neil Anderson, Industrialization, Rural Health and the 1944 National Health 
Services Commission in South Africa, in: S. Feierman, J. M. Janzen (eds), The Social Basis 
of Health and Healing in Africa, Berkley/Los Angeles 1992, pp. 131–162.

66		  Michel Foucault, La politique de la santé au XVIIIe siècle, in: M. Foucault [and al.], Les 
machines à guérir. Aux origines de l’hôpital moderne, Paris 1976, pp. 11–21; David Arm-
strong, The Patient’s view, in: Soc. Sc. and Med. 18/9 (1984), pp. 737–744; Flurin Condrau, 
The patient’s view meets the Clinical Gaze, in: Soc. Hist. Med. 20/3 (2007), pp. 525–540.

67		  People of Chinese descendants are lacking in the records. This may be due to their 
numerical insignificance around Elim although they were already part of the population 
of the Transvaal and of the country. See: Melanie Yap and Dianne Leong Man, Colour, 
Confusion, and Concessions: The History of the Chinese in South Africa, Hong Kong 
1996.
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somewhat groups of pressures towards segregation on the way to apart-
heid. Their presence meant that part of the medical service was expected 
to be at high medical standards. This progressively became the case with 
professional knowledge of clinical pathology, anatomy and later, ophthal-
mology. In addition, Elim doctors often treated white patients at their 
homes, and some of the letters sent to Dr Liengme indicate that white 
patients could get therapeutics or treatments without an additional or 
even a primary diagnosis.68 Significantly, such medical practices might 
well have been unacceptable in Switzerland even at the time, as proce-
dures and norms within the practice of medicine were already quite well 
organized.69 Hence, this is another example of the influence of local 
relations on the Swiss medical practice.

In addition to therapeutic procedures, white patients at Elim influ-
enced decisions within the hospital management in other ways. This hap-
pened as early as 1900 when Rev. E. Creux asked Dr Liengme to treat 
leprosy patients. White patients strongly expressed their disapproval of 
a leprosy clinic at Elim while other European missionaries such as those 
of the Berlin missionary society would later experience a Leper and 
Syphilis hospital at Blauberg yet less successfully. Another example was 
the decision by the Transvaal Provincial Administration in 1915 to build 
the Louis Trichardt Hospital for white patients.70 This grew out of com-
plaints by white patients about their hospital fees, which they claimed 
were paying for the blacks who had no fees. The hospital cashbooks con-
firm that while black patients paid a total of £476.5 from 1 October 1919 
to 31 March 1920, the white patients’ fees were four times as much 
(£1,781.3), although the total number of white patients was a third of the 
number of black patients.71 There was recurrent debate on this subject 
during decades that followed. Although the decision to construct the 
Louis Trichardt Hospital was taken during WWI, the Transvaal Admin-
istration did not act on it until the beginning of the apartheid policy.

In fact, the Swiss hospital had been segregated from the start, and 
whites, particularly those who paid fees, received better treatment. Their 
diet was also more balanced compared to the rations offered to destitute 

68		  EHA, A sample of letters written to physicians at Elim indicates: “Dear Sir [Dr  
Liengme], I want to let you know again how I am. I still got the pain beneath my heart 
and round to the Back, and then I have twice been vomiting … When [I] was vomiting 
it seems like spleen … please, send me again of the medicyne you sent me the first of the 
white medicyne for my daughter … Yours sincerely, C.M.S., Dreifontein, 22 April 1900”.

69		  BSNG, La Chaux-de-Fonds 1 (1884), pp. 116–117.
70		  DMR 5.1. Hôpital d’Elim. Lettre du Dr Borle à Monsieur de Meuron, 30 avril 1917.
71		  DMR 5.1. Hôpital d’Elim. Comptes de l’hôpital d’Elim, du 1er octobre 1919 au 31 mars 

1920, p. 9.
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white patients and to the Africans.72 Overall there was a significant 
increase in the number of paupers or free patients. While 51 of the 185 
European patients were so designated in 1922, more than half of the 
Europeans treated in 1932 (219 of 386) were registered as paupers.73 This 
obviously also reflected the bad economic situation at the time but the 
archives also mention that some of the Afrikaners were registered as pau-
pers even though they owned farms. But, based on the hospital statistics 
at least, African patients were obviously the most numerous in the health 
system.74 The Swiss justified their presence in the region by the necessity 
to care for the Africans both spiritually and physically. 

Beside the patients, health professionals constituted another signifi-
cant category of health actors. Before the apartheid policy, individual 
health professionals consisted broadly of medical doctors, nurses, auxil-
iary nurses, health administrators, and helpers. Although Elim Hospital 
remained understaffed during the entire fifty years that followed its con-
struction,75 it functioned well with its limited resources. While at the time 
of its beginnings, the hospital personnel consisted of one medical doctor 
and two helpers, Elim could, at the coming of apartheid, claim a team of 
three doctors, an ophthalmologist, six white nurses, seven white auxil-
iary nurses, thirty-eight black auxiliary and pupil-nurses, one secretary, 
one person responsible for the training of nurses, one laboratory special-
ist, one person responsible for provisions, another person responsible for 
buildings, and 115 black helpers and manual workers.76 

This was in addition to local and national governments with their 
administrations, the various mission societies, Swiss and local churches 
which were involved in the provision of health service at varying de-
grees.77 Beyond the segregated urban state health system-rural mission-
ary health system, the Transvaal Provincial Administration ran public 
hospitals, schools, health programmes and medical assistance for 
destitute or ‘paupers’ like everywhere in the Union of SA. Interactions 
between the administration and missionaries included health school pro-
grammes and medical assistance to white paupers. Moreover, local au-

72		  BMSA, 40/522 (1933), 15, ‘Poor white’ meant anyone white who did not have money in 
a bank account. He (she) had the right to register as poor even though ‘‘he (she) has a 
farm’’.

73		  EHA, Statistics, 1922–1932.
74		  EHA, Statistics, 1922–1942; Elim Hospital patients’ registers, 1900–1948.
75		  Numa Jacques, Quelques impressions sur l’hôpital d’Elim, 19 décembre 1932, in: BMSA 

40/516 (1933), pp. 214–218.
76		  EHA, Annual report, Staff, 1948.
77		  Caroline Jeannerat, Eric Morier-Genoud, Didier Péclard, Embroiled: Swiss Churches, 

South Africa, and Apartheid, Zurich 2011, pp. 36–42.
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thorities supervised environmental health services such as sewage 
disposal. Cedric de Beer has also noted that the state provided hospitals 
and other facilities with grants for dealing with infectious diseases such 
as TB.78 As a provider of grants and other subsidies, the Transvaal 
administration and the South African central government exercised 
significant influence within the hospital at Elim.79 The administration 
was represented within the Hospital Board of Management. But, deci-
sions taken about medical practice and all health services delivery had a 
kind of ‘Swissness’, to the extent, they were the product of their cultural 
and national background.

As the hospital was seen as a faith-based institution, it had to demon-
strate the power of God in order to win the souls of local people for 
Christianity. For that purpose, there was a Chapel within the hospital 
since 1921.80 This became one of the most frequently used parts of the 
hospital where staff and patients attended prayers and related activities. 
The first black matron at Elim observed that the daily morning prayers 
were at half past five, and the staff worked longer hours: “We were 
committed”,81 she said. That commitment and devotion were part of the 
values, which had to be emphasized, and which characterized Swiss mis-
sionary medicine. So, according to a memorandum from a Hospital 
Board meeting of 1943, as a Christian hospital, Elim “was established 
and has been kept in being by men and women who gave themselves for 
Christian work, often at considerable personal sacrifices, and who were 
determined to follow, as far as lay their power, the example and precepts 
of Christ”.82 There was a permanent interaction and an obvious absence 
of frontiers between the spiritual and the secular. Nor was this sentiment 
absent from the medical staff as seen earlier with Liengme’s prayers be-
fore surgical operations.83 

While coping with anything that helped to overcome Swiss limita-
tions, its missionary’s worldview tended to ignore the African world and 
especially the local people’s own system of healing. People believed in 
witchcraft and other diviners, and approached missionary medicine, 

78		  Cedric de Beer, The South African Disease. Apartheid and Health Services, Yeoville 
1984, pp. 18–19.

79		  EHA, Cashbooks, 1900–1949.
80		  BMSA, 33 (1922), p. 439.
81		  Interview no. 1 (PSM1), Elim Waterfall, December 2008 and July 2009.
82		  EHA, Elim Hospital Board. Memorandum, 1943, p. 1. See also EHA, Hospital Board of 

Management, 1940, p. 1.
83		  CHP, Dr Liengme: Lettres à sa famille. Dr Liengme’s letters to his family often expressed 

the Boers’ admiration towards him, as they had never seen a medical doctor praying 
before surgical interventions.
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knowing that certain misfortunes related to their system of beliefs could 
not be cured by European medicine. Such beliefs existed in the whole 
country. Julie Parle has shown how among other South African people, 
such as the Zulu in Natal, women’s mental illness was associated with 
possession by mal ancestors.84 These beliefs led local people to approach 
Western medicine with scepticism.85

Furthermore, the mission headquarters and most of the Free 
Churches in Switzerland did provide the hospital with mainly Swiss staff. 
Their aim was to further the care of the local African population, which 
resulted in some dissatisfaction among missionary nurses assigned to the 
care of the Afrikaners in the ‘white hospital’.

The Swiss mission society expected the hospital to support itself.86 
Even though the financial means of the medical mission initially came 
from Church funders and other donations collected during church activ-
ities like Sunday services and sales campaigns, those resources soon re-
vealed themselves to be insufficient.87 The donations properly designated 
to the medical mission are difficult to estimate, because they were part 
of the general donations given to the mission by Christian communities 
in Switzerland and SA. One figure reported for the general donations 
was CHF 1,164.90 on 15 May 1948.88 This was only a small part of the 
hospital operating budget, most of which relied on significant grants 
provided by the local administration.89 That support, in turn, played a 
large role in persuading the Swiss to make their medical practice con-
form to the socio-political framework of the state.

Challenges to Medical Practice

Since the end of WWI, Elim Hospital faced many dangers that some-
times brought it close to closing its doors.90 These included the 1918 
influenza pandemic, and the more mundane but perennial problem of 

84		  Julie Parle, States of Mind. Searching for Mental Health in Natal and Zululand, 1868–
1918, Durban 2007.

85		  David Hardiman, Healing Bodies, Saving souls: Medical missions in Asia and Africa, 
Amsterdam 2006. Hardiman emphasizes the fact that such beliefs were not experienced 
solely in Africa but globally.

86		  DMR 5.1. Hôpital d’Elim. 1. Mission médicale de la mission Romande. Balances. Bilans, 
1899–1921.

87		  NMM, Caisse du fonds d’entre-aide de la mission médicale 24 (1948), p. 15.
88		  Ibid. (no. 85).
89		  BMSA, 40/522 (1933), p. 214: “This hospital assumes its expenditures with fees paid by 

white and black patients who can, and significant subsidies provided by the Government 
of the Union of South Africa and the Transvaal Province”.

90		  DMR 5.1. Hôpital d’Elim. 7. Rapport sur l’avenir de l’hôpital d’Elim, novembre 1919.
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the lack of funds and of staff. The Swiss mission did not directly provide 
financial means, and most of its operating funds came from a local 
government subsidy.91 

The global influenza pandemic of 1918 had a terrible affect on the 
African continent as it did worldwide.92 In SA as a whole, the epidemic 
caused “probably more than a quarter of a million deaths”,93 and in the 
Transvaal it was reported that medical staffs were particularly affected. 
Indeed, twenty-one doctors died of influenza in the southern Transvaal, 
primarily in Johannesburg and Pretoria.

As a rural health institution located in a tiny village in a corner of 
SA, the Swiss hospital was obviously not prepared to face such an 
epidemic. The few therapeutic means that were available revealed their 
inefficiency, as was the case worldwide.94 As most works have shown it, 
there was no effective remedy against influenza at the time.95 Mrs Eber-
hardt reported in November 1918, that pupils of Lemana, were among 
the first affected in their area, and despite all the care provided by the 
Elim medical doctor, it had been impossible to save all their lives: “Pupils 
were treated by Ms Bory and Mr Thomas; in spite of all care delivered 
by them and by the medical doctor, and although we have done all we 
could by providing strengthening food, chicken stock, etc., their state of 
health was desperate, three of our girls and two boys died.”96 This report 
suggests that the response was a kind of bricolage (improvisation), using 
changes in diet regimes to treat ill bodies, when the usual medication had 
little effect. Outside the hospital, oranges, herbal teas, and other fruits 
were used, as reported by the missionary, Paul Rosset: “Once a day, Miss 
Demierre and I, we visit all inhabitants in their homes, and my wife pro-

91		  BMSA, 40/522 (1933), p. 214. Numa Jacques reported that: ‘‘Elim hospital did not get its 
financial means from the general budget of the Swiss mission’’. During the colonial era 
(1902–1961), its funds came mostly from the Transvaal administration.

92		  Howard Phillips (ed.), The Spanish Influenza pandemic of 1918–1919: New perspectives, 
Oxford 2003.

93		  Howard Phillips, ‘‘Black October’’: The Impact of the Spanish Influenza Epidemic of 
1918 on South Africa, Pretoria 1990, p. XV.

94		  BMSA 30/394 (1919).
95		  Niall P.A.S. Johnson, Juergen Mueller, Updating the Accounts: Global Mortality of the 

1918–1920 ‘Spanish’ Influenza Pandemic, in: Bulletin of the History of Medicine 76/1 
(2002), pp. 105–115; G. Chowell, C.E. Ammon, N.W. Hengartner, J.M. Hyman, Transmis-
sion Dynamics of the Great Influenza Pandemic in Geneva, Switzerland: Assessing the 
Effects of Hypothetical Interventions, in: Journal of Theoretical Biology 241/2 (2006): 
pp. 193–204; Gina Kolata, The Story of the Great Influenza Pandemic. The Search for the 
Virus that Caused It, New York/London 1999.

96		  BMSA, 30/394 (1919), pp. 199–200.
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vided us, according to our needs, with medicines, lemonade, milk, stock, 
etc. We advise people to sleep outside their houses when it is possible.”97

The lack of a simple and effective treatment for the influenza resulted 
in complicated and unexpected results. For example, local people often 
saw the cures offered by the whites as acknowledgement of the effective-
ness of treatments that were offered by local herbalists and other divin-
ers, understanding missionary medicine as it was a variation of local 
medicine, as Walima Kalusa pointed out regarding Lunda people in 
Zambia.98 Similarly, the advice to stay outdoors rather than in their 
houses, which was aimed at minimizing the risk of infection among fam-
ily members, was often seen by locals as a way to escape from the evil 
spirits. Meanwhile at the hospital, the need for isolation wards for pa-
tients with contagious diseases was an important turning point that 
helped Swiss medical practitioners to revisit all theories on asepsis and 
antisepsis. As a result, other medical practices such as surgery started 
emphasizing sterilization techniques. Another change following the flu 
epidemic led the hospital to focus more on health education among local 
people. Dr de Legneris reported that information campaigns were organ-
ized in schools and communities.99 

The flu pandemic highlighted the difficulties faced by the Swiss hos-
pital as a result of its inadequate financial resources, such as its logistic 
shortages and the lack of knowledge about such diseases. The hospital 
reports called the period between October 1, 1918 and September 30, 
1919, the dark days, with the disease so widespread that “we will never 
know the exact number of deaths. The government declared more than 
150,000 but we are convinced that the number in this district is more.”100 
If the reports are less explicit about the total number of deaths registered 
at Elim Hospital, the staff saw several deaths within the hospital and in 
its surroundings, including Dr Borle, and other Swiss missionaries such 
as Leonard Berthoud. For sure, “five pupils from Lemana school, two 
children around Elim, twelve workers of the Elim farm died, and there 
were 26 deaths around Makopong since the emergence of the epi-
demic”.101 One positive outcome of the epidemic was that the local 
administration and the state increased their support of the hospital. 

  97	 Ibid. (no. 94), p. 198.
  98	 Kalusa, Language, Medical Auxiliaries (9), p. 57.
  99	 DMR 5.1. Hôpital d’Elim. Rapport de l’hôpital, 1 octobre 1918 au 30 septembre 1919, 

p. 1
100	 DMR 5.1. Hôpital d’Elim. Rapport de l’hôpital, 1 octobre 1918 au 30 septembre 1919, 3; 

Phillips, ‘‘Black October’’ (no. 91), p. XV, assumed about 250,000 deaths in South Africa 
as a whole.

101	 BMSA, 30/394 (1919), pp. 196–197.
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Within the framework of the Public Health Bill of 1919 the hospital got 
an increase in its subsidies and in 1920s underwent a reorganization of 
its management.102 The South African Union doubled its grant for each 
black patient from £400 to £800.

Training local people

One important question about Elim Hospital is the extent to which local 
people were trained and employed. Since the beginning of the Swiss 
practice of medicine in the country, Africans were hired, first for domes-
tic tasks (cooking, cleaning, etc.), then as health support staff (translators, 
auxiliaries, etc.).103 Two decades after the construction of the Elim Hos-
pital, African staff had become indispensable for the hospital’s sustain-
ability. The reason was primarily that from the start the hospital strug-
gled with the lack of funding, which did not allow the appointment of 
white workers.104 There were questions about training, but once this was 
solved the number of African workers continued to increase. This in-
cluded, by the mid-1920s, African health workers performing technical 
work, as mentioned in the annual report of 1925: “Now we have two well-
trained native nurses besides several helpers.”105 These first African 
nurses were trained in Natal, a Province which led the way in the train-
ing of African nurses and then of doctors.106 The upper levels of the 
hospital administration were broadly divided about the African staff. 

102	 The Public Health Bill of 1919 came in force on January 1, 1920. That bill considered it 
the duty of the government to care for or support the care and the eradication of infec-
tious diseases as well as venereal diseases.

103	 Interview FMG1 Elim – SA, December 2008. According to one of the grandsons of the 
Elim Hospital’s founder, Dr Liengme was very close to the Watsonga people. Members 
of that people were working ‘with him (more probably for him) since he reached South-
ern Africa’, that is Mozambique in 1891 and the NT in 1895–1896.

104	 DMR 5.1.7. Rapport sur la question de l’avenir de l’hôpital d’Elim par le Directeur de 
l’hôpital, 1919. See also DMR 8.19. Liengme. Correspondance de Mademoiselle B. 
Liengme, 1924 which has a letter that mentions P. Malanguti as a nurse working at Elim 
hospital for more than 14 years (since 1910). An analysis of those writings reveals conHra-
dictory statements about the African worker who is sometimes praised for his good work 
and strong support but also criticized for his incompetence and irresponsibility. Such 
contradictions raise questions about the psychology of certain missionaries, and their at-
titudes about the African as the ‘other’ at the time. According to the article no. 20 in 
DMR 5.1. Réglement d’administration de l’hôpital d’Elim adopté pour 1924–1925, mis-
sionaries working at Elim Hospital were paid £8 to £10 excluding accommodation and 
pension. See also DMR 5.1. Commission nommée pour étudier la réorganisation de 
l’hôpital d’Elim, Lausanne, 5 mars 1924, p. 2.

105	 DMR 5.1. Rapport de l’hôpital d’Elim pour l’année se terminant le 30 septembre 1925. 
Personnel.

106	 Vanessa Noble, A School of Struggle: A History of Durban Medical School and the 
Education of Black Doctors in South Africa, Durban 2013.
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The Superintendent was pleased with the help they provided within the 
shortage of health workers. At the paramedical level, however, white 
nurses in particular were less willing to have local nurses within the 
profession.107

In 1929, the Native Affairs Department agreed to fund the training 
of black nurses, which began at Elim Hospital on August 1, 1932. The 
following decades witnessed the training of increasing numbers of Afri-
can nurses, motivated not so much by the aim of education or social 
development but rather to fill the staff shortage.108 Beyond that, the staff-
ing with local people served to tie them to their homes and to contribute 
to the development of their region, and thus preclude their migration to 
cities and locations that were prohibited to them.

Recruits came from schools run by missionaries such as the Lemana 
School. 109 Although they began to train locals for the evangelical minis-
try, these schools also provided skills that helped students work else-
where in the new society. So, apart from the study of the Bible, the teach-
ings included reading, writing, hygiene, education, domestic economy, 
history, geography, and singing.110 It was from among these ‘educated’ 
people that the applicants for training in nursing were found.111

The nursing certificate acquired at Elim Hospital initially qualified 
recipients only to work at that hospital. As early as 1938, however, the 
hospital sought the recognition of its certificate by the South African 
Nursing Training Board. This was initiated by Germaine Erb, the first 

107	 Correspondences of certain missionary nurses stated in the 1920s that: “the Black still 
(was) an incapable and not responsible. He (did) not want to become responsible.”
Although such assumptions were common at the time, they sound particular in mission-
ary writings, as missionary official discourses on Love would not suppose such thoughts. 
For background, see Marks, Divided Sisterhood (4); Anne Digby, Howard Phillips (eds), 
At the Heart of Healing. Groote Schuur Hospital, 1938–2008, Cape Town 2008.

108	 DMR 8.19. Liengme. Correspondance de Mademoiselle Liengme, 1928. See also, Histor-
ical papers, Wits University, Ac 1084 – 41 Report of the Committee appointed to inquire 
into the Training of Natives in Medicine and public health; DMR Archives Lausanne 5.1 
Lettres du Dr de Legneris, 1924. Letters of the Elim Hospital Superintendent reveal that 
since the end of the 1920s, the Elim Hospital Administration was asking for the training 
of local nurses within the hospital.

109	 DMR 4.1. Rapport du Conseil, 1885, 11. By the mid-1880s, the Swiss sent two young 
Tsonga to the Berlin missionary Knothe in North-eastern Transvaal and six others to the 
Paris Evangelical Missionary Society (Morija, Lesotho), expressing interconnections 
between missionary societies at that time. According to the BMSA 40/517 (1932), p. 92, 
the Elim School for the Missionaries in the early 1930s had 17 pupils with 12 males and 
5 females.

110	 DMR 4.1. Rapport du Conseil, 1885, p. 93.
111	 B. Chabalala Masumbe, The Swiss missionaries’ educational endeavour as a means for 

social transformation in South Africa, 1873–1975 (unpublished Master dissertation in 
history of education, UNISA, 2000).
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Swiss responsible for the training of nurses at the Elim Nursing School.112 
Her compatriot, Gabrielle Guye, who replaced her after WWII contin-
ued the negotiations. Her background was useful in the process of win-
ning recognition for the Elim training programme by the South African 
Nursing Council, which went into effect in 1948. Indeed, Miss Guye was 
a daughter of a Swiss missionary in Mozambique who became the 
General Secretary of the Swiss Mission in Lausanne. She was born in 
Africa, and was handed the responsibility for the Elim Hospital training 
of nurses in 1947, after having been trained and worked as a nurse at  
La Source in Lausanne.113 She had also received training in the manage-
ment of nursing schools in London.114

Despite this success, the second generation of Swiss missionaries 
warned of the coming policy and the deterioration of the political situa-
tion in South Africa.115 Long before these rumblings, Elim Hospital, like 
most hospitals in the country at the time, was already a segregated insti-
tution with pavilions for white patients and other buildings for the Afri-
cans.116 This segregation among patients within a mission hospital draws 
attention to a significant aspect of the social history of patients: the way 
in which racial and racist policies were trigged within faith-based medi-
cal facilities. It appears that, just as the Swiss missionaries had adapted 
modern medical care to the local customs and resources, so too they 
adapted other hospital administrative practices to the local socio-politi-
cal environment.

Conclusion

The way in which missionary medicine was performed in the North-east-
ern Transvaal during the 75 years before apartheid in SA leans on more 
entangled reasons than it appears at first view. The reluctance of the 
Swiss mission society to spend money for secular activities overseas had 
some drawbacks.117 The Swiss spiritual and medical influence in South 
Africa was mainly limited to a corner of the Transvaal in the interna-

112	 Interview no. 2 (PSM2), Neuchâtel, February 2009.
113	 DMR 1.14. La Source. Ecole romande d’infirmières de la Croix-Rouge suisse, Lausanne. 

This is where most of the Swiss missionary nurses, who served at Elim Hospital, were 
trained.

114	 BMSA 47/622 (1947), pp. 360–361.
115	 BMSA 49/629 (1949), pp. 312–316. See also Hines Mabika, “Religion et Politique dans le 

Bulletin de la mission Suisse” (32), pp. 1–2.
116	 Anne Digby, Howard Philipp, At the heart of healing (105); Simone Horwitz, Health and 

health care under apartheid, Johannesburg 2009.
117	 Jean Paul Zorn, Le grand siècle d’une mission protestante: La mission de Paris de 1822 

à 1914, Paris 1993.
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tional context of interaction and competition involving English, Dutch, 
American, and German mission societies.118 Embroilments between mis-
sionaries on the field and the mission society in Lausanne made it even 
worse by expressing preference for the use of energy and money allied to 
such medical activities in winning people to Christianity, contrasting to 
the fully-fledged agenda of spreading the good news for both the soul and 
the body. This had a bad impact on the quality of medicine practiced on 
the field, as it meant the lack of funds coming in addition to difficulties 
related to a local environment and epidemiology of great concern. 

This study has placed special emphasis on certain features of that 
setting: turbulent atmosphere within the mission society, the subtropical 
diseases such as malaria and various fevers, traditional culture and social 
organization of the local people, lack of resources valued in world 
markets, as well as unpredictable events like the worldwide influenza 
epidemic of 1918 that challenged the Western or European medical 
model. All of these led the Swiss to adapt their ways of tackling health-
related problems in Africa, as they realized that illness reflected more 
than a particular lesion or dysfunction within the human body. Moreover, 
the hospital as a sustainable base of Western medical care for people re-
vealed itself as difficult to maintain in this new environment. Although 
local patients and Swiss philanthropists did not have the resources dur-
ing the first decades of the Swiss health institution to make it viable, mis-
sionary pioneers offered and maintained medical services to local peo-
ple from the very beginnings. With time, however, by considering local 
constraints, Swiss doctors and staff adapted the process of medical diag-
nosis to the lack of the latest medical equipment and other constraints 
until they could get access to new technologies such as X-ray equipment 
and anaesthetics. Treatments were also reshaped, including after WWI, 
such basic things as the isolation of patients with infectious diseases. 
There was a compromise with popular knowledge when that was possi-
ble, and small clinics and dispensaries were constructed in the surround-
ings of the Elim Hospital. Later, these health institutions constituted a 
kind of health networks and became points of entry into the Swiss mis-
sionary health care system. Elim Hospital became a referral institution 
while other Swiss dispensaries, such as those at Shiluvane and Masana, 
acquired the status of hospitals, thus extending the missionary rural 
health care system to more remote areas of the country.119 All along, the 

118	 Allan Kiraldy, Capturing the Soul, Pretoria 2005.
119	 H.C.J. van  Rensburg [and al.], Healthcare in South Africa: Structure and dynamics, 

Pretoria 1992.
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lack of money and the shortage of staff played an ambivalent role – it was 
not entirely negative as it encouraged the training of local people. Like-
wise, the later financial dependency of the Elim Hospital on the local 
government administration contributed to the reformulation of Swiss 
practice of medicine as practitioners were compelled to face not only the 
specific epidemiological challenges of the environment but also the 
socio-political realities that influenced their medical practice. In exam-
ining the consequences of tensions between mission and tropical medi-
cine, the case of a Swiss medical mission in South Africa questions the 
place and role of countries without colonial undertaking within the new 
imperial history.
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Gregor Spuhler, Archiv für Zeitgeschichte, ETH Zürich, Hirschengraben 62, 8092 Zürich, 
gregor.spuhler@history.gess.ethz.ch

Alte und neue Zahlen zur Flüchtlingspolitik. 
Zeit für Streit?

Gregor Spuhler

«Vier Debatten und wenig Dissens» lautete der Titel eines Beitrags in der 
Schweizerischen Zeitschrift für Geschichte, mit dem Georg Kreis vor 
zwanzig Jahren ein gewichtiges Heft über den Forschungsstand zur Ge-
schichte der Schweiz im Zweiten Weltkrieg einleitete. Die vier Debatten, 
deren historische Entwicklung er nachzeichnete, galten der Kollabora-
tion («Verräterdebatte»), der Aussenpolitik («Neutralitätsdebatte»), der 
militärischen Verteidigung («Armeedebatte») sowie der Flüchtlings
politik («Flüchtlings- und Antisemitismusdebatte»). Im Grunde seien, so 
der Verfasser, alle vier «Bewährungsdebatten», das heisst, es gehe um die 
Frage, ob die Schweiz als Ganzes, bestimmte gesellschaftliche Gruppen 
oder einzelne Personen den Herausforderungen der Zeit und den wider-
sprüchlichen Anforderungen, die an sie gestellt wurden, genügt oder ob 
sie versagt hätten.1 Ohne sich der Illusion einer wertfreien Wissenschaft 
hinzugeben, ist festzuhalten, dass es sich hierbei um politisch geprägte 
Debatten über Bewertungsfragen handelte und weniger um Historiker-
debatten. Darunter wären intellektuell anspruchsvolle Diskussionen zu 
verstehen, in denen Fachleute die historischen Fakten, die gewählten Me-
thoden, die – oftmals unausgesprochenen – theoretischen Vorannahmen 
oder die ethischen Maximen, die den Bewertungen zugrunde liegen, zum 
Gegenstand der Reflexion machen und die wissenschaftlichen Arbeiten 
ihrer Kolleginnen und Kollegen im Wettstreit um das bessere Argument 
einer Kritik unterziehen. Georg Kreis führt einige Beispiele solch primär 
wissenschaftlich argumentierender Kritiker auf; es gab sie durchaus, aber 

1		  Georg Kreis, Vier Debatten und wenig Dissens, in: Schweizerische Zeitschrift für 
Geschichte (SZG) 47/4 (1997), S. 451–476.



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

406� Gregor Spuhler  Alte und neue Zahlen zur Flüchtlingspolitik

es waren Ausnahmen. Im Allgemeinen übten sich die akademischen His-
torikerinnen und Historiker in Zurückhaltung. Die Debatten gingen 
vielmehr von historisch gebildeten Schriftstellern, Journalisten oder 
Publizisten aus; die akademischen Fachleute rückten danach das eine 
oder andere ins rechte Licht und hüteten sich vor öffentlicher Kritik an 
ihresgleichen. Auf der Suche nach möglichen Erklärungen für diese 
«offensichtliche Scheu vor Kontroversen mit Kollegen und Kolleginnen»2 
diskutiert Kreis soziokulturelle, historische und geschichtswissenschaft-
liche Faktoren, ohne sich dabei auf eine bestimmte Sicht festzulegen. 
Erstens nehme man in der kleinen Fachgemeinschaft teils «falsche» (ge-
meint sind wohl karrierebedingte) Rücksichten, teils seien diese Rück-
sichten aber auch der (bei Kreis positiv besetzten) schweizerischen 
Konsenskultur geschuldet. Zweitens gebe die vergleichsweise geringe 
«Vergangenheitslast» der Schweiz wenig Stoff für relevante Diskussio-
nen. Und drittens sei es durchaus möglich, dass in der Geschichtswissen-
schaft ein «professioneller Konsens bezüglich der Fragen, der Methoden 
und der Bewertungen» bestehe. Minimaler Dissens aber könne weder 
gegenüber der Öffentlichkeit vermittelt werden, noch gebe er Anlass zu 
fachinternen Debatten.3

Hat sich an diesem Befund mit Blick auf die Flüchtlingspolitik in den 
letzten zwanzig Jahren etwas geändert? Der Flüchtlingsbericht der Un-
abhängigen Expertenkommission Schweiz – Zweiter Weltkrieg (UEK) 
von 1999, an dem der Schreibende beteiligt war, erregte zwar beacht
liches Aufsehen.4 Es handelte sich dabei aber wie in den Jahrzehnten 
zuvor um primär politische Diskussionen. Wissenschaftliche Debatten 
zur Flüchtlingspolitik sind jedoch bis heute kaum auszumachen, obwohl 
es vermutlich nicht viele Themen der schweizerischen Zeitgeschichte 
gibt, zu denen seit 1990 mehr publiziert wurde als zur Flüchtlingspolitik 
im Zweiten Weltkrieg. Viel Forschung, wenig Debatte: Ist das Wesent
liche schon längst gesagt? Schliessen neue Forschungsarbeiten nur noch 
kleinste weisse Flecken auf einer längst bekannten wissenschaftlichen 
Landkarte?5 Die Ausnahme, welche die Regel bestätigt, ist die Frage 

2		  Ebd., S. 471.
3		  Ebd., S. 472.
4		  Die als Zwischenbericht deklarierte erste Fassung des Flüchtlingsberichts erschien im 

Dezember 1999 und ist unter www.uek.ch zugänglich (11.9.2017). Der kurze Abschnitt 
über die Zahl der Rückweisungen wurde auch in der definitiven Version nicht geändert. 
Vgl. Unabhängige Expertenkommission Schweiz – Zweiter Weltkrieg (UEK): Die 
Schweiz und die Flüchtlinge zur Zeit des Nationalsozialismus, Zürich 2001 (Veröffent-
lichungen der Unabhängigen Expertenkommission Schweiz – Zweiter Weltkrieg,  
Bd. 17), S. 31–32.

5		  Vgl. Georg Kreis, Die schweizerische Flüchtlingspolitik der Jahre 1933–1945, in: SZG 
47/4 (1997), S. 552–579. Kreis hielt in seinem Forschungsüberblick fest, die Flüchtlings-
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nach der richtigen Zahl der im Zweiten Weltkrieg zurückgewiesenen 
Flüchtlinge. Sie wird von der Genfer Historikerin Ruth Fivaz im Ver-
bund mit Serge Klarsfeld seit 1999 beharrlich gestellt und hat nun, nach-
dem die Universität Genf Fivaz’ Dissertation im Januar 2017 angenom-
men hat, in den Medien erneut Beachtung gefunden.6 Da bis zur 
Publikation des über 900-seitigen Werks noch einige Zeit vergehen 
dürfte, kann es im Folgenden nicht um eine inhaltliche Auseinanderset-
zung mit der gesamten Arbeit gehen. Vielmehr soll als Erstes der Streit 
um die Zahlen dargestellt werden. Anschliessend wird die Debatte im 
Spannungsfeld von Moral, Politik und Wissenschaft situiert und gefragt, 
ob ausser der Statistik nicht auch noch anderes diskutiert werden könnte.

Zahlen und Interpretationen

Auf den ersten Blick ist alles einfach. Der Historiker Guido Koller hat 
in den 1990er Jahren als Mitarbeiter des Bundesarchivs die noch verfüg-
baren, verschiedenartigen Informationsquellen recherchiert, zueinander 
in Beziehung gesetzt und ausgewertet. In seiner für den Herbst 2017 an-
gekündigten Dissertation wird er die Frage der Statistik wiederum auf-
nehmen und die Zahlen aufgrund von neuen Erkenntnissen präzisieren.7 
Ohne dieser Arbeit vorgreifen zu können, sei festgehalten, dass seine 
Studie von 1996 für die Diskussion der letzten zwanzig Jahre grund
legend war. Sie kam zum Schluss, dass während des Zweiten Weltkriegs 
51 129 Zivilflüchtlinge aufgenommen und vom Januar 1940 bis Mai 1945 
24 398 Rückweisungen von Zivilflüchtlingen registriert worden waren.8 
Entscheidend an Kollers Arbeit war, dass er die seit dem Bericht des 
Basler Rechtsprofessors Carl Ludwig von 19579 allgemein bekannte Zahl 
von rund 10 000 zurückgewiesenen Flüchtlingen massiv nach oben kor-
rigierte, weil er nicht nur die von Ludwig berücksichtigte Namenskartei 

politik sei bereits recht gut erforscht, und er skizzierte mit dem Hinweis auf noch offene 
«zahlreiche wichtige Detailfragen» zu einem guten Teil das Forschungsprogramm der 
UEK im Bereich der Flüchtlingspolitik.

6		  Stellvertretend für die deutschsprachige Schweiz http://www.swissinfo.ch/ger/shoah_
malaise-um-neue-studie-zu-von-der-schweiz-abgewiesenen-juden/43228342 und für  
die Romandie https://www.rts.ch/info/suisse/8655065-le-nombre-de-juifs-refoules-aux- 
frontieres-suisses-revu-a-la-baisse.html (11.9.2017).

7		  Guido Koller, Fluchtort Schweiz. Schweizerische Flüchtlingspolitik (1933–1945) und ihre 
Nachgeschichte, Stuttgart 2017. Ich danke Guido Koller für seine langjährige stete Dis-
kussionsbereitschaft und auch seine Anregungen und Hinweise zum vorliegenden Text.

8		  Guido Koller, Entscheidungen über Leben und Tod. Die behördliche Praxis in der 
schweizerischen Flüchtlingspolitik 1933–1945, in: Studien und Quellen 22 (1996), S. 17–
106, hier S. 87, S. 94–97.

9		  Carl Ludwig, Die Flüchtlingspolitik der Schweiz in den Jahren 1933 bis 1955. Bericht an 
den Bundesrat zuhanden der eidgenössischen Räte, Bern 1957.
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der Polizeiabteilung des EJPD, sondern auch die anonymen Rückwei-
sungsmeldungen der Grenzorgane in seine Berechnungen miteinbezog.10 
Die so konzeptualisierte Statistik blendet die Jahre 1933 bis 1939 aus, in 
denen einerseits mehrere tausend Verfolgte in die Schweiz flohen oder 
über die Schweiz in einen Drittstaat gelangten und andererseits auch 
viele Schutzsuchende zurückgewiesen oder ausgeschafft wurden. Auch 
werden die zwischen 1938 und November 1944 behandelten 24 100 Ein-
reisegesuche, die Schutzsuchende im Ausland stellten und von denen 
9600 bewilligt und 14 500 abgewiesen wurden, in dieser Statistik nicht 
berücksichtigt.11 Dasselbe gilt für die vorübergehenden Erholungsaufent-
halte von Kindern, für die vor den Kriegshandlungen kurzfristig Schutz 
suchenden Grenzflüchtlinge und für sämtliche Militärpersonen. An die 
zeitgenössische Kategorie der Zivilflüchtlinge anzuknüpfen und den 
Zeitraum angesichts der vor 1939 sehr disparaten Quellenlage auf die 
Kriegszeit einzugrenzen ist ein methodisch sinnvoller Versuch, den Ge-
genstand der Untersuchung zu präzisieren: Man zählt nicht alle Men-
schen (man spricht von gegen 300 000), die während des Krieges in der 
Schweiz aus den verschiedensten Gründen für kürzere oder längere Zeit 
Zuflucht fanden oder im Ausland Einreisegesuche stellten. Vielmehr 
fokussiert man mit den Zivilflüchtlingen auf jene Menschen, von denen 
man annimmt, dass sie zwar von den Nationalsozialisten verfolgt, von 
der Schweiz aber nicht als politische Flüchtlinge anerkannt wurden und 
die auf ihrer Flucht tatsächlich bis an die schweizerische Landesgrenze 
gelangten, wo sie aufgenommen oder zurückgewiesen wurden.

Die Unabhängige Expertenkommission selbst unternahm keine 
quantitativen Recherchen, sondern stützte sich auf Guido Kollers Unter-
suchung und publizierte die obigen Zahlen im Flüchtlingsbericht.12 In 
ihrem Schlussbericht von 2002 nahm sie verschiedene kritische Ein-
wände auf. So darf die Zahl der anonymen Rückweisungsmeldungen 
wegen mehrfacher Einreiseversuche derselben Person nicht mit der Zahl 
der zurückgewiesenen Flüchtlinge gleichgesetzt werden (sog. Doppelzäh-
lungen). Zu den aufgenommenen, aus Sicht der Behörden illegal einge-
reisten Zivilflüchtlingen sollten auch jene rund 10 000 Menschen addiert 
werden, die als sogenannte Emigranten mit einer Toleranzbewilligung, 
die sie vor oder während des Krieges erhalten hatten, die Verfolgung in 
der Schweiz überlebten. Entsprechend formulierte der Schlussbericht, 
dass rund 60 000 Zivilpersonen die Verfolgung durch die Nationalsozia

10		  Koller, Entscheidungen, S. 92, S. 99–100.
11		  Ebd., S. 97.
12		  UEK, Flüchtlingsbericht, 2001, S. 30–37.
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listen während des Kriegs in der Schweiz überlebten und über 20 000 
Flüchtlinge an der Grenze abgewiesen wurden.13 Während unter den 
51 129 aufgenommenen Zivilflüchtlingen 19 495 Juden und 1809 Personen 
waren, die wegen ihrer jüdischen Herkunft verfolgt wurden, machte 
Guido Koller keine Angaben, wie viele der zurückgewiesenen Zivilflücht-
linge Juden waren. Ebenso hielt es die UEK im Flüchtlingsbericht, wäh-
rend sie im Schlussbericht präzisierte, exakte Angaben «über die Flucht-
gründe, den Glauben, die politische Anschauung, das Alter und das 
Geschlecht der Zurückgewiesenen» seien nicht möglich. «Irrtümlich war 
da und dort die Rede davon, die Schweiz habe 30 000 jüdische Flücht-
linge zurückgewiesen», stellte die UEK fest. Rückblickend ist festzu
halten, dass die Zahl von über 30 000 zurückgewiesenen Flüchtlingen 
entstand, weil man anlässlich der Präsentation von Kollers Ergebnissen 
im Bundesarchiv zu den an der Grenze Zurückgewiesenen auch die ab-
gelehnten Einreisegesuche addierte – ein deutlicher Hinweis darauf, dass 
man noch unsicher war, ob man nur die Flüchtlinge an der Grenze oder 
alle Schutzsuchenden, denen die Bundesbehörden die Einreise verwehr-
ten, in die Statistik aufnehmen sollte. Die vielerorts erfolgte Gleich
setzung der Zivilflüchtlinge mit jüdischen Verfolgten, die weder Koller 
noch die UEK vornahmen, war der damaligen öffentlichen Diskussion 
geschuldet, in der die nachrichtenlosen Vermögen der ermordeten Juden 
im Zentrum standen; sie fand ihren Niederschlag aber auch in der feh-
lerhaften französischen und italienischen Zusammenfassung eines Auf-
satzes, der im selben Band des Bundesarchivs erschien, in dem auch Kol-
lers Forschungsergebnisse publiziert wurden.14 Die UEK schrieb in 
diesem Zusammenhang im Schlussbericht: «Sicher ist, dass es sich bei 
den bis im Frühling 1944 weggewiesenen Flüchtlingen zu einem grossen 
Teil um Juden handelte. In den letzten Kriegsmonaten wurden indessen 
auch etliche Personen zurückgewiesen, die sich mit zweifelhaften Moti-
ven aus dem NS-Machtbereich in die Schweiz retten wollten.»15

Nun reichte die Historikerin Ruth Fivaz, selbst Nachkomme von 
Holocaustüberlebenden, nach jahrelanger Forschungsarbeit ihre Disser-
tation ein. 16 Sie untersuchte die Aufnahmen und Rückweisungen von 
jüdischen Flüchtlingen an der französischsprachigen Grenze der Schweiz 

13		  UEK, Die Schweiz, der Nationalsozialismus und der Zweite Weltkrieg. Schlussbericht, 
Zürich 2002, S. 118–121.

14		  Heinz Roschewski, Heinrich Rothmund in seinen persönlichen Akten, in: Studien und 
Quellen 22 (1996), S. 134 und S. 136. Marc Comina und Guido Koller haben am 10.10. 
und 1.11.2000 in Le Temps öffentlich auf diesen Fehler hingewiesen.

15		  UEK, Schlussbericht, S. 121.
16		  Ruth Fivaz-Silbermann, La fuite en Suisse. Migrations, stratégies, fuite, accueil, refoule-

ment et destin des réfugiés juifs venus de France durant la Seconde Guerre mondiale, 
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vom Beginn der Deportationen aus Westeuropa im Sommer 1942 bis 
zum Sommer 1944, als die französisch-schweizerische Grenzregion von 
den Alliierten schrittweise befreit wurde. Dabei unterscheidet sie zwi-
schen der frontière nord ou «jurassienne» zum deutsch besetzten Teil 
Frankreichs und der frontière ouest ou «savoyarde» zum Vichy-Régime, 
das erst Ende 1942 deutsch besetzt wurde. Sie stützt sich auch auf Quel-
lenrecherchen im Ausland, rekonstruiert eine grosse Zahl von Einzel-
schicksalen und zeigt unter anderem, dass die Rückweisungspraxis und 
auch das weitere Schicksal der Zurückgewiesenen an diesen beiden fran-
kophonen Grenzabschnitten sehr unterschiedlich waren. Während an 
der Westgrenze rund jeder sechste zurückgewiesene Jude nach Osten 
deportiert wurde, schätzt Fivaz, dass an der frontière «jurassienne» zum 
besetzten Frankreich jeder zweite Zurückgewiesene in den Tod geschickt 
wurde.17 Aufgrund ihrer Fallrekonstruktionen, Plausibilitätsüberlegun-
gen und einer Einschätzung von möglichen Fehlerquellen kommt sie zum 
Schluss, dass an der frankophonen Grenze knapp 3000 Juden zurück
gewiesen worden seien.18 Vergleicht man ihre Rückweisungszahlen mit 
jenen von Guido Koller, so zeigt sich Erstaunliches: Für die Zeit vom 
Juni 1942 bis Ende 1942 findet sie 1639 zurückgewiesene Juden, während 
Guido Koller im selben Zeitraum auf 1535 Zivilflüchtlinge insgesamt 
kommt.19 Dies bestätigt (auch wenn die Differenz natürlich neue Fragen 
weckt), dass es sich bei den zurückgewiesenen Zivilflüchtlingen im Jahr 
1942 praktisch ausschliesslich um Juden handelte. Für die ersten Monate 
des Jahres 1943 kommt Fivaz zwar auf geringere Zahlen als Koller, doch 
diese geben kaum zu Diskussionen Anlass, zumal Fivaz sich auf jüdische 
Flüchtlinge an der Westgrenze konzentriert, während Koller von allen 
Zivilflüchtlingen in der ganzen Schweiz spricht.20 Die grössten Diskre-

Diss. Universität Genf, Januar 2017. Ich danke R. Fivaz, dass sie mir ihre unveröffent-
lichte Dissertation für diesen Aufsatz in elektronischer Form zur Verfügung gestellt hat.

17		  Fivaz, La fuite en Suisse, S. 937–938.
18		  Fivaz, La fuite en Suisse, führt in Tabelle 5 2030 definitiv zurückgewiesene Personen auf 

und kommt mit den «hypothetischen» zusätzlichen Rückweisungen auf 2844 Personen. 
Vgl. zudem das Interview mit Fivaz im Tages-Anzeiger vom 2.6.2017, https://www.tages-
anzeiger.ch/kultur/die-sache-mit-den-zahlen-ist-ein-absurder-streit/story/24364690 
(11.9.2017).

19		  Fivaz schreibt, Koller habe 2193 Flüchtlinge gezählt, doch beruht dies auf einem Miss-
verständnis der tabellarischen, nicht leicht nachvollziehbaren Darstellung Kollers: Fivaz 
zählt die namentlich bekannten Rückweisungen (Spalte A) zu den anonymen Rück
weisungsmeldungen (Spalte B) hinzu, während Koller die namentlich bekannten Rück-
weisungen als Teil der anonymen Meldungen betrachtet und sie subtrahiert. Vgl. Koller, 
S. 94, und Fivaz, S. 37 sowie ihre Tabelle 7.

20		  Die von Fivaz festgestellten Differenzen sind weit geringer, wenn man neben dem oben-
erwähnten, auch für 1943 begangenen systematischen Fehler noch berücksichtigt, dass 
sie für die Werte von Januar und Februar 1943 aus Kollers Tabelle die falschen Spalten 
addiert.
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panzen ergeben sich ab dem Herbst 1943: Vom September 1943, als Ita-
lien von der Wehrmacht besetzt wurde und die Deportationen begannen, 
bis zum März 1944 kam es zu mehr als 10 000 Rückweisungen, die haupt-
sächlich im Tessin stattfanden. Das heisst, über 40 Prozent aller Rück-
weisungen von Zivilflüchtlingen während des Zweiten Weltkriegs fanden 
innerhalb von sechs Monaten an der Südgrenze statt. Damit rücken die 
Ereignisse in Italien und die Flüchtlingspolitik im Tessin ins Zentrum 
des Interesses.

Ausgehend von ihrer Untersuchung in der Westschweiz nimmt Fivaz 
nun für die ganze Schweiz Hochrechnungen vor, wobei sie sich nicht auf 
eigene Forschungen, sondern auf nur Teilfragen beantwortende For-
schungsarbeiten zum Tessin stützt und wichtige Arbeiten zur deutsch-
sprachigen Schweiz nicht berücksichtigt. Der daraus folgende Schluss, 
dass während des Kriegs insgesamt maximal 4000 jüdische Flüchtlinge 
an der Grenze zurückgewiesen worden seien, wurde verschiedentlich kri-
tisiert und bedarf sicherlich einer Überprüfung.21 Er ist mit Sicherheit 
nicht sorgfältiger als die damalige Formulierung der UEK, «bis im Früh-
ling 1944» habe es sich bei den «weggewiesenen Flüchtlingen zu einem 
grossen Teil um Juden» gehandelt. Richtig ist aus heutiger Sicht, vom 
«Frühling 1943» zu sprechen und zu erklären, dass für die Rückweisun-
gen im Tessin noch Forschungen ausstehen, wie sie Fivaz für die West-
schweiz inzwischen geleistet hat. Dennoch sei die Frage erlaubt, was es 
heisst, wenn Fivaz zwar nicht mit ihrer Obergrenze von 4000 zurück
gewiesenen jüdischen Verfolgten, aber doch in der Tendenz recht hat und 
die vielen tausend Zurückgewiesenen aus Italien hauptsächlich katholi-
sche Zivilbevölkerung und Militärflüchtlinge waren, während es bei den 
zurückgewiesenen Juden um einige hundert, aber nicht um tausende 
ging. Ist die Flüchtlingspolitik der Schweiz im Zweiten Weltkrieg anders 
zu erklären und zu bewerten, wenn die von Guido Koller 1996 nach
gewiesenen 24 398 Rückweisungen weniger als zur Hälfte Juden betref-
fen sollten?

Moral, Politik und Wissenschaft der Zahlen

Aus der Perspektive einer Ethik, die das Individuum ins Zentrum stellt, 
spielen Zahlen keine Rolle: «Wer auch nur ein einziges Leben rettet, ret-

21		  Vgl. Jörg Krummenacher, Die Schweiz wies mehr Flüchtlinge ab als angenommen, in: 
NZZ, 9.6.2017 (https://www.nzz.ch/schweiz/fluechtlingspolitik-im-zweiten-weltkrieg-
schweiz-wies-mehr-fluechtlinge-ab-als-angenommen-ld.1299971).
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tet die ganze Welt.»22 Damit ist jede Rückweisung, die im Wissen um die 
akute Lebensgefahr des betroffenen Menschen vorgenommen wird, ein 
Fehler und jede Aufnahme richtig. Die Berechnung von statistischen 
«Aufnahmewahrscheinlichkeiten» von Verfolgten, die an der Grenze 
stehen und um ihr Leben fürchten, oder gar von «Überlebenschancen» 
jener, die zurückgewiesen wurden, muss aus dieser Sicht zynisch erschei-
nen. Moralisch rechtfertigen liesse sich die Rückweisung von Verfolgten 
allenfalls dann, wenn die Rückweisung von vergleichsweise wenigen das 
Überleben von vergleichsweise vielen sichern würde, wenn für das Über-
leben der Schweiz und ihrer Bevölkerung die Rückweisung der Verfolg-
ten notwendig gewesen wäre. Dass die Verantwortlichen ihre Rück
weisungspolitik so rechtfertigten und auch ein beträchtlicher Teil der 
Bevölkerung dieser Sicht der Dinge zustimmte, während andere sich für 
eine grosszügigere Politik einsetzten, ist hinlänglich bekannt.

In diesem Diskussionszusammenhang wird die Zahl der Zurück
gewiesenen relevant, denn sie signalisiert die Dimensionen des «Pro
blems», um das es damals ging. Um dies zu veranschaulichen, wird im 
Sinne eines Gedankenexperiments im Folgenden gefragt, bei welchen 
Maximal- und Minimalzahlen sich die moralische Bewertung allenfalls 
verändern könnte. «Hätte die Schweiz denn sechs Millionen Juden auf-
nehmen können?», wurde ich zu Zeiten der UEK bei Vorträgen hin und 
wieder gefragt. Dies wäre unmöglich gewesen, hätte die Schweiz voll-
kommen überfordert und folglich eine restriktive Politik gerechtfertigt. 
Doch ging es in der Schweiz vom Frühjahr 1942 bis zum Frühjahr 1944 
nicht um die Millionen ermordeten Juden Osteuropas, die gar nie den 
Weg in die Schweiz gefunden hätten, sondern um maximal einige zehn-
tausend, die sich vor den Deportationen aus Westeuropa und Italien in 
Sicherheit bringen wollten. Wie viele bei einer grosszügigeren Politik tat-
sächlich in die Schweiz gekommen wären, ist zwar eine hypothetische, 
aber dennoch diskussionswürdige Frage, zumal Fivaz entgegen dem com-
mon sense die Ansicht vertritt, dass die abschreckende Wirkung der 
Grenzschliessung aus einer helvetozentrischen Sicht überschätzt wird. 
Die objektiven Hindernisse – etwa die strengen Kontrollen in Frankreich 
oder die Schwierigkeiten bei der Organisation und Finanzierung der 
Flucht – würden demgegenüber vernachlässigt, so dass fraglich sei, wie 
viele Menschen sich bei einer offeneren Politik zusätzlich auf den Weg 
an die Schweizer Grenze gemacht hätten. Überdies sei für denjenigen, 

22		  Der Satz hat mit dem Film «Schindlers Liste» allgemeine Bekanntheit erlangt. Grund-
lage ist der Traktat Sanhedrin 37a aus dem Talmud: «Wer auch immer ein einziges Leben 
rettet, der ist, als ob er die ganze Welt gerettet hätte.» Vgl. https://www.gutzitiert.de/zitat_
autor_babylonischer_talmud_thema_hilfe_zitat_1337.html (11.9.2017).
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der um sein Leben fürchte, das Wissen um das restriktive Grenzregime 
des Landes, von dem er sich die Rettung erhoffe, beim Entscheid über 
Flucht oder Bleiben nur ein Faktor von vielen.23 Das extreme Minimum 
wären auf der anderen Seite ganz vereinzelte Rückweisungen von jüdi-
schen Flüchtlingen, so dass man von bedauerlichen Irrtümern sprechen 
könnte. Dass dem nicht so war, ist unumstritten. In moralischer Hinsicht 
bleibt das Problem der Nichtanerkennung der Judenverfolgung als Asyl-
grund und ihrer Rückweisung im Wissen um ihre akute Bedrohung an 
Leib und Leben deshalb dasselbe – unabhängig davon, ob es um einige 
tausend oder um 20 000 zurückgewiesene Juden ging.

In der politischen Auseinandersetzung über die damalige Flücht-
lingspolitik wird jedoch stillschweigend ein Zusammenhang zwischen 
der Zahl der Zurückgewiesenen und dem Ausmass des moralischen Ver-
sagens der Schweiz unterstellt. Wurden «mehr als 30 000» oder «höchs-
tens 4000» Juden zurückgewiesen? Wer mit einer hohen Zahl die mora-
lische Bedeutung des Problems unterstreichen will, kann nun, wo der 
Anteil der Juden unter den zurückgewiesenen Zivilflüchtlingen zur Dis-
kussion steht, die im Ausland gestellten und abgelehnten Einreise
gesuche in die Waagschale werfen oder auf die hohe Zahl der Rück
weisungen an der Nord- und Ostgrenze vor Kriegsbeginn hinweisen. Von 
einer solchen politisch motivierten Veränderung der konzeptuellen 
Rahmenbedingung einer Statistik, auf die man sich einmal geeinigt und 
die man seit zwanzig Jahren zur Grundlage der Diskussion gemacht hat, 
halte ich genauso wenig wie von der Berechnung von «Aufnahmewahr-
scheinlichkeiten» mit dem apologetischen Schluss, dass prozentual be-
trachtet ja gar nicht so viele Juden zurückgewiesen worden seien.24 Das 
heisst allerdings nicht, dass das konzeptuelle Design der Flüchtlings
statistik sakrosankt ist, ganz im Gegenteil: In einer wissenschaftlichen 
Debatte sollten wir über die Aussagekraft der zur Diskussion stehenden 
Flüchtlingsstatistik vertieft nachdenken.

Es liegt im Wesen jeder Statistik, dass sie definieren muss, wen sie 
darin aufnimmt und wen nicht, und dass die damit einhergehende Kate-
gorienbildung Grenzen zieht, die ermöglichen, den Untersuchungsgegen-
stand überhaupt fassbar zu machen. Dabei werden zugleich zahlreiche, 

23		  Fivaz, La fuite en Suisse, S. 941–945.
24		  Rico Bandle, Die meisten durften rein, in: Weltwoche 22/2017, http://www.weltwoche.ch/

ausgaben/2017-22/artikel/die-meisten-durften-rein-die-weltwoche-ausgabe-222017.html 
(5.9.2017). Dieselbe Argumentation fand sich bereits bei Jean-Christian Lambelet, 
Auschwitz war nicht in der Schweiz, in: Weltwoche 7/2006, http://www.weltwoche.ch/aus-
gaben/2006_7/artikel/artikel-2006-07-auschwitz-war-nicht-in-der-schweiz.html 
(11.9.2017). «Neun von zehn Juden durften rein», ist das Resultat von Lambelets Berech-
nungen mit dem Schluss, die Schweiz hätte kaum grosszügiger sein können.



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

414� Gregor Spuhler  Alte und neue Zahlen zur Flüchtlingspolitik

unter Umständen sehr verschiedenartige Einzelfälle statistisch «homo-
genisiert» – mit der Gefahr, dass die Statistik irgendwann selbst zum 
Problem wird, weil sie zu viel Verschiedenes unter derselben Kategorie 
subsumiert. Die von den Behörden geschaffene Kategorie der Zivil
flüchtlinge war eine Reaktion darauf, dass neben Militärpersonen, 
Grenzflüchtlingen und Emigranten (mit Toleranzbewilligungen) im 
Laufe des Krieges immer mehr Personen, die man nicht als politische 
Flüchtlinge anerkennen wollte, trotz Grenzsperre in die Schweiz einzu-
reisen versuchten und zugleich die Kompetenzregelung zwischen militä-
rischen und zivilen Behörden in Bezug auf diese Zivilpersonen anfäng-
lich umstritten war.25 1942 waren die Zivilflüchtlinge praktisch alle 
Juden, die von den Nationalsozialisten verfolgt und mit dem Tod bedroht 
wurden. Aber ist die Annahme berechtigt, dass auch 1944 und 1945 alle, 
die als Zivilflüchtlinge aufgenommen (knapp 28 000 von 51 000) oder 
abgewiesen (schätzungsweise 10 000 von 24 400) wurden, Verfolgte des 
Nationalsozialismus waren? Juden waren zu dieser Zeit, das heisst, nach-
dem die Deportationen aus den Nachbarstaaten der Schweiz beendet 
waren, die Minderheit. Wie viele waren politische Oppositionelle, ent
wichene Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter, Kriegsgefangene 
oder Deserteure, Roma und Sinti, Homosexuelle oder Zeugen Jehovas 
– kurz: Menschen, die zur Zielscheibe der nationalsozialistischen Ver
folgungspolitik geworden und nach ihrer Rückweisung unmittelbar an 
Leib und Leben bedroht waren? Sind in der Statistik der zurückge
wiesenen Zivilflüchtlinge auch SS-Männer oder deutsche Kriegsgewinn-
ler mitgezählt worden, die ab Sommer 1944 zum öffentlichen Thema 
wurden und denen man als «Unwürdigen kein Asyl gewähren» wollte?26 
Die Statistik der Zivilflüchtlinge verliert im Verlauf des Krieges an Aus-
sagekraft. In ihrer Gesamtbilanz sagt sie etwas über die Dimensionen 
eines für die Schweiz politischen und organisatorischen Problems aus 
und sie zeigt, dass im Laufe des Krieges immer mehr Zivilpersonen in 
der Schweiz Zuflucht suchten. Es ist aber unzulässig, davon auszugehen, 
dass alle Zivilflüchtlinge durch die Verfolgungspolitik der National
sozialisten bedroht waren. Sowohl unter den 51 129 aufgenommenen 
Zivilflüchtlingen als auch unter den 24 398 Rückweisungen befand sich 
eine schwer abschätzbare Zahl von Menschen, die nicht als Verfolgte des 
Nationalsozialismus gelten können. Vermutlich fürchteten viele um ihr 
Leben; ob sie «asylwürdig» waren, ob sie aus achtenswerten oder weni-
ger achtenswerten Gründen in die Schweiz zu fliehen versuchten, ist für 

25		  Koller, Entscheidungen, S. 39–46.
26		  Ludwig, Flüchtlingspolitik, S. 314.
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rund die Hälfte aller statistisch registrierten Zivilflüchtlinge, nämlich 
jene, die ab 1944 zurückgewiesen oder aufgenommen wurden, ohne de-
tailliertere Untersuchung nicht zu beurteilen. Will man darüber debat-
tieren, welche Politik die Schweiz gegenüber den jüdischen Flüchtlingen 
verfolgte, so ist die Statistik der Zivilflüchtlinge folglich dazu nur sehr 
begrenzt geeignet.

Fragen jenseits der Zahlen?

Die Statistik ist meines Wissens die einzige Frage, die im Bereich der 
Flüchtlingspolitik an einer wissenschaftlichen Tagung öffentlich und 
kontrovers diskutiert wurde.27 Das ist insofern bedauernswert, als es auch 
andere Themen gibt, die eine Diskussion wert wären. So lud die UEK 
die Professoren Jean-Claude Favez, Jean-Christian Lambelet und André 
Lasserre sowie weitere Fachleute im Juli 2000 zu einem Kolloquium über 
den Flüchtlingsbericht ein. Dieses sollte ermöglichen, «in einem infor-
mellen Rahmen off the records Inhalt und Innovationswert des Berichtes 
zu bewerten [und] seine Stärken und Schwächen […] herauszuarbeiten».28 
Dabei wurden neben der Statistik auch andere Fragen diskutiert, zum 
Beispiel die Situierung der schweizerischen Flüchtlingspolitik im inter-
nationalen Kontext, namentlich die sich im zeitlichen Verlauf ändernden 
Erwartungshorizonte und das Verhältnis zur Politik der Alliierten. Oder 
das Gewicht des Antisemitismus bei der Erklärung der Flüchtlingspoli-
tik – eine zur Monokausalität tendierende «Rückfallposition» oder der 
ausschlaggebende und deshalb zu Recht in den Vordergrund gerückte 
Faktor? Schliesslich sei auch zu erklären, weshalb trotz Grenzschliessung 
und Nichtanerkennung der Judenverfolgung als Asylgrund am Ende 
über 20 000 jüdische Verfolgte aufgenommen wurden: Folgen des 
Versagens des Grenzschutzes sowie der Proteste und Interventionen von 
Teilen der Bevölkerung? Oder eine gezielte Politik, die vordergründig 
Abwehr und Abschreckung praktizierte und im Hintergrund – mit non-
refoulement-Listen, Lockerungen der Weisungen, Verzicht auf gewalt-
same Ausschaffungen, zahlreichen humanitären Ausnahmekategorien 
und individuellen positiven Entscheiden – trotzdem vielen die Rettung 
ermöglichen wollte? Man könnte – in Anlehnung an ältere Diskussionen 
in Deutschland über die Erklärung des Holocaust – einerseits von einer 

27		  Zur Tagung vom 26.4.2013 unter dem Patronat der Schweizerischen Gesellschaft für 
Geschichte vgl. http://www.sgg-ssh.ch/de/tagung-fluchtlichgspolitik-dokumentation 
(4.9.2017).

28		  Einladungsschreiben der UEK zum Kolloquium vom 12.7.2000, verfasst von L. von 
Castelmur, 30.6.2000.
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«intentionalistischen» Deutung reden, die zur Erklärung der Abwei-
sungspolitik aufs EJPD blickt, Rothmund als Schlüsselfigur identifiziert 
und den Kampf gegen die Überfremdung als durchgehendes Leitmotiv 
sieht. Ihr gegenüber steht eine «funktionalistische» Sicht, die vor einer 
Überbetonung des EJPD und Rothmunds warnt, die Interaktion des 
EJPD mit anderen Behörden analysiert und dem EJPD – im Gegensatz 
zu anderen Departementen, der Armee, manchen Kantonen oder poli-
tischen Organisationen wie beispielsweise dem Schweizerischen 
Vaterländischen Verband – im Laufe des Krieges nicht nur opportunis-
tische Anpassungen an die Erfordernisse der Aussenpolitik, sondern 
wirkliche Lernprozesse zubilligt. Für beide Sichtweisen gibt es gute 
Argumente, und während die meisten Fakten zur Flüchtlingspolitik 
bekannt sind, frage ich mich, ob damit auch schon alles definitiv erklärt 
ist. Dann wäre das Thema in wissenschaftlicher Hinsicht tatsächlich 
abzuhaken, und neue Forschungsarbeiten wären obsolet, da sie im güns-
tigsten Fall noch ein fehlendes Puzzleteil in ein Bild einfügen, das sie nur 
noch bestätigen. Dass dem so sein könnte, ist zwar nicht ganz auszu- 
schliessen, aber doch zu bezweifeln. Vielmehr befürchte ich in Ergän-
zung zu den Erklärungsmöglichkeiten, die Georg Kreis für die geringe 
Debattierlust anführt, dass nun – nachdem mit Bundesrat Villigers Ent-
schuldigung für die Flüchtlingspolitik von 1995 und der Rehabilitation 
zahlreicher Fluchthelfer die moralische Bewertung der Flüchtlingspoli-
tik offiziell geklärt ist – auch die Lust am kritischen Denken geschwun-
den ist. Hinzu kommt, dass die öffentliche Kritik an den Arbeiten der 
UEK durch die nationalkonservative Rechte besetzt wurde, welche die 
Unterschiede zwischen Zivilflüchtlingen insgesamt und den für Fivaz 
und Klarsfeld im Zentrum ihres Interesses stehenden jüdischen Flücht-
lingen verwischt und die Arbeiten der UEK aus politischen Motiven sys-
tematisch zu diskreditieren versucht – eine Situation, in der vermutlich 
kaum jemand aufstehen und als Folge einer wissenschaftlich fundierten 
Kritik an der Arbeit der Kolleginnen und Kollegen in der politischen 
Arena instrumentalisiert werden möchte. Wir sollten darauf jedoch 
keine Rücksicht nehmen. Vielmehr könnten die Dissertationen von Ruth 
Fivaz und Guido Koller zum Anlass genommen werden, ihre Erkennt-
nisse und Argumentationen aufmerksam zu prüfen und in einem For-
schungsfeld, in dem scheinbar alles gesagt ist, über die Frage der Statistik 
hinaus einen Diskussionsraum zu eröffnen, in dem die eine oder andere 
Gewissheit nochmals überprüft wird.
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Esther Baur, Staatsarchiv Basel-Stadt, 4001 Basel, Esther.Baur@bs.ch

Nachrufe / Hommages� SZG/RSH/RSS 67, 2017, Nr. 3

Josef Zwicker (1944–2017)

Esther Baur

Der unerwartete Tod von Josef Zwicker im Mai dieses Jahres hinterlässt nicht nur 
in der Familie und im Freundeskreis eine grosse Lücke. Die Schweizer Archi
varinnen und Archivare haben einen hochgeschätzten Kollegen verloren, das 
Archivwesen einen seiner herausragendsten Vertreter.

Während seiner 16-jährigen Amtszeit von 1992 bis 2007 und darüber hinaus 
prägte Josef Zwicker als Staatsarchivar nicht nur nachhaltig das Staatsarchiv 
Basel-Stadt, sondern trug gesamtschweizerisch wesentlich zur Professionalisie-
rung des Berufsstandes bei, insbesondere im Bereich des Archivrechts, sowie in 
der fachlichen Aus- und Weiterbildung angehender Archivarinnen und Archi-
vare. Mit seinem wachen und kritischen Geist, seinem weiten intellektuellen 
Horizont und seinem profunden Fachwissen war er – auch über den engeren Fach-
bereich hinaus – im besten Sinne des Wortes eine Instanz. 

Geboren am 6. Oktober 1944 in Andwil (St. Gallen), wuchs Josef Zwicker in 
einer Grossfamilie mit 12 Kindern auf. Nach bestandener Maturität studierte er 
zunächst Philosophie in Leuven (Belgien), dann ab 1966 in Basel allgemeine Ge-
schichte, Philosophie, Schweizergeschichte und historische Hilfswissenschaften. 
Nach dem Lizentiat im Jahr 1970 (Thema «Roger II. und Byzanz») setzte er seine 
Studien in Giessen und Wien fort. 1987 promovierte er in Basel in Allgemeiner 
Geschichte als Hauptfach und Schweizergeschichte und Philosophie als 
Nebenfächern mit einer Dissertation über die Franziskanerprovinz Burgund bei 
Frantisek Graus. Bereits 1977 hatte Josef Zwicker in Bern eine Stelle als Sekre-
tär der Bundesversammlung, Protokollführer von Sitzungen parlamentarischer 
Kommissionen, Redaktor des amtlichen Bulletins und als Übersetzer übernom-
men. Weil ihm diese reproduzierende Tätigkeit langfristig nicht zusagte, wandte 
er sich nach drei Jahren wieder der Historie zu und bewarb sich 1980 erfolgreich 
im Staatsarchiv Basel-Stadt. Sein Teilzeitpensum in Bern, seit 1980 auch als Pro-
tokollführer und Übersetzer beim Nationalrat, gab er 1985 zugunsten einer Aus-
weitung der Stelle in Basel auf. 1986 absolvierte er einen längeren Stage bei den 
Archives Nationales in Paris. Kurz nach seiner Rückkehr beauftragte ihn Staats-
archivar Andreas Staehelin mit der Revision der Archivverordnung – woraus das 
Archivgesetz von 1996 erwachsen sollte – und dem Bereich der elektronischen 
Datenträger. Kurze Zeit später übernahm er ebenfalls von Staehelin dessen Lehr-
veranstaltung zum Archivwesen und zur Verwaltungsgeschichte am Historischen 
Seminar der Universität Basel. Die Einführung von Geschichtsstudierenden ins 
Archiv und in die Hilfswissenschaften – insbesondere Fotografie, Film und Ton
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träger als eigenständige Quellen der Geschichte – war ihm ein stetes Anliegen, 
das heute mit einem rotierenden Lehrauftrag am Departement Geschichte der 
Universität Basel optimal verwirklicht ist. Zugleich war er als Präsident einer Ar-
beitsgruppe des Vereins Schweizerischer Archivarinnen und Archivare (VSA) an 
der Neuauflage des Repertoriums der handschriftlichen Nachlässe in den Biblio-
theken und Archiven der Schweiz beteiligt, das 1992 erschien. Von 1989 bis 1992 
war er Mitglied der Koordinationskommission des VSA, die sich mit Bewertungs-
fragen befasste. 

Das Staatsarchiv Basel-Stadt verdankt der Weitsicht und Unabhängigkeit und 
den profunden Fachkenntnissen von Josef Zwicker wichtige Impulse und Ent-
wicklungen, die das Archiv auch für die Zukunft nachhaltig stärkten. Als Autor 
des Archivgesetzes von 1996 leistete er einen entscheidenden Beitrag zur recht- 
lichen Verankerung der Archive im modernen demokratischen Rechtsstaat. Das 
Staatsarchiv Basel-Stadt konnte seine Aufgaben nun auf einer soliden Rechts-
grundlage und im Einklang mit den übrigen gesetzlichen Rahmenbedingungen 
wahrnehmen. Insbesondere der gesetzlich verankerte Datenschutz und klar defi-
nierte Schutzfristen schufen erstmals einen transparenten und geregelten Zugang 
zum Archivgut. Mit der ebenfalls im Gesetz verankerten Anbietungspflicht von 
Behörde und Verwaltung erhielt auch die Überlieferungsbildung – eine der Kern-
aufgaben der Archive – erstmals eine solide Legitimation durch den Gesetzgeber. 

Unmittelbaren Nutzen aus Josef Zwickers Kenntnissen der juristischen The-
orie und Praxis im Bereich Archivrecht zog auch die Schweizer Archivlandschaft, 
sei es, dass er Kollegen und Kolleginnen bei den zahlreichen neu zu schaffenden 
Archivgesetzen beratend zur Seite stand, sei es im Rahmen der archivischen Aus- 
und Weiterbildung. Über viele Jahre hinweg war er Dozent im Einführungskurs 
des VSA, von 2000 bis 2002 zudem Dozent in der Berufslehre der Informations- 
und Dokumentationsassistenten. Ab 1995 war er mehrfach auf internationaler 
Mission, so etwa im Rahmen der Osteuropahilfe des Bundes und unter der Auf-
sicht des International Council on Archives als leitender Delegierter mit einer 
Gruppe von Archivarinnen und Archivaren in Polen und in Albanien. 1997 
wurde er vom internationalen Archivrat in Paris in den Ausschuss für Archiv-
recht, das Committee on Archival Legal Matters (CALM), gewählt, dem er bis 2005 
angehörte. Aus dieser breit gefächerten Tätigkeit im kantonalen, nationalen und 
internationalen Kontext entstand eine Reihe von Aufsätzen, Referaten und ein-
schlägigen Publikationen zum Schweizerischen Archivrecht. Auch war er Mit-
glied verschiedener Stiftungsräte, so unter anderem der 2000 begründeten archiv-
eigenen Dr. H. A. Vögelin-Bienz-Stiftung, der Stiftung pro Klingentalmuseum und 
von 2000 bis 2017 der Carl Schlettwein Stiftung, ferner trug er wesentlich dazu bei, 
dass Basel-Stadt 2008 Mitglied der Stiftung der Archives de l’ancien êveché de 
Bâle wurde. Zwischen 2001 und 2005 vertrat Josef Zwicker den VSA im Gesell-
schaftsrat der Schweizerischen Gesellschaft für Geschichte (SGG). Sein profundes 
Wissen kam auch in diesem Gremium sowie in weiteren Arbeitsgruppen und Hin-
tergrundgesprächen zum Tragen und hat die Archivpolitik der SGG massgeblich 
und konstruktiv geprägt. Seine Publikationen zum Archivrecht fanden mehrfach 
Eingang in die Stellungnahmen der Gesellschaft, zuletzt im Mai dieses Jahres in 
ein Schreiben an den Gesamtbundesrat betreffend die Verordnungsentwürfe zum 
Nachrichtendienstgesetz. 

Die Bedeutung der Informatik für die Zukunft der Archive erkannte Josef 
Zwicker frühzeitig. Dabei hatte er den Mut, für damalige Verhältnisse auch un-
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konventionelle Wege zu gehen. Das Informatik-Gesamtkonzept des Staatsarchivs 
wurde 1996 in Zusammenarbeit mit einer externen IT-Firma erarbeitet. Aus die-
ser Zusammenarbeit entstand das erste Archivinformatiksystem des Staats
archivs, das ab 2000 produktiv eingesetzt und sich danach zu einem im deutschen 
Sprachraum weit verbreiteten Standardprodukt entwickelte. Im Bewusstsein, dass 
nur gemeinsam und im gesamtnationalen Austausch mit anderen Archiven das 
notwendige Know-how erworben und die Herausforderungen der Digitalisierung 
gemeistert werden können, unterstützte Josef Zwicker die Begründung der 
Schweizerischen Koordinationsstelle für die dauerhafte Archivierung elektronischer 
Unterlagen (KOST). 

Mit seinem wachen und kritischen Geist verstand es Josef Zwicker, die Rolle 
der Archive im Kontext der grossen gesellschaftlich relevanten Themen und 
Fragestellungen zu situieren und die Debatte mit pointierten Stellungnahmen 
voranzutreiben. Fokussiert auf den Nutzen der Archive für die Gesellschaft, ver-
trat er eine dezidiert offene Archivpolitik: Gewährleistung von Transparenz und 
Nachvollziehbarkeit des staatlichen Handelns für die Öffentlichkeit und die Ver-
waltung einerseits und die Zugänglichkeit des Archivguts für alle unter Berück-
sichtigung des Datenschutzes andererseits. Die Schaffung eines niederschwelli-
gen Zugangs zum Archiv und die aktive Vermittlung der Inhalte betrachtete er 
als einen grundlegenden Bestandteil des Kulturauftrags des Archivs und als Bei-
trag zu einem «einigermassen rationalen Umgang mit der Vergangenheit» – wie 
er zu sagen pflegte. 

Die Unvoreingenommenheit und Eigenständigkeit des Denkens, insbeson-
dere in der Auseinandersetzung mit der Geschichte, hielt er für die Vorausset-
zung für einen freieren Umgang mit der Gegenwart. Die Unabhängigkeit im Den-
ken war ein Anspruch, den er mit seiner Person gewissermassen verkörperte. Als 
vielseitig interessierter und aufmerksamer Zeitgenosse war er zudem ein fast le-
gendärer Zeitungsleser, passionierter Radiohörer, Musik- und Filmliebhaber, aus
gestattet mit einem fundierten Wissen über ein enorm breites Themenspektrum 
und einem eigenen, vitalen Zugang zur Kunst. Ein bleibendes Zeugnis davon ist 
der 2001 von Rémy Zaugg (1943–2005) gestaltete Weg zum Staatsarchiv mit dem 
Titel: «Ein Zugang zum Archiv im Werden». 

In den Jahren nach seiner Pensionierung widmete sich Josef Zwicker ver-
mehrt seiner Familie, reiste viel, vertiefte sich weiter ins Studium der chinesischen 
Sprache. Daneben wandte er sich wieder der Wissenschaft zu und beschäftigte 
sich intensiv mit einem Spionagefall aus der Zeit des Kalten Krieges. 
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Daniel Palmieri, Comité international de la Croix-Rouge, dpalmieri@icrc.org. (Les opinions  
exprimées dans cet article sont celles de l’auteur et ne reflètent pas nécessairement le point 
de vue du CICR.)

Miszellen / Mélanges� SZG/RSH/RSS 67, 2017, Nr. 3

Le doigt dans l’engrenage: le CICR, Israël  
et les Territoires occupés, 1967–1975

Daniel Palmieri

Le Comité international de la Croix-Rouge (CICR) est présent en Israël et dans 
les Territoires occupés1 depuis 50 ans. Cette longévité trahit la complexité géo
politique de cette région soumise depuis des décennies à la violence. Elle inter-
roge ensuite sur les possibilités réelles de venir en aide à ces victimes, et pose par 
conséquent la question des limites de l’action humanitaire. Depuis 1967, date de 
son installation dans la région, le CICR éprouve en effet des difficultés continues 
à remplir la totalité du mandat qui lui incombe, et en particulier la tâche de faire 
respecter le droit international humanitaire. Les entraves qui lui sont opposées 
portent sur certains articles de la 4e Convention de Genève de 1949,2 probléma-
tique qui est au cœur de cet article. Mais qu’on ne s’y trompe pas; le cas d’Israël 
et des territoires militairement occupés par lui ne doit pas faire oublier que le 
CICR s’est confronté à des problèmes similaires de la part des voisins de l’État 
hébreu, notamment quand il s’est agi du domaine de la captivité de guerre et du 
respect de la 3e Convention de Genève.3

Cet article se propose d’étudier les problèmes qu’a rencontrés le CICR lors 
de son action dans les Territoires occupés et les stratégies qu’il a mises en œuvre 
pour tenter de les résoudre. Du fait du manque de connaissance de la langue, mais 
aussi en raison d’un accès problématique aux sources israéliennes,4 l’analyse porte 
uniquement sur des documents d’archives du CICR. Malgré sa subjectivité, cette 
documentation permet tout de même de comprendre les raisons de la longévité 
de l’action humanitaire de l’institution dans cette partie du monde. Elle dévoile 

1		  Nous utilisons ici la terminologie officiellement adoptée par le CICR; voir par exemple 
ICRC Annual Report 2015, p. 494.

2		  Convention de Genève relative à la protection des personnes civiles en temps de guerre 
du 12 août 1949. Israël a ratifié ce texte le 6 juillet 1951.

3		  Convention de Genève relative au traitement des prisonniers de guerre du 12 août 1949. 
Voir par exemple, Archives du CICR (ci-après ACICR), A PV, Conseil de présidence 
(CP), n° 661, 13 août 1970, p. 91, ou A PV, CP, n° 663, 27 août 1970, p. 102, ainsi que le 
document SP 739, Application de la 3e Convention par la R.A.U. et la Syrie, annexé à ce 
même procès-verbal. Les cotes d’archives sont données intégralement lors de la première 
mention, puis en abrégé quand elles se répètent.

4		  http://arretsurinfo.ch/israel-bloque-lacces-a-ses-archives/ (article du 10 juin 2016, 
consulté le 2 février 2017).
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les mécanismes de décision, mais aussi et surtout la philosophie et les personna-
lités qui les ont soutenus. Une grande partie des informations proviennent des 
procès-verbaux des organes décisionnels du CICR. Il faut en effet se souvenir que, 
du fait de la maigreur des effectifs en personnel alors sur le terrain, c’est à Genève, 
à son siège, que s’élaborent la politique du CICR et les grandes orientations 
opérationnelles; non sans difficultés quelques fois. Car, loin d’être une structure 
monolithique, la gouvernance du CICR est d’abord l’addition de personnalités, 
avec les différences et les contradictions qui les constituent. Si toutes visent au 
même objectif – venir en aide aux victimes de la violence conformément au droit 
international humanitaire –, les moyens pour y parvenir varient selon les indivi-
dus. Ces derniers portent également en eux un passé et des ambitions souvent 
issus de sphères autres que le monde de l’humanitaire. Or, ces particularismes 
restent omniprésents, voire interfèrent avec les décisions que ces personnes pren-
dront au CICR.

Le CICR et la Guerre des Six Jours

Face à ce qui apparaît comme une détérioration de la situation au Moyen-Orient, 
le CICR décide, le 25 mai 1967, d’envoyer des délégués à Tel Aviv, au Caire, à 
Damas, à Beyrouth et à Amman. C’est la toute première fois dans l’histoire du 
CICR que ce genre d’initiative préventive est prise, avant même qu’un conflit 
armé international ne se soit déclaré. La guerre israélo-arabe, dite des «Six Jours», 
ne débute en effet que le 5 juin 1967. Les hostilités cesseront le 10 juin au soir.

Bien évidemment, de nombreux signes avant-coureurs pouvaient faire 
craindre le déclenchement d’une (nouvelle) crise majeure au Moyen-Orient. Mais, 
au moment où le CICR prend cette décision inédite, rien ne peut encore laisser 
présager, à Genève, une issue forcément belliqueuse aux tensions qui existent de-
puis plusieurs mois déjà dans la région. En réaction aux provocations du président 
égyptien Gamal Abdel Nasser, le gouvernement israélien n’a procédé qu’à une 
mobilisation partielle de ses forces, le Premier ministre Levi Eshkol cherchant la 
voie d’un apaisement au travers d’un soutien avoué du gouvernement américain. 
Avant l’attaque préventive d’Israël, le 5 juin à 7h45 du matin, l’Égypte avait, de 
son côté, finalement accepté de discuter avec les États-Unis pour rechercher une 
solution diplomatique. Le vice-président égyptien devait mener ces pourparlers à 
Washington le 7 juin.

Les circonstances qui ont présidé à la décision d’envoyer – de manière peut-
être précipitée pour certains membres du Comité5 – des délégués au Moyen-
Orient demeurent mystérieuses et ne sont connues que par le procès-verbal du 
Comité du 25 mai 1967 – seule pièce d’archives existante qui fournit des informa-
tions sur le sujet. En revanche, on en connaît l’instigateur: Jacques Freymond.6 Ce 
dernier indique en effet, lors de cette séance du Comité, qu’il «est à l’origine de 
ces dispositions», car «il suit de très près et depuis fort longtemps la situation au 
Proche et Moyen-Orient».7 Freymond semble donc avoir pris la juste mesure des 

5		  Organe décisionnel majeur du CICR; ACICR, A PV, Comité, n° 6/1967, 25 mai 1967.
6		  1911–1998; professeur d’histoire des relations internationales à Genève; membre, puis 

vice-président du CICR (1959–1972), dont il démissionne en 1972. Il assure l’intérim à 
la présidence entre janvier et juin 1969.

7		  Comité, n° 6/1967, p. 156.
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événements, en incitant certains membres de la gouvernance du CICR8 à décider 
du déploiement anticipé de délégués du CICR dans les capitales concernées. Cette 
décision est cependant en contradiction avec l’article 7 des Statuts du CICR9 qui 
précise que «dans l’intervalle des séances [du Comité] du CICR, les activités cou-
rantes sont dirigées par le Conseil de la présidence, composée du président et d’au 
moins trois membres du CICR, toute décision de portée générale étant réservée 
au Comité siégeant en séance plénière». Or, le 24 mai, le président du CICR, 
Samuel Gonard, est en mission en Scandinavie. En second lieu, alors que par 
«membres du CICR», il faut comprendre des membres du Comité,10 ils ne sont 
alors que 3 sur les 4 nécessaires (y inclus le Président); en effet, bien que partici-
pant généralement au Conseil de présidence, le directeur général du CICR n’est 
pas membre du Comité, mais de l’administration. Le quorum pour prendre une 
décision n’est donc pas atteint.11 Enfin, l’envoi de délégués au Moyen-Orient pou-
vant être considéré comme une décision de portée générale pour l’institution, c’est 
au Comité qu’elle aurait dû revenir. Ce dernier organe se plaint d’ailleurs du fait 
accompli.

La décision du CICR semble avoir été prise grâce à une source de renseigne-
ment de premier ordre en Israël, plutôt que sur les «intuitions» géostratégiques de 
Jacques Freymond. En effet, ce dernier dispose sur place en Israël d’un informa-
teur, qui a ses entrées au plus haut niveau de la hiérarchie militaire et politique 
israéliennes. C’est certainement sur la base des renseignements fournis par cette 
personne que l’envoi en éclaireurs de délégués est décidé. En outre, en tant qu’his-
torien et contemporain des faits, il est vraisemblable que Freymond fonde son 
analyse de ce «conflit prévisible»,12 sur la précédente guerre dans laquelle Israël 
a été impliqué, soit la crise de Suez. Freymond part donc du présupposé que c’est 
à nouveau Israël qui mènera une guerre préventive contre son voisin de l’Ouest. 
C’est pourquoi, dans un premier temps, l’idée est d’envoyer des délégués qu’au 
Caire et à Tel Aviv.13 C’est la mission permanente d’Israël à Genève qui proposera 

  8		  Outre Freymond, trois autres personnes sont associées à cette décision: deux membres 
du Comité (Léopold Boissier, Frédéric Siordet) et un directeur général du CICR (Roger 
Gallopin). Le principe d’envoyer des délégués est adopté lors de la séance du Conseil 
de Présidence (organe restreint délégué par le Comité pour le suivi des affaires cou-
rantes) du 24 mai 1967; il n’existe aucun procès-verbal de cette séance aux archives du 
CICR. La situation au Moyen-Orient avait été discutée, la veille (23 mai), en Conseil de 
Direction; ici aussi, le procès-verbal de la réunion, pour autant qu’il ait existé, est man-
quant.

  9		  Adoptés le 8 janvier 1964.
10		  La distinction est en effet claire entre les membres du Comité et les autres participants 

au Conseil de présidence. Pour l’année 1967, celui-ci est composé de 7 membres du 
Comité et des trois directeurs du CICR; Revue internationale de la Croix-Rouge (ci-
après Revue) n° 577, janvier 1967, p. 24.

11		  F. Siordet indique avoir pris contact par téléphone avec les autres membres du Conseil 
de présidence, dont le président du CICR, alors à l’étranger (Comité, n° 6/1967, p. 155). 
Mais il n’existe aucun procès-verbal de ces entretiens téléphoniques; on en ignore la 
teneur, et surtout s’ils ont eu lieu après que les membres présents du Conseil de prési-
dence ont décidé de l’envoi des délégués. On ne sait donc pas si les autres membres du 
Conseil de présidence ont été uniquement informés de la décision prise ou s’ils ont pu 
aussi donner leur avis. À en croire la teneur – acerbe – du procès-verbal de la séance du 
Comité du 25 mai, la première hypothèse est la plus vraisemblable.

12		  Comité, n° 6/1967, p. 156.
13		  Idem, p. 155.
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«que le CICR place […] un délégué du côté syrien également»,14 tout en estimant 
que la décision du CICR est «prématurée».15

L’action du CICR en relation avec le conflit des Six Jours est connue.16 Il s’agit 
d’activités humanitaires «traditionnelles» en faveur de victimes d’une guerre 
internationale. Il faut également noter que l’envoi anticipé de délégués dans les 
capitales belligérantes n’a eu qu’un impact très relatif. Ce n’est, en effet, qu’après 
la fin des hostilités, le 10 juin 1967, que le personnel du CICR sur place a été véri-
tablement en mesure de se mettre au travail.

Or, dans les territoires anciennement syrien, égyptien et jordanien militaire-
ment occupés par Israël, l’action du CICR se heurte d’emblée à une série de pro-
blèmes.

Un environnement mouvant

La première grosse difficulté a trait à la possibilité pour le CICR de travailler 
dans ces zones. C’est avec «beaucoup de réticence»17 que les autorités israéliennes 
autorisent finalement l’installation de délégués en Cisjordanie, à Gaza, au Sinaï 
et dans le Golan.18

Il faut ensuite compter sur la nouveauté de la situation. C’est en effet la pre-
mière fois que l’institution doit gérer une application concrète de la 4e Convention 
de Genève. Ce fait, relevé à plusieurs reprises dans les discussions des organes 
dirigeants du CICR19, démontre un certain désarroi face à l’absence d’un précé-
dent historique qui aurait pu orienter les décisions. De plus, la question de la fin 
des hostilités reste ouverte, puisque l’Égypte continue de se dire en guerre contre 
l’État hébreu. Par ailleurs, les attentats et les attaques contre Israël, puis les repré-
sailles, contribuent, eux aussi, à la permanence d’une situation de violence. C’est 
donc dans une zone grise, entre la paix et la guerre, que le CICR doit intervenir.

Le troisième obstacle provient de la rapidité avec laquelle les premiers man-
quements à la Convention sont commis. En effet, dès le mois de juillet 1967, les 
délégués du CICR sont informés ou constatent d’eux-mêmes la destruction 
«systématique»20 de villages en Cisjordanie, en violation de l’article 53 de la  
4e Convention. L’institution se retrouve donc dans l’urgence d’apporter une 
réponse tant politique qu’humanitaire à ces événements, d’autant plus que son 
attitude face à cette infraction est scrutée par de nombreux observateurs, y com-
pris au sein de la Croix-Rouge.21

14		  Ibidem. 
15		  Ibidem.
16		  Voir par exemple «Le Comité international et le conflit du Proche-Orient», Revue,  

n° 583, juillet 1967, p. 303–314; ou le Rapport d’activité 1967 [du CICR], Genève, 1970,  
p. 5–14.

17		  ACICR, A PV, Comité, n° 8/1967, 5–6 juillet 1967, p. 187.
18		  ACICR, A PV, CP, n° 589, 22 juin 1967, p. 177.
19		  ACICR, A PV, CP, n° 594, 24 août 1967, p. 239; voir aussi Document D 1066, Groupe des 

Juristes. Compte rendu résumé de la séance du 28 mars 1969, annexe à ACICR, A PV, 
Comité, n° 6/1969, 30 avril–1er mai 1969, p. 135.

20		  Lettre du chef de la délégation à Tel Aviv au ministre israélien de l’Intérieur du 4 août 
1967, ACICR B AG 202 139-068.

21		  Voir la correspondance entre Henrik Beer, secrétaire général de la Ligue des Sociétés 
de la Croix-Rouge, et Roger Gallopin, directeur général au CICR; ACICR, B AG 
202 139-068 (22 août–11 septembre 1967).
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Le quatrième problème résulte, enfin, de la posture des Israéliens face  
au texte de Genève. Car, si Israël refuse de reconnaître l’applicabilité de la  
4e Convention dans les territoires étrangers sous son autorité et d’honorer tous  
les articles du texte, il l’applique tout de même de façon «pragmatique»,22 en en 
respectant certaines des normes. Cette politique met d’ailleurs le CICR dans une 
position assez inconfortable quand il s’agit de se prononcer sur ce dossier. De plus, 
en l’absence de Puissances protectrices23 à même de veiller de manière stricte à 
l’application de la Convention, une sorte de «vide» politico-juridique s’installe qui 
entrave sérieusement les activités du CICR.

Ces différents écueils, et surtout la non-reconnaissance de l’applicabilité de 
la Convention, obligent le CICR à s’adapter continuellement. La seule constante 
que l’on retrouve est la nécessité, toujours plus impérieuse au fil des années, de 
faire «quelque chose» contre les manquements constatés. Différentes stratégies 
sont donc mises en œuvre, dès la fin de la Guerre des Six Jours, pour tenter de 
venir à bout du blocage israélien.

La diplomatie humanitaire traditionnelle

La première de ces politiques est l’établissement d’un dialogue constant avec les 
autorités politiques et militaires de l’État hébreu, en vue d’obtenir des améliora-
tions. L’intensité et la qualité de ce dialogue bilatéral ont varié au cours du temps, 
et ont dépendu du rang du représentant du CICR comme de celui de son interlo-
cuteur israélien. Ainsi, si Jacques Freymond – membre du Comité – se félicite de 
la teneur positive des entretiens qu’il a eus avec le ministre des Affaires étrangères 
Abba Eban,24 le délégué général pour le Moyen-Orient indique, pour sa part, que, 
quand ce sont de «simples» délégués qui discutent, «à l’échelon de l’exécution […] 
rien ne se fait et qu’il existe même une obstruction systématique».25 Dans ses nom-
breux échanges avec Israël, le CICR traverse donc des hauts et des bas, et aux re-
lations «très bonnes, voire trop bonnes»26 succèdent des moments de forts raidis-
sements.27 

Les missions de haut-niveau envoyées depuis Genève font aussi partie de cette 
diplomatie humanitaire. Dès la fin de la Guerre des Six Jours, le président du 
CICR effectue une tournée officielle au Moyen-Orient.28 En 1969, c’est au tour 
de Jacques Freymond, en tant que vice-président du CICR, de se rendre en Israël. 
Mais la plus importante mission a lieu deux ans et demi plus tard, quand trois 
membres du Comité effectuent en parallèle une visite au Caire, à Tel Aviv, en Jor-
danie, en Syrie et au Liban. Cette triple mission engrange, à court terme, quelques 

22		  ACICR, A PV, CP, n° 612, 15 février 1968, p. 38.
23		  «La Puissance protectrice est un État neutre auquel un État belligérant a confié la 

sauvegarde de ses intérêts et de ceux de ses ressortissants sur le territoire de la Partie 
adverse», François Bugnion, Le Comité international de la Croix-Rouge et la protection 
des victimes de la guerre, Genève, 1994, p. 96.

24		  CP, n° 612, p. 38.
25		  ACICR, A PV, CP, n° 613, 22 février 1968, p. 45. 
26		  ACICR, A PV, CP, n° 675, 28 janvier 1971, p. 12.
27		  ACICR, A PV, CP, n° 679, 13 mai 1971, p. 49.
28		  ACICR, A PV, Comité, n° 9/1967, réunion extraordinaire du 20 juillet 1967, p. 206–216.



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

SZG/RSH/RSS 67, 2017, Nr. 3� 425

réussites politiques.29 En revanche, l’attitude israélienne sur les points litigieux 
concernant l’application de la 4e Convention ne bouge pas d’un iota.

La diplomatie ordinaire du CICR s’accorde aussi avec l’idée de fermeté. 
Constatant les blocages incessants mis à l’action du CICR dans les Territoires 
occupés, Genève décide, en mai 1968, de «faire une démarche écrite énergique» 
auprès de Tel Aviv.30 Une note est immédiatement remise au représentant perma-
nent d’Israël à Genève.31 Le gouvernement israélien campe sur ses positions, 
même s’il est prêt à accorder au CICR sur le terrain toutes les facilités nécessaires 
pour l’accomplissement de sa mission humanitaire.32 L’institution ne se contente 
pas de cette réponse et renvoie un nouveau courrier dans lequel elle liste les dif-
férents points sur lesquels elle désire obtenir satisfaction.33 Dans un premier 
temps, au niveau des activités sur le terrain, la situation semble s’améliorer. Mais 
l’embellie est de brève durée et, dès l’automne 1968, le travail des délégués est à 
nouveau entravé par les forces d’occupation. Le seul changement notable que le 
CICR obtient est que le gouvernement de Tel Aviv indique désormais qu’il consi-
dère la question de l’applicabilité de la 4e Convention comme restant «ouverte».34 
Au sein du Comité, certains argumentent qu’il faut exploiter cette ouverture pour 
adresser une «nouvelle et énergique démarche  afin d’amener Israël à prendre 
définitivement position sur cette question fondamentale».35 Mais ces velléités 
n’aboutissent pas, et le CICR décide finalement de momentanément s’abstenir de 
discuter de l’applicabilité de la Convention avec l’État hébreu.36 Plutôt que de 
continuer dans une approche purement juridique des problèmes observés sur  
le terrain, le CICR choisit alors de concentrer ses efforts dans les domaines de 
l’action humanitaire et du respect des «principes humanitaires universellement 
reconnus […] car l’expérience a montré que, par cette voie, [les] interventions [des 
délégués] ont beaucoup plus de chances d’aboutir».37 

C’est dans ce cadre que s’insère la politique dite du «grignotage» opérée en 
1971. À la place de présenter à ses interlocuteurs israéliens le panorama complet 
des difficultés pratiques qu’elle rencontre, l’institution se propose d’aborder avec 
eux un thème particulier et d’obtenir, petit à petit, des satisfactions à ce sujet.38 
Mais ces courriers restent inefficaces. Car, ce système de procéder par matière 
séparée, s’il a le mérite d’avoir été expérimenté,39 se heurte également à la poli-
tique attentiste et dilatoire de Tel Aviv et ne fait pas avancer la cause du CICR.

29		  ACICR, A PV, CP, n° 694, 16 décembre 1971, p. 168.
30		  ACICR, A PV, CP, n° 617, 16 mai 1968, p. 91.
31		  ACICR, A PV, CP, n° 618, 30 mai 1968, p. 97.
32		  ACICR, A PV, Comité, n° 7/68, juillet 1968, p. 210.
33		  Ibidem.
34		  Document SP 697, Décisions proposées à la Plénière du 6 février 1969, p. 47, annexé à 

ACICR, A PV, Comité, n° 3/1969, 6 février 1969.
35		  Ibidem.
36		  Comité, n° 6/1969, p. 128.
37		  ACICR, A PV, CP, n° 639, 8 mai 1969, p. 94.
38		  CP, n° 675, p. 13; ACICR, A PV, CP, n° 676, 18 février 1971, p. 23.
39		  Ibidem.
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La publicité

En parallèle à cette diplomatie «pondérée» qui n’apporte pas les résultats escomp-
tés, le CICR utilise la voie de la publicité des problèmes rencontrés pour tenter 
d’infléchir le cours des choses. Faisant suite aux vœux de ses délégués au Moyen-
Orient, le CICR décide, au début de l’année 1970, de publier un «bilan» sur ses 
activités depuis la Guerre des Six Jours; un document qui soit aussi à même de 
clarifier sa position à l’égard de l’applicabilité de la 4e Convention.40 Il s’agit donc 
d’un rapport qui dépasse le cadre des simples relations bilatérales entre le CICR 
et le gouvernement israélien, mais qui vise à mettre toutes les parties au conflit 
face à leurs responsabilités. Il est prévu que ce document soit remis à tous les gou-
vernements – et non seulement à ceux ayant combattu en 1967. Ce «bilan» est dis-
cuté lors de la séance du Comité du 9 avril 1970, où il se fait étriller par certains 
participants. On trouve en effet qu’il s’agit «d’un plaidoyer ‹pro domo› qui contient 
des erreurs», d’un document «déséquilibré», qui «a un passif, mais pas d’actif»: 
bref, un rapport peu objectif et dirigé contre Israël. Le Comité décide par consé-
quent que le «bilan» doit être amendé et complété.41 Finalement, un long rapport 
très détaillé sur les activités du CICR au Moyen-Orient entre juin 1967 et juin 
1970 est publié par la Revue internationale de la Croix-Rouge, en août et en sep-
tembre 1970.42 L’année suivante, le Comité discute de la possible actualisation de 
ce compte rendu, en lui donnant une suite dans la Revue; mais cette option est 
abandonnée.43

Le deuxième moyen auquel le CICR va s’essayer pour faire entendre sa voix 
est celui de la mise à l’enquête des violations du droit international humanitaire. 
Cette démarche – inusuelle pour l’institution – découle des difficultés dans les-
quelles se retrouve le CICR après la Guerre du Kippour (6 au 25 octobre 1973). 
Car, dès le cessez-le-feu, les parties au conflit vont faire dépendre l’application 
totale ou partielle des Conventions de Genève de conditions de réciprocité, et vont 
donc subordonner l’accomplissement de leurs obligations humanitaires à des exi-
gences politiques ou militaires. Ce marchandage aura pour effet de suspendre les 
opérations du CICR chez les différents (ex-)belligérants.44 Face à la gravité de la 
situation, le président du Conseil exécutif propose à ses collègues de prendre l’ini-
tiative d’offrir aux trois principales parties au conflit une procédure d’enquête45 
sur l’interprétation et l’application des Conventions de 194946 lors de la Guerre du 
Kippour. Il ne s’agirait pas pour le CICR de mener lui-même cette enquête, mais 
d’aider à la faire faire;47 le but étant de mettre «les belligérants devant leurs res-
ponsabilités», mais aussi de «faire connaître une nouvelle fois à l’opinion publique 
que, devant la gravité des accusations, le CICR entendait utiliser tous les moyens 

40		  ACICR, A PV, CP, n° 651, 19 février 1970.
41		  Idem, p. 86.
42		  ACICR, A PV, CP, n° 620, 27 juin 1968, p. 481–513; ACICR, A PV, CP, n° 621, 18 juillet 

1968, p. 549–574.
43		  ACICR, A PV, Comité, n° 2/71, 4 février 1971, p. 68.
44		  ACICR, A PV, Conseil exécutif (CE), n° 14, 8 novembre 1973, p. 110. Le Conseil exécu-

tif remplace le Conseil de présidence à la suite de la réorganisation du CICR en 1973.
45		  On parle aussi de «procédure de conciliation», ACICR, A PV, CE, n° 17, 27 novembre 

1973, p. 143.
46		  En conformité avec les articles 52 (1ère Convention), 53 (2e Convention), 132 (3e Conven-

tion) et 149 (4e Convention).
47		  ACICR, A PV, CE, n° 15, 15 novembre 1973, p. 117–118.
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mis à sa disposition par les Conventions de Genève».48 Une note identique est 
donc remise, le 12 décembre 1973, aux gouvernements égyptien, syrien et israé-
lien.49

Sa démarche étant restée sans réponse, le CICR se retrouve dans l’obligation 
de faire usage d’un troisième moyen: un appel public à l’ensemble des États par-
ties aux Conventions. En effet, le Conseil exécutif constate que «le CICR fait tout 
ce qu’il pouvait sur le plan humanitaire, mais que, devant l’imbrication des ques-
tions humanitaires et politiques, le CICR se doit maintenant de s’adresser à ceux 
qui font de la politique».50 Cet appel fait référence à l’article premier commun qui 
engage les États à respecter et à respecter, «sans réserves ni conditions, toutes les 
dispositions des 4 Convention».51 Lancé le 21 janvier 1974,52 l’appel ne suscite 
qu’une poignée de réactions,53 et n’apporte en aucun cas les effets voulus.

Les commissions d’enquête bipartites refont leur apparition au printemps 
1974, mais pour être à nouveau enterrées quasi immédiatement.

Pour tenter de «sauver quelque chose de cette entreprise»,54 le CICR propose 
aux autorités égyptienne et israélienne de lui soumettre chacune un cas précis sur 
lesquels les commissions d’enquête devraient établir la matérialité des faits. Mais 
la stratégie du CICR se heurte à nouveau à la passivité des États concernés, avant 
de disparaître de l’agenda de l’institution, pour la période étudiée.

La question de la Puissance protectrice

Ces différentes initiatives trouvent leur origine dans un problème récurrent  
auquel le CICR est confronté: l’absence d’une Puissance protectrice à même de 
défendre les intérêts des populations se trouvant dans les territoires égyptien, 
syrien et jordanien sous occupation israélienne. En effet, aucun de ces trois États 
arabes n’a désigné de Puissance protectrice, ni ne souhaite le faire d’ailleurs.55 Par 
ailleurs, le fait qu’Israël conteste toute applicabilité de la 4e Convention dans les 
Territoires occupés exclut pour lui d’office la question de la Puissance protectrice. 
Or, dans son travail humanitaire sur le terrain, le CICR est très rapidement mis 
en face de cette lacune. Mais, paradoxalement, le vide créé par l’absence de Puis-
sances protectrices a comme conséquence que le CICR de facto «a été appelé à 
élargir son activité et à s’intéresser à l’application de beaucoup de dispositions de 
la IVe Convention, dans la mesure où Israël lui en donne la possibilité».56 Plus 
généralement, il apparaît que les parties au conflit considèrent déjà que le CICR 

48		  CE, n° 17, p. 143.
49		  Revue, n° 661, janvier 1974, p. 53; voir aussi ACICR, A PV, CE, n° 18, 13 décembre 1973, 

p. 145–146.
50		  ACICR, A PV, CE, n° 20, 10 janvier 1974, p. 3.
51		  ACICR, A PV, Assemblée, n° 1, 16–17 janvier 1974, p. 149.
52		  Le texte intégral de l’appel est publié dans la Revue, n° 662, février 1974, p. 88–89.
53		  Les quelques pays – moins d’une douzaine – qui y ont répondu sont mentionnés dans le 

Bulletin interne du CICR, ACICR, A BI 2, nos 441–443. L’appel avait pourtant été en-
voyé aux 135 États parties.

54		  ACICR, A PV, Comité, n° 7/1974, 9–10 octobre 1974, p. 392.
55		  CP, n° 613, p. 45; ACICR, A PV, CP, n° 592, 3 août 1968, p. 210; François Bugnion, op. cit., 

p. 1045–1048.
56		  Document SP 626, application de la IVe Convention dans les territoires occupés par 

Israël, p. 1, annexé à ACICR, A PV, n° 10/1967, 13–14 septembre 1967.
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agit comme une sorte de substitut57 de la Puissance protectrice dans tout ce qui a 
trait à la 3e Convention.58 Cette situation ambiguë va pousser la Jordanie et 
l’Égypte à sonder l’institution sur la possibilité qu’elle endosse elle-même, et offi-
ciellement cette fois, ce rôle de substitut de la Puissance protectrice pour l’en-
semble des quatre Conventions.59 Le CICR se retrouve dans une position incon-
fortable. Il peut effectivement apparaître, par sa seule présence dans les Territoires 
occupés, comme possédant des capacités de contrôle des Conventions qu’il n’a pas 
en réalité, «en raison de la minceur de [ses] effectifs, des dimensions des terri-
toires concernés, de l’importance de la population arabe qui y vit et des obstacles 
mis à son action par les Israéliens».60 Il convient dès lors de préciser aux parties 
au conflit quelle est la nature et le nombre des activités humanitaires qu’il est réel-
lement en mesure d’assumer, et ainsi de les mettre face à leurs responsabilités.61 
La démarche qui s’en suit – un mémorandum adressé, le 4 avril 1968, aux parties 
concernées et leur rappelant leurs obligations conventionnelles quant à la dési-
gnation d’une Puissance protectrice ou d’un substitut – va donner lieu à un chassé-
croisé aussi long que vain. Une dernière offre est faite par le CICR en septembre 
197262 qui reste sans réponse et, surtout, sans suite.

Les facteurs externes

Si, après la guerre de 1967, l’objectif primordial du CICR est d’amener Israël à 
appliquer l’ensemble des dispositions de la 4e Convention dans les territoires qu’il 
occupe, ce but change avec le conflit d’octobre 1973. Au vu des graves violations, 
en particulier de la 3e Convention, commises de part et d’autre, le dialogue devient 
non seulement multilatéral, mais porte désormais aussi sur un corpus juridique 
plus étendu. Il n’en demeure pas moins que les diverses tentatives du CICR se sont 
soldées, au mieux par des demi-échecs (ex. appel aux États parties des Conven-
tions de 1949), au pire par des revers complets (ex. commissions mixtes d’enquête). 
À la lecture des documents d’archives du CICR, il apparaît clairement que ce 
bilan négatif est à porter au discrédit des belligérants. 

L’impasse dans laquelle se retrouve le CICR à propos de l’application/appli-
cabilité de la 4e Convention dans les Territoires occupés est étroitement liée à la 
politique rénitente, voire à la résistance parfois farouche qu’oppose Israël aux 
demandes de l’institution. Les choses débutent pourtant sous les meilleurs 
auspices. Ainsi, dès la fin des hostilités de 1967, l’institution reçoit du Premier mi-
nistre israélien, Lévi Eshkol, un télégramme de remerciement pour tout ce qu’elle 
a fait durant le conflit. Cet interlocuteur donne en outre «l’assurance qu’Israël 

57		  Le CICR préfère, lui, le terme de «quasi-substitut»  car «il n’acceptera que certaines 
tâches dévolues normalement aux Puissances protectrices et qu’en les assumant il res-
tera lui-même», Document SP 700, Tâches du CICR au cas où il deviendrait le quasi-
substitut de la Puissance protectrice en Israël, annexé à ACICR, A PV, CP, n° 636, 20 
mars 1969, p. 51.

58		  ACICR, A PV, CP, n° 607, 14 décembre 1967, p. 330.
59		  CP, n° 599, p. 278.
60		  CP, n° 613, p. 45.
61		  Ibidem.
62		  ACICR, A PV, CP, n° 716, 21 septembre 1972, p. 134; François Bugnion, op. cit., p. 1047–

1048.
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observ[era] scrupuleusement les Conventions de Genève».63 Dès le 26 juin 1967, 
les délégués du CICR sont autorisés à se rendre dans les Territoires occupés.64 
Immédiatement, l’institution se rend compte de la nécessité d’y faire respecter le 
droit humanitaire. Ainsi, le chef de la délégation en Israël estime que l’application 
de la 4e Convention dans les Territoires occupés est «l’objectif de première ur-
gence» pour le CICR.65 Le premier contact avec les militaires israéliens est 
toutefois rude. À la question de savoir si Israël entend appliquer la Convention, la 
réponse du ministre de la Défense, le général Moshe Dayan, «est aussi catégorique 
que négative».66 En revanche, le ministre se montre disposé à aider le CICR à rem-
plir sa mission humanitaire envers les victimes de la guerre, respectant en cela si 
ce n’est la lettre, du moins l’esprit de la Convention. Les délégués obtiennent une 
certaine liberté de mouvement, notamment pour passer d’une zone occupée à 
l’autre. Certaines autres concessions sont aussi faites, comme l’acceptation du 
Croissant-Rouge jordanien en Cisjordanie, en conformité avec l’article 63 de la 4e 
Convention.67 Mieux, il semble qu’après un début abrupt, une certaine ouverture 
d’esprit se manifeste à l’égard de ce texte de la part des interlocuteurs israéliens.68 
Mais parallèlement, l’institution continue de rencontrer de «graves difficultés»69 
concernant l’application de la 4e Convention et se voit entravée dans son travail 
quotidien,70 les «facilités pragmatiques qu’Israël s’est engagé à […] accorder [au 
CICR]» étant régulièrement remises en cause.71 Cette situation amène d’ailleurs 
le CICR à se poser, en mai 1968, la question de la continuation ou non de son ac-
tion humanitaire dans la région. Il décide finalement de rester sur place pour les 
victimes, «aussi modeste» que soit la protection qu’il peut leur assurer.72 Comme 
le relève un délégué, il est donc «préférable d’insister sur l’application des Conven-
tions là où les résultats sont possibles, plutôt que de taper sur un clou qui ne s’en-
fonce pas et de buter sur des objets qui n’offrent aucune chance d’aboutir et à pro-
pos desquels on ne veut nous entendre».73

Sur la question de la 4e Convention, il faut noter que, dans son dialogue avec 
Israël, le CICR a dû faire face à deux interlocuteurs bien différents: le pouvoir 
civil, d’un côté, et les militaires, de l’autre. Pour ce qui est des autorités civiles, le 
CICR a eu accès aux différents échelons de l’administration, et ce jusqu’aux plus 
hautes sphères politiques.74 Toujours écoutées, les démarches de l’institution ont 
parfois suscité une attention réelle de la part de ses interlocuteurs qui se sont en-
gagés formellement à tout mettre en œuvre pour faire cesser des violations graves 

63		  ACICR, A BI 2, Note d’information de la Direction aux Membres du CICR, n° 19,  
22 juin 1967; ACICR, BI 2, Bulletin confidentiel, n° 536, 22–23 juin 1967.

64		  ACICR, A BI 2, Note d’information de la Direction aux Membres du CICR, n° 22,  
26 juin 1967.

65		  ACICR, BI 2, Bulletin confidentiel, n° 539, 29–30 juin 1967.
66		  Rapport n° 5 de Pierre Boissier. Entretien avec le Général Moshe Dayan, 30 juin 1967, 

p. 2; annexé à ACICR, A BI 2, Bulletin confidentiel n° 541, 4 juillet 1967.
67		  CP, n° 599, p. 278.
68		  ACICR, A PV, CP, n° 607, 14 décembre 1967, p. 331.
69		  CP, n° 617, p. 89.
70		  ACICR, A PV, Comité, n° 1/1969, 9 janvier 1969, p. 5.
71		  Document SP 697, déjà cité.
72		  CP, n° 617, p. 90.
73		  ACICR, A PV, Comité, n° 17/1969, 3–4 décembre 1969, p. 358.
74		  ACICR, A PV, CP, n° 656, 30 avril 1970, p. 51–52.
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à la 4e Convention.75 En revanche, les discussions ont été plus difficiles avec les 
militaires qui détenaient le vrai pouvoir décisionnel dans les Territoires occupés. 
Dans ses négociations avec Israël, le CICR a donc dû faire face à un partenaire 
bicéphale et divergent. Il faut attendre 1974 et «la fin du mythe de l’invincibilité 
de l’État [d’Israël]»76 pour assister à d’importants changements au sein du pouvoir 
civil et militaires israéliens. Le départ de Dayan, et son remplacement par le gé-
néral Rabin, marque d’ailleurs aux yeux du CICR un virage important, «la 
situation dans les territoires occupés cess[ant] d’être figée»,77 pense-t-il alors.

Si, malgré sa rudesse quelques fois, le dialogue reste toujours possible avec 
Israël, la discussion peut aussi se retourner contre le CICR qui est, à son tour, sou-
mis à des récriminations. Devant un regain des tensions depuis l’été 1969, la presse 
israélienne en vient à critiquer l’action des délégations du CICR dans les Terri-
toires occupés. La publication du rapport du CICR sur ses activités au Moyen-
Orient provoque également la «surprise» du gouvernement de Tel Aviv qui re-
proche à l’institution d’avoir donné des arguments aux pays arabes en ne mettant 
en évidence que «les points où Israël n’appliquait pas la IVe Convention, au lieu 
de mentionner ceux où il l’appliquait, bien qu’il n’y soit pas tenu».78

Le CICR éprouve des difficultés avec les pays arabes aussi. L’institution se 
heurte tout d’abord à une certaine hostilité des États vaincus; on la rend respon-
sable du démarrage tardif de son action humanitaire en 1967 ou du fait qu’elle  
n’a pas pu empêcher la perpétration de crimes de guerre attribués à la partie 
adverse.79 On la critique ensuite sur «sa discrétion excessive» car le CICR «ne 
dénonce pas les violations des Conventions de Genève au Moyen-Orient autant 
qu’il le fait au Nigéria».80 Mais les États arabes se lancent surtout dans le combat 
de la «réciprocité», refusant d’appliquer tout ou partie les dispositions de la  
3e Convention aux prisonniers israéliens tombés entre leurs mains au prétexte des 
violations du droit humanitaire commises par Israël; ils soumettent ainsi les acti-
vités du CICR en faveur de prisonniers de guerre au respect de la 4e Convention 
dans les Territoires occupés.81 Cette situation donne lieu à un bras de fer entre 
belligérants qui entraîne le CICR dans son sillage. Ce dernier se retrouve d’ail-
leurs démuni pour porter la voix du droit. 

Dans ce jeu politique à plusieurs bandes, le principal coup qui est asséné au 
CICR provient de partenaires supposés être des alliés de la cause humanitaire.  
À plusieurs reprises, les Croissants-Rouges arabes entrent publiquement dans 
l’arène, soit pour épingler l’institution genevoise, soit pour directement accuser 
Israël. La prise de parole de certaines de ses Sociétés-sœurs place le CICR dans 
une position doublement embarrassante. Tout d’abord, et quelques années seule-
ment après leur adoption,82 elle montre au monde que des principes fondamen-

75		  CP, n° 612, p. 38.
76		  ACICR, A PV, Comité, n° 8 /1975, 17–18 décembre 1975, p. 365.
77		  Idem, p. 366.
78		  ACICR, A PV, CP, n° 668, 29 octobre 1970, p. 136.
79		  Comité, n° 9/1967, p. 215.
80		  ACICR, A PV, Comité, n° 4/1969, 6 mars 1969, p. 65.
81		  Voir par exemple ACICR, A PV, Comité, n° 6/1970, 3–4 juin 1970, p. 127.
82		  Voir à ce sujet, Daniel Palmieri, «Les principaux fondamentaux de la Croix-Rouge: une 

histoire politique», 2015: https://www.icrc.org/fr/document/les-principes-fondamentaux-
de-la-croix-rouge-une-histoire-politique. Les principes fondamentaux de la Croix-Rouge 
sont adoptés en 1965.



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

SZG/RSH/RSS 67, 2017, Nr. 3� 431

taux de la Croix-Rouge tels que ceux de l’indépendance ou de la neutralité ne font 
pas le poids face au nationalisme ambiant. Ensuite, les déclarations critiques à son 
égard, mais aussi les problèmes rencontrés dans son mandat humanitaire sont 
considérés par le CICR comme affaiblissant sa position dans le monde de la 
Croix-Rouge. Aussi n’était-il pas surprenant que la proximité d’événements im-
portants comme les Conférences internationales de la Croix-Rouge83 poussent 
l’institution à prendre des initiatives. C’est pourquoi «le Comité décide qu’il im-
porte, avant la Conférence d’Istanbul [septembre 1969], qu’une nouvelle et éner-
gique démarche soit faite par le Comité afin d’amener Israël à prendre définitive-
ment position sur cette question fondamentale [applicabilité de la 4e Convention 
dans les Territoires occupés]».84 Au-delà des cercles de la Croix-Rouge, la situa-
tion humanitaire au Moyen-Orient s’immisce dans les débats de la Conférence 
diplomatique chargée de la réaffirmation et du développement du droit humani-
taire, dont les travaux débutent en février 1974. La démarche du CICR de lancer, 
le 21 janvier, un appel général aux États parties des Conventions de Genève n’est 
pas étrangère à ce timing. Un tel appel et sa diffusion adéquate sont en effet per-
çus comme pouvant permettre au CICR de se trouver «dans une meilleure posi-
tion à l’ouverture de la Conférence diplomatique».85

On le voit, la politique du CICR face à la question des Territoires occupés 
s’est trouvée tout à la fois entravée, mais aussi «dynamisée» par différents facteurs 
exogènes. Agissant dans un contexte doublement international, puisque la situa-
tion conflictuelle au Moyen-Orient dépassait le cadre simplement local des États 
qui y étaient impliqués, le CICR est à son tour tributaire de décisions ou de com-
portements externes qu’il ne peut pas maîtriser. Mais – et la question est moins 
connue – l’institution a également été entravée par des problèmes internes, issus 
de son propre fonctionnement ou dysfonctionnement. 

Les facteurs internes

Le CICR qui aborde la Guerre des Six Jours est une entité faible à bien des ni-
veaux. Concernant son personnel, l’effectif des collaborateurs au siège ne dépasse 
pas les 150 personnes,86 dont un dixième environ s’occupe de questions liées aux 
opérations de l’institution à l’étranger. Sur le terrain précisément, on compte 18 
délégués impliqués dans trois grands contextes: Indochine (Vietnam – Laos), 
Yémen et Aden, et Japon. Les deux premiers champs d’opérations vont d’ailleurs 
s’accroître au fil des événements de l’année 1967 qui voit aussi éclater quatre 
nouveaux conflits: la guerre des Six Jours et ses suites, la guerre civile au Nigeria 
(Biafra), le début de la dictature des colonels en Grèce et la crise des mercenaires 
au Congo. 

Au niveau financier, le CICR commence l’année 1967 sur un déficit de plus 
d’un million et sept cent mille francs suisses par rapport à l’année précédente, qui 

83		  Les conférences internationales de la Croix-Rouge ont lieu généralement tous les 4 ans 
et elles réunissent les représentants des États signataires des Conventions de Genève et 
ceux des Sociétés nationales reconnues de la Croix-Rouge ou du Croissant-Rouge.

84		  ACICR, A PV, Comité, n° 3/1969, 6 février 1969, p. 47. Nous soulignons.
85		  CE, n° 20, p. 3. Cette conférence aboutit à l’adoption, en 1977, des Protocoles addition-

nels aux Conventions de Genève de 1949.
86		  Jacques Freymond (dir.), Georges Willemin, Roger Heacock, Le Comité international 

de la Croix-Rouge, Genève, 1984, tableau p. 139.
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elle-même avait déjà été déficitaire.87 C’est dire que la question économique pèse 
de tout son poids dans certaines prises de décisions. Enfin, au niveau institution-
nel, le CICR manque d’une assise stable sur le long terme. En effet, durant les 
neuf années envisagées ici, trois présidents se succèdent à la tête de l’institution 
pour des mandats relativement courts. La Direction des opérations du CICR, tout 
comme le poste de délégué général pour le Moyen-Orient sont aussi occupés par 
trois personnes successivement. La rotation est encore plus impressionnante sur 
le terrain, puisque, de son ouverture en mai 1967 jusqu’à décembre 1975, ce ne 
sont pas moins de 10 personnes qui deviennent à tour de rôle chef de la délégation 
du CICR en Israël. Ces changements, tant au siège que sur le terrain, ont évidem-
ment des impacts néfastes quand il s’agit d’établir un dialogue continu avec les au-
torités de Tel Aviv. Chaque nouvel arrivant du CICR doit d’abord établir un cli-
mat de confiance avec les principaux interlocuteurs israéliens qui, eux, ne bougent 
guère pendant la période étudiée. Par ailleurs, chaque nouveau président ou chef 
de délégation essaye d’instaurer son propre style, alors même qu’en face c’est la 
même ligne (dure) qui prévaut. Même si, pour l’essentiel, l’idée reste la même (ob-
tenir l’applicabilité de la 4e Convention et l’application de toutes ses normes), dans 
sa forme la diplomatie du CICR subit des ruptures dues à la personnalité de ceux 
qui essayent de la mettre en œuvre. De manière plus générale, la période 1967– 
1975 marque une mue du CICR tant au niveau de son organisation, de ses struc-
tures administratives et financières que de ses effectifs. Ce long processus de ré-
formes handicape le fonctionnement quotidien de l’institution.

Sur le terrain, l’action du CICR se heurte de suite à des problèmes de coordi-
nation, de logistique, de moyens. La consigne de discrétion par les délégués n’est 
par ailleurs pas toujours observée.88 Ceux-ci ne suivent pas toujours les instruc-
tions reçues.89 Du côté du terrain, les reproches portent tout d’abord sur le manque 
de moyens humains à disposition, faisant que les «délégués sont surchargés, 
courent au plus pressé»,90 qu’ils sont «lassés» et «découragés», et dans une situa-
tion d’«usure morale»,91 car rien ne se passe, malgré les multiples actions qu’ils en-
treprennent. Mais les critiques visent aussi Genève où le Comité tarde à faire les 
démarches énergiques au niveau le plus élevé du gouvernement de Tel Aviv.92  
À cet égard, il est frappant de noter que la grande mission des trois membres du 
Comité au Moyen-Orient met presque 6 mois à s’organiser.93 Ces délais sont aussi 
à imputer aux divergences qui agitent les plus hautes sphères de l’institution. Au 
sujet de la politique à adopter vis-à-vis d’Israël, les membres des organes diri-
geants du CICR ne sont pas toujours d’accord entre eux, ce qui prolonge les débats 
et crée des antagonismes.94 Des désaccords se font ainsi jour sur la proposition 
d’une commission d’enquête sur les violations des Conventions de Genève au 

87		  CICR, Rapport d’activité, 1966 et 1967.
88		  Comité, n° 9/1967, p. 215.
89		  Comité, n° 4/1969, p. 66.
90		  ACICR, A PV, Comité, n° 4/1970, 9 avril 1970, p. 84.
91		  Comité, n° 6/1970, p. 127.
92		  ACICR, A PV, CP, n° 680, 27 mai 1971, p. 55.
93		  Décidée lors de la séance du CP du 8 juillet 1971 (ACICR, A PV, CP, n° 684, 8 juillet 1971, 

p. 87), elle ne part que le 4 décembre.
94		  ACICR, A PV, Comité, n° 11/1969, 7 août 1969, p. 281–282.
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Moyen-Orient95 ou le projet d’appel public aux États parties.96 Bref, sur toutes les 
grandes orientations politiques, juridiques ou stratégiques touchant au problème 
israélo-arabe, le Comité, le Conseil de présidence, puis le Conseil exécutif se 
montrent souvent divisés. Et si l’institution paraît être sensible à la situation – dif-
ficile – de ses collaborateurs sur le terrain, elle ne fait pas grand-chose pour la 
soulager. Plus généralement, c’est la réticence du CICR à prendre des décisions 
qui est le principal facteur à la fois des lenteurs constatées, mais aussi de l’incom-
préhension qui existe avec ses représentants sur le terrain. Ces derniers se re-
trouvent face à un problème éthique, quand ils œuvrent dans les Territoires occu-
pés, mais sont aussi soumis à des pressions politiques quand ils sont basés dans 
des pays arabes. Si le chef de la délégation en Israël dit ainsi «qu’il ne peut plus 
garder le silence» face aux violations de la 4e Convention, son collègue basé au 
Caire explique «qu’il ne veut pas paraître ‹légaliser› [car] les Arabes disent aux 
délégués: nous savons que vous savez! [...] Bref, les délégués craignent que l’on 
perde confiance en eux. Ils veulent se ‹dédouaner›.»97 Et ce n’est pas la valse-
hésitation de Genève qui améliore cette situation. Bien au contraire, la lassitude 
exprimée par le terrain amène à une tentative de reprise en mains brutale des 
délégations par Genève.98 

Le doigt dans l’engrenage

Ce mélange d’obstructions et de pressions externes, comme de contradictions in-
ternes conduit à cette position qu’on pourrait qualifier d’enlisement du CICR 
dans les Territoires. L’institution est en partie responsable de la situation dans 
laquelle elle se retrouve, même si, à sa décharge, on doit reconnaître que c’est pour 
un motif louable. En effet, après la fin des hostilités de juin 1967, il s’est agi, pour 
asseoir et justifier la présence de délégués dans les Territoires occupés, mais aussi 
et surtout pour répondre aux besoins humanitaires des populations qui s’y trou-
vaient, d’obtenir le plus rapidement possible l’autorisation de mener des activités 
concrètes en Cisjordanie, à Gaza, au Sinaï ou dans le Golan. Idéalement, l’ambi-
tion de l’institution aurait été de pouvoir appuyer cette action sur un mandat légal, 
découlant d’applicabilité de la 4e Convention. Le refus catégorique des militaires 
israéliens a modifié la donne. La réponse négative israélienne a cependant été 
contrebalancée par des engagements «pragmatiques», en autorisant le CICR à 
s’installer et à travailler dans les zones sous occupation, répondant ainsi à son 
souci principal. Ces circonstances, bien que mitigées, amènent le CICR à ad-
mettre que «le Gouvernement israélien s’est acquitté de ses obligations à l’égard 
des populations privées de leur protection naturelle à la suite du conflit», et qu’il 
a donc agi «en conformité avec la lettre ou l’esprit de la Convention».99 Le CICR 
semble d’ailleurs s’être très volontiers accommodé de cette situation flottante qui 
ne l’empêche finalement pas de mener son mandat humanitaire. Mais en s’étant 
engouffré dans l’espace humanitaire laissé ouvert par la politique de chaud et de 

95		  CE, n° 17, p. 143–144; ACICR, A PV, Comité, n° 4, 5–6 décembre 1973, p. 111–112.
96		  ACICR, A PV, Comité, n° 1, 16–17 janvier 1974, p. 149.
97		  Comité, n° 4/1970, p. 84.
98		  ACICR, A PV, CE, n° 26, 28 février 1974, p. 57–58.
99		  Document SP 711, Rapport de M. Martin [chef de délégation en Israël] présenté à la 

séance plénière du 4 juin 1969, annexé à ACICR A PV, Comité, n° 7/1969, 4–5 juin 1969, 
p. 164.
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froid israélienne, sans disposer de toute la légitimité juridique donnée par la 4e 
Convention ou par un statut de substitut à la Puissance protectrice, le CICR se 
retrouve pris dans un double piège. Tout d’abord, sa possibilité d’action dépend 
de la conjoncture. Aussi doit-il négocier, sur place, avec «une certaine souplesse» 
pour continuer à faire admettre son action sur le terrain. Or, ce genre de négocia-
tions se concilie mal avec les démarches «énergiques» que réclament certains, tant 
au siège que dans les délégations. Deuxièmement, cette Realpolitik n’est pas en 
mesure d’aborder, avec toute l’indépendance voulue, les problèmes majeurs dans 
les Territoires occupés, à savoir la destruction d’habitations et l’expulsion de 
populations arabes de leurs lieux de résidence. Ces deux points, avec la question 
de la détention, sont les préoccupations principales du CICR tout comme les prin-
cipaux points d’achoppement avec le gouvernement israélien. Ces questions sont 
aussi celles qui agitent le plus les opinions publiques, celles arabes en particulier. 
Elles fournissent ainsi le prétexte à des pressions sur l’institution qui serait deve-
nue «l’oreiller de paresse des uns, le bouc émissaire des autres».100 Mais surtout 
les destructions et les expulsions ouvrent la voie à une autre violation de la  
4e Convention: la colonisation.101

La colonisation

Etonnamment, la question de la colonisation des Territoires occupés n’est pas 
abordée frontalement par le CICR: «la délégation s’est abstenue d’intervenir 
contre cette infraction, en raison de son caractère essentiellement politique.»102 
Face à cette entreprise de colonisation, l’institution semble démunie. Comme il 
n’a pas été invité par les parties au conflit à assumer le rôle de quasi-substitut de 
la Puissance protectrice, le CICR dit manquer du soutien juridico/politique 
nécessaire pour discuter franchement d’une question dont il sait qu’elle «irait à 
l’encontre des principes les plus fondamentaux du mouvement sioniste et se heur-
terait selon toute probabilité à un fin de non-recevoir».103 Pire, toute intervention 
à ce sujet risque de «tendre» ses rapports avec les autorités israéliennes. C’est dans 
cette optique que le CICR confirme son approche purement humanitaire des pro-
blèmes dans les Territoires occupés, mais tout en sachant que la colonisation 
constitue «un cas aussi net de violation de la IV. Convention».104 De 1967 à 1975, 
aucune démarche officielle de l’institution n’est donc faite sur cette probléma-
tique.105 Pourtant, dès la toute fin de la guerre des Six Jours, le CICR n’est pas 
dupe quant aux intentions finales des Israéliens face aux territoires qu’ils oc-

100	 CP, n° 613, p. 46.
101	 L’article 49, alinéa 6, précise que «la Puissance occupante ne pourra procéder à la dé

portation ou au transfert d’une partie de sa propre population civile dans le territoire 
occupé par elle».

102	 Document SP 711, déjà cité, p. 166.
103	 Document SP 786, note [du Département des Opérations] à l’attention des membres du 

Conseil de présidence, 31 août 1971, annexé à ACICR, A PV, Comité, n° 9/71, 1er–2 sep-
tembre 1971, p. 218.

104	 ACICR, A PV, CE, n° 3, 19 juillet 1973, p. 16 et 18 respectivement.
105	 Des propositions d’intervention sont émises, mais elles restent sans suite; ACICR, A PV, 

Comité, n° 15/1970, 9–10 décembre 1970, p. 276; ACICR, A PV, CP, n° 710, 20 juillet 1972, 
p. 90.
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cupent. Ainsi, leur refus d’appliquer la 4e Convention s’expliquerait par leur 
volonté de «probablement annexer»106 lesdits territoires.107

Le poids d’un homme

Pourquoi alors avoir tant tardé avant de considérer la colonisation comme un 
problème relevant aussi du (non-)respect du droit international humanitaire? Ce 
silence du CICR pourrait être considéré comme un soutien, officieux du moins, 
à la politique israélienne. Est-ce le cas? Cette dernière question se pose d’autant 
plus quand on la met en lumière avec un homme: Jacques Freymond. On est en 
effet frappé du rôle que joue ce membre du Comité dans la question du Moyen-
Orient, entre 1967 et son départ du Comité en 1972. Certes, sa forte personnalité 
et son aura académique lui donnent déjà une place de premier plan au CICR que 
conforte encore sa position de vice-président du Comité dès 1969, et de président 
ad intérim durant le premier semestre de la même année. Mais c’est véritablement 
Freymond qui oriente toute la politique du CICR au Moyen-Orient, dans un sens 
pro-israélien. Initiateur d’une présence anticipée du CICR dans la région, avant 
même l’éclatement de la guerre, il défend ensuite constamment l’idée qu’il faut 
d’abord œuvrer sur le terrain et laisser les questions juridiques provisoirement de 
côté. D’ailleurs, il ne manque de relever les succès de l’action pragmatique du 
CICR dans les Territoires occupés. Freymond veut aussi éviter toute publicité face 
aux violations de la 4e Convention et s’oppose en particulier à la publication d’une 
suite du rapport sur les activités du CICR au Moyen-Orient,108 suite qui ferait 
«surtout état de manquement d’Israël à l’égard de la IVe Convention, bien plus que 
de manquements de la R.A.U. à l’égard de la IIIe».109 Plus étonnant, Freymond 
met aussi en doute la façon dont le CICR rendrait compte de la situation des vic-
times israéliennes, trouvant par exemple que les rapports officiels «toilettés» font 
preuve d’une formulation «lénifiante» quand il s’agit de relater les sévices dont 
ont souffert des prisonniers de guerre en mains syrienne et égyptienne.110

Les paroles du vice-président génèrent une tension certaine au sein du 
Conseil de présidence.111 La diplomatie en parallèle que mène Freymond est 
contestée. Ainsi, lors d’une visite qu’il effectue en mars 1969 en Israël, il propose 
directement aux autorités de Tel Aviv de reconnaître le CICR comme substitut 
de la Puissance protectrice, prenant ainsi de court le Comité. Il s’en suit un débat 
houleux au sein du Conseil de présidence.112

Le retour du passé

L’attitude endossée par Jacques Freymond en faveur d’Israël durant et après la 
guerre des Six Jours – et soutenue, mais en retrait, par certains de ses collègues 
du Comité – trouve une double explication dans le temps. Les événements qui se 

106	 CP, n° 589, p. 188.
107	 Rapport n° 5 de Pierre Boissier, déjà cité, p. 3; ACICR, A PV, Comité, n° 1/1972, 13 jan-

vier 1972, p. 9.
108	 CP, n° 675, p. 14.
109	 ACICR, A PV, Comité, n° 2/71, 4 février 1971, p. 68.
110	 ACICR, A PV, Comité, n° 10/1970, 2–3 septembre 1971, p. 164.
111	 CP, n° 675, p. 13.
112	 CP, n° 636, adjonction au procès-verbal, p. 46.
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déroulent au Yémen et qui précédent de quelques mois l’ouverture des hostilités 
en juin 1967 offrent un premier indice. 

La guerre qui oppose Républicains et leurs alliés du Caire, et Royalistes au 
Yémen connaît un tournant au début de 1967, avec l’utilisation par l’aviation égyp-
tienne de gaz de combats. À la suite de bombardements à l’ypérite qui ont eu lieu 
en janvier, le CICR entreprend une démarche auprès du gouvernement égyptien 
qui nie avoir employé des gaz toxiques.113 Le 10 mai, une nouvelle attaque 
chimique est signalée contre un village dans le nord du Yémen. Un convoi du 
CICR, marqué de l’emblème et parti enquêter sur place est bombardé en chemin 
par l’aviation égyptienne. L’équipe du CICR conduite par le chef de délégation, 
André Rochat, se rend tout de même dans le village martyr; des délégués-méde-
cins constatent l’emploi des gaz de combat. Rochat vient débriefer à Genève, le 25 
mai 1967, soit un jour après que le Conseil de présidence restreint a décidé d’en-
voyer de manière anticipée des délégués en Israël et en Égypte. Il indique à cette 
occasion que l’attaque aérienne égyptienne visait directement l’institution.114  
Il signale aussi qu’il a déjà protesté énergiquement auprès des autorités égyp-
tiennes.115 On comprend dès lors pourquoi le gouvernement égyptien, voulant cer-
tainement faire profil bas, n’a pas émis d’objection à l’envoi chez lui d’un délégué 
du CICR qui arrivera trois jours après la protestation de Rochat. Tant la guerre 
«sale» menée au Yémen que les manifestations hostiles à Israël confortent cer-
tains membres du Comité, Freymond en tête, dans l’idée que la menace au Moyen-
Orient viendra de l’Égypte.

À ces faits contemporains s’ajoute une autre dimension temporelle qui puise 
son origine dans le dernier conflit mondial. Avec l’augmentation des tensions au 
Moyen-Orient ressurgit l’argumentation de l’extermination du peuple juif, la rhé-
torique arabe parlant désormais ouvertement de la destruction de l’État hébreu. 
Ces derniers mots ne peuvent que frapper à l’époque, un peu plus de vingt ans 
après la libération des camps d’extermination nazis. Pour le CICR, ils ont une ré-
sonnance toute particulière, lui qui, depuis la fin de la Seconde Guerre mondiale, 
doit faire face aux critiques quant à sa politique à l’encontre des victimes de la 
Shoah. Or, voici que l’actualité d’un autre conflit vient remettre au goût du jour 
les manquements de l’institution lors du génocide juif. L’utilisation des gaz de 
combats par l’aviation égyptienne au Yémen suscite en effet une grande émotion 
parmi les communautés juives en Europe et aux États-Unis. Le CICR reçoit ainsi, 
par exemple, plusieurs courriers de la «Jewish Nazi Victims Organization of Ame-
rica» qui font un lien direct entre ce qui se passe au Yémen et ce qui s’est passé 
durant la Shoah. Ces lettres n’hésitent non plus pas à demander au CICR une ré-
action vive, tout en lui rappelant ses fautes passées.116 Freymond lui-même reprend 
l’analogie avec la Shoah en expliquant que, dans le conflit qui l’oppose aux pays 
arabes, Israël «lutte le dos au mur d’un four crématoire».117 Dès lors, sa position 

113	 ACICR, A PV, CP, n° 578, 16 février 1967, p. 31.
114	 Comité, n° 6/1967, p. 162.
115	 Idem.
116	 «We still lament the inaction of the Red Cross during the year of the Holocaust in Europe 

when the members of this organisation [Jewish Nazi Victims Organization of America] 
experienced this horror themselves. We, therefore, feel called upon to voice our anguish 
and appeal to you in this instance»; Lettre de la Jewish Nazi Victims Organization of 
America au CICR, 3 février 1967, ACICR B AG 202 225-007.

117	 ACICR, A PV, Comité, n° 4/1970, 9 avril 1970, p. 86.



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

SZG/RSH/RSS 67, 2017, Nr. 3� 437

«pro-israélienne», comme celle d’autres membres du Comité, s’expliquerait par 
une volonté de ne pas répéter les erreurs du passé, soit de ne pas venir en aide à 
des Juifs à nouveau menacés de «destruction», avec lesquels d’ailleurs l’institution 
semble partager un ennemi commun: l’Égypte nassérienne. En ce sens, on com-
prend mieux la politique dilatoire soutenue par Freymond de ne pas vouloir par-
ler de l’applicabilité du droit avec Tel Aviv et de privilégier l’action humanitaire 
sur le terrain. Car aux critiques du CICR sur le non-respect de la 4e Convention 
pourraient répondre les reproches de Tel Aviv sur l’inaction de l’institution face 
au génocide juif. Le fait que le CICR s’abstienne longtemps d’aborder la question 
de la colonisation relève d’ailleurs du même ordre d’idées. Et ce n’est pas une coïn-
cidence si ce n’est qu’après le départ de Freymond du CICR, en décembre 1972, 
que la question des implantations juives dans les Territoires occupés devient le 
principal problème à l’agenda de la délégation en Israël.118 Le poids du passé a 
aussi pesé sur les relations du siège avec le terrain, composé en majorité de jeunes 
délégués, nés pendant ou après la guerre mondiale, et qui n’avaient donc pas la 
même (mauvaise) conscience historique que des membres du Comité ou du 
Conseil de présidence plus âgés, et dont certains étaient en poste au CICR entre 
1939 et 1945. Les premiers en effet se sont moins préoccupés du passif antérieur 
que pouvait avoir le CICR vis-à-vis des Juifs et n’ont considéré la situation que 
son aspect contemporain.

50 ans de présence

En avril 1974, le directeur des opérations demande à nouveau au Conseil exécu-
tif de définir urgemment «une position de droit qui […] permette d’orienter [la] 
politique globale [du CICR] dans les territoires occupés».119 Or, ce réexamen de 
la stratégie arrive trop tard. Depuis juin 1967, le CICR est dans une position 
d’«équilibre», constamment «tiraillé» entre les autorités israéliennes et celles des 
pays arabes, puissances d’origine des territoires militairement occupés.120 

Cette position inconfortable provient, on l’a vu, de divers facteurs, externes 
ou internes, mais aussi du mandat même du CICR: celui de venir en aide aux vic-
times de la guerre. Ce devoir fait que, dès qu’elle l’a pu, l’institution s’est attelée à 
secourir les populations nécessiteuses dans les zones sous contrôle israélien, et 
cela hors d’un cadre juridique clairement accepté par l’occupant. Ce faisant, le 
CICR a mis en quelque sorte le doigt dans un engrenage duquel il n’a plus pu se 
dégager par la suite. Mais avait-il la possibilité de faire autrement? Probablement 
pas. Tout d’abord, parce que, en agissant de la sorte, l’institution faisait un geste 
humanitaire envers les pays arabes, en allant aider leurs ressortissants dans les 
Territoires occupés. Parallèlement, en laissant provisoirement (selon ses mots) de 
côté le problème de l’applicabilité de la Convention, le CICR ménageait les auto-
rités israéliennes, et en particulier les militaires dont dépendait largement sa 
capacité à travailler sur le terrain. Sur le très court terme, le pari peut s’avérer 
gagnant. Sur le plus long terme, la situation du CICR est devenue difficile. L’ins-
titution est rapidement critiquée pour son silence sur les violations de la  
4e Convention. Pire, c’est son crédit qui est mis en doute, d’abord au sein du monde 

118	 ACICR, A PV, CE, n° 9, 27 septembre 1973, p. 70.
119	 ACICR, A PV, CE, n° 31, 25 avril 1974, p. 103.
120	 Comité, n° 8/1975, p. 366.
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de la Croix-Rouge121, mais plus généralement par l’opinion publique. Car, à côté 
du Moyen-Orient, d’autres opérations du CICR (en particulier au Nigéria) sus-
citent aussi des réactions négatives. Cette «perte de confiance en la Croix-
Rouge […] qui pourrait s’étendre à d’autres régions du monde»122 va de pair avec 
un autre phénomène, lui aussi tout autant grave: celui d’un scepticisme général à 
l’égard des Conventions de Genève, d’abord dans le contexte moyen-oriental, mais 
peut-être aussi ailleurs.123 En effet, la situation dans les Territoires occupés a dé-
montré les limites de la 4e Convention qui n’«est faite [que] pour le temps d’occu-
pation militaire lorsque les hostilités continuent».124 Cette impasse juridique, 
comme la crainte d’un affaiblissement plus général du droit international huma-
nitaire, surviennent d’ailleurs à un moment fort inopportun pour le CICR. L’ins-
titution vient en effet de s’engager dans un processus de longue haleine visant jus-
tement à développer plus le droit et qui aboutira, en 1977, à l’adoption des deux 
Protocoles additionnels aux Conventions de Genève. Or, ne serait-il pas mieux de 
«s’attacher en premier lieu à réaffirmer le droit international humanitaire, avant 
de vouloir le développer», se demande sans ambages l’institution.125 On comprend 
dès lors beaucoup mieux la raison pour laquelle le CICR a multiplié les moyens 
pour que le droit existant soit pris en considération par les parties au conflit au 
Moyen-Orient, allant même jusqu’ à proposer la tenue d’une enquête internatio-
nale, une première dans son histoire.126

Loin de mettre en lumière une institution dynamique, ce genre d’initiative 
tendrait plutôt à définir un CICR aux abois. Si l’institution a fait preuve d’une cer-
taine inventivité en envoyant à l’avance des délégués sur le terrain d’un conflit qui 
n’avait pas encore éclaté, elle s’est retrouvée très vite prise au piège de sa propre 
audace. Partant d’un précédent historique et bénéficiant d’informations de pre-
mière main, un homme, Jacques Freymond, a engagé très (trop) rapidement le 
CICR dans une action au Moyen-Orient, sans pourtant en maîtriser tous les 
paramètres. Les événements militaires de juin 1967 ont certes donné raison au 
membre du Comité, qui espérait en une victoire rapide et sans conteste d’Israël. 
En revanche, ni lui ni le CICR n’ont été en mesure d’anticiper la conséquence ma-
jeure de la Guerre des Six Jours, à savoir la volonté de l’État hébreu de s’appro-
prier immédiatement et durablement Jérusalem-est, puis les territoires conquis 
en Cisjordanie. Cette politique annexionniste impliquait en filigrane le refus de 
prendre en considération tout genre d’entrave. Elle amenait par conséquent à un 
refus immédiat de reconnaître l’applicabilité de la 4e Convention. C’est dans cette 
configuration prenant la forme d’un dialogue de sourds, mais aussi d’un cercle 
vicieux, que le CICR s’est retrouvé, du fait de son mandat, à devoir intervenir sur 
le terrain, et à «affronter» un État dont l’attitude face au droit humanitaire était 
à l’origine de nombreuses violations de celui-ci, entraînant tout autant de besoins 
humanitaires qu’il s’agissait sans cesse de soulager. La relation entre l’institution 
et Israël a été aussi corrompue par un lourd passif historique. Cette mémoire trau-

121	 Comité, n° 4/1970, p. 84.
122	 ACICR, A PV, Comité, n° 6/1972, séance extraordinaire du 18 mai 1972, p. 112.
123	 ACICR, A PV, CE, n° 59, 13 février 1975, p. 17.
124	 CE, n° 3, p. 17.
125	 CE, n° 26, p. 58.
126	 CE, n° 15, p. 117.
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matique a certainement limité les moyens d’action du CICR, comme sa parole 
publique. 

Au final, cette étude permet d’affirmer que tous les ingrédients étaient donc 
déjà réunis dès 1967 pour paver la voie à une très longue présence du CICR dans 
les Territoires occupés.
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Les souvenirs d’un médecin suisse engagé  
dans la deuxième guerre balkanique (1913)

Pierre Jeanneret 

L’expérience médicale que nous allons relater n’est nullement un cas isolé. Elle 
participe d’une longue tradition humanitaire: depuis plus d’un siècle, des cen-
taines de médecins et d’infirmières suisses se sont engagés comme volontaires 
pour soigner blessés et malades au cours de nombreuses guerres et dans diverses 
régions du globe. En se mettant au service des pitoyables victimes évacuées du 
front et de celles atteintes de typhus ou de choléra, ces personnels médicaux ont 
servi du même coup leur patrie et la science médicale en général.1 En outre, par 
leurs observations sur les paysages, les populations, la situation économique et 
politique, les mœurs, le folklore, la culture des pays considérés, ils ont apporté une 
connaissance «ethnographique» de régions longtemps ignorées.

Au cours des deux guerres balkaniques de 1912 et 1913, plus de quatre-vingts 
médecins et infirmières suisses ont œuvré dans quatre pays belligérants: Serbie 
principalement, Grèce, Roumanie, Bulgarie. Plusieurs d’entre eux ont laissé  
des témoignages écrits de leur expérience, imprimés ou non. On peut citer les 
noms du lieutenant-colonel C.-G. Yersin de Payerne,2 de R.-Eugène Bourquin3 et 
d’Albert Jentzer.4

Le texte inédit dont il va être question ici est dû au Dr Maurice Chapuis, un 
médecin né le 1er avril 1886 à Neuchâtel et décédé le 20 avril 1960 dans cette même 
ville. Il a transcrit ses souvenirs dans un texte dactylographié de 56 pages A4, 
comprenant de nombreux ajouts manuscrits, des corrections et suppressions, et 
intitulé De Nisch à Athènes. Ce texte était-il destiné à une conférence, à une pu-
blication? Nous l’ignorons. Tout comme la date de sa rédaction reste inconnue. 

1		  Le colonel Hauser, médecin-chef de l’armée suisse, tira un grand profit de ces expé-
riences sur le terrain, qui facilitèrent l’élaboration d’une véritable doctrine médico-
militaire suisse. Zdenko Levental, Médecins et infirmières de la Suisse – surtout de Ge-
nève – dans les guerres des peuples yougoslaves, in: GESNERUS (Revue de la Société 
suisse d’histoire de la médecine et des sciences naturelles), Nº spécial 1977, 34, fasc. 1/2, 
pp. 165–167.

2		  C.-G. Yersin, Compte-rendu chirurgical de la Campagne Serbo-Bulgare 1913, Genève 
1917.

3		  R. Eugène Bourquin, Deux mois en Serbie pendant la seconde guerre balkanique, Revue 
médicale de la Suisse romande, 34e année, 1914, pp. 100–110.

4		  Albert Jentzer, Petite étude sur la Serbie. Impressions et souvenirs recueillis pendant la 
guerre turco-balkanique, Genève 1914.
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On peut émettre l’hypothèse que celle-ci est bien postérieure aux événements, car 
Chapuis écrit: «J’y suis [à Athènes] retourné maintes fois depuis lors.»5 De sur-
croît, la page-titre porte un sceau postal de 1938, ce qui ne constitue cependant 
pas une preuve absolue.6 Il est en effet également possible que l’auteur ait dacty-
lographié ultérieurement le journal qu’il avait tenu sur place: les dates précises qui 
ponctuent son texte iraient plutôt dans ce sens.

Les deux guerres balkaniques

Le Dr Chapuis n’accorde que très peu de place dans son texte aux opérations 
militaires, sur lesquelles il semble mal renseigné. Il entend des informations 
contradictoires et en lit d’autres dans la presse, qui relèvent manifestement de la 
propagande. Dans son récit, il se concentre sur la situation médicale à laquelle il 
est confronté. En conséquence, nous ne donnerons qu’un résumé très succinct des 
deux guerres balkaniques, pour présenter le contexte de son action.7

Le XIXe siècle est marqué par la décadence et le recul des frontières de l’Em-
pire ottoman, ainsi que par les indépendances nationales grecque, serbe, monté-
négrine et bulgare. Après la guerre russo-turque de 1877/78, le Congrès de Ber-
lin, convoqué pour résoudre la «question orientale», n’autorise dans les Balkans 
que la création de petits États rivaux: ce qu’on appelle la «balkanisation». Dans 
ces États, et notamment en Macédoine, les ethnies s’imbriquent les unes dans les 
autres. Du fait des impérialismes rivaux de la Russie et de l’Autriche-Hongrie, 
tout incident dans les Balkans est susceptible de conduire à une guerre générali-
sée, d’où l’expression «poudrière balkanique» utilisée à l’époque. Les guerres 
balkaniques peuvent donc être considérées comme la répétition générale de la 
Première Guerre mondiale.

Encouragées par la Russie qui rêve de s’assurer le contrôle des Détroits, voire 
de s’emparer de Constantinople (la «deuxième Rome» pour les orthodoxes), la 
Bulgarie et la Serbie profitent de la guerre italo-turque pour procéder au démem-
brement final de la Turquie d’Europe. En 1912, elles concluent une entente avec 
la Grèce et le Monténégro et déclenchent la première guerre balkanique, où 
l’armée turque connaît une série de désastres. La Turquie est presque éliminée 
du territoire européen.

Mais les vainqueurs ne s’entendent pas sur le partage des territoires conquis, 
notamment sur la Macédoine. Les Bulgares, qui ne se résolvent pas à perdre les 
fruits d’une victoire pour laquelle ils ont fourni le plus grand effort, engagent les 
hostilités contre les Grecs et les Serbes (29 juin 1913). Mais, pris à revers par les 
Roumains, ils sont rapidement vaincus. C’est la deuxième guerre balkanique. Ces 
guerres ont pour résultat de raviver les nationalismes, surtout serbe. Ce qui 
explique les horreurs commises pendant les deux conflits: massacres, incendies 
de villages, viols, épuration ethnique et exode de populations. Dans ces deux 

5		  De Nisch à Athènes, p. 56.
6		  Le Dr Chapuis a épousé en 1917 Violette Guisan (1886–1927), demi-sœur du futur Gé-

néral. Nous devons la photocopie de ce texte inédit à Mlle Pierrette Guisan, nièce du Gé-
néral, qui nous l’a confiée en 1984. Par ailleurs, le Dr Chapuis a évoqué certaines de ses 
expériences en Serbie dans son Journal d’un médecin de bataillon 1914–1918, Neuchâ-
tel, Paris 1934.

7		  Voir Jean-Pierre Bled et Jean-Pierre Deschodt, Les guerres balkaniques 1912–1913, Paris 
Sorbonne 2014; Fred Singleton, A short history of the Yugoslav peoples, London 1985.
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conflits, les grandes puissances jouent un rôle. L’Autriche-Hongrie veille à ne pas 
laisser la Serbie s’agrandir, afin qu’elle ne devienne pas un centre d’attraction pour 
les sujets slaves de la Double Monarchie. Elle empêche les Serbes d’accéder à la 
mer, en mettant la main sur la Bosnie-Herzégovine. D’où la haine particulière des 
Serbes envers l’Autriche, qui conduira à l’attentat de Sarajevo et à la conflagra-
tion européenne. Le Dr Chapuis a pu ressentir cette haine sur place. Un vieux 
professeur lui dit: «Le jour où nous partirons contre ceux-là [les Autrichiens], on 
trouvera 800 000 hommes rien qu’en vieille Serbie. Et moi qui suis vieux, je ne 
servirai pas l’administration, mais je demanderai un fusil.»8

Nous allons maintenant suivre le cours du récit du médecin neuchâtelois.

Les motivations du Dr Chapuis

Mais quelles sont d’abord les motivations de ce jeune médecin neuchâtelois? Elles 
correspondent bien à celles que relève le professeur Levental, et qui se complètent 
plus qu’elles ne s’excluent: d’abord «un élan de solidarité humaine, surtout vis- 
à-vis des petits peuples, un sentiment de sympathie politique ou d’identification 
religieuse».9 S’ajoute à cela un certain goût de l’aventure, l’intérêt scientifique ou 
professionnel de découvrir quelque chose de nouveau, la volonté de sortir du 
train-train quotidien et d’apporter une aide médicale urgente, indispensable, aux 
plus misérables d’entre les hommes. Notons que le CICR et la Croix-Rouge suisse 
encouragent ces départs dans des pays en guerre, à la fois pour veiller à l’applica-
tion de la Convention de Genève, et pour obtenir des informations de première 
main sur les nouvelles armes et sur l’efficacité des méthodes modernes de traite-
ment. Voici comment le Dr Chapuis relate son engagement: «Un dimanche de juin 
1913, déjà trop chaud, où j’étais arrivé trop tard à mon restaurant de Genève et 
où, tout seul dans la salle, je déplorais, oh combien! le monotone métier d’obsté-
tricien de policlinique que le sort me condamnait à vivre au grand dam de mes 
journées et de mes nuits, mes yeux tombèrent sur une annonce de journal dans 
lequel le gouvernement serbe, prévoyant une reprise des hostilités après la cam-
pagne de 1912, demandait des médecins volontaires. Je ne saurais dire la brise 
fraîche et joyeuse qui me vint de cet entrefilet, moins que je sois un être altéré de 
sang, qu’à cause de la chance qui me dansa aux yeux de flanquer… disons le for-
ceps au diable, et d’avoir enfin rencontré certaine tangente, depuis toujours atten-
due. Du coup je rentrai écrire ma lettre d’engagement et, les circonstances aidant, 
m’embarquai huit jours plus tard.»10

La situation de la Serbie en 1913

En 1913, la Serbie est encore marquée par les effets de l’occupation ottomane qui, 
depuis la victoire turque des plaines du Kosovo (1389), a affecté pour des siècles 
le système politique, économique et social du pays.11 La libération nationale se fait 
par étapes tout au long du XIXe siècle. Le prince Miloch Obrenovitch (1780–1860) 
met fin au féodalisme turc et introduit une réforme agraire. En 1913, 95% du sol 

  8		  De Nisch à Athènes, p. 43.
  9		  Levental, op. cit., p. 156.
10		  De Nisch à Athènes, p. 1.
11		  Voir Jozo Tomasevich, Peasants, Politics and Economic Change in Yugoslavia, Stanford 

1955, pp. 22–38.
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sont occupés par des fermes de moins de 20 hectares. Cette société rurale repose 
sur le système communautaire de la zadruga12, qui est cependant en déclin et rem-
placée par une économie mercantile. Les Serbes passent lentement du mode de 
vie communautaire à une société plus individualiste.13 Néanmoins celle-ci reste 
fortement patriarcale et autarcique. Les méthodes agraires, qui n’ont guère évo-
lué depuis le Moyen Âge, sont archaïques. L’augmentation de la population au 
XIXe siècle (de 829 000 habitants en 1840 à environ 3 millions en 1913) a entraîné 
une surpopulation agraire, que n’absorbent qu’en partie une faible industrie nais-
sante et la construction des voies ferrées. Après l’assassinat du dernier Obreno-
vitch en 1903, le trône passe à Pierre Ier Karageorgevitch, roi populaire et respecté. 
Cependant les contemporains, notamment les médecins suisses, auront tendance 
à idéaliser la Serbie «démocratique», qui reste en réalité un État arriéré, peu 
alphabétisé et largement gouverné par une oligarchie féodale.

Le voyage en train à travers la Serbie jusqu’à Nisch

Après une escale à Vienne et Budapest, Maurice Chapuis, qui voyage avec son 
collègue le Dr Bourquin, s’arrête un jour à Belgrade. Il gardera «un étrange sou-
venir de ce dimanche dans cette ville mi partie indigène, mi partie européenne au 
sens le plus courant du mot, du regard d’aigle que l’on a, et que l’Osmanli pouvait 
jeter il n’y a pas encore bien longtemps sur le Banat immense, sur ses fleuves, et 
sur les confins de l’Occident chrétien».14 Le lendemain, 29 juin, les Bulgares se 
ruent à l’improviste sur leurs alliés de la veille, avant même leur déclaration de 
guerre. Ils sont à peu de distance de Nisch, ce qui correspond à la volonté du  
Dr Chapuis d’être près du front. Il nous décrit cette ville: «Nisch était il y a moins 
d’un an encore la dernière ville importante au sud de la Serbie. Il y naquit, dit-on, 
Constantin le Grand. Pour l’heure elle nous apparut comme un très grand village, 
avec ses rangées de maisons à un étage, ses voies pavées ou non, dans ce dernier 
cas très fangeuses ou poussiéreuses, çà et là quelque place immense centrée d’un 
puis monumental, et où campaient les convois d’attelages à bœufs qui sont une 
partie importante du train serbe, son chétif konak15, sa citadelle turque assez 
imposante, sa cathédrale d’un style rustique et laid et les quelques minarets qui 
subsistent dans mainte bourgade du pays.» À peu de distance, «on y voit les restes 
de la fameuse Tour des crânes où les Turcs, en 1809, placèrent les ‹pièces› d’une 
glorieuse décapitation en masse».16 

12		  La zadruga est une sorte de communauté rurale historiquement répandue dans certaines 
régions méridionales de culture slave. Généralement constituée d’une famille ou d’un 
clan de quelques familles, la zadruga mettait en commun l’argent, les propriétés et le 
bétail des uns et des autres. Les termes serbo-croates ou turcs ont été mis en italique par 
nous.

13		  Vera St. Erlich, Family in Transition. A Study of 300 Yugoslav Villages, Princeton 1966, 
pp. 32–48.

14		  Le Banat est une région du sud-est de l’Europe, divisée entre la Roumanie, la Serbie et 
la Hongrie. De Nisch à Athènes, p. 3.

15		  Mot d’origine turque qui désigne un palais, une résidence.
16		  De Nisch à Athènes, p. 6.
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Malades et blessés dans les hôpitaux militaires

Le 30 juin au matin, le Dr Chapuis prend son service dans l’hôpital militaire de la 
Tchela Toula: «Personnellement me voici chef de six salles de malades internes, 
avec deux assistants serbes, des mediziner en cours de formation et six infirmiers 
(bolnitchars). Les cas sont en grande majorité des typhoïdes et des typhus récur-
rents, plus des dysenteries, des pulmonaires, etc. (…) Bourquin a parmi les siens 
une queue de typhus exanthématique (dont les explosions ont été si terriblement 
meurtrières pendant les guerres balkaniques, et où quelques médecins suisses ont 
laissé leur peau).»17 

Les ravages du typhus exanthématique vont jouer un rôle important dans les 
pages qui suivent. Il convient donc de décrire brièvement cette maladie. Il faut 
distinguer la fièvre typhoïde ou typhus abdominal du typhus exanthématique ou 
typhus des armées, fleck fever. Les deux affections ont une racine grecque com-
mune, typhos, qui signifie état de prostration, d’indifférence stuporeuse. Hippo-
crate en avait déjà excellemment décrit les symptômes dans Des Affections In-
ternes. L’histoire du typhus exanthématique accompagne celle de tous les conflits 
armés, de la guerre du Péloponnèse au Ve siècle av. J.-C. à la campagne des Bal- 
kans en 1915. En voici une brève définition: «Maladie infectieuse fébrile endé-
mo-épidémique (…) transmise par les poux du corps».18 D’où la crainte des soi-
gnants: «J’ai des puces. Pourvu qu’elles n’aient pas le typhus récurrent, c’est tout 
ce que je demande.»19 Ou encore: «Préparation à l’insomnie professionnelle par 
un massacre préalable de vermine. Autant de pris sur l’ennemi.»20 En l’absence 
de mesures prophylactiques d’épouillage systématique, les décès sont nombreux: 
«Ce matin, mort sans phrase d’un typhus. C’est si courant. Mince petite bougie 
allumée dans les doigts, râles, paravent.»21 Le Dr Chapuis va être confronté aussi 
au choléra, maladie infectieuse épidémique grave, caractérisée par des vomisse-
ments, une diarrhée abondante et une déshydratation rapide.

Dès le 3 juillet, les blessés affluent. «Nombreux délabrements par le shrap-
nell, que je m’étonne de voir si bien supportés. Un soldat, qui a reçu dix-sept 
éclats, n’a vraiment pas l’air de s’en plaindre, au contraire c’est lui qui fait rire tout 
le monde.»22 Les récits de tous les médecins suisses engagés en Serbie pendant les 
guerres balkaniques ou la Première Guerre mondiale témoigneront de cet rusti-
cité du soldat serbe et de son extraordinaire courage tant au front que, lorsqu’il 
est blessé, pendant des opérations ou des soins douloureux. «Les combats 
semblent féroces. Une fois de plus les Serbes refusent le tir pour se précipiter à la 
bayonnette.»23 Les plaies par shrapnell sont effrayantes: «L’une d’elles, le panse-
ment ôté, me montre une espèce de gouffre à la place de l’épaule. Comme il 
semble que cela bouge là-dedans, je fais approcher un des quinquets qui nous 

17		  Ibid., p. 7,
18		  Maurice Bariéty et Charles Coury, Histoire de la médecine, Paris 1963, p. 1198.
19		  De Nisch à Athènes, p. 9.
20		  Ibid., p. 15.
21		  Ibid., p. 9.
22		  Ibid., p. 10.
23		  Ibid., p. 10. Il faut dire que les officiers de l’armée serbe ont bénéficié d’une instruction 

donnée par l’armée française, et l’on sait que la doctrine en vigueur jusqu’aux premières 
batailles de 1914 était «l’offensive à tout prix», y compris la charge à l’arme blanche.
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éclairent, et je vois ceci: que le trou grouille de centaines de vers blancs.»24 C’est 
en effet pendant les guerres balkaniques que, pour la première fois, sont utilisés 
à grande échelle des canons avec obus à fragmentation (shrapnells), qui déchi-
quètent les chairs, alors que les balles de fusil font des blessures plus «propres». 
En cela comme sur d’autres plans, ces guerres annoncent le premier conflit mon-
dial. Des balles explosives, dites dum-dum, pourtant interdites par les lois de la 
guerre, ont-elles été utilisées dans les Balkans? Le Dr Chapuis l’affirme – «on dé-
couvre des plaies dum-dum in-con-tes-ta-bles!»25 avant de se récuser: «et pour ce 
qui est des fameuses dum-dum, celles que j’ai extraites m’ont toujours paru des 
balles ricochées.»26 Quand arrivent à l’hôpital des blessés ennemis, bulgares, «leur 
apparition est d’abord saluée par quelques cris d’animaux. Pauvres diables mal-
gré tout, qui attendent une heure dans la boue ou sur des brancards, qu’on les 
transporte. Conversation placide d’un de ces terrassés fangeux avec un soldat 
serbe assis près de lui (…) Çà et là le même lit unit fraternellement les sorts d’un 
Serbe et d’un Bulgare, car beaucoup de lits sont maintenant à deux places.»27 Mais 
ces scènes d’humanité fraternelle coexistent avec des actes de sauvagerie: ainsi ce 
soldat serbe dont les Bulgares ont crevé les yeux. Il faut cependant se méfier des 
accusations diffusées par la propagande serbe: devant sa maison, Chapuis voit 
«des habitants de Knajevatz qui se sont enfuis de cette ville à peine défendue. Les 
Bulgares y auraient commis nombre d’atrocités, surtout contre les femmes. On 
parle de douze fillettes violées dans un seul village.»28 

Comme d’autres médecins dans des situations de guerre semblables, le  
Dr Chapuis restera marqué par l’horreur de certaines blessures: «À noter ici des 
décubitus prodigieux de blessés de la moëlle épinière, pauvres loques humaines 
qui pourrissant dans leur pus, leur gangrène et leurs fécalités, s’en vont par mor-
ceaux et exhibent de tels pans de leur ossature qu’on a envie de leur dire, pris pour 
eux de je ne sais quel sentiment de froid ou de pudeur: mais couvrez-vous donc de 
votre peau, on voit tout votre bassin! Ces malheureux, le nez dans un coin, gémis-
sant faiblement quand on les remue, et qui ne peuvent se décider à mourir, on ne 
sait vraiment plus qu’en faire…»29 Ailleurs, il est question d’«un moribond à fis-
tule stercorale qui crie maman et répand une odeur épouvantable».30 Ou encore: 
«Sous les yeux de son père, un paralytique (coup de feu dans le crâne, shrapnell 
lui criblant les reins), qui s’inonde de ses matières et ne peut uriner, horrible de 
mutisme et de puanteur, et deux tétanos qui se tordent l’un à côté de l’autre.»31 De 
l’aveu même du médecin, les procédés chirurgicaux utilisés ici sont d’une réelle 
cruauté et provoquent les hurlements des patients. Ces passages du texte nous rap-
pellent les pages terribles d’Henry Dunant dans Un souvenir de Solferino. Les mé-
decins n’hésitent pas, d’ailleurs, à soulager les blessés les plus grièvement atteints 
par une euthanasie active à l’aide de morphine.

24		  Ibid., p. 12.
25		  Ibid., p. 12.
26		  Ibid., p. 30.
27		  Ibid., pp. 11 et 14.
28		  Ibid., p. 17.
29		  Ibid., p. 36.
30		  La fistule stercorale permet de faire communiquer l’intestin avec l’extérieur et d’élimi-

ner les matières fécales. Ibid., p. 22.
31		  Ibid., p. 25.
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Au milieu de son séjour à Nisch, le Dr Chapuis, suite à un différend avec son 
supérieur serbe, est transféré à la caserne de cavalerie transformée en hôpital 
militaire. Mais son activité y est la même. Les problèmes médicaux sont aggravés 
par les conditions atmosphériques, pluie continue ou chaleur intense de juillet. Et 
aussi par le fait que le personnel médical local est d’une affligeante médiocrité: 
«Les choléras sont montés à 17. Plusieurs infirmiers ont pris la fuite. (…) Ils sont 
d’ailleurs totalement incultes et n’ont pas la moindre idée de l’asepsie. On trouve 
des infirmiers de cholériques à la cuisine, sur les pas de porte, etc.»32 Le matériel 
médical fait lui aussi défaut: un thermomètre pour 60 à 100 malades! «Il y a des 
moyens qui nous manquent cruellement, notamment l’eau, l’eau chaude, l’eau 
propre, quoi. Le bain est impossible.»33 

Considérations sur le pays et ses habitants

À côté de ces visions d’horreur, le Dr Chapuis nous propose un regard – assez 
superficiel cependant – sur le pays qui l’entoure et ses populations.

Il est sensible à la beauté des paysages: «Au delà de la route, la plaine, éten-
due en maïs verts et blés jaunissants, pommelée d’ormes au loin ou hachurée de 
peupliers, repose sous le soleil. Puis c’est la croupe brûlée de ce Jura macédo-
nien.»34 Il est frappant de constater que plusieurs médecins suisses, dans leurs 
récits, comparent la Serbie à la Suisse: paysage montagneux, caractère national 
identique, esprit d’indépendance. Chapuis fait une analogie entre les vieux soldats 
réservistes, avec leur fusil attaché par une ficelle, et notre landsturm helvétique.

«Quant au paysan serbe, la fierté et l’immense majorité de ce peuple, il fau-
drait pouvoir l’étudier sur place, dans les dédales de son pays pauvre en commu-
nications, où il s’est conservé dans une intégrité toute patriarcale. Là, au sein des 
poljés35 éloignés de tout, on se suffit en cultivant la terre, la famille et le passé, fait 
du mirage d’invraisemblables périodes de gloire – ainsi les empires de Némania 
et de Douchan,36 qui embrassèrent la presque totalité de la péninsule – avec aussi 
d’éblouissants épisodes de ‹risorgimento› au long de l’interminable nuit ottomane, 
des horreurs qui en étaient la récompense, des merveilleuses aventures d’insou-
mis que les Turcs nommaient des brigands et que les Serbes considèrent comme 
des héros nationaux, ce passé est encore célébré par la voix et le gousle,37 en des 
chansons de geste dont l’équivalent n’est plus en Occident qu’un objet de musée.»38 
Chapuis relève aussi «certain esprit d’ici, dont on se demande s’il est fatalisme 

32		  Ibid., p. 19.
33		  Ibid., p. 39.
34		  Ibid., p. 14.
35		  Un poljé («plaine» en slave) est une vaste dépression à fond plat fermée par des versants 

rocheux escarpés.
36		  Etienne Némania (1117–1199), souverain qui unit les principales principautés serbes. 

Etienne Douchan (v. 1308–1355), roi puis empereur. Sous son règne, la Serbie atteignit 
son apogée territoriale et fut l’un des plus grands États d’Europe.

37		  Instrument de musique typique des Slaves du Sud. Sorte de violon à une corde pincée 
ou frottée.

38		  De Nisch à Athènes, p. 29. Le Dr Jentzer consacre plusieurs pages aux chansons héroïques 
ou épopées musicales serbes et reproduit le texte de deux d’entre elles, dont la rhapsodie 
La bataille de Kossovo.
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oriental ou nonchalance slave». Il y a trop à son gré de nêma (je n’en ai pas) et de 
nesna (je ne sais pas).39 

Mais Chapuis est surtout intrigué par les Tziganes et leur passion pour la 
musique: «je m’affairais ce matin dans l’une de mes salles; des malades fumaient 
dans leur lit, ce qui est dans les mœurs; le tzigane du coin, blessé d’un coup de feu 
à la jambe, chantait frénétiquement en roulant les yeux et en arrachant des poi-
gnées de pizzicati à son violon. Et comme, malgré tout, mon attention se tournait 
vers la sauvage figure du musicien et son âpre musique, je remarquai que tout le 
monde me regardait en souriant. ‹Vous ne comprenez pas ce qu’il vous chante?› 
me dit l’infirmier qui m’accompagne. – Mais non – ‹Gospodine docteur, tu es une 
fleur, Une jeune fille te cueillera.›»40 Il visite un village tzigane fait de tentes, 
s’interroge sur l’origine de ce peuple (seraient-ils vraiment des Hindous?), re-
marque que la péninsule balkanique abrite les quatre cinquièmes de leur effectif 
européen, et admire la beauté des fillettes: «Certaines de ces fillettes, élancées 
comme des princesses, sont sous leurs beaux haillons d’une fierté de rêve, et leur 
tête admirable ne vous sort plus des yeux.»41 

Mais, le 10 août 1913, la paix est déclarée. Les médecins suisses doivent 
d’abord se rendre à Belgrade, où ils travaillent dans un hôpital. Là, Chapuis cô-
toie des médecins allemands, qui portent tous la balafre traditionnelle des anciens 
étudiants des Schlagende Vereine. L’un d’eux lui confie «le plan tout arrêté, et di-
rait-on presque exécuté de l’Allemagne, pour la prochaine guerre: ce sera d’abattre 
d’un seul coup la France, après quoi l’on se tournera vers la Russie pour lui régler 
son affaire!…»42 Mais le service médical de l’armée suisse leur refuse un congé 
supplémentaire.

Puis c’est le retour vers Athènes. Le train, fort lent, s’ébranle le 30 août, par 
une chaleur écrasante. Il passe par Vrania, Koumanovo, Uskub, la vallée du Var-
dar. On croise beaucoup de villages en ruines, séquelles des deux guerres succes-
sives. À Strumitza, passage de la frontière grecque. «Quel autre climat ! … Nous 
nous amusons follement de cette méridionalité soudaine, jointe à l’élégance vive 
des officiers grecs, aux casques à mèche, fustanelles et mollets des efzones, sans 
compter l’énorme pompon rouge de leurs escarpins.»43 Le récit s’achève par la 
montée à l’Acropole.

Médecins suisses en Serbie pendant la Première et en Yougoslavie pendant  
la Seconde Guerre mondiale

Les conférences et récits de ces médecins suisses actifs en Serbie pendant les 
guerres balkaniques – les Chapuis, Bourquin, Yersin, Jentzer et d’autres – ont-ils 
exercé une influence sur l’engagement enthousiaste d’autres médecins suisses dans 
le même pays pendant la Première Guerre mondiale? C’est difficile à dire.

Le 28 juillet 1914, l’Autriche-Hongrie déclare la guerre à la Serbie. Le 12 août, 
c’est l’offensive. Mais après dix-huit jours de combats acharnés, l’assaillant est 
culbuté. Humiliante défaite pour les armées de la k. und k. Monarchie, infligée de 

39		  De Nisch à Athènes, p. 20.
40		  Ibid., p. 20.
41		  Ibid., p. 38.
42		  Ibid., p. 46.
43		  Ibid., p. 53.
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surcroît par un petit peuple de paysans. Nouvelle offensive austro-hongroise le  
5 novembre, prise de Belgrade, également suivie d’un échec: le 20 décembre, le 
territoire national est entièrement libéré. Cela avant l’offensive massive menée à 
fin 1915 par 10 divisions allemandes, 4 divisions austro-hongroises et 4 divisions 
bulgares qui liquident l’État serbe.44 Dès l’ultimatum autrichien comminatoire du 
23 juillet 1914 à la Serbie, qui suit l’attentat de Sarajevo, le sort de cette dernière 
provoque un immense sentiment de sympathie et de solidarité en Suisse, surtout 
en Suisse romande, où le petit peuple de montagnards serbe, certes idéalisé, est 
opposé à l’arrogante Autriche-Hongrie monarchique et catholique. Les victoires 
serbes de 1914 réveillent «l’esprit de Morgarten», bataille de 1315, devenue un 
mythe national, où la chevalerie des Habsbourg fut défaite par les Confédérés. 
Tout cela explique en partie le départ de nombreux médecins suisses et leur en-
gagement aux côtés des armées serbes.

Nous connaissons en tout cas celui de deux Vaudois. Le Dr Pierre Guisan 
(1884–1943) part en Serbie en 1914. Il échappe au typhus et en revient en 1915. Il 
restera profondément marqué par ses souvenirs (opérations chirurgicales de 
guerre, effrayante mortalité). Ce qui l’incitera à chercher l’oubli dans la mor-
phine.45 Il n’a pas laissé de témoignage écrit sur cette expérience, au contraire de 
son proche compagnon, le Dr Maurice Jeanneret-Minkine (1886–1953). Celui-ci 
a rédigé un texte manuscrit de 41 pages, en vue d’une conférence donnée à Rolle 
en janvier 1916. Il y donne des descriptions intéressantes de la campagne serbe et 
de ses habitants. Il dit aussi l’horreur des blessures de guerre. Il s’étend surtout 
sur le typhus exanthématique et les moyens de le prévenir: son expérience serbe 
l’amènera à rédiger un ouvrage médical sur cette maladie et les moyens d’en pré-
venir ou d’en stopper la diffusion.46

Dans un contexte fort différent, plus politique, d’autres médecins suisses vont 
s’engager en Yougoslavie. Pendant la guerre d’Espagne, la Centrale sanitaire in-
ternationale est créée en janvier 1937, sous l’égide du Komintern, pour apporter 
une aide médicale aux Brigadistes engagés aux côtés des Républicains, ainsi qu’à 
la population civile. Sa section helvétique, la Centrale sanitaire suisse, se montre 
particulièrement active. Elle peut être considérée comme une «Croix-Rouge pro-
létarienne». Menacée d’interdiction comme organisation cryptocommuniste pen-
dant la Seconde Guerre mondiale, elle réapparaît cependant au grand jour en 
1944–1945. Pendant ces deux années, la CSS accomplit quatre missions médicales 
en Yougoslavie, aux côtés de l’Armée de libération nationale du maréchal Tito, 
contre les unités de la Wehrmacht en retraite. Des missions héroïques, car souvent 
très dangereuses: de part et d’autre on ne fait pas de prisonniers! Une activité mé-
dicale harassante, avec de multiples amputations dans des conditions sommaires, 
la gangrène, le typhus, les traumatismes psychiques des blessés. Les Yougoslaves 

44		  Sources: Sir Basil Henry Liddell Hart, History of the first world war, London 1970; 
général Fernand Gambiez et colonel Maurice Suire, Histoire de la première guerre 
mondiale, Paris 1968; général Louis Koeltz, La guerre de 1914–1918. Les opérations 
militaires, Paris 1966.

45		  Témoignage de sa fille, Mlle Pierrette Guisan, recueilli en 1984.
46		  Maurice Jeanneret-Minkine, Le typhus exanthématique, Paris 1915. Suite à son séjour 

en Serbie, il écrira aussi «Lésions vasculaires en chirurgie de guerre», Revue Suisse de 
Médecine, Nº 6 du 24 février 1916. Voir notre biographie, Un itinéraire politique à tra-
vers le socialisme en Suisse romande. La vie du Dr Maurice Jeanneret-Minkine (1886–
1953), Lausanne 1991, chap. II, «Médecin en Serbie (1914–1915)», pp. 59–95.
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garderont longtemps un souvenir reconnaissant des svajcarski ljekari (médecins 
suisses).47

Des deux guerres balkaniques à la Première Guerre mondiale, puis aux com-
bats de la Résistance yougoslave, on observe donc une continuité dans l’engage-
ment de médecins suisses. Ce phénomène est dû, comme on l’a vu, à plusieurs 
facteurs. Et parmi eux, sans doute, une affinité entre ces deux petits peuples 
vivant dans des pays montagneux, profondément attachés depuis des siècles à leur 
liberté. Mais là, nous sommes aux frontières entre la vérité historique et le mythe 
patriotique pieusement conservé …

47		  Pierre Jeanneret, 75 ans de solidarité humanitaire. Histoire de la Centrale Sanitaire 
Suisse et Romande 1937–2012, Lausanne 2013, chap. V, «Missions en Yougoslavie»,  
pp. 49–65, ainsi que le film documentaire de Daniel Künzi, Missions chez Tito, 53’, 2006.
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Jürg Studer, Fineta 36, 1792 Cordast, juerg.studer@bluewin.ch

Miszellen / Mélanges� SZG/RSH/RSS 67, 2017, Nr. 3

Antoine-Henri Jomini – Verwandter im Geiste Napoleons?

Jürg Studer

«Wozu dieses Pseudonym?» «Pseudonym?» «Ich habe Ihre Denkweise erkannt, 
Ihren Stil in diesem bemerkenswerten Werk.» «Ihre Majestät irrt. Das ist das Werk 
eines meiner Offiziere. Ein Waadtländer.»1

Mit den Worten: «Wäre ich erfolgreich gewesen, wäre ich der grösste Mann der 
Geschichte», formulierte Napoleon während seiner Verbannung auf St. Helena 
gewissermassen sein eigenes Epitaph.2 Wie wir alle wissen, blieb Napoleon am 
Schluss dieser ultimative Erfolg versagt. Nichtsdestotrotz fungiert er unter den 
grössten Persönlichkeiten der Geschichte und war einer der herausragendsten 
Feldherren seiner Zeit. Die Spuren, die er in Europa hinterliess, prägen den Kon-
tinent noch heute. 

Weniger bekannt ist die Tatsache, dass ein anderer bedeutender Zeitgenosse 
Napoleons, der schon früh dessen Pfad kreuzte, in einer speziellen Beziehung zu 
ihm stand. Es handelt sich um den Schweizer Antoine-Henri Jomini, der in einer 
so starken Verbindung zu Napoleon stand, dass er von seinem Urenkel Xavier de 
Courville als Seher oder Wahrsager Napoleons bezeichnet wurde.3 Der folgende 
Artikel soll untersuchen, ob Jomini wirklich der Seher oder Visionär Napoleons 
war oder ob beide gar als Verwandte im Geiste bezeichnet werden könnten.4 Zu-
erst soll der Werdegang Jominis aufgezeigt werden, danach werden seine Werke 
beschrieben und schliesslich soll untersucht werden, ob die Beziehung zwischen 
Jomini und Napoleon stark genug war, um beide als Verwandte im Geiste be-
zeichnen zu können. 

In Ermangelung einer nach allen Regeln der historiografischen Kunst erstell-
ten Biografie, wie dies von Rapin bemängelt wird, stützt sich der vorliegende 
Artikel für den ersten Teil hauptsächlich auf die Autoren Lecomte, de Courville 
und Sainte-Beuve, wobei die beiden ersteren mitunter auch der Hagiografie be-

1		  Renée-Paule Guillot, Jomini: âme double de Napoléon, Monaco 2007, S. 56. 
2		  Felix Markham, Napoleon, New York 1963, S. 264. 
3		  Xavier de Courville, Jomini: ou le devin de Napoléon, Lausanne 1981.
4		  Verschiedene Autoren beschreiben Jomini nicht nur als Ratgeber Napoleons, sondern 

als seinen Wahrsager oder Seher, ja sogar als seinen Seelenverwandten. Roger Jomini & 
Gladys Jomini, Jomini 1779–1869: conseiller de cinq empereurs, Verlagsort unbekannt 
2001, S. 29–30. De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, Lausanne 1981. Guillot, 
Jomini, âme double de Napoléon. In der Folge soll der Ausdruck «Verwandter im Geiste» 
verwendet werden, wie ihn Renée-Paule Guillot anwandte. 
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zichtigt werden.5 Sie haben Jomini noch persönlich gekannt oder waren, wie de 
Courville, mit Jomini verwandt. Verzichtet wurde hingegen darauf, Baqué zu ver-
wenden, dies weil an der Qualität seines Werks gezweifelt werden muss. Auch 
heutige Autoren wie Merzalow und Merzalova oder Langendorf kommen nicht 
umhin, sich auf die obgenannten Biografen abzustützen. Aus diesem Grund muss 
auch der Vergleich der Denkweise und der Strategien Napoleons und Jominis 
massgeblich auf obgenannte Autoren abstützen; ergänzt werden sie durch die 
Werke von Roger und Gladys Jomini, späte Nachkommen des Generals, sowie 
von Guillot. Was den Abschnitt über Jominis Schriften anbelangt, so werden hier 
vor allem Rapin, Pavillon und Perrochon berücksichtigt. Der vorliegende Beitrag 
geht nicht über den aktuellen Forschungsstand hinaus, er versucht lediglich, durch 
einen Vergleich der vorliegenden Literatur, die Verwandtschaft im Geiste von 
Napoleon und Jomini zu untermauern. Auch wenn teilweise Zweifel über die 
Authentizität der in diesem Zusammenhang erwähnten Episoden geltend ge-
macht wurden, scheint es doch genügend Hinweise über eine solche Verwandt-
schaft im Geiste zu geben. Schliesslich ist es dem Autor aus persönlicher Erfah-
rung ein Anliegen, festzustellen, dass Jominis Erkenntnisse durchaus auch heute 
noch in Lehrgängen von Stabsoffizieren in der Schweizer Armee und in auslän-
dischen Streitkräften Einzug finden.

Antoine-Henri Jominis Biographie

Jomini wurde am 6. März 1779 als drittes von sechs Kindern in Payerne, damals 
noch unter Berner Herrschaft stehend, geboren. Sein Vater Benjamin, von Beruf 
Notar, arbeitete als Sekretär der Stadt und wurde später sogar syndic, wie der Ge-
meindepräsident in der Romandie genannt wird. Einen Blick auf Jominis Kind-
heit zu werfen erweist sich als nicht ganz einfach. Die drei Biographen Lecomte, 
Sainte-Beuve und de Courville behandeln die frühen Jahre Jominis alle sehr stief-
mütterlich.6 De Courville widmet den ersten zwanzig Jahren von Jominis Leben 
gerade mal sechs von über dreihundert Seiten.7 Alle drei sind sich jedoch einig, 
dass Jomini bereits in jungen Jahren stark vom Militär angezogen worden war. 
Einer seiner Zeitgenossen erinnert sich, dass der junge Jomini mit seinen Schul-
kameraden Paraden organisierte, Schlachten nachspielte und sogar mit einem 
Kleinkalibergewehr auf Spatzen schoss.8 Später schlug Jomini eine Offerte für ein 
Jurastudium aus, weil er Soldat werden wollte.9 Dies stellte sich jedoch als nicht 
gerade einfach heraus. Aufgrund der turbulenten Situation im Nachgang zur 
Französischen Revolution befanden sich Europa und auch die Schweiz alles 
andere als in geordneten Bahnen. Mit zwölf Jahren scheiterte Jominis Versuch, 
in die Militärakademie des Herzogs Friedrich Wilhelm Karl von Württemberg in 
Mümpelgard aufgenommen zu werden, ebenso musste er sein Projekt, Kadett in 

5		  Ami-Jacques Rapin, Jomini et la stratégie. Une approche historique de l’œuvre, Lau-
sanne 2002, S. 146.

6		  Jean-Pierre Chuard, Les années d’enfance et de jeunesse d’Antoine-Henri Jomini,  in: 
Jean-Pierre Chuard, Jean-Charles Biaudet, Robert Frick, Henri Perrochon, Frédéric de 
Mulinen, Olivier Pavillon, Le Général Antoine-Henri Jomini – Contributions à sa bio-
graphie, Lausanne 1969, S. 11.

7		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 5-11.
8		  Chuard, Les années d’enfance, S. 19.
9		  Ebd., S. 20.
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dem in französischen Diensten stehenden Régiment de Watteville zu werden, auf-
geben.10

Stattdessen wurde der junge Jomini kurz darauf in die Pension mercantile de 
jeunes Messieurs nach Aarau geschickt, um eine Handelsausbildung zu erhalten 
und Deutsch zu lernen.11 Sein Verständnis von Strategie liess Jomini bereits im 
zarten Alter von vierzehn oder fünfzehn Jahren aufblitzen, als er den Erfolg der 
republikanischen Generäle im damals aktuellen Feldzug von 1794 erklärte und 
dabei vor allem auf das Prinzip der Schwergewichtsbildung hinwies.12 Es folgte 
ein Aufenthalt in Basel, wo Jomini eine Banklehre absolvierte.13 Seine erste Stelle 
als Bankier fand Jomini bei der Bank von François-Dominique Mosselmann in 
Paris, wo er in seiner Freizeit mit grossem Interesse die Werke Friedrichs des 
Grossen genauso wie die damals aktuellen Kriegsberichte Napoleons las.14 Als 
die Waadt mit Hilfe von französischen Truppen das Berner Joch abstreifte und 
die Lemanische Republik ausrief, reiste Jomini mit dem in französischen Diens-
ten stehenden commandant Augustin Keller, der den Posten eines Kriegsminis-
ters der Helvetik antreten sollte, zurück in die Schweiz.15 Keller willigte auf Bitten 
Jominis ein, diesen zu seinem Adjutanten zu ernennen, doch in der Schweiz an
gekommen, musste Jomini feststellen, dass nicht Keller, sondern Nicolas Repond 
den Ministerposten erhalten hatte.16 Nichtsdestotrotz offerierte Jomini auch Re-
pond seine Dienste und wurde als Chef dessen Sekretariats in Dienst genommen 
und zum Leutnant der helvetischen Miliz ernannt.17 Als kurz darauf Joseph Lan-
ther Repond als Kriegsminister ablöste, wurde Jomini dessen rechte Hand.18 

Jomini entwickelte von Beginn an einen auffälligen Aktivismus. Inzwischen 
zum Hauptmann befördert, kümmerte er sich nicht nur um die Aufstellung und 
Organisation der neuen Milizarmee, er bombardierte auch das helvetische Direk-
torium mit zahlreichen Vorschlägen wie beispielsweise jenen für ein neues Exer-
zierreglement, eine einheitliche Uniform oder den Einsatz kantonaler General-
inspektoren.19 Mit seiner virulenten Unrast und seinen impulsiven Aktionen stiess 
er aber öfters die Personen in seinem Umfeld vor den Kopf. Während der Wirren 
Anfang 1800, als Unitarier und Föderalisten um die Macht in der Helvetischen 
Republik stritten, wurde Jomini zum chef de bataillon ernannt.20 Als er jedoch 
versuchte, seine Spielschulden durch das Anbieten von Gefälligkeiten zu decken, 
wurde er vom Bürger Krug, seines Zeichens Verpflegungslieferant für die Trup-
pen, denunziert, fiel dadurch definitiv in Ungnade und erhielt sogar Arrest.21 

10		  Ebd. Mümpelgard, auch Mömpelgard genannt, ist das heutige Montbéliard nordwestlich 
des Pruntruter Zipfels.

11		  Jean-Jacques Langendorf, Krieg führen: Antoine-Henri Jomini, Zürich 2008, S. 5.
12		  Frédéric Guillot, Considérations nouvelles sur l’art de la guerre chez les Anglais, in: 

Revue Militaire Suisse, Heft 2 (1865), S. 39.
13		  Langendorf, Krieg führen, S. 5.
14		  Ebd., S. 6. Der Name Mosselmann wird mitunter auch Mosselman geschrieben.
15		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 8.
16		  Langendorf, Krieg führen, S. 7.
17		  Ebd., S. 8.
18		  Jean-Charles Biaudet, Le général Jomini et la Suisse, in: Chuard, Biaudet, Frick, Perro-

chon, de Mulinen, Pavillon, Le Général Antoine-Henri Jomini, S. 31.
19		  Langendorf, Krieg führen, S. 9.
20		  Ebd., S. 10.
21		  Ebd., S. 10–11.
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Als Konsequenz quittierte Jomini im Februar 1801 seinen Dienst und kehrte 
nach Paris zurück, mit der Absicht, dort eine militärische Stelle zu finden. Sein 
Ansinnen war vorderhand nicht von Erfolg gekrönt, die französische Armee hatte 
nicht auf Jomini gewartet. Nachdem Russland die Koalition bereits 1799 verlas-
sen hatte und sich die militärische Situation Frankreichs mit dem Frieden von Lu-
néville am 9. Februar 1801 etwas entspannt hatte, wurden zahlreiche Offiziere aus 
der französischen Armee entlassen.22 So nahm Jomini wohl oder übel eine An-
stellung im Rüstungsbetrieb Delpont an.23 Dies tat jedoch seiner Liebe zur Stra-
tegie keinen Abbruch und bot ihm die Gelegenheit, sich nach der Arbeit schrift-
stellerisch zu betätigen. Er schrieb zwei antiföderalistische Verfassungsentwürfe 
für die Schweiz – die jedoch nicht auf fruchtbaren Boden fielen – sowie eine 
Denkschrift über den Einfluss der politischen und militärischen Ereignisse auf 
die Zukunft der Schweiz.24 Seinem nächsten Werk, dem Traité de grande tactique, 
schien ein ähnliches Schicksal beschieden zu sein.25 Keiner der Offiziere, Strate-
gen oder Stabsmitarbeiter in der Schweiz, in Russland oder in Frankreich, an die 
er Kopien seines noch ungedruckten Manuskriptes verschickte, schien sich dafür 
zu interessieren.26 Auch seine fortwährenden Versuche, doch noch ein 
militärisches Engagement zu erhalten, blieben vorerst fruchtlos. Weder der 
Schweizer Pierre von der Weid, Brigadegeneral in französischen Diensten, noch 
Joachim Murat, Schwager Napoleons und Gouverneur von Paris, wollten Jomini 
den ersehnten Posten ermöglichen.27 Aber Jomini war nicht ein Mann, der sich 
leicht entmutigen liess. Ende 1804 wendete er sich an Maréchal Michel Ney, der 
bekannt dafür war, Schweizer zu rekrutieren.28 Obwohl Ney als Soldat alter 
Schule galt und der Meinung war, dass ein Soldat den Krieg mit Bausch und 
Bogen und nicht mit Strategie führen sollte, zeigte er sich interessiert am Manu-
skript des Traité de grande tactique.29 Er gewährte Jomini sogar einen finanziellen 
Vorschuss zum Druck des Werkes und ernannte ihn zu seinem Adjutanten.30 

Der Feldmarschall realisierte bald, dass sein aide de camp alles andere als 
eine schüchterne, stille Person war. Jomini zögerte nie, seine Meinung kundzu-
tun, egal ob er nun dazu aufgefordert wurde oder nicht oder dabei gar seinen Vor-
gesetzten widersprach. Er kritisierte die Manövermethoden seines Mentors und 
schlug eigene vor, die sich zu alledem bei der Umsetzung als exzellent erwiesen; 
es schien, als hätte dieser schwierige, eigensinnige Schweizer tatsächlich einiges 
Talent.31 Ney ging sogar so weit, dass er Jomini aufforderte: «Verbergen Sie mir 
nie Ihre Gedanken.»32 

22		  Jomini & Jomini, Jomini 1779–1869, S. 16. 
23		  Ebd., S. 18.
24		  Langendorf, Krieg führen, S. 11.
25		  Antoine-Henri Jomini, Traité de grande tactique ou Relation de la guerre de sept ans, 

extraite de Tempelhof, commentée et comparée aux principales opérations de la derni-
ère guerre: avec un recueil des maximes les plus importantes de l’art militaire, justifiées 
par ces différents événements, Paris 1805.

26		  Guillot, Jomini, âme double de Napoléon, S. 19.
27		  Langendorf, Krieg führen, S. 13–14.
28		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 18–19.
29		  Guillot, Jomini, âme double de Napoléon, S. 20.
30		  Langendorf, Krieg führen, S. 14.
31		  Ebd., S. 15–16.
32		  Jomini & Jomini, Jomini 1779–1869, S. 29.
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Jomini nahm an der Schlacht von Ulm teil, wo er das erste Mal Napoleon be-
gegnete, und er folgte Ney über Innsbruck und Bozen nach Klagenfurt. Nach der 
Schlacht bei Austerlitz, die er verpasste, begegnete er Napoleon ein zweites Mal 
und legte den Depeschen, die er zu überbringen hatte, eine Ausgabe seines Traité 
de grande tactique bei, mit dem Hinweis, das Kapitel über den Vergleich der Itali-
enkampagne 1799/1800 mit den Operationen Friedrichs des Grossen zu lesen.33 
Im Dezember 1805 wurde Jomini, der bisher immer noch als Freiwilliger galt, per 
Dekret von Napoleon offiziell als Adjutant-Commandant in die französische 
Armee aufgenommen. Dieser 1801 neu geschaffene, militärische Grad entsprach 
in etwa dem eines Obersten, als was sich Jomini fortan auch bezeichnete.34 Ob-
wohl Jomini formell immer noch aide de camp von Ney war, orderte Napoleon ihn 
für seinen nächsten Feldzug gegen die Preussen mit der Begründung zu sich, «weil 
Sie die Feldzüge Friedrichs des Grossen beschrieben haben, weil Sie seine Armee 
kennen und weil Sie das Theater des Krieges gut studiert haben».35

Jomini begleitete Napoleon bis im Juli 1807. Dann fordert Ney seinen Adju-
tanten zurück und setzte sich dafür ein, diesen von Napoleon zum Generalstabs-
chef des 6. Armeekorps befördern zu lassen.36 Louis-Alexandre Berthier, Napo-
leons Kriegsminister, widersetzte sich jedoch diesem Wunsch mit der Begründung, 
Jomini sei nur Oberst, die Generalstabschefs der französischen Armee wären 
jedoch alle im Generalsrang. Er nominierte ihn stattdessen zum Unter-Generals-
stabschef.37 Diese Schmach war genug, um Jomini zu einer Kurzschlusshandlung 
zu bewegen: Er reichte direkt bei Napoleon seinen Rücktritt ein. Eine Unver-
schämtheit, die Napoleon dazu veranlasste, Jomini vorzuwerfen, er habe ihn 
schliesslich zum Generalstabschef ernannt.38 Damit konfrontiert, schob Berthier 
den Fehler seinem Kanzleichef Dufresne zu und korrigierte Jominis Ernennung, 
jedoch ohne ihn zu befördern.39 Jomini kehrte zu Marschall Ney zurück und folgte 
diesem auf den Spanien-Feldzug. Die Beziehung zwischen Ney und Jomini hatte 
sich jedoch stark abgekühlt. Die Intriganten im Umfeld von Ney hatten ganze 
Arbeit geleistet. Es hiess, Jomini sei der Manipulator Neys, er habe sich ohne Er-
laubnis seinen eigenen Generalstab zusammengestellt, und seine Verlobung mit 
einer Preussin missfiel Ney ebenfalls.40 Ende 1809 verlangte Ney, dass Jomini er-
setzt werde.41 Jomini wurde direkt seinem ärgsten Feind Berthier, dem damaligen 
Oberbefehlshaber der Grande Armée, unterstellt. Dieser war eben erst als Gene-
raloberst der Schweizer, die in der französischen Armee dienten, ernannt worden. 
Eine solche, für ihn beinahe inakzeptable Verwendung bereitete Jomini heftige 
Kopfschmerzen. Sein Versuch, Berthier mit der Widmung der eigens dafür ge-
druckten, zweiten Auflage des Traité des grandes opérations militaires gnädig zu 
stimmen, scheiterte kläglich. Dieser antwortete auf seine Klagen lakonisch: 

33		  Charles Augustin Sainte-Beuve, Le Général Jomini, Paris 1869, S. 22–23.
34		  Ebd., S. 44.
35		  Ebd., S. 50.
36		  Langendorf, Krieg führen, S. 27.
37		  Sainte-Beuve, Le Général Jomini, S. 89–90.
38		  Langendorf, Krieg führen, S. 27.
39		  Sainte-Beuve, Le Général Jomini, S. 91.
40		  Langendorf, Krieg führen, S. 31.
41		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 132.
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«Wenn Sie sich benachteiligt fühlen, brauchen Sie nur Ihren Rücktritt einzu
reichen, ich werde Ihrer Majestät davon berichten.»42 

Jominis Frustration war nun gross genug, um über Alternativen zu Frank-
reich nachzudenken. Lautstark äusserte er jedem gegenüber seinen Unmut über 
seine aktuelle Situation. Bereits 1808 wurde ihm durch Wolkonski, Stabschef der 
russischen Armee, eine Stelle angeboten, die Jomini aber ablehnte.43 Er schüttete 
in der Folge sein Herz dem jungen russischen Oberst Alexander Iwanowitsch 
Černyšëv, Attaché und Spion der russischen Botschaft in Paris, aus und stiess  
bei diesem natürlich auf offene Ohren.44 Dessen Auftrag war es nämlich, den 
Schweizer «still und leise aus Frankreich zu entfernen, ihn in den Dienst Russ-
lands zu ziehen und somit dem Kaiser einen seiner fachmännischsten Gelehrten 
zu entziehen».45 Noch im Mai 1810 erwähnte Jomini Černyšëv gegenüber, dass es 
für ihn nicht in Frage komme, Napoleon zu verlassen.46 Doch bereits kurz darauf 
gestand Jomini, dass er sich nun vorstellen könne, seinen Dienst zu quittieren und 
in russische Dienste zu treten, vorausgesetzt er werde im persönlichen General-
stab des Zaren eingesetzt.47 Jomini suchte bei Berthier um einen sechsmonatigen 
Urlaub nach, den ihm dieser mit Freude gewährte, nicht ohne auf dem Gesuch 
den Grad colonel durchzustreichen und durch adjutant-commandant zu ersetzen.48 
Černyšëv produzierte inzwischen Nägel mit Köpfen; er präsentierte Jomini schon 
kurz darauf die Antwort aus Russland. Laut russischer Offerte sollte Jomini im 
Range eines Brigadegenerals im kaiserlichen Stab eingesetzt werden und einen 
Lohn von 15 000 Rubel jährlich erhalten. Es gelte noch, einen Decknamen zu 
wählen und die Frage der Pässe zu regeln, damit anschliessend die Papiere in  
St. Petersburg unterzeichnet und nach Wien geschickt werden könnten.49 Jomini 
wählte den Decknamen «Baron de Salavaux» und schickte seinen Sekretär nach 
Wien, um die Papiere in Empfang zu nehmen.50 Dieser kehrte ohne Papiere, dafür 
mit einem Schreiben Černyšëvs aus Wien zurück, das Jomini einen Lohn von 
20 000 Rubel jährlich in Aussicht stellte. Auf ausdrücklichen Wunsch des Zaren 
dürfe Jomini jedoch «beim Ausscheiden aus den Diensten des Kaisers nichts un-
ternehmen, was diesen Monarchen verletzen und ihn in die Lage versetzen 
könnte, sich über ihn zu beklagen und ihn vielleicht sogar zurückverlangen».51 

Daraufhin sandte Jomini Berthier seine Demission und schickte dem Kriegs-
minister Henri-Jacques-Guillaume Clarke eine Kopie davon. Anstelle der mit 
Ungeduld erwarteten Papiere erhielt Jomini einen vom 15. November 1810 datier-
ten Befehl, sich unverzüglich nach Paris zu begeben und sich innert vierundzwan-

42		  Sainte-Beuve, Le Général Jomini, S. 101–102.
43		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 135–136.
44		  Ebd., S. 138. Die originale Schreibweise unter Verwendung des kyrillischen Alphabets 

lautet Чернышёв. Im Katalog der deutschen Nationalbibliothek wird die Schreibweise 
Černyšëv aufgeführt, welche hier verwendet wird. In deutscher Sprache finden sich auch 
die Schreibweisen Czernicheff, Czernitscheff, Tschernischeff, Tschernyschew oder 
Tschernischow.

45		  Albert Vandal, zitiert in de Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 139.
46		  Guillot, Jomini, âme double de Napoléon, S. 77.
47		  Langendorf, Krieg führen, S. 35.
48		  Sainte-Beuve, Le Général Jomini, S. 102.
49		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 140–141.
50		  Ebd., S. 143.
51		  Frédéric Masson zitiert in Langendorf, Krieg führen, S. 36.
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zig Stunden bei Clarke zu melden.52 Jomini war am Boden zerstört: «O weh! Nie 
werde ich diese Demission erhalten, nachdem man sie mir offeriert hat, schreibt 
man mir wie an einen Korporal mich innert vierundzwanzig Stunden zu präsen-
tieren, um meine Ketten wieder überzustreifen!»53 Er war hin- und hergerissen 
zwischen der Option Paris, was hiess, dem Befehl Folge zu leisten, und der Op-
tion St. Petersburg, was bedeutete, das Risiko einzugehen, dass der Zar ihn auf-
grund seines unrühmlichen Abganges nicht mehr einstellen würde und er den lan-
gen Arm des französischen Gesetzes im Nacken spüren würde. Er begab sich nach 
Basel, wo er zu seinem Schrecken feststellen musste, dass die Bank Bourcard, die 
sein bescheidenes Vermögen verwaltete, Bankrott gegangen war.54 

Jomini wählte in der Folge die Option Paris und schrieb sich im Kriegsminis-
terium mit den Worten ein: «Oberst Jomini, im Hotel Helder angekommen, ist 
vorstellig geworden und hält an seiner Demission fest.»55 Von Clarke zusammen-
gestaucht und versichert, dass der Kaiser alles wisse, unterwarf er sich schliess-
lich. Per Dekret vom 7. Dezember 1810 wurde Jomini zum Brigadegeneral be
fördert, blieb aber bei Berthier angestellt mit dem Auftrag Napoleons, seinen 
Traité des grandes opérations militaires fertigzustellen.56 Jomini wusste zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht, dass er seit bereits etwa einem Monat auch Brigadegeneral 
in der Armee des Zaren war. Das Paket aus Russland mit den Pässen und dem 
Generalspatent wurde von Fürst Baratinski in München aufbewahrt und im Früh-
ling 1811 versuchte Černyšëv, wieder mit Jomini Kontakt aufzunehmen.57 Er er-
fuhr von Jominis ungemütlicher Situation, informierte seinen Zaren, dass Jomini 
mit sehr bestimmtem Befehl gezwungen worden sei, sich in Paris einzufinden und 
erntete nach einiger Bedenkzeit Jominis endgültige Absage. Zwei Gründe gaben 
schliesslich den Ausschlag für Jominis Entscheid gegen Russland. Einerseits ver-
schlechterten sich die Beziehungen zwischen Frankreich und Russland zusehends 
und andererseits hatte Jomini die Französin Adélaïde Charlotte Roselle geheira-
tet, die ihm am 4. Oktober 1811 einen Sohn gebar.58

Im Verlauf des Jahres 1811 verschlechterten sich die Beziehungen zwischen 
Frankreich und Russland so stark, dass bereits im Sommer ein Krieg zwischen 
den beiden Grossmächten unvermeidlich schien. Anfang 1812 schickte Napoleon 
Černyšëv zurück nach Russland, setzte seine Einheiten in Richtung Deutschland 
und Polen in Bewegung und unterzeichnete Bündnisverträge mit Preussen und 
Österreich.59 Kurz bevor am 24. Juni die Grosse Armee in Russland einmar-
schierte, wurde Jomini von Napoleon persönlich in seinen Generalstab befohlen, 
war aber gar nicht erfreut über diesen Feldzug.60 In Wilna wurde Jomini zum 
Platzkommandanten ernannt, stiess aber zuweilen heftig mit dem Holländer Graf 
Hogendorp, dem Gouverneur von ganz Litauen, zusammen. Lauthals beklagte 

52		  Sainte-Beuve, Le Général Jomini, S. 110.
53		  Jomini zitiert in Sainte-Beuve, Le Général Jomini, S. 111.
54		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 147.
55		  Ebd. 
56		  Langendorf, Krieg führen, S. 40.
57		  Ebd., S. 41.
58		  Guillot, Jomini, âme double de Napoléon, S. 89. De Courville, Jomini ou le devin de 

Napoléon, S. 157–158. Das Datum der Hochzeit mit Adélaïde ist unbekannt, es muss 
zwischen dem 20. März 1811 und Februar 1812 liegen.

59		  Langendorf, Krieg führen, S. 43.
60		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 159.
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Jomini den «lächerlichen Adelsstolz dieses eingebildeten Satrapen» und fand, er 
habe noch nie unter solch «hochmütigem Militarismus» gelitten.61 

Es kam, wie es kommen musste: Nach dem Brand Moskaus musste Napoleon 
den Rückzug antreten. Jomini, der Land und Karte studiert hatte, organisierte 
hochwillkommene Vorratslager, wie beispielsweise in Ortcha, wies auf einen 
Schleichweg von Baryssau über Maladsetschna nach Wilna hin und zeigte dem 
Kaiser die Furt, um bei Studionka die Beresina zu überqueren.62 Zurück in Paris, 
blieb der gesundheitlich stark angeschlagene Jomini drei Monate bettlägerig, was 
ihn aber nicht davon abhielt, bei Clarke um ein Kommando in einem Armeekorps 
nachzusuchen.63 Berthier schickte ihn als Generalstabschef zum 3. Armeekorps, 
das von Ney befehligt wurde. Jomini erreichte Leipzig gerade zur rechten Zeit, 
um an Napoleons Frühjahrsfeldzug 1813 teilzunehmen.64

Anfänglich blockierte Ney Jominis Vorschlag, seine Truppen auf die rechte 
Seite nach Bautzen marschieren zu lassen, liess sich aber nach den Aufklärungs-
berichten seiner Vorhut eines Besseren belehren.65 Zwei Tage später wurde Ney 
eine Nachricht übergeben, in der Napoleon das befahl, was Jomini drei Tage 
vorher vorgeschlagen hatte.66 Dank Jominis Vorschlag konnte Bautzen eher als 
halber Sieg denn als Desaster bezeichnet werden.67 Der Feldzug war dennoch ver-
loren und nach dem Waffenstillstand zogen düstere Wolken über Jomini auf. 
Berthier beschuldigte ihn der Nachlässigkeit und der Dienstpflichtverletzung und 
strich ihn in der Folge, wahrscheinlich ohne Wissen Napoleons, von der Liste der 
Beförderungen.68 

Am 13. August 1813 schrieb Jomini mehrere Briefe, einen davon an den 
Kaiser, in dem er ihm die Gründe für seinen Abgang darlegte.69 Im Morgengrauen 
des folgenden Tages ritt Jomini nach Prag, um sich Kaiser Alexander anzuschlies
sen, nicht wissend, dass Napoleon mit Verspätung seine Beförderung zum Divi-
sionskommandanten unterschrieben hatte.70 Auch wenn Jomini nie preisgab, dass 
Napoleon plante, auf Berlin zu marschieren, oder wie gross die Truppenstärke 
des Neyschen Armeekorps war, so qualifizierten die Franzosen sein Überlaufen 
als Verrat und Desertion.71 Jomini wurde von Alexander mit offenen Armen emp-
fangen, stiess aber bei den Generälen der Koalition auf breite Skepsis. Als Jomini 
darauf drängte, Dresden anzugreifen, bevor Napoleon eintraf, zögerte Schwar-
zenberg und Napoleon errang in der Schlacht bei Dresden einen brillanten, tak
tischen Sieg.72 Bei Leipzig wurde Napoleon jedoch geschlagen, zum Rückzug und 
schliesslich zur Abdankung gezwungen. 

61		  Ebd., S. 165.
62		  Langendorf, Krieg führen, S. 49. Sainte-Beuve, Le Général Jomini, S. 124-125. De Cour-

ville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 171-172.
63		  Sainte-Beuve, Le Général Jomini, S. 129.
64		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 190.
65		  Langendorf, Krieg führen, S. 52.
66		  Ebd.
67		  Jomini & Jomini, Jomini 1779–1869, S. 74.
68		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 199–205.
69		  Langendorf, Krieg führen, S. 55.
70		  Guillot, Jomini, âme double de Napoléon, S. 121.
71		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 210.
72		  Langendorf, Krieg führen, S. 62–63.
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Während des Vormarsches auf Paris wurde Jomini immer mehr vom Gene-
ralstab der verbündeten Truppen im Dunkeln gelassen, seine Ratschläge wurden 
nicht oder zu spät befolgt.73 Damit war für Jomini der Moment gekommen, um in 
seiner gekränkten Eitelkeit einmal mehr seine Demission einzureichen. Zurück 
in der Schweiz, konzentrierte er sich darauf, die Integrität seines Heimatlandes 
zu wahren. Seine Hoffnungen, an der langen Tagsatzung in Zürich eine wichtige 
Rolle spielen zu können, wurden aber deutlich gedämpft; man bereitete dem 
«Überläufer» in der Schweiz einen eher kühlen Empfang.74 Obwohl er nicht 
offizieller Abgesandter der Schweiz war, begab sich Jomini nach Wien, um dem 
Wiener Kongress beizuwohnen, schliesslich war er formell immer noch Zar Ale- 
xanders aide de camp.75 Als Napoleon nach seiner Rückkehr von Elba die 
Offensive ergriff, schloss sich Jomini dem Stab Alexanders an, doch weder die 
russische Armee noch er selber spielten bei Waterloo eine aktive Rolle.76

Jomini zog anschliessend erst nach St. Petersburg, dann nach Paris. Wegen 
seiner gewohnt unbedachten Äusserungen und seiner Vorschläge zur Tilgung 
seiner durch Reisen angewachsenen Schulden hatte sich sein Verhältnis zu Alex-
ander merklich abgekühlt. Nach dem Tod Alexanders kehrte er jedoch 1825 nach 
St. Petersburg zurück, um dem neuen Zaren Nikolaus seine Aufwartung zu 
machen und die Schaffung einer Strategieschule anzuregen.77 Nikolaus erliess ihm 
grosszügigerweise seine Schulden und verlieh ihm den Titel général en chef.78 Als 
Russland 1828 der Hohen Pforte den Krieg erklärte, unterbreitete Jomini dem 
Zaren seine Strategie, erntete jedoch nur kühlen Dank. General Diebitsch, der 
die russische Armee kommandierte, meinte: «Ich benötige keinen Mann mit 
Ideen; Ideen habe ich selber genug; was ich brauche, ist ein Beauftragter, der sie 
ausführt.»79 Im Jahr 1832 eröffnete Zar Nikolaus Jomini, dass er endlich einen 
Platz für eine Militärakademie gefunden habe, doch als Jomini herausfand, dass 
er weder Direktor noch Präsident, sondern nur «Ehrenmitglied» derselben wurde, 
reichte er einmal mehr seinen Abschied ein.80 Von nun an wohnhaft in Paris, 
kehrte Jomini wiederholt nach St. Petersburg zurück, 1835 um seinen Sohn per-
sönlich auf die Prüfungen zum Eintritt in das Pagenkorps vorzubereiten und 1837, 
als Nikolai ihn bat, die Ausbildung des Zarewitsch Alexander zu übernehmen.81 
Während der revolutionären Wirren 1848 in Paris floh Jomini nach Brüssel, 
machte sich aber 1854 wieder nach Russland auf, um dem Zaren seinen Rat im 
Krimkrieg anzubieten. Doch die Geschichte wiederholte sich und seine Rat-
schläge wurden entweder nicht oder zu spät befolgt, was letzten Endes zur Erstür-
mung Sewastopols durch die Alliierten führte.82 Schliesslich kehrte Jomini end-
gültig nach Paris zurück, wo er 1869 starb.

73		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 254–256.
74		  Guillot, Jomini, âme double de Napoléon, S. 149–150.
75		  Jomini & Jomini, Jomini 1779–1869, S. 87.
76		  Ebd., S. 91.
77		  Langendorf, Krieg führen, S. 105.
78		  Jomini & Jomini, Jomini 1779–1869, S. 134. Der militärische Grad général en chef, der 

entweder als «kommandierender General» oder als «Oberbefehlshaber» auf Deutsch 
übersetzt wird, entspricht einem Kommandanten, der ein Armeekorps befehligt.

79		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 293.
80		  Ebd., S. 298–299.
81		  Langendorf, Krieg führen, S. 126–127.
82		  Jomini & Jomini, Jomini 1779–1869, S. 160–161.
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Jominis Werke

Jomini hinterliess eine vielseitige Ansammlung an Schriften, darunter seine 
Hauptwerke Traité des grandes opérations militaires und Précis de l’art de guerre, 
aber auch kleinere Schriften wie seine Observations über verschiedene Feldzüge 
und Kriege, sowie eine umfangreiche Korrespondenz. Es erweist sich jedoch 
schwierig, sich einen strukturierten und vor allem kompletten Überblick über die 
Schriften Jominis zu verschaffen. Autoren, welche sich bisher an diese Aufgabe 
wagten, haben dies in der Vergangenheit unterstrichen.83 Fast scheint es, als ob 
sein impulsiver Charakter sich auch in deren Gliederung bemerkbar machte. Die 
Hauptwerke erschienen in rasch aufeinanderfolgenden Ausgaben und unter-
schiedlichen Varianten, deren ausufernde Titel sich zudem des Öfteren unter-
scheiden.

 Im Jahre 1800 veröffentlichte Jomini zwei Artikel. Im ersten suchte er Ana-
logien zwischen verschiedenen Kriegen des 18. Jahrhunderts und der Situation 
bei Anbruch des 19. Jahrhunderts, im zweiten verglich er drei Regierungs
formen.84 Bereits bevor er sein erstes grosses Werk, den Traité de grande tactique, 
erstmals drucken lassen konnte, präsentierte Jomini 1803 ein frühes Manuskript 
mit dem Titel Cours théorique et pratique de grande Tactique militaire dem in fran-
zösischen Diensten stehenden Schweizer General Von der Weid, dem Gouverneur 
von Paris sowie dem russischen Botschafter d’Oubril, bei denen er zugleich um 
einen Posten in der jeweiligen Armee nachsuchte.85 Zu seiner grossen Ent
täuschung war das Echo auf sein Werk mehr als mager, weder in Frankreich noch 
in Russland oder in der Schweiz fand er interessierte Leser in militärischen 
Kreisen. Man beschied ihm lakonisch, man benötige weder seine Ratschläge noch 
seine Person. Er überarbeitete in der Folge seine Arbeit komplett und konnte 
1804, dank einem Vorschuss von Marschall Ney, die ersten beiden Bände seines 
neu betitelten Traité de grande tactique drucken.86 

Bereits in der Ausgabe von 1805 liess Jomini durchblicken, dass er die sieben 
vorgesehenen Teile des Traité de grande tactique in drei grossen oder vier kleinen 
Bänden zu veröffentlichen gedachte und somit ein umfangreiches Werk zu er-
schaffen beabsichtigte.87 Seine Absicht war, die Feldzüge Friedrichs II. von 1756 
bis 1762 und die Kampagnen der ersten und zweiten Koalitionskriege zu analy-
sieren und mit seinen Überlegungen und Maximen zu versehen. Diesen Plan 
respektierte Jomini jedoch nur mit den ersten beiden Bänden.88 

Jomini verteilte sein Werk jedem, von dem er annahm, er könnte sich dafür 
interessieren, erntete aber meist nur wenig Anerkennung. Enttäuscht, aber nicht 

83		  Rapin, Jomini et la stratégie, S. 17.
84		  J**** Employé du gouvernement helvétique, Peut-on espérer la paix ? in Bulletin hel-

vétique Nr. 17, 1800 : in Rapin, Jomini et la stratégie, S. 19. J**** Employé du gouverne-
ment helvétique, Des formes d’un bon gouvernement in Bulletin hélvétique Nr. 35, 1800,  
in: Rapin, Jomini et la stratégie, S. 19.

85		  De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 16–18.
86		  Über das genaue Datum der ersten Veröffentlichung gibt es unterschiedliche Ansichten. 

Langendorf nennt 1804 oder gar ein früheres Datum, Guillot erwähnt, dass Jomini den 
ersten Band bereits im Mai 1804 Napoléon zukommen liess, Roger und Gladys Jomini 
sowie Rapin nennen 1805 als Datum der Fertigstellung des ersten Bandes und Pavillon 
nennt 1805–1806 als Erscheinungsdatum der ersten drei Bände. 

87		  Jomini, Traité de grande tactique, S. 11–16.
88		  Rapin, Jomini et la stratégie, S. 26. 
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entmutigt, schrieb Jomini 1806 zunächst seinen fünften Band, der in seiner Form 
vom bisherigen Traité de grande tactique abwich und auch unter einem anderen 
Titel veröffentlicht wurde.89 Bereits im Jahr 1807 erhielt das Gesamtwerk, das 
inzwischen fünf Bände umfasste, den neuen Titel: Traité des grandes opérations 
militaires.90 Dabei wich Jomini auch von der detailreichen Erzählform ab und 
beschränkte sich vielmehr auf die Truppenbewegungen und einige, wie er ver-
merkte, «nützliche Beobachtungen».91 

Zwischen 1807 und 1851 erschienen insgesamt vier verschiedene Ausgaben 
des Traité des grandes opérations militaires, welche einige Anpassungen enthiel-
ten. Unter anderem fügte Jomini in der zweiten Ausgabe zusätzliche Feldzügen 
der Revolutionskriege ein, die dritte Ausgabe erschien unter dem Titel Histoire 
critique et militaire des guerres de Frédéric II comparées au système moderne avec 
un recueil des principes les plus importants de l’art de la guerre und die vierte Aus-
gabe schliesslich wurde vor allem sprachlich überarbeitet.92 Schliesslich reagierte 
Jomini auf Kritik seiner Leser und veröffentlichte den Tableau analytique des 
principales combinaisons de la guerre, mit dem er danach trachtete die doktrinalen 
Grundlagen zu vermitteln, um den Traité des grandes opérations besser verstehen 
zu können.93 

Jominis zweites grösseres Werk, die Histoire critique et militaire des campa-
gnes de la révolution, war eine umfangreiche Studie über die Revolutionskriege. 
Er hatte diese in seinem Traité des grandes opérations bisher etwas stiefmütterlich 
behandelt und einige der Feldzüge sogar ausgelassen. Doch nun machte er sich 
auf, ein möglichst komplettes Werk zu schaffen, das schliesslich insgesamt fünf-
zehn Bände umfasste. Jomini berücksichtigte dabei auch neue Dokumente, 
betrachtete die überseeischen Kriegstheater in besonderen Kapiteln und räumte 
der Verstrickung der Schweiz einen grossen Platz ein.94 

Seine wichtigste Publikation war jedoch unzweifelhaft der 1837 erstmals ver-
öffentlichte Précis de l’art de guerre.95 Dieser war und ist zweifellos eines der be-
deutenderen Bücher über militärische Strategie. Zahlreiche Strategen des 19. und 
20. Jahrhunderts verweisen in ihren Arbeiten auf Jomini. Es gibt Autoren, die der 
Ansicht sind, dass Jominis Schriften sogar frühe Versionen der Doktrin zur See- 

89		  Jomini, Relation critique des campagnes des Français contre les Coalisés depuis 1792; 
avec un recueil de maximes sur l’art de la guerre justifiées par ces évènements – Pour 
faire suite au Traité de grande tactique, Paris 1806. Olivier Pavillon, Bibliographie, in: 
Chuard, Biaudet, Frick, Perrochon, de Mulinen, Pavillon, Le Général Antoine-Henri 
Jomini, S. 105. Rapin ordnet den Band V sogar vor Erscheinen des Bandes III ein.

90		  Antoine-Henri Jomini, Traité des grandes opérations militaires ou relation critique et 
comparative des campagnes de Frédéric et de l’empereur Napoléon; avec un recueil des 
maximes les plus importantes de l’art de la guerre, justifiées par les actions de ces deux 
grands capitaines, Paris 1807.

91		  Jomini, zitiert in Rapin, Jomini et la stratégie, S. 28.
92		  Ebd., S. 35-44.
93		  Jomini, Tableau analytique des principales combinaisons de la guerre et de leurs rapports 

avec la politique des États, pour servir d’introduction au Traités des grandes opérations 
militaires, Paris 1830, in: Pavillon, Bibliographie, S. 106. 

94		  Rapin, Jomini et la stratégie, S. 65–71. Jomini, Histoire critique et militaire des campa-
gnes de la révolution, comparées au système de l’empereur Napoléon, faisant suite au 
Traité des grandes opérations militaires, Paris 1811-1816.

95		  Jomini, Précis de l’art de la guerre, ou nouveau tableau analytique des principales com-
binaisons de la stratégie, de la grande tactique et de la politique militaire, Paris 1837. 
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und Luftkriegsführung massgeblich beeinflusst hätten und seine Gedanken noch 
als «mächtige Kraft» im militärischen Denken des späten 20. Jahrhunderts be-
zeichnen. 96 Der Verfasser der frühen amerikanischen Strategie der Seekriegsfüh-
rung, Konteradmiral Alfred T. Mahan, stützte sich 1918 in seinem Werk stark auf 
Jominis Prinzipien ab, ja, er sagte sogar: «Ich verdanke es Jomini, mir den Schlüs-
sel geliefert zu haben, um die Lektionen der Marinegeschichte daraus abgeleitet 
zu haben.»97 Sogar moderne Luftmachttheoretiker wie John Warden, welcher mit 
seinem Fünf-Ringe-Modell massgeblich den Erfolg der Koalitions-Luftwaffe im 
Golfkrieg von 1991 beeinflusste, lehnt sich den Prinzipien von Jomini an: «War-
dens Theorie ist geprägt von Jomini, im Sinne dass sie praktisch bezogen bleibt, 
die physischen Sphären des Konflikts betont und die Wichtigkeit hochhält, dem 
Kämpfenden beizubringen zu agieren – mit anderen Worten, davon, die Prinzi-
pien des Krieges zu lehren.»98

Jomini wurde oft mit Clausewitz verglichen und in diesem Zusammenhang 
gibt es die Auffassung, dass Clausewitz eine Lernmethode geboten, Jomini aber 
Antworten vermittelt habe.99 Jomini selbst gestand Clausewitz zu, mit dem Buch 
Vom Kriege ein Werk geschrieben zu haben, das vor allem in Deutschland grosses 
Aufsehen erregt habe, kritisierte jedoch, dass Clausewitz zu eingebildet und hoch-
gestochen gewesen sei und deshalb eine gar «ausschweifende Feder» geführt 
habe.100 Er bedauerte zudem, dass Clausewitz nicht sein Précis de l’art de guerre 
gelesen habe, bevor dieser sein Buch geschrieben habe. Dies wäre ihm sicher nütz-
lich gewesen. Jomini hielt fest, er habe in Clausewitz’ «kompliziertem Labyrinth» 
nur eine «kleine Anzahl leuchtender Ideen» gefunden.101 Dabei entbehrt es nicht 
einer gewissen Ironie, dass auf der einen Seite Clausewitz’ Vom Kriege in der 
preussischen Armee gewissermassen zur Bibel erkoren wurde, auf der anderen 
Seite jedoch zahlreiche Militärtheoretiker wie Willisen oder von Bogulawsky 
sowie preussische Offiziere wie Rüstow oder von Wartenburg als veritable An-
hänger Jominis bezeichnet werden konnten.102 

Jominis Précis de l’art de guerre war ein Werk, das mehr das Wie denn das 
Warum der Kriegskunst behandelte. Es listete im Kapitel der Kriegspolitik die 
damals gebräuchlichen Arten des Krieges auf und behandelte im folgenden Ka-
pitel über die Militärpolitik und die Philosophie des Krieges unter anderem die 
Faktoren des militärischen Erfolgs. Danach wechselte es über zur Strategie selbst, 
zu den verschiedenen Taktiken, unterschiedlichen militärischen Operationen und 

  96	 John Shy, Jomini, in: Makers of Modern Strategy from Machiavelli to the Nuclear Age, 
Princeton 1986, S. 179 und S. 182. John B. Hattendorf, Robert S. Jordan, Maritime Strat-
egy And The Balance Of Power. Britain And America In The Twentieth Century, New 
York 1989, S. 84.

  97	 Alfred T. Mahan, On Naval Warfare, Boston 1918, S. 11–12. Alfred T. Mahan, zitiert in 
Jomini & Jomini, Jomini 1779–1869, S. 276.

  98	 Phillip S. Meilinger, The Paths of Heaven. The Evolution of Airpower Theory, Maxwell 
1997, S. 389.

  99	 Rich Muller, SW 513: Jomini and Clausewitz. Background and Context, Montgomery 
2004, Folie 32.

100	 Antoine-Henri Jomini, Précis de l’art de guerre, ou nouveau tableau analytique des prin-
cipales combinaisons de la stratégie, de la grande tactique et de la politique militaire, 
première partie, Paris 1838, S. 21.

101	 Ebd.
102	 John Shy, Jomini, S. 178.
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schliesslich zu Logistik und Truppenformationen.103 Der geneigte Leser sollte das 
Kapitel III über die Strategie als wichtigsten Teil des Buches betrachten. Jominis 
System der strategischen Linien, Schlüsselbereiche und Operationslinien wird 
auch in den Stabslehrgängen heutiger Armeen noch vermittelt.104

Jomini schrieb aber auch über Napoleon. Sein Werk Vie politique et militaire 
de Napoléon Ier, ein 1250 Seiten langer Monolog mit 22 Kapiteln, der nicht einmal 
den Namen seines Autors trug, war ein eloquentes Plädoyer, in dem Jomini Na-
poleons ganze Karriere und im Speziellen einige seiner Kampagnen der Revolu-
tionskriege Revue passieren liess.105 Nach einem Prolog wechselte Jomini in die 
Person Napoleons und liess diesen sämtliche Ereignisse in erster Person schildern. 
Jomini ergänzte dieses Buch mit dem Précis politique et militaire de la campagne 
de 1815, in dem er im Kapitel 23 an die Vie politique et militaire de Napoléon Ier an-
knüpfte, allerdings diesmal in dritter Person erzählt.106 Immerhin zeichnete 
Jomini nunmehr versteckt als Autor. Auf dem Deckblatt stand par le Général 
J***.107 

Neben seinen Hauptwerken schrieb Jomini auch ebenso viele kleinere Werke, 
wie die Première épitre d’un Suisse à ses concitoyens, der bald eine zweite Epistel 
folgte, oder die Observations du général Jomini sur les lignes d’opérations et sur 
quelques ouvrages qui ont combattu son Traité des grandes opérations militaires, 
um nur zwei zu nennen.108 Schliesslich sind auch zahlreiche Artikel in damaligen 
Militärzeitschriften in der Schweiz, Frankreich und Belgien sowie einige Briefe 
Jominis der Nachwelt erhalten geblieben.

Jomini – Napoleons Seher?

Im März 1800 sassen einige französische und Schweizer Offiziere in Bern an 
einem Tisch und diskutierten über die Revolution und die politische Landschaft, 
über die Liebe und den Krieg. Das Diskussionsthema wechselte schliesslich zur 
Armee von Dijon. Diese Armee war erst vor kurzem als Reserve aufgestellt wor-
den und stand unter dem Befehl eines gewissen Bonaparte – so viel war be-
kannt.109 Völlig unklar war jedoch, an welche Front dieser die Streitmacht 
schicken würde: an den Rhein oder doch eher ins Piemont? Einige Offiziere ar-
gumentierten zugunsten einer Route nach Nizza oder Coni, um die Armee Mélas 
anzugreifen. Andere, unter ihnen ein gewisser Tassin, Adjutant des Generals 
Monchoisi, der alle anderen übertönte, sahen eher eine Hauptschlacht an der 
Donau gegen Erzherzog Karl voraus.110 Ein junger Leutnant namens Jomini stand 
schliesslich auf und erwiderte: «Weder das Mittelmeer noch über den Rhein, noch 

103	 Antoine-Henri Jomini, Précis de l’art de guerre, Index.
104	 Schweizer Armee, Reglement 51.070d Operative Führung XXI (OF XXI), Bern 2004,  

S. 45–48. Armed Forces of the United States, Joint Publication 5–0. Joint Planning, 
Washington DC 2017, S. IV–19 – IV–42.

105	 Jomini, Vie politique et militaire de Napoléon Ier, racontée par lui-même au tribunal de 
César, d’Alexandre et de Frédéric, Paris 1827, in: Henri Perrochon, Jomini écrivain, S. 77. 

106	 Jomini, Précis politique et militaire de la campagne de 1815, pour servir de supplément 
et de rectification à la Vie politique et militaire de Napoléon, racontée par lui-même, par 
le Général J***, Paris 1839 in: Henri Perrochon, Jomini écrivain, S. 78.

107	 Jomini, Précis politique et militaire de la campagne de 1815, Deckblatt. 
108	 Olivier Pavillon, Bibliographie, S. 107–108.
109	 De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 2.
110	 Guillot, Jomini, âme double de Napoléon, S. 7.
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über die Donau, […]. Der General wird das Wallis traversieren und über den 
Grossen St. Bernhard nach Italien marschieren. Er wird Mélas zwischen Mailand 
und Genua schlagen. Wetten wir!»111 Drei Monate später überquerte Napoleon 
den Grossen St. Bernhard, marschierte durch Mailand und errang einen entschei-
denden Sieg bei Marengo.112 Eine Woche nach seinem Sieg bei Marengo sprach 
Napoleon mit dem Grafen Pietranera, einem Offizier der italienischen Legion, 
der ebenfalls in Bern zu Tisch gesessen hatte und ihm nun von Jominis Prophe-
zeiung erzählte: «Da gibt es noch etwas, mein General. Ich zweifle nicht, dass die-
ser Offizier Taktik studiert hat. Aber es waren Eure Gedanken, die er äusserte. 
Mit Euren Worten. Mit Eurer Gewissheit. Man würde sogar sagen ein anderer 
Sie.»113 Dies war das erste Mal, dass Napoleon von Jomini erfuhr und dabei mit 
seinen eigenen Gedanken konfrontiert wurde.

Jomini bewies immer wieder, dass seine Gedankengänge nach der gleichen 
Logik wie jene Napoleons funktionierten. Mehrmals konnte er Napoleons Über-
legungen und Entscheide erahnen und voraussagen, wie nachfolgende Beispiele 
aufzeigen.

Im Herbst 1805, kurz bevor Napoleon den Rhein überschritt, um gegen 
Österreich ins Feld zu ziehen, sollte Marschall Ney ihn am Ufer der Donau 
treffen, hatte aber keinen Befehl mit einer genauen Ortsangabe erhalten. Ney ent-
schied, Napoleon in Ulm zu treffen. Aber Jomini widersprach ihm: «Nicht in Ulm, 
mein General, in Donauwörth.»114 Ney entgegnete, dass Jomini den Feldzug von 
1800 nicht mitgemacht habe, sonst wüsste er von der Wichtigkeit Ulms; Ulm sei 
der Schlüssel zu Bayern. Doch Jomini erwiderte: «Für Sie, Herr General. Nicht 
für IHN.»115 In Dillingen erreichte Ney ein Brief Napoleons, er werde in Donau-
wörth die Donau überschreiten.116

Nur wenig später sandte Jomini eine signierte Kopie seines Traité de grande 
tactique an Napoleon, der das Werk überflog und sich plötzlich daran erinnerte, 
was ihm Pietranera über diesen Schweizer Offizier erzählt hatte. Jede Zeile, die 
er nun las, hätte von ihm selbst stammen können.117 Erstaunt stellte er fest: «Da 
ist ein junger Major, noch dazu ein Schweizer, der mir sagt, wie ich meine Schlach-
ten gewinne. Es sind nicht unsere […] von Professoren von Brienne, die uns dies 
erklären konnten, noch jene der Militärakademie!»118

Ein Jahr nach der Schlacht von Ulm wurde Jomini dem persönlichen Stab 
Napoleons zugeteilt, musste aber erst seine Pferde holen und seine Kleider und 
Bücher packen. Er erläuterte sein Problem und meinte in Mainz zu Napoleon: 
«Wenn es Eure Majestät gestattet, werde ich Sie in vier Tagen in Bamberg 
wiedersehen.»119 Napoleon zuckte zurück und fragte zornig, wer ihm gesagt hätte, 

111	 Ebd., S. 8.
112	 Ebd.
113	 Ebd., S. 9.
114	 Guillot, Jomini, âme double de Napoléon, S. 25. 
115	 Ebd. 
116	 De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 29.
117	 Guillot, Jomini, âme double de Napoléon, S. 21.
118	 Sainte-Beuve, Le Général Jomini, S. 24. De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, 

S. 54. Sowohl Sainte-Beuve wie auch de Courville verwenden die Klammer, die auf ein 
weggelassenes Schimpfwort hindeutet.

119	 De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 61.
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dass er nach Bamberg gehe.120 Als Jomini meinte, es sei die Karte Deutschlands, 
die ihn diesen Schluss ziehen lasse, antwortete Napoleon, es gebe hunderte an-
dere Strassen auf der Karte als jene nach Bamberg.121 Jomini erwiderte: «Ja, Sire, 
aber es ist wahrscheinlich, dass Euer Majestät gegen die Linke der Preussen 
dasselbe Manöver ausführen will wie jenes, das Sie über Donauwörth gegen die 
Rechte Macks ausführte und über den Sankt-Bernhard gegen die Rechte Melas’. 
Also kann das nur über Bamberg und Gera erfolgen.»122 

Die Ansichten Jominis und Napoleons waren jedoch bei weitem nicht immer 
im Einklang. Im Jahr 1808 wurde Jomini von Napoleon auf die Ereignisse und 
die weitere Entwicklung in Spanien angesprochen. Jomini erwähnte, dass Wel-
lington bald auf Madrid marschieren werde. «Wellington […] nach Madrid? Sie 
träumen, Jomini», entgegnete Napoleon, musste aber einen Monat später zu
geben, dass Jomini recht gehabt hatte.123 Napoleon hätte auch besser auf Jomini 
gehört, bevor er 1812 in Russland einfiel. Vier Tage nach dem Einmarsch empfing 
Napoleon Jomini in Wilna. Jomini konnte der Unterhaltung Napoleons mit 
Wibicki, dem Gesandten Warschaus, beiwohnen. Letzterer wollte Napoleon 
glauben machen, es seien nur vierzig Tagesmärsche bis Moskau.124 Napoleon warf 
ein, es sei klüger, zwei Jahre für diese Strecke aufzuwenden und forderte Jomini 
auf, ihn zu bestätigen. «Sehr weise», erwiderte dieser, «aber noch weiser wäre es, 
den Frieden zu erringen, ohne weiterzumarschieren.»125 Jomini fügte an: «Russ-
land ist immens, Sire. Es hat bisher alle verschlungen, welche es erobern wollten. 
Euer Ruhm und jener Frankreichs riskieren auf alle Zeiten festzufahren.»126

Fazit

Jomini war ohne Zweifel eine höchst interessante Person mit schwierigem Cha-
rakter. Er war intelligent, fokussiert und hatte eine rasche Auffassungsgabe, aber 
er war auch impulsiv und gesegnet (oder müsste man sagen gestraft?) mit grosser 
Ungeduld und einem immensen Selbstvertrauen. Er hätte wahrscheinlich in den 
meisten Berufen reüssiert. Als er in der Bank Mosselmann arbeitete, waren die 
Besitzer so zufrieden mit seinen Leistungen, dass sie bereits nach einem Jahr sein 
Gehalt verdoppelten.127 Er selbst träumte aber immer von einer militärischen Kar-
riere. Man könnte sogar feststellen, er sei «besessen von Visionen militärischen 
Ruhms, dabei den unglaublichen Aufstieg Bonapartes zu imitieren versuchend» 
gewesen.128 In seinem Heimatland waren die Möglichkeiten für eine militärische 
Karriere zu seiner Zeit einerseits nicht gegeben, andererseits stand ihm auch hier 
sein Charakter im Wege. Jomini glaubte aber immer daran, dass seine Zeit kom-
men würde, er war bereit, die erste Gelegenheit beim Schopf zu packen, auch 
wenn es bedeutete, in fremde Dienste zu treten.

120	 Ebd., S. 62.
121	 Ebd. 
122	 Langendorf, Krieg führen, S. 21. 
123	 Guillot, Jomini, âme double de Napoléon, S. 69.
124	 De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 161.
125	 Ebd. 
126	 Guillot, Jomini, âme double de Napoléon, S. 93. 
127	 Ebd., S. 14.
128	 John Shy, Jomini, S. 148.
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Jomini war fähig, seine Gedanken in präziser, methodisch reflektierter Art 
zu formulieren. Der beste Beweis dafür war sein Précis de l’art de la guerre, noch 
heute ein viel beachtetes, geschätztes Werk über militärische Strategie. Es finden 
sich sogar Autoren, die Jomini noch über Clausewitz setzen. So sagt beispielsweise 
Shy: «Jomini, mehr noch als Clausewitz, verdient den ominösen Titel Gründer der 
modernen Strategie.»129 Kritiker warfen Jomini vor, er wähle einen mechanis
tischen Ansatz zu einem sehr komplexen, menschlichen Problem, er mache aus 
der Kriegskunst eine Wissenschaft.130 Und doch werden seine Überlegungen noch 
in der Ära der Lenkwaffen, Panzer und Kampfflugzeuge rezipiert.131

Jomini und Napoleon waren bestimmt sehr unterschiedliche Charaktere. 
Trotzdem findet man viele Gemeinsamkeiten. Beide hatten ein exorbitantes, un-
erschütterliches Selbstvertrauen, waren aber nicht gesegnet mit einer kräftigen 
Gesundheit. Sie hatten beide ein Auge für die Gelegenheiten auf dem Schlacht-
feld, waren fähig, eine Situation sofort zu erfassen, die Schlüsselstellen und 
-momente auszumachen und schnelle Entscheide zu treffen. Napoleon sagte ein-
mal, «Strategie ist die Kunst, Zeit und Raum zu nutzen» und hielt dabei stets an 
fünf Prinzipien fest: Erstens soll eine Armee nur eine einzige Operationslinie 
haben, zweitens sollte das Ziel im Prinzip immer die gegnerische Hauptmacht 
sein, drittens sollte die eigene Armee aus strategischen und psychologischen 
Gründen immer dem Gegner in die Flanke oder gar in den Rücken fallen, vier-
tens soll man die exponierteste Flanke des Gegners von Nachschub und Unter-
stützung abschneiden und fünftens darf man die eigenen Nachschubwege nicht 
vernachlässigen.132 Jomini äusserte in seinem Précis de l’art de la guerre ähnliche 
Maximen. Er propagierte ebenfalls, die eigene Hauptmacht auf die gegnerischen 
neuralgischen Punkte zu konzentrieren und die gegnerischen Nachschubwege zu 
unterbrechen, ohne die eigenen zu kompromittieren.133 Dabei sollte die eigene 
Armee so manövrieren, dass sie vorerst gegnerische Nebenstreitkräfte bekämpft, 
bevor man die eigene Hauptmacht auf die gegnerischen neuralgischen Punkte 
oder auf jene seiner Kräfte wirft, welche wichtig zu zerschmettern scheinen.134 
Wichtig war Jomini auch, dass die eigenen Truppen im entscheidenden Moment 
bereit für die Aktion waren, was einen funktionierenden eigenen Nachschub 
voraussetzte.135

Manche Autoren, wie beispielsweise de Courville, bezeichnen Jomini gar als 
«Wahrsager Napoleons». Ein Ruf, der zu einem grossen Teil auf der sogenannten 
«Mainzer Episode» 1806 beruht, einer Begebenheit, die jedoch auch in Zweifel 
gezogen wird und die vielleicht gar nicht so stattgefunden hat, wie de Courville 
sie beschreibt.136 Insgesamt waren die Gemeinsamkeiten ihrer militärstrate
gischen Ansichten, ihres unerschütterlichen Selbstvertrauens und ihrer Fähigkeit 

129	 Ebd., S. 144.
130	 Muller, SW 513: Jomini and Clausewitz, Folie 31.
131	 Schweizer Armee, Operative Führung XXI, S. 45–48. Armed Forces of the United States, 

Joint Publication 5-0, S. IV–19 – IV–42.
132	 David G. Chandler, The Campaigns of Napoleon. The Mind and Methods of History’s 

Greatest Soldier, New York 1966, S. 161–162.	
133	 Jomini, Précis de l’art de la guerre, Ausgabe 1837, S. 136.
134	 Ebd.
135	 Ebd.
136	 Emile Mayer, Jomini et Napoléon, in: Revue Militaire Suisse N° 7, Juillet 1935, S. 317.  

Langendorf, Krieg führen, S. 21.
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466� Jürg Studer  Antoine-Henri Jomini – Verwandter im Geiste Napoleons?

zur schnellen Analyse einer Situation auf dem Schlachtfeld aber gross genug, um 
festzustellen, dass Jomini und Napoleon Verwandte im Geiste waren. 

Es scheint, dass selbst Napoleon zu diesem Schluss kam. Napoleon äusserte 
sich verschiedentlich über Jomini und die Verwandtschaft ihrer beiden Gedan-
kengänge. Während der letzten Tage des Feldzuges von 1814 wurde Napoleon von 
Fürst Wenzel Lichtenstein auf Jomini angesprochen, worauf Napoleon erwiderte: 
«Oh! Er verstand mich, gerade er; und wenn seine psychische Verfassung besser 
gewesen wäre, wäre er Marschall von Frankreich.»137 In seinem Exil auf St. He-
lena diskutierte Napoleon 1818 mit dem französischen General Baron Gaspard 
Gourgaud über Jominis Traité des grandes operations und meinte, er habe vor den 
Feldzügen von Ulm und Austerlitz Jominis Werk nicht gelesen, aber man könnte 
meinen, er habe dessen Ratschläge befolgt.138 Und schliesslich sagte Napoleon 
nach der Schlacht von Eylau in seinem Winterquartier bei Königsberg 1807 über 
Jomini: 

Unsere Vision von Europa ist dieselbe. Sie resultiert bei mir aus einer tiefen 
Überlegung. Bei ihm ist sie offenkundig und direkt. Unser Geist funktioniert 
im Einklang, aber zu unterschiedlichen Rhythmen. Wie soll man dieses Phä-
nomen erklären? [...] Unter all jenen, die mir nahe waren, hat er alleine die 
Notwendigkeit einer Allianz mit Preussen begriffen. Er hat bei Eylau verstan-
den, dass ich ihm mein Vertrauen geschenkt habe; dass ich in ihm mein Alter 
Ego gesehen habe, das einzige Wesen, mit welchem ich übereinstimmen konn-
te.139

137	 De Courville, Jomini ou le devin de Napoléon, S. 269. Langendorf, Krieg führen, S. 21.
138	 Ebd., S. 270.
139	 Guillot, Jomini, âme double de Napoléon, S. 49.
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Besprechungen / Comptes rendus� SZG/RSH/RSS 67, 2017, Nr. 3

Schweizergeschichte / Histoire suisse

Pierre-Alain Mariaux, Bernard Andenmatten, Thalia Brero (Hg.), L’Abbaye de 
Saint-Maurice d’Agaune, 515–2015, Gollion: Infolio, 2015 (2 Bände), 503 und  
440 Seiten.

Sie bewegen sich noch immer in der Abtei St-Maurice d’Agaune: die Stimm-
bänder der Choristen, wird doch seit 515 am Fusse des Grossen Sankt Bernhard 
gesungen. Zum 1500-Jahr-Jubiläum und als Grundlage zukünftiger Forschungen 
über die Abtei liegen zwei – im wahrsten Sinne des Wortes – gewichtige Bände 
zur wechselvollen Geschichte und den wertvollen Objekten der Institution vor. 
Das 2015 von Bernard Andenmatten, Laurent Ripart und Pierre-Alain Mariaux 
in Zusammenarbeit mit Thalia Brero herausgegebene Werk legt eine im Stil neu-
erer Kantonsgeschichten nicht streng chronologisch aufgebaute Abhandlung vor. 
Die von Spezialisten erarbeiteten Kapitel beschränken sich nicht auf die blosse 
Nacherzählung von zentralen historischen Abläufen, sondern berücksichtigen 
auch gekonnt aktuelle Debatten und Forschungsperspektiven.

Um es gleich vorwegzunehmen: Eine Stärke des Werks liegt in seiner Inter-
disziplinarität. Zentrale Aspekte werden aus unterschiedlichen Perspektiven be-
leuchtet, indem archäologische Befunde und narrative Quellen aufeinander 
bezogen werden. Dies führt zu neuen Resultaten und Interpretationen, wie die 
folgenden Beispiele zeigen. So konnte für die in den Dokumenten erwähnten 
«ewigen Sänger» aufgrund der archäologischen Resultate ein möglicher Aufent-
haltsort in der Vorgängerkirche der Martoletkirche, genannt Parvis, ausfindig 
gemacht werden. Dann wertet Laurent Ripart den Übergang zum regulierten 
Kanonikertum nicht als Bruch, sondern als langsamen Wandel, der nicht auf  
ein vermindertes Religiosentum hindeutet. Die These wird untermauert durch 
Befunde der Archäologin Alessandra Antonini, die Neu- und Umbauten in der 
Zeit verortet.1

Eröffnet wird der erste Band mit Einblicken in archivalische Zeitschnitte. 
Gilbert Coutaz faltet darin die Entwicklung des Archivbestandes auf und zeigt 
die anfänglichen Aufbewahrungsbemühungen der Mönche (und Archivare) an-
hand der Analyse von Dorsualnotizen. Wie Coutaz feststellt, ist erst ab dem 
späten 17.  Jahrhundert eine genaue Lokalisierung des Archivs und der Auf
bewahrung der Dokumente möglich. Zeitlich viel früher setzen die Kapitel von 
Eric Chevalley und Cédric Roduit zu den Heiligen Agaunums sowie Anne-Marie 
Helvétius’ Beschreibung der Zeit vor der Gründung durch König Sigismund bis 
zu den Karolingern ein. Letztere verortet die spätere Abtei vor dem Hintergrund 
keltischer und römischer Heiligtümer, die machtpolitisch gezielt umgeformt 
wurden, um sich den verändernden Gegebenheiten anzupassen. Offensichtlich 

1	  	 Alessandra Antonini verstarb 2016, ein Jahr nach Erscheinen des Werks.
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wird in diesen Kapiteln die schwierige Quellenlage, die nur vorsichtige Schluss-
folgerungen zulässt.

Die Fokussierung auf die Zeit des Spätmittelalters und die darauffolgenden 
Epochen ist eine weitere Stärke des Werks. Für die in Saint-Maurice gut belegte 
Zeit ab Mitte des 13. Jahrhunderts fehlte bislang eine gut zugängliche Umschau. 
Dieses Manko wird mit der Publikation behoben. Die Kapitel zu diesem Zeitraum 
wurden verfasst von Bernard Andenmatten, Alain Dubois sowie Lionel Dorthe 
und sind den Kanonikern, finanziellen Aspekten, der Bibliothek, Machtfragen 
und der überregionalen Vernetzung gewidmet. Alle Beiträge verorten die Ereig-
nisse in und die Strukturen der Abtei in aktuellen Forschungsdebatten und bie-
ten so gleichzeitig Einblicke in die spätmittelalterliche Alltagswelt, die aufgrund 
der Ausstrahlung der Märtyrer weit über die heutigen Landesgrenzen hinaus-
ragte. Saint-Maurice agierte lokal, was sich durch die Aushandlungsprozesse mit 
den Abgabepflichtigen zeigen lässt, gleichzeitig waren die Äbte aber auch über 
die Bistumsgrenzen hinaus einflussreiche Persönlichkeiten, etwa während des 
Schismas (1378–1417).

Die erste Bibliotheksumschau von Dubois über das Mittelalter wird von 
einem weiteren Kapitel zu den frühneuzeitlichen Bibliotheksbeständen ergänzt. 
In der Frühen Neuzeit kam es schliesslich zu einer Arrondierung der Besitzun-
gen von Saint-Maurice und zu einem Ausbau der Machtbasis, die an bischöfliche 
Würden erinnert. Die daraus resultierenden Auseinandersetzungen, nicht zuletzt 
mit Sion, ziehen sich wie ein roter Faden durch die Artikel (vgl. z. B. die Beiträge 
von Philipp Kalbermatter, Gregor Zenhäusern und Marie-Claude Schöpfer). Pas-
send zu den kommenden Reformationsjubiläen findet sich zur Frühen Neuzeit 
eine Auseinandersetzung mit der Gegenreformation (Andreas Nijenhuis), die die 
Bruchlinie zwischen der protestantischen Herrschaft Berns und der katholischen 
Abtei verdeutlicht. Während religiöse Aspekte unangetastet blieben, erfuhr die 
Gerichtsbarkeit Prägung durch die neuen Herren. Auch für die Zeit nach dem 
Mittelalter, die nicht mehr im Fokus der grossen Forschungsunternehmen zur 
monastischen Kultur steht, wird mit dem Werk ein solides Fundament gelegt, 
indem bis zum Zweiten Vatikanischen Konzil (1962–1965) die chronologische 
Struktur beibehalten wird. Vielleicht entsteht dadurch etwas zu sehr der Eindruck 
einer Kontinuität, wenn auch in Details Neuerungen und Anpassungen schön 
herausgearbeitet und kontextualisiert werden.

Neben der Vielzahl an qualitativ hochwertigen Darstellungen und Grafiken 
sind die regelmässig eingesetzten, grafisch besonders gekennzeichneten Exkurse 
hervorzuheben, die längere Quellenstücke wiedergeben oder beispielsweise Le-
bensläufe von Äbten nachzeichnen. Insgesamt wurde somit eine Publikation 
geschaffen, in der sich auch das Blättern und Entdecken lohnt. Die jeweils am 
Ende jedes Kapitels eingesetzten Literaturnachweise und das Orts-, Personen- 
und Sachregister am Ende des Bandes erlauben gleichzeitig der Forschung wich-
tige Zugänge. Saint-Maurice muss zukünftig auch als spannender Fall für die ver-
gleichende Arbeit in den Epochen des Spätmittelalters und der Frühen Neuzeit 
stärker herangezogen werden. Gekonnt bedient die Publikation somit wissen-
schaftliche Ansprüche und bietet eine gefällige Darstellungsweise für ein inter-
essiertes Laienpublikum.

Die archäologischen Kapitel des ersten Bandes versuchen der wenig mit 
Schriftquellen belegten frühen Entwicklung des Ortes Agaunum (später Saint-
Maurice) Rechnung zu tragen. Eine rasche räumliche Orientierung erlauben die 
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Rekonstruktionszeichnungen, basierend auf Grundplänen, die leider etwas zu 
klein abgedruckt wurden (S. 92f., ebenso die farbkodierten Pläne der Umgebung 
S. 106, sowie S. 344f.). Die Hanglage und die grossen Geländeunterschiede haben 
nicht wenig zur komplexen Baugeschichte von Saint-Maurice beigetragen; ein wei-
terer Faktor sind die seit dem 19. Jahrhundert erfolgten Altgrabungen, deren Er-
kenntnisse aufgrund von Neugrabungen des 20. und 21. Jahrhunderts teilweise 
revidiert und ergänzt werden konnten. Die zeitliche Einordnung der einzelnen 
Bauphasen erfolgte selten über Funde, meist durch die C14-Datierung der Ske-
lette aus den verschiedenen Grabbauten sowie für das 7. und 8. Jahrhundert durch 
Knochen- und Holzdatierungen. Die Datierungen der verschiedenen Bauphasen 
werden dabei jeweils am Kapitelende nochmals aufgelistet.

Die Bauten an Ort haben sich im Laufe der Zeit umfassend verändert. Die 
römischen Körpergräber des 2. und 3.  Jahrhunderts wurden erst mit einem 
Mausoleum und später einem Oratorium überbaut, und es müssen wohl daneben 
etliche, wenig fassbare Nebengebäude existiert haben. Der erste über dem 
Oratorium liegende Bau enthält mit einer südlichen Portikusanlage als Zugangs-
korridor eine Form, die in insgesamt sechs Kirchenphasen bis ins 9. Jahrhundert 
beibehalten wird. Noch in der romanischen und gotischen Transformation wuchs 
und veränderte sich die Kirche kontinuierlich und ermöglichte es damit, einer 
immer grösseren Gemeinschaft von Lebenden und Toten Platz zu bieten. Die 
heutige Kirche geht auf einen Nord-Süd angelegten Neubau der ersten Hälfte  
des 17. Jahrhunderts zurück. Diese baulichen Hüllen sind nicht nur ein Ort der 
Totenlege, sie dienen auch der Verehrung wichtiger Heiliger wie des namengeben-
den Mauritius, der Legende nach ein Ritterheiliger der thebanischen Legion.

Die Umgebung der Martoletkirche ist ein komplexes Nebeneinander von 
einer weiteren, in den frühesten Phasen noch undatierten Kirche («église du 
Parvis»), dem grössten bis jetzt im Wallis gefundenen Baptisterium, einer mehr-
phasigen, bis ins 7. und 8. Jahrhundert benutzten Palastanlage mit einem vierecki-
gen Podest, einer Bodenheizung und einer später eingebauten Apsis und mehre-
ren Gebäuden, die alle zur Abtei gezählt werden. Diese spannenden Einblicke in 
die detaillierten Grabungsbefunde lassen den Leser förmlich schwelgen, gerne 
würde man auch noch mehr über die jeweiligen Phasen der die Martoletkirche 
umgebenden Strukturen der Abtei und der Pilgerherberge erfahren, die ins- 
gesamt eher wenig erläutert werden. Diese Verkürzung ist wohl dem Anliegen der 
Herausgeber geschuldet, den Fokus auf die gesamten 1500 Jahre zu legen. Das 
Einbinden der archäologischen Auswertung in einen möglichst gut lesbaren Text 
ist sicher auch diesem Umstand zu verdanken. Allerdings fehlt der sonst übliche 
«Apparat» an archäologisch relevanten Tabellen (z. B. ein Verzeichnis aller 
Gräber mit den verschiedensten Grabeinbauten oder eine Tabelle mit allen C14- 
Daten, die hier einzeln aus den Fussnoten zusammengeklaubt werden müssen) 
und einzelnen Funden, die gerade in der im Wallis im Verhältnis zur Restschweiz 
relativ gut sichtbaren Spätantike wichtig wären.

Im ebenso ausführlichen zweiten Band, der eine eigene Einheit bildet und in 
dieser Besprechung nur ganz am Rande angesprochen werden kann, werden die 
materiellen Schätze des Klosters, der trésor, fachmännisch beschrieben. Beson-
dere Aufmerksamkeit gilt dem wichtigsten Bestand des Tresors: den für Heiligen-
verehrung und Kirchenrituale im Laufe der letzten eineinhalb Jahrtausende wich-
tigen Objekten. Das Resultat der Spenden und Gaben der unzähligen Pilger und 
Patrone zeigt eine Fülle an feingearbeiteten, einzigartigen Stücken, die längst 
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vergangene Welten materiell fassbar und bis zu einem gewissen Grad erfahrbar 
machen.

Mit dieser Publikation wurde das neue, massgebende Werk zu Saint-Maurice 
geschaffen, das zeigt, dass nicht nur die Stimmbänder seiner Choristen in an
dauernder Bewegung sind. Saint-Maurice ist ein ungemein spannender Ort, der 
durch die Verehrung des heiligen Mauritius eine nordeuropaweite Resonanz ge-
funden hat und der unbedingt einlädt, die didaktisch aufbereitete Ausgrabungs-
stätte mit den verschiedenen Martoletkirchen und das schöne neue Museum mit 
Kirchenschätzen seit der Zeit Karls des Grossen zu besuchen. Eine Ergänzung 
findet ein allfälliger Besuch vor Ort durch eine Vielzahl digital zugänglicher 
Schriftquellen, die auf digi-archives.org verfügbar sind. 

Lotti Frascoli, Tobias Hodel, Universität Zürich

Michael Blatter, Valentin Groebner, Wilhelm Tell. Import – Export. Ein Held 
unterwegs, Baden: Hier und Jetzt, 2016, 149 Seiten, 8 Abbildungen. 

Wie auf einem fliegenden Teppich ist er unterwegs, dieser Held – und er ist 
ein Held, weil er wandelbar ist, den Namen wechseln kann, Regeln bricht (S. 57–
58). Seine Geschichte «funktioniert», weil sie «biegsam» und «flexibel» ist (S. 62). 
Solchermassen narrativ ausgerichtet, leiten Michael Blatter und Valentin Groeb-
ner ihre Leserschaft durch ihre eigene Tell-Erzählung: vom ersten Aufscheinen 
des Apfelschusses im skandinavischen 12. Jahrhundert (oder anderer Meister-
schüsse in persischen Erzählungen etwa derselben Zeit) über die kreative Leis-
tung des Obwaldner Landschreibers Hans Schribner, der Tell um 1470 als 
Gründungsfigur zu Pergament bringt, bis zu Max Frischs zynisch-ironischen Be-
merkungen zum Wilhelm Tell für die Schule. Dabei spüren die Autoren nicht nur 
der Ambivalenz dieses erzählten und inszenierten Helden nach, dessen Taten 
zwischen den Polen anarchischer Gewalt und gerecht-freiheitsliebender Auf
lehnung gegen die Tyrannis changieren, sondern weiten auch den geographischen 
Blick weit über die Grenzen der heutigen Schweiz hinaus. 

Schon innerhalb der Eidgenossenschaft, so machen die Episoden der Frühen 
Neuzeit deutlich, konnte Tells Geschichte keine Eindeutigkeit gewinnen: Zu sehr 
divergierten bereits die politischen Interessen innerhalb der weithin wirksamen 
Luzerner Chronistik zwischen den pro-österreichischen und pro-französischen 
Parteiungen, in deren jeweiligem Umfeld (der jüngere) Diebold Schilling und 
Petermann Etterlin schrieben (S. 41–50). Nur wenige Jahrzehnte später wird 
Wilhelm Tell in den Spannungen zwischen der an adligen Lebensformen sowie 
herrschaftlicher Ordnung interessierten Luzerner Obrigkeit und den Untertanen 
im Entlebuch endgültig zu einer Figur, die gänzlich gegensätzliche Positionen 
markieren kann (S. 76–82): Im Konflikt mit aufständischen Bewegungen soll die 
Richtung der Erzählung gewaltsam korrigiert werden, nötigenfalls durch die Ver-
brennung von Drucken, die eine aufrührerische Lesart verbreiten (S. 85–86).

Im Parforceritt führen die Autoren süffig erzählt durch die Jahrhunderte und 
Länder. Aufbauen können sie dabei auf den Vorarbeiten Bernhard Stettlers, Guy 
Marchals, Jean-François Bergiers und anderer. Grundsätzlich neue Sachinforma-
tionen wollen sie gar nicht beitragen, wohl aber die Dinge auf eingängige Weise 
in eine neue Perspektive rücken. Dies gelingt ihnen ganz hervorragend, von den 
einzelnen Vignetten, etwa zum Weissen Buch von Sarnen und seinen Ent
stehungsumständen (S. 18–35), bis hin zum mitreissenden Erzählverlauf. Nicht 
immer wird jeder das moderniserende Vokabular goutieren («Grounding», S. 101; 
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die Luzerner Chronisten um 1500 als «Public-Relations-Spezialisten», S. 46) und 
manches Bild mag zumindest nicht ganz stimmig sein, etwa der mehrfach be-
mühte «fliegende Teppich». Diese Schwächen, zu denen auch ein irreführender 
Bildverweis (S. 111) zählt, sollten aber den Wert des Büchleins nicht verdecken, 
der sich im (fast) abschliessenden Kapitel zur Frage nach dem «Historische[n] im 
Ursprung» nochmals entfaltet (S. 116–127): Historische Traditionen treten als Er-
zählungen auf – und Erzählen ist eben alles andere als eine harmlose Tätigkeit. 
Wenn es aber die Erzählungen sind, die uns mit dem «Ursprung» verbinden, so 
ist dieser gerade «kein Ort, an den man zurückgehen könnte» (S. 123). 

Mit ihrem Wilhelm Tell haben Michael Blatter und Valentin Groebner eine 
eingängige Darstellung zu einer viel strapazierten Figur vorgelegt, die einem brei-
teren Publikum ihren Helden als schillernde, erfolgreiche und dabei doch pro-
blematische Figur präsentiert. Der Band ist hervorgegangen aus einem Vortrag, 
den die Autoren 2014 im Schweizerischen Nationalmuseum gehalten haben, und 
er hat die Stärken der Präsentation bewahrt. Mitreissend und effektvoll konstru-
iert, erzählen die Autoren eine widerspenstige Geschichte, die in Untiefen führt 
und dabei zugleich weit über die Titelfigur hinaus Bedenkenswertes zum interes-
segeleiteten Umgang mit Geschichte vermittelt. Und erst wenn man den schma-
len Band aus der Hand legt, fällt einem auf, dass eine Frage eigentlich gar keine 
Rolle mehr spielt – ob es ihn denn nun eigentlich wirklich gegeben haben 
könnte …� Klaus Oschema, Princeton NJ

Tom Scott, The Swiss and Their Neighbours, 1460–1560. Between Accommoda­
tion and Aggression, Oxford: OUP, 2017.

The Swiss and Their Neighbours aims at offering a reflection on the dynam-
ics of Swiss territorial expansion during the period 1460–1560. Scott’s analysis is 
built on two case studies: the first examines the Swiss conquest of Thurgau in 1460 
and the problems arising from its administration during subsequent decades  
(pp. 7–58) while a second, more developed, case study focuses on Bernese foreign 
policy and the conquest of the Pays de Vaud in 1536 (pp. 61–171). The administra-
tion of Thurgau, which became a common lordship (gemeine Herrschaft) after its 
conquest, brought to the cantons a “web of legal entanglements and territorial dis-
putes” (p. 13). The Swiss faced two main obstacles presented by the conquest: the 
administration of justice, shared by the cantons and the imperial city of Konstanz, 
and the presence of more than 130 lords (noble families, ecclesiastical institutions 
and even burghers from the surrounding cities including Zurich and Konstanz) 
possessing lower jurisdictional rights. The unstable geopolitical situation, charac-
terized by a “veritable spate” of alliances (Burgrechte / combourgeoisies) between 
the Swiss cantons and their neighbours, led to what Scott describes as a series of 
“unforeseen consequences, lack of coherent policy, and abrupt changes of direc-
tion” (p. 11). The conquest of Thurgau and the cantons’ difficult relationships with 
the actors involved led to a reorientation of Swiss foreign policy. The Perpetual 
Accord (1474) and the Hereditary Agreement (1511) between the Confederation 
and the Habsburg monarchy are, according to Scott, the best evidence of the 
search for accommodation, for a modus vivendi. In the end, the Rhine became a 
sort of “buffer zone” where an accommodation between the Swiss and southern 
Germans became a necessity (pp. 57–58). 

The second part of the book is a detailed reconstruction of the political and 
economic background and the course of events that led to Bern’s conquest of the 
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Chablais and the Pays de Vaud in 1536. Scott’s main thesis is that the outcome of 
1536 was far from being the consequence of a precise, predetermined plan of 
conquest. As for the case of Thurgau, Scott argues that after the conquest “Bern’s 
aggression yielded to accommodation” (p. 171). This conclusion needs, in the view 
of this reviewer, some additional nuance. In fact, Bernese policies with respect to 
a significant portion of the newly conquered territories – the three Bernese baili-
wicks of Thonon, Gex and Ternier-Gaillard – hardly exhibited a search for accom-
modation. Certainly, military operations had ceased, and for many decades noth-
ing comparable to the conquest of 1536 happened, but the region remained highly 
unstable and riven by tensions for at least three decades. Without entering into 
the details of a long and complex history (about which Scott is aware, cf. pp. 155–
169), the conquest of 1536 did not mean the end of conflict or of Bernese appe-
tites. These were simply transferred to another, still highly conflictual, plane:  
a legal and jurisdictional one. 

Scott’s choice of a chronological framework for the narrative might give his-
torians familiar with this region in this period the impression of reading about 
events and facts already established by the historiography. Also, the detailed nar-
rative of events makes it sometimes difficult to follow the arguments, leaving the 
reader feeling a bit overwhelmed by dates, numbers and other details. However, 
it is precisely Scott’s meticulous reconstruction that allows him to show that the 
events that actually took place were not the only ones possible, thus emphasising 
the multiple possible paths of history. Concerning the second section, Scott’s wise 
choice to stress financial issues as a key to understanding these events permits him 
to correct a historiography that, in explaining the conquest of 1536, has often 
given more importance to other factors, such as Bern’s desire to promote the 
Reformation.

Scott’s study is generally based on the materials published in the Eidgenös-
sische Abschiede. A more detailed discussion of these sources, given their im-
portance to Scott’s narrative, would have been welcome, especially for readers 
not familiar with the Swiss context (the short note at the end of the book, p. 192, 
is insufficiently detailed). A more in-depth examination of these sources, and 
particularly of the institution (the Diet) from which they originated, would have 
allowed a more nuanced conclusion (pp. 176–177). Scott poses a fundamental 
and difficult question: “How, therefore, did the Confederation operate and how 
did it survive?” and concludes that it is “unwise to search for the key to Switzer-
land’s survival primarily in institutional advances”. He maintains that “pragma-
tism and flexibility ensured that discord did not lead to disaster. Ultimately, 
aggression yielded to accommodation.” That pragmatism and flexibility were an 
important component of Swiss functioning and survival is not in doubt, but the 
role of the Diet – after all, the most important central institution – in this func-
tioning and survival deserved, at least in the conclusion, a more in-depth discus-
sion.

Finally, some of Scott’s introductory claims (pp. 3–4) will raise some eye-
brows. It is surprising to read that “a comprehensive history of Switzerland which 
dispenses with traditional pieties and does full justice to the numerous and con-
flicting aspects and aims of politics within the Confederation itself remains to be 
written. Much of Swiss history is still coloured by local (cantonal) loyalties, by re-
ligious confession, or by linguistic and cultural divisions” and that Swiss histori-
ography for the period 1460–1560 essentially focused on two themes: the Italian 
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Wars, the ‘Drang nach Süden’ and mercenary service and the Reformation and 
confessional conflicts. These judgements are oversimplifications which do not do 
justice to numerous rigorously researched works published during the last forty 
years.2 And one can only speculate about the absence in the book of reference to 
the excellent up-to-date histories of Switzerland published by François Walter,3   
Thomas Maissen,4 Volker Reinhardt5 and Georg Kreis (ed.).6 Finally, Scott’s state-
ment that the only recent synthesis in English is Jonathan Steinberg’s Why 
Switzerland? (published in 1976) is also incorrect, since English readers have at 
their disposal the precious Concise History of Switzerland by Clive H. Church and 
Randolph C. Head.7 

It is to be hoped that these brief, unfortunate historiographic comments will 
not divert readers from an unquestionably well-written book. Scott effectively 
presents the intricacies of the relevant political conflicts and provides a good 
analysis of the complexities of Swiss policy during the period 1460–1560.

Mathieu Caesar, Université de Genève

Andreas Behr, Diplomatie als Familiengeschäft. Die Casati als spanisch-mai­
ländische Gesandte in Luzern und Chur (1660–1700), Zürich: Chronos Verlag, 
2015, 383 Seiten.

Das Königreich Spanien, und unter diesem das Herzogtum Mailand, liess 
seine diplomatische Repräsentation bei den Eidgenossen und Bündnern im 
17. Jahrhundert durch Angehörige einer einzigen Familie wahrnehmen. Über vier 
Generationen hinweg besetzten die Casati, Mailänder Patrizier, die Gesandt-
schaft bei den nördlichen Nachbarn. Andreas Behr hat in seiner von Volker Rein-
hardt betreuten Freiburger Dissertation die finanziellen Bedingungen, organisa-
torischen Formen, sozialen Vernetzungen und klientelistischen Praktiken dieser 
bemerkenswerten Mission untersucht.

Auf der Makroebene der spanischen Institutionen und Aussenbeziehungen 
fällt das Phänomen einer «Gesandtschaftsdynastie» völlig aus dem Rahmen. Die 
Frage, «wie und warum die Familie Casati über 100 Jahre lang beinahe nahtlos 
den spanisch-mailändischen Gesandten in der Schweiz stellen konnte», muss 
daher auf der Mikroebene, «in der akteursbezogenen, personengebundenen Per-
spektive», beantwortet werden (S. 13). Dabei liegt der Fokus auf der letzten Phase 
der Casati-Ära, auf der dritten und vierten Generation, mit den Gesandten 
Alfonso II. (1667–1681) und Carlo (1686–1703). Diese Eingrenzung ermöglicht 
einen besseren Überblick und ist umso eher zu verantworten, als die erste Gene-
ration, mit Alfonso  I. (1594–1621), ihre Darstellung schon in Rudolf Bolzerns 
Studie Spanien, Mailand und die katholische Eidgenossenschaft (1982) gefunden 
hat.

2		  See for instance, the historiographic sketches published in Traverse. Zeitschrift für 
Geschichte – Revue d’histoire (2010/1, 2011/1, 2012/1 and 2013/1).

3		  François Walter, Histoire de la Suisse, 5 vols., Neuchâtel 2009–2010.
4		  Thomas Maissen, Geschichte der Schweiz, Baden 2010.
5		  Volker Reinhardt, Die Geschichte der Schweiz: von den Anfängen bis heute, München 

2011.
6		  Georg Kreis (ed.), Die Geschichte der Schweiz, Basel 2014. 
7		  Clive H. Church, Randolph C. Head, A Concise History of Switzerland, Cambridge 2013.
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Die besondere Rolle, welche die Casati spielten, beruhte auf spezifischen 
Voraussetzungen, sowohl in wirtschaftlicher wie in sozialer Hinsicht. Die spani-
schen Botschafter wurden im Allgemeinen schlecht entlohnt und hatten dabei 
ihre Repräsentationsspesen selbst aufzubringen. Die Casati aber schafften es, sich 
diese Auslagen von der Mailänder Finanzkammer vergüten zu lassen, die auch 
den grössten Teil ihres Lohnes zahlte. Die an Eidgenossen und Bündner auszu-
richtenden Pensionsgelder flossen den Gesandten derweil aus Madrid zu. In wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten konnten sie auf ihr Eigenkapital und auf eidgenös-
sische oder kaiserliche Kredite zurückgreifen.

Entscheidend blieb aber, dass die Casati selbst für den Fiskus tätig waren:  
Sie bekleideten regelmässig die Mailänder Quästur – und zwar parallel zu ihrer 
diplomatischen Tätigkeit. Mit diesen Doppelbesetzungen bildeten die Casati 
«eine in der Forschung bisher unbekannte, höchst erstaunliche Ausnahme» 
(S. 130) in der spanisch-mailändischen Staatsverwaltung. Eben dieser exzeptio-
nelle Umstand machte sie zu einer der höchstprivilegierten Familien Mailands. 
Durch rege Heiratsbeziehungen innerhalb der lombardischen Führungsschicht 
stabilisierten sie ihre Stellung. So konnten sie sich die Charge in Luzern und Chur 
– und damit einen interessanten «Nischenplatz» (S. 108, 133, 323, 333) in der Ver-
waltung des spanischen Gesamtreichs – dauerhaft sichern. Und umgekehrt sorgte 
das quasi-erbliche Gesandtenamt dafür, dass der Glanz ihres Namens nicht ver-
blasste.

Die spezifischen Formen der spanisch-mailändischen Vertretung in der 
Schweiz werden veranschaulicht durch einen Vergleich mit der diplomatischen 
Repräsentation Frankreichs. Der prächtige Ambassadorenhof in Solothurn war 
ein ausgesprochenes Machtzentrum und ein Knotenpunkt für den diplomatischen 
Verkehr der Eidgenossen. Frankreich war denn auch mit allen Dreizehn Alten 
Orten alliiert, verfügte über starke eidgenössische Soldtruppen und zahlte grosse 
Pensionssummen an zahlreiche Klienten. Gegen den übermächtigen französi-
schen Konkurrenten und seine aggressive Expansionspolitik versuchte Spanien-
Mailand, die Eidgenossen und Bündner als Schutzwehr für die Lombardei, als 
Korridor zur Freigrafschaft Burgund (die dennoch von Frankreich annektiert 
wurde) und als Truppenreservoir zu gewinnen. Dabei war Spanien nur mit den 
katholischen Orten der Eidgenossen verbündet, nicht aber mit den reformierten.

Die Casati mussten ihre Aufgabe mit vergleichsweise bescheidenen Mitteln 
erfüllen. So residierten sie als Gesandte über Jahrzehnte hinweg in gemieteten 
Häusern; erst 1677 erwarben sie ein Haus in Luzern. Eben damals begannen  
sie sich allerdings öfter in Chur als in Luzern aufzuhalten – wobei ihre Churer 
Adresse heute unbekannt ist.

Das diplomatische Familiengeschäft der Casati blieb stets ein ambulantes Un-
ternehmen. Die Gesandten pendelten zwischen Luzern und Chur und zogen sich 
zwischendurch auch nach Mailand zurück. Dennoch waren die beiden Gesandt-
schaftsresidenzen wichtige Soziabilitätsorte. Hier – oder auch in lokalen Wirts-
häusern – wurden in rascher Folge kostspielige, aber für die Festigung der klien-
telären Beziehungen äusserst nützliche Bankette mit bis zu 300  Teilnehmern 
gegeben. In diesem Geltungskonsum äusserte sich die patronale Freigebigkeit der 
Gesandten. Die starke Verflechtung und gute Integration der Casati in den Füh-
rungsgruppen ihrer Gastländer werden belegt durch die Patenschaften, welche 
die Stadt Luzern und die Drei Bünde für je einen Spross der Mailänder Familie 
eingingen.



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

475

Um die Erlaubnis zur Söldneranwerbung oder für Truppendurchzüge zu er-
wirken, traten die spanisch-mailändischen Gesandten mit bestimmten Akteuren 
der einzelörtischen und gesamteidgenössischen sowie der bündnerischen Politik 
in Kontakt. Diesen Männern verschafften sie jeweils Gratifikationen, Pensionen 
und Solddienst-Kommandos. Während sich auf gesamteidgenössischer Ebene 
einige wenige bedeutende Brokers als Partner anboten, galt es in den Drei Bün-
den – wo die Gemeinden am Staatsruder standen – eine Vielzahl von Klienten 
oder potenziellen Brokers zu gewinnen.

Bei dem weit verzweigten Netzwerk der spanischen Parteigänger in den Drei 
Bünden ist die genaue Funktion der einzelnen Akteure manchmal nicht leicht zu 
rekonstruieren. Interessanterweise gehörten gerade auch Mitglieder reformierter 
Familien aus dem Engadin, dem Zehngerichtebund (Davos, Prättigau) und Chur 
zur spanischen Klientel. Hier zeigt sich die immense Bedeutung des Mailänder 
Kapitulats von 1639, das vom Autor allerdings nicht immer ganz schlüssig einge-
ordnet wird. Es stellte keine «Bündniserneuerung» (S. 144) dar, sondern bildete 
den ersten Vertrag überhaupt, der zwischen Spanien und den Drei Bünden ab
geschlossen wurde. Und es beruhte nicht etwa darauf, dass die Spanier in den 
kriegerischen Auseinandersetzungen um das Veltlin die Franzosen besiegt hätten 
(S. 32), sondern darauf, dass die – mehrheitlich reformierte – Bündner Führungs-
gruppe sich für einen Bündniswechsel von Frankreich zu Spanien entschieden 
hatte.

Schliesslich werden die «Grenzen der Verflechtung» diskutiert. Ein bedeu-
tendes Hindernis für die Ausdehnung des spanischen Einflusses war die tradi
tionelle (Selbst-)Wahrnehmung Spaniens als dezidiert katholische Macht. Die 
Hürde des konfessionellen Gegensatzes stellte sich den Gesandten im Verhältnis 
zu den reformierten Orten der Eidgenossenschaft schroff entgegen. Deutlich ent-
spannter waren die Beziehungen zu den reformierten Bündnern, nachdem diese 
den spanischen Dienst als neue Hauptressource entdeckt hatten. Die Casati be-
sassen aber auch die Weisheit, sich aus innerbündnerischen Konfessionskonflik-
ten herauszuhalten – wie das Kapitulat es verlangte – oder sogar als (annähernd) 
neutrale Makler darin zu vermitteln. Ausgesprochen pragmatisch, ganz am Ziel 
der politischen Befriedung ausgerichtet war ihre Haltung in den brisanten Fragen 
des Wohnsitzes von Reformierten im Veltlin und der Kapuzinermission in ge-
mischtkonfessionellen oder reformierten Gebieten Graubündens. 

Die vorliegende Arbeit überzeugt durch ihre breite Quellengrundlage und 
durch deren umsichtige Auswertung wie auch durch eine reflektierte und dabei 
doch recht anschauliche Begrifflichkeit. Die allgemeine Frage, ob man das Pen-
sionenwesen als Phänomen einer (zwar systemischen, aber eben doch illegitimen) 
«Korruption» charakterisieren dürfe oder solle, wird vom Autor verneint mit dem 
Argument, dass Pensionszahlungen – und zwar gerade auch solche an Einzelper-
sonen – für die Mechanik der eidgenössischen und bündnerischen Aussenbe
ziehungen ein durchaus funktionsnotwendiges «Schmiermittel» bildeten (S. 258).

Florian Hitz, Chur

Hans-Peter Bärtschi, Die industrielle Schweiz vom 18. ins 21. Jahrhundert. Auf­
gebaut und ausverkauft, Baden: Hier und Jetzt, 2011, 307 Seiten, zahlreiche Ab
bildungen.

Wie der Titel andeutet, verfolgt das vorliegende Buch einen zweifachen 
Zweck: Es gibt einen Überblick über die Schweizer Industriegeschichte und be-



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

476

fasst sich kritisch mit der Deindustrialisierung der Schweiz. Publiziert im Jahr 
2011, hat das Buch wenig an Aktualität verloren.

Der Autor, Architekt sowie Technik- und Wirtschaftshistoriker, befasst sich 
seit Jahrzehnten mit der Schweizer Industriearchäologie und -kultur. Das Buch 
bildet eine grosse Zusammenfassung seines breiten Wissens über die Unterneh-
menslandschaft der Schweizer Industrie. Es ist reich illustriert mit Fotos von 
ehemaligen Fabriken und Industriedenkmälern, die vom Autor selbst oder aus 
seinem Dokumentationsarchiv stammen. 

Als Kompendium der Industriegeschichte bietet das Buch einen ausgezeich-
neten und anschaulichen Überblick über die wichtigen Industriebranchen vor 
allem des 19. und 20. Jahrhunderts. Die neun Kapitel behandeln folgende Wirt-
schaftszweige: Bergbau, Genussmittel, Textilien, Papier und Druck, Chemie und 
Pharma, Uhren und Apparate, Schwerindustrie, Energie sowie Verkehr. Unter-
abschnitte skizzieren die Geschichte zahlreicher Unternehmen. Grossunterneh-
men wie Sulzer oder Alusuisse sind ebenso vertreten wie kleinere und mittel
grosse Firmen, zum Beispiel die 1968 geschlossene Schokoladenfabrik Cima 
Norma im Tessin (S. 55). Das längste Kapitel mit dem Titel «Geplünderte Schwer-
industrie» widmet sich der Metall-, Elektro- und Maschinenindustrie. Anmerkun-
gen, eine Kurzbibliografie und ein Epilog (von Oliver Fahrni) runden das Buch ab.

Den zweiten Zweck seines Buchs, die kritische Beschäftigung mit der De
industrialisierung, erfüllt der Autor etwas weniger überzeugend. Die folgende 
Passage über die Waffenfabrik Oerlikon-Bührle zeigt exemplarisch das etwas 
pauschale Erzählmuster: «1980 erreichte [das] Unternehmen durch allerlei Auf-
käufe als Holding mit 37 000 Beschäftigten den Zenit. In den 1990er-Jahren jagte 
eine Umstrukturierung die andere. 2000 hiess das Unternehmen mit nunmehr 
noch knapp 15 000 Beschäftigten Unaxis» (S. 194). Am Niedergang und an den 
Arbeitsplatzverlusten in diesem und in anderen Fällen waren gemäss Bärtschi 
Unternehmensleiter und Manager, Raider und neue Investoren sowie Finanzleute 
gleichermassen beteiligt.

Während Bärtschi die Umstrukturierungen, Fabrikschliessungen und Ent-
lassungen detailliert beschreibt, bleiben die strukturellen Probleme, die zu den 
akuten Unternehmenskrisen und zur beklagten «Verscherbelung» der Industrie-
kompetenz führten, unterbelichtet. Die Restrukturierungsversuche waren nicht 
der Anfang des Übels, sondern Reaktionen auf tieferliegende Probleme. Zweifel-
los gab es Geld- und Machtgier, Inkompetenz und Fehleinschätzungen, aber die 
Industrieunternehmen gerieten nicht von heute auf morgen in die Krise. Vielmehr 
wurden in den goldenen Zeiten der 1950er und 1960er Jahre Überkapazitäten auf-
gebaut, Kräfte verzettelt und Innovationen nicht gut genug vermarktet. Es wurden 
stille Reserven thesauriert, was die unterbewerteten Unternehmen zu Über
nahmezielen machte. Der Autor weist an manchen Stellen auf solche Entwicklun-
gen hin. In Erinnerung bleibt etwa der Hinweis, die Textilindustrie hätte mehr in 
Innovationen als in Maschinen investieren sollen (S.  86). Bärtschis Industrie
panorama macht ausserdem klar, wie viele Branchen (von der Brauerei bis zur 
Herstellung von Stromzählern) von Subventionen und Kartellen profitierten. Als 
in den 1990er Jahren diese Schutzwälle wegfielen und gleichzeitig die internatio-
nale Konkurrenz stärker wurde, war manche Unternehmenskrise unvermeidlich. 

Das Industriezeitalter war eine dynamische Zeit. Verschiedene von Bärtschis 
Fallbeispielen dokumentieren primär den Umbau des Industriesektors und nicht 
dessen Abbau: Viele Bergwerke kamen von Anfang an nie auf einen grünen 
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Zweig und wurden schon bald wieder geschlossen. Oder die Textilindustrie als 
typische Vertreterin der «ersten industriellen Revolution» verlor bereits in der 
Zwischenkriegszeit massiv an Bedeutung. Bärtschi kommentiert hierzu selber, bis 
1929 hätte sie «als Motor der Industrialisierung die Gesellschaft umgewälzt und 
andere Industriezweige initiiert» (S. 65). Dass aus verschwindenden Branchen 
neue, innovative Wirtschaftszweige hervorgegangen sind, dass sich die Schweizer 
Wirtschaft mit Erfolg immer wieder neu erfunden hat, das unterschätzt Bärtschi 
aufgrund seines Fokus auf die Industrie.

Die Deindustrialisierung bedeutete glücklicherweise nicht das Ende der 
Schweizer Wirtschaft. Denn im Dienstleistungssektor ist die Beschäftigung  
rasant gewachsen. In diesem Zusammenhang empfiehlt sich das ebenfalls 2011 
publizierte Buch Wirtschaftswunder Schweiz der beiden Ökonomen R. James 
Breiding und Gerhard Schwarz8 zur ergänzenden Lektüre. Die Autoren operie-
ren ebenfalls auf der Mesoebene von zentralen Wirtschaftsbranchen und ihren 
Unternehmen. Sie behandeln aber auch Dienstleistungsbranchen, wie Tourismus, 
Banken, Logistik oder Architektur. Und sie deuten den Strukturwandel der 
Industrie positiver, etwa die Konzentration auf innovative Nischenprodukte wie 
Medizintechnik. 

Während sich die Unternehmensgeschichte jahrzehntelang nur für Erfolgs-
geschichten interessierte, ist es Bärtschi zu danken, dass er die Deindustrialisie-
rung dokumentiert. Auch wenn ab und zu die Rede von der Re-Industrialisierung 
ist, setzt sich die von Bärtschi beschriebene Entwicklung seit dem Erscheinen des 
Buchs fort. Beispielsweise hat die Chemie Uetikon, die 2011 noch produzierte 
(S. 110), ihre Fabriktore 2016 ebenfalls geschlossen. Immerhin ist die absolute 
Zahl der Beschäftigten im Industriesektor in den letzten Jahren stabil geblieben.

Martin Lüpold, Universitätsbibliothek Wirtschaft –  
Schweizerisches Wirtschaftsarchiv, Basel

Patricia Purtschert, Harald Fischer-Tiné (Hg.), Colonial Switzerland. Rethinking 
Colonialism from the Margins, Basingstoke: Palgrave Macmillan 2015 (Cambridge 
Imperial and Postcolonial Studies), 323 Seiten, 10 Abbildungen.

In der Schweiz fanden postcolonial studies lange erstaunlich wenig Gehör. 
Auch unter HistorikerInnen hörte man sagen, die Rede von einer (post)kolonia-
len Schweiz mute widersinnig an, da das Land ja nie Kolonien besessen habe. Seit 
ein paar Jahren entwickelt sich jedoch ein Bewusstsein dafür, dass auch Länder 
ohne Kolonien Teil hatten an der kolonialen Tradition Europas und umgekehrt 
durch diese bis heute geprägt werden. Hier setzt der von Patricia Purtschert und 
Harald Fischer-Tiné herausgegebene Sammelband Colonial Switzerland. Rethin-
king Colonialism from the Margins an. Zwölf Beiträge nehmen die Schweiz darin 
als ein Land in den Blick, das zwar am Rande des kolonialen Projektes situiert 
war, die Standortvorteile innerhalb dieser Matrix jedoch profitabel zu nutzen 
wusste. Der Fokus liegt auf dem «kolonialen Imaginären» der Schweiz: einer viel-
schichtigen Kultur aus kolonial geprägten Normen, Einstellungen, Bildern und 
Praktiken. Anders als die offiziellen Kolonialmächte, die nach dem Zweiten Welt-
krieg eine Phase der Dekolonisierung durchliefen, sei diese auch in der Schweiz 

8		  R. James Breiding, Gerhard Schwarz, Wirtschaftswunder Schweiz. Ursprung und 
Zukunft eines Erfolgsmodells, Zürich 32016.
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wirkmächtige Kultur hierzulande jedoch kaum kritisch hinterfragt und aufge
arbeitet worden, so die Herausgeberin und der Herausgeber in der Einleitung. 
Das Unverständnis, das die Rede von einer kolonialen Schweiz bis heute auslöst, 
deuten sie als Symptom einer «kolonialen Amnesie», die zwischen «kolonialer Na-
ivität» und «kolonialer Komplizenschaft» hin und her schwankt. 

Im ersten Teil des Bandes, der sich den wechselseitigen Austauschbeziehun-
gen zwischen Kolonialismus und Wissenschaft widmet, geht Bernhard Schär von 
der Gleichzeitigkeit aus, die zwischen der europäischen Expansion in die Tropen 
und den Anfängen der Schweizer Alpenforschung im frühen 18. Jahrhundert be-
stand. Der Beitrag legt dar, dass der imperiale Rahmen, in dem wissenschaftliche 
Akteure und Konzepte zwischen den Tropen und der Schweiz zirkulierten, eine 
notwendige Bedingung für die Entdeckung des «homo alpinus» wie auch der «Ur-
schweiz» darstellte. Am Beispiel des global zirkulierenden Konzepts der «Rasse» 
zeigt Pascal Germann exemplarisch die Effekte auf, die der Erfahrungsraum des 
europäischen Imperialismus in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts auf die Ent-
stehung der Eugenik in der Schweiz hatte. Deutlich wird hier insbesondere, wie 
sich die Machtasymmetrien des imperialen Kontextes in Messmethoden und 
Differenzkategorien einschrieben, die bald auch die Wahrnehmung und Be
wertung von Differenzen innerhalb der Schweizer Bevölkerung anleiteten. Dem-
gegenüber beleuchtet Lukas Meier den Alltag von Schweizer WissenschafterIn-
nen, die im Schatten der französischen Kolonialmacht an der Elfenbeinküste 
forschten. Ausgehend vom dort 1951 gegründeten, an eine französische Initiative 
angegliederten Centre suisse de recherches scientifiques (CSRS), zeigt der Beitrag 
die unterschiedlichen Verständnisse von Kolonialismus auf, die hier neben und 
gegeneinander bestanden.

Im zweiten Teil zu (post)kolonialen Ökonomien illustriert der Beitrag von 
Andreas Zangger einleuchtend, inwiefern die Rede von einem «informellen» 
Schweizer Kolonialismus Sinn macht. Im Zentrum stehen die informellen Netz-
werke von Schweizer Händlern, Wissenschaftern und Ingenieuren in Südostasien, 
die sich gleichsam im Fahrwasser der Kolonialmächte profitabel in deren Dispo-
sitive einzufügen wussten, andererseits aber stets auch darum bemüht waren, ihre 
Entschweizerung durch spezifische Normen und Rituale in Grenzen zu halten. 
Angela Sanders wiederum lenkt den Blick auf die wirtschaftlichen und entwick-
lungshelferischen Beziehungen der Schweiz zu Peru. Sanders zeigt, wie die viel 
zitierte Gleichsetzung von Anden und Alpen der Schweizer Seite als Argument 
diente, um in den 1960er Jahren ein spätkoloniales Hilfsprojekt im Bereich der 
Milchwirtschaft durchzuführen. Rohit Jain plädiert dafür, die postcolonial studies 
mit ihrem Fokus auf Kultur stärker zurückzubinden an die Analyse wirtschaft
licher Entwicklungen. Sein auf die Gegenwart fokussierter Beitrag geht von der 
gleichzeitigen Popularisierung und Exotisierung der indischen Kultur in der 
Schweiz aus. Wie Jain betont, ist dieser Prozess nur zu verstehen, wenn man sich 
die Liberalisierung der indischen Wirtschaft seit den 1990er Jahren vor Augen 
führt, mit der neue Personengruppen – wie Touristinnen und IT-Fachleute – hier-
zulande auftauchten. Nach Ansicht des Autors ist die Exotisierung als ein Versuch 
zu werten, die wachsende wirtschaftliche Macht Indiens – und die damit ver-
knüpften Verunsicherungen in Hinblick auf den schweizerischen Überlegenheits
anspruch – symbolisch zu verarbeiten. 

Nahtlos schliesst daran der dritte Teil zu (post)kolonialen Selbstbildern an. 
Gestützt auf das Tagebuch der Schweizer Ärztin Bertha Hardegger, die von 1937 
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bis 1970 in Lesotho als erste weisse Missionsärztin tätig war, fragt Ruramisai 
Charumbira, inwiefern der Wille zur Hilfe auch in diesem Fall dazu beitrug, das 
afrikanische Bewusstsein zu kolonisieren. In den Höhen des Himalaya setzt 
Patricia Purtscherts Beitrag an, der die Bedeutungsdimensionen der Mount-
Everest-Expedition eines Schweizer Teams im Jahr 1952 freilegt. Wie die Auto-
rin überzeugend darlegt, ging es bei diesem Vorhaben, das von den Schweizer 
Medien enthusiastisch mitverfolgt wurde, nicht zuletzt darum, die Position der 
Schweiz in der (post)kolonialen Weltordnung neu festzulegen. Im Unterschied 
zum 19. Jahrhundert, als Schweizer Bergführer sich als Handlanger britischer 
Bergsteiger verdient gemacht hatten, nahmen die «Swiss Sahibs» am nepale-
sischen Berg, der die Welt bedeutete, nunmehr eine führende Rolle ein. Daran 
anschliessend geben Patricia Hongler und Marina Lienhard erhellende Einblicke 
in die Erfahrungsgeschichte des (Post)Kolonialismus. Basierend auf Selbstzeug-
nissen junger SchweizerInnen, die zwischen den 1940er und 1970er Jahren für 
transnationale Firmen oder als EntwicklungshelferInnen in ehemaligen Kolonien 
tätig waren, zeichnen sie nach, wie diese ihre widersprüchliche Position im Zuge 
der Dekolonisierung wahrnahmen, zu legitimieren suchten und in den 1970er Jah-
ren immer stärker problematisierten. 

Im vierten Teil zum Themenfeld (post)kolonialer Politik und Gegenpolitik 
beleuchtet Harald Fischer-Tiné die Schweiz für einmal nicht als heimliche Kom-
plizin oder Profiteurin des imperialen Projektes, sondern als Plattform von 
antikolonialem Widerstand. Mit seiner Mikrostudie zum indischen Aktivisten 
Shyamji Krishnavarma, der von 1914 bis 1930 im Schweizer Exil in Genf lebte 
und von dorther ein antiimperiales Netzwerk aufbaute, gelingt Fischer-Tiné ein 
ungewohntes Porträt der Schweiz von den Rändern her und zugleich der Nach-
weis, dass sich helvetische Institutionen und Werte (wie Neutralität und Huma-
nität) für koloniale ebenso wie für antikoloniale Projekte nutzen liessen. Im da-
rauf folgenden Beitrag geht Ariane Knüsel dem offiziellen China-Bild der 
Schweiz in den 1920er Jahren nach. Die Autorin sucht Zeitungsartikel, die der 
Schweizer Generalkonsul in Shanghai 1923 im Schweizerischen Handelsblatt ver-
öffentlichte, nach (post)kolonialen Stereotypen ab. Der letzte Beitrag von Anne 
Lavanchy wiederum analysiert, wie eherechtliche Vorschriften auf dem Zivil-
standsamt administrativ umgesetzt werden. Wie Lavanchy darlegt, kommen in 
der Schweiz seit 2008 fragwürdige Verfahren zur Entlarvung «falscher Ehen» 
zum Einsatz, in die eine rassistische Hermeneutik des Verdachts eingeschrieben 
ist.

Colonial Switzerland ist ein äusserst lesenswertes Buch. Es macht das Inno-
vationspotential anschaulich, das Fragen und Perspektiven aus dem Bereich der 
postcolonial studies für ein komplexeres Verständnis der Geschichte der Schweiz 
haben können. Zwar fällt das Zusammenführen von theoretischen Ansätzen und 
Quellen nicht immer gleich überzeugend aus und wirkt an einigen Stellen etwas 
unverbunden. Insgesamt erschliesst der Band aber Neuland und stellt ein Feld 
bereit, das weiterer Aufarbeitung harrt. Wie Shalini Randeria in ihrem syntheti-
sierenden Schlusswort betont, ist es hierzu unerlässlich, sich von gängigen Analy-
sekategorien, Periodisierungen und Raumkonzepten zu lösen – und diese mit
unter selbst zum Gegenstand der Analyse zu machen. Dass die Geschichte der 
Schweiz von einer postkolonialen Perspektive profitieren kann, steht ausser Frage, 
und die Beiträge des Bandes machen anschaulich, wie sich dieser Ansatz opera-
tionalisieren lässt. Ob die Schweiz für die postcolonial studies interessant ist, wäre 
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weiter zu diskutieren. Wie Randeria betont, verkörpert der schweizerische «Ko-
lonialismus ohne Kolonien» in der Kolonialgeschichte zwar eine Ausnahme, in 
der Gegenwart ist er jedoch zur Norm geworden. So gesehen wäre es durchaus 
denkbar, dass die Schweizer Geschichte für einmal einen Beitrag zum Verständnis 
der europäischen Gegenwart leisten könnte.� Brigitta Bernet, Universität Basel

Franziska Rogger, «Gebt den Schweizerinnen ihre Geschichte!» Marthe Gosteli, 
ihr Archiv und der übersehene Kampf ums Frauenstimmrecht, Zürich: Verlag 
Neue Zürcher Zeitung, 2015, 395 Seiten, 130 Abbildungen.
Kristina Schulz, Leena Schmitter, Sarah Kiani, Frauenbewegung. Die Schweiz 
seit 1968. Analysen, Dokumente, Archive, Baden: Hier und Jetzt, 2014, 235 Sei-
ten, 27 Abbildungen.

«Ohne Gleichberechtigung in der Geschichte wird die Frau nie gleichberech-
tigt sein», stellte die kürzlich verstorbene Schweizer Frauenrechtlerin Marthe 
Gosteli fest (Rogger, S. 225). Zwei jüngst erschienene Publikationen haben sich 
dieser Herausforderung für die Schweizer Geschichte gestellt: Sie setzen sich mit 
der Geschichte der Schweizer Frauenbewegung(en) auseinander.

Franziska Rogger hat eine dreigeteilte Monographie verfasst. Im ersten Teil 
zeichnet sie die Geschichte der Frauenbewegung bis zur Einführung des Frauen-
stimmrechts 1971 unter besonderer Berücksichtigung der Rolle des Bundes 
Schweizerischer Frauenorganisationen (BFS) nach; im zweiten beschreibt sie die 
Biographie Marthe Gostelis und im dritten untersucht sie am Beispiel der Fami-
lie Gosteli Geschlechterrollen von 1735 bis 1915. Einen anderen Ansatz und zeit-
lichen Fokus verfolgen Kristina Schulz, Leena Schmitter und Sarah Kiani. Ihr 
Buch hat den Anspruch, zugleich eine theoretische Grundlage für die Erfor-
schung der Frauenbewegung in der Schweiz seit 1968, eine Quellensammlung und 
-edition sowie ein Archivführer zu sein. Neben einem Archivverzeichnis, das Be-
stände zur Schweizer Frauenbewegung aus zwanzig verschiedenen Archiven auf-
listet, und einer ausführlichen Bibliographie (einschliesslich unveröffentlichter 
Literatur) bietet das Buch Analysen zu vier «Knotenpunkten der Mobilisierung»: 
1968–1978, 1975–1981, 1981–1996 und 1995–2011.

Roggers Monographie ist gleichsam eine Hommage an Marthe Gosteli. 
Gostelis äussert interessantes Leben wird von der Autorin sehr gut in die gesell-
schaftlichen Entwicklungen in der Schweiz eingeordnet. Der persönliche Ton, den 
Rogger dabei anschlägt, ist zugleich die Stärke, aber auch eine Schwäche ihres 
Werks. Einerseits handelt es sich dabei aus Sicht einer feministischen Geschichts-
schreibung um eine interessante Strategie, entzieht sich Rogger doch damit dem 
objektivierenden akademischen Duktus. Dazu gehört auch der besondere Auf-
bau des Buchs, zum Beispiel die durch die gesamte Monographie gestreuten  
O-Töne Gostelis aus Interviews mit der Autorin. Diese machen Gosteli zum or-
ganisierenden Zentrum der Erzählung und brechen die ereignisgeschichtlicheren 
Passagen immer wieder mit einem Perspektivenwechsel auf. Es gelingt Rogger, 
durch diese Nähe Sympathien für die Protagonistin zu wecken sowie die Leserin 
direkt abzuholen. Andererseits ist diese Nähe teilweise auch irritierend, etwa 
wenn Gostelis Lieblingsmahlzeit ausführlich beschrieben wird. Ärgerlicher ist die 
mangelnde Distanzierung Roggers aber, wenn sie unhinterfragt Gostelis Narra-
tiv der Geschichte der Schweizer Frauenbewegung übernimmt. So führt die Frus-
tration Gostelis über das mangelnde Interesse der «Neuen» Frauenbewegung am 
BFS und ihre Wahrnehmung, die Geschichtsschreibung habe sich stets nur für 
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erstere interessiert, zu einer zu starken Dichotomisierung zwischen der «Alten» 
und der «Neuen» Frauenbewegung, welche die Kontinuitäten und Überschnei-
dungen ausser Acht lässt. Es entsteht der Eindruck, der BFS habe still im Hinter-
grund alle Fäden gezogen und die lauten und unorganisierten 68erinnen hätten 
dann die Lorbeeren geerntet. Rogger geht sogar so weit zu behaupten, dass die 
Geschichte «des langen Kampfs für politische Rechte» der Schweizer Frauen «bis 
heute nie erzählt» worden sei (S. 13). In diesen und ähnlichen Aussagen wird eine 
Kritik an der akademischen Geschichtsschreibung laut, die zwar nicht gänzlich 
ungerechtfertigt ist, aber doch zu weit führt. Trotzdem ist Roggers Aufarbeitung 
der Quellen des BFS wichtig. Entstanden ist eine interessante Monographie, die 
durch den Fokus auf Gosteli und deren Faszination für Geschichte zeigt, dass sich 
der politische Kampf auch in den Archiven abspielt.

Dessen sind sich Schulz, Schmitter und Kiani ebenfalls bewusst, weshalb ihr 
Buch eine Einladung an Forscherinnen und Forscher ist, sich stärker mit den 
Archiven der Schweizer Frauenbewegung auseinanderzusetzen. Als Wegleitung 
bieten die drei Autorinnen die Überblickstexte über verschiedene «Knotenpunkte 
der Mobilisierung» der Frauenbewegung seit 1968 und damit auch den Versuch 
einer Periodisierung an. Für jeden der Zeiträume wird danach gefragt, wie die 
Akteurinnen mobilisiert wurden und sich vernetzten, wer die Trägerinnen der 
Dynamik waren, wie der Aktions- und Organisationsmodus aussah, mit welchen 
Themen sich die Frauen hauptsächlich auseinandersetzten und in welchem Ver-
hältnis sie zu Institutionen und zur Institutionalisierung standen. Illustriert wer-
den die einzelnen Kapitel mit zahlreichen annotierten Quellen wie beispielsweise 
Flugblätter, Versammlungsprotokolle und Zeitungsartikel. Das Buch bietet einen 
sehr guten Einstieg in die Materie und ermöglicht einen Überblick über die The-
menvielfalt, die Aktionen und die Akteurinnen der Neuen Frauenbewegung. 
Schulz, Schmitter und Kiani gelingt es in ihrer Analyse ausserdem zu zeigen, was 
das «Neue» an der «Neuen Frauenbewegung» war, ohne aber die Kontinuitäten 
zur und die Zusammenarbeit mit der bürgerlichen Frauenbewegung zu unter-
schlagen. Positiv zu erwähnen ist auch, dass die Autorinnen Exklusionen und 
Kämpfe innerhalb der Frauenbewegung thematisieren. So dokumentieren sie zum 
Beispiel den «Lesben-Hetra-Konflikt», der Ende der 1980er Jahre in der Frauen-
Kino-Gruppe der Reitschule in Bern entstand (S. 134f.). Leider findet hingegen 
die Problematisierung von Rassismus, die in den 1980er und 1990er Jahren inner-
halb feministischer Gruppierungen und Zeitschriften stattfand, keine Erwäh-
nung. Durch den Handbuchcharakter ist das Werk sehr informativ, aber strecken-
weise auch ziemlich trocken – gerade im Kontrast zur oftmals lebhaften Sprache 
der Quellen. Der Struktur des Buches mit denselben Unterkapiteln für jeden Zeit-
raum sowie der Tatsache, dass die gewählten Zeiträume natürlich nicht in sich 
selbst geschlossen sind, ist es geschuldet, dass die Erläuterungen teilweise etwas 
repetitiv und redundant daherkommen. Dennoch ist das Buch grundsätzlich sehr 
gelungen und bietet sich, nicht zuletzt wegen der übersichtlichen Unterteilung und 
der annotierten Quellenbeispiele, auch zur Verwendung für den Geschichts
unterricht an. Die Quellenauswahl macht Lust auf mehr und lässt erahnen, welche 
Schätze in den aufgeführten Archiven lagern.

Bei allen Unterschieden weisen die beiden Publikationen auch Gemeinsam-
keiten auf. So wird die Bedeutung des Archivs als politisches Instrument betont. 
Auch geht aus beiden Büchern hervor, dass die Frauenbewegung in der Schweiz 
nicht losgelöst von anderen Frauenbewegungen betrachtet werden kann. Schulz’, 
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Schmitters und Kianis Quellenauswahl zeigt zum Beispiel den Kontakt der 
Schweizer Frauenbewegung zur Women’s Liberation in den USA und die Faszi-
nation der Akteurinnen für die Black Panther. Rogger beschreibt Gostelis 
England-Aufenthalt als prägend für ihre politische Arbeit, ebenso ihre Arbeit für 
den United States Information Service, bei dem sie Einblick in amerikanische Frau-
enrechtspolitik erhielt. 

Was in beiden Publikationen fehlt, sind Hinweise auf die Rolle Schwarzer 
Frauen und anderer Frauen of Color. Zwar erwähnen Schulz, Schmitter und 
Kiani, dass Migration seit den 1980er Jahren zu den Themen der Frauenbewegung 
gehört und nennen zum Beispiel das Fraueninformationszentrum (FIZ), welches 
sich seit 1985 gewaltbetroffener Migrantinnen annimmt (S. 113, S. 149). Aber die 
Selbstorganisation solcher Frauen, gerade auch derer, die nicht (oder nicht kürz-
lich) migriert waren, etwa im Treffpunkt Schwarzer Frauen in Zürich,9 wird nicht 
thematisiert. Die Suche nach deren Stimmen und Spuren würde den Blick öffnen 
für Ausschlüsse und blinde Flecken innerhalb der Frauenbewegung sowie für wei-
tere Fronten im Kampf um Gleichberechtigung. Dazu müssten die Archive aber 
auch gegen den Strich gelesen werden, denn diese sind eben nicht nur Instrumente 
im politischen Kampf, sondern bilden auch Machtverhältnisse ab.

Marina Lienhard, Zürich

Grégoire Gonin, Redécouvrir la porcelaine de Nyon (1781–1813). Diffusion et 
réception d’un artisanat de luxe en Suisse et en Europe du XVIIIe siècle à nos 
jours, Neuchâtel: Editions Alphil, 2017, 128 pages, 78 illustrations.

Dans cet ouvrage d’excellente facture esthétique et littéraire – la qualité des 
illustrations et de l’expression font de sa lecture un véritable plaisir des sens –, 
Grégoire Gonin nous emmène sur les traces d’un objet de luxe tombé dans  
l’oubli, à savoir la porcelaine de Nyon. Tel un détective menant une enquête mi-
nutieuse, l’auteur donne toute sa mesure à la dimension de recherche de l’histoire, 
rassemblant patiemment les indices nécessaires à son analyse. Confronté parfois 
au silence des sources, il élabore alors des hypothèses propices à stimuler la 
réflexion et l’intérêt de son lecteur, amenant ce dernier à dévorer l’ouvrage à la 
manière d’un roman policier. 

À cette qualité de la démarche et du récit historiques vient s’ajouter l’intérêt 
de l’approche méthodologique qui invite au décloisonnement des disciplines 
académiques. Positionnant l’objet d’étude à la croisée de l’histoire, de l’histoire de 
l’art, de la sociologie et de l’économie, l’auteur retrace son parcours sur plus de 
deux siècles, cherchant à en faire, selon ses termes, un «fait socio-historique ‹total› 
(Marcel Mauss)». La porcelaine de Nyon est ainsi analysée dans toutes les dimen-
sions de sa vie sociale, de la production à la patrimonialisation en passant par la 
commercialisation et la diffusion sociale. Ce faisant, Grégoire Gonin nous montre 
comment et pourquoi les usages, les représentations et la valeur économique d’un 
même objet évoluent au cours du temps, en relation avec l’évolution parallèle des 
contextes économique, social et culturel. Dans l’impossibilité de retracer dans le 
détail toute la période embrassée, l’auteur prend le parti de se focaliser sur 
quelques moments-clés de l’histoire de son objet en leur donnant une épaisseur 

9		  Vgl. zu dessen Geschichte: Shelley Berlowitz et al., Terra incognita? Der Treffpunkt 
Schwarzer Frauen in Zürich, Zürich 2013.
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et une complexité remarquables, notamment par le soin mis à dépeindre les 
acteurs socio-économiques impliqués.

Après un premier chapitre qui discute de l’historiographie consacrée à la por-
celaine de Nyon, les chapitres deux et trois portent sur la période de production 
courant de 1781 à 1813. L’auteur y questionne la localisation de l’entreprise, son 
financement ou encore l’évolution de ses marchés. Dans son analyse de l’échec de 
la manufacture, Grégoire Gonin privilégie les choix stratégiques des dirigeants 
comme facteur explicatif, estimant qu’en visant une production de qualité supé-
rieure, ils font preuve d’une mauvaise capacité d’adaptation aux attentes de la 
clientèle. En dépit de l’arrêt de la production en 1813, la porcelaine de Nyon bé-
néficie d’une deuxième vie à partir de 1850, retrouvant grâce auprès des consom-
mateurs. Dans le chapitre quatre, l’auteur analyse «les médiations sociales et les 
circonstances de la redécouverte de la porcelaine de Nyon». Il met en évidence 
l’importance du contexte culturel et en particulier de la valorisation du patri-
moine artistique et artisanal national à travers différents canaux tels que les 
expositions, les musées ou les sociétés savantes. La commercialisation des objets 
passe désormais par les antiquaires. Quant au chapitre cinq, il s’intéresse au mar-
ché spécifique de la porcelaine de Nyon, mettant en évidence deux glissements. 
Souvent collectionneur, l’acheteur appartient de moins en moins au patriciat et de 
plus en plus à la bourgeoisie enrichie désireuse d’affirmer son statut social. Au fil 
du temps, la valeur symbolique de l’Antiquité a par ailleurs tendance à s’effacer 
au profit de la valeur spéculative que procure un marché de l’art en pleine expan-
sion. En se fondant sur une analyse des prix inédite, l’auteur établit un apogée 
commercial entre 1920 et 1950, qui est suivi d’une phase de stagnation, puis d’un 
écroulement de la demande depuis le tournant du XXIe siècle.

De toute évidence, l’apport historique de l’ouvrage dépasse celui d’une simple 
étude de cas consacrée à un objet de luxe. À l’instar de recherches développées 
en histoire sociale et culturelle des techniques, autour de la bicyclette par exemple, 
la contribution de Grégoire Gonin montre qu’un même objet peut avoir plusieurs 
vies à des époques différentes. La démonstration est d’autant plus intéressante 
que l’évolution des usages n’est dans ce cas pas liée à une transformation tech-
nique de l’objet lui-même – les spécificités du vélo de montagne (matériau léger, 
pneumatique résistante, dérailleur performant) lui ouvrent de nouveaux usages –, 
mais repose uniquement sur des évolutions sociales et culturelles de son environ-
nement. À noter que la valeur de la porcelaine de Nyon, comme c’est le cas pour 
beaucoup d’objets de luxe, n’est que peu fonction des coûts de sa production, mais 
dépend avant tout des représentations sociales, elles-mêmes influencées par des 
effets de mode.

S’il fallait mettre quelques bémols au concert de louanges qui précède, ceux-ci 
porteraient sur l’analyse de la manufacture de Nyon, de sa création en 1781 à son 
échec en 1813: dans l’idéal, certaines spécificités du contexte de production et de 
commercialisation dans l’espace helvétique de l’époque auraient pu être mieux 
discutées. Très rapidement évoquée, la question de l’énergie mériterait notamment 
plus d’attention; les travaux de Daniel Marek ont en effet montré les difficultés 
d’introduire et rentabiliser alors une production à haute intensité énergétique. Les 
coûts très élevés du transport imposaient également de fortes contraintes com-
merciales, de sorte que les entrepreneurs suisses ne pouvaient s’imposer sur les 
marchés extérieurs qu’en ciblant le haut de gamme à forte valeur ajoutée. Il 
convient par ailleurs de ne pas minimiser les problèmes commerciaux auxquels 
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les entrepreneurs ont dû faire face durant la période 1798–1813. Outre la guerre, 
toujours défavorable au commerce du luxe, viennent s’ajouter les politiques pro-
tectionnistes – l’exportation suisse en France passe de 90 à 4 millions de livres 
entre 1797 et 1814 – et le tarissement du flux de touristes transitant par la région 
lémanique. À cet égard, une comparaison avec l’effondrement concomitant du 
principal secteur manufacturier de la région lémanique, l’indiennerie, aurait sans 
doute apporté un éclairage intéressant. 

Ces quelques pistes de discussion, quelque peu frivoles au regard du travail 
livré et de la justesse de l’analyse, ont pour seule ambition de nourrir la réflexion 
et de stimuler les vocations. D’autres études de cette qualité seraient en effet bien-
venues pour renouveler l’histoire suisse et en particulier celle du long XIXe siècle.
� Cédric Humair, Université de Lausanne

Patrick Kupper, Bernhard C. Schär (Hg.), Die Naturforschenden. Auf der Suche 
nach Wissen über die Schweiz und die Welt 1800–2015, Baden: Hier und Jetzt, 
2015, 308 Seiten.

2015 hat die Akademie der Naturwissenschaften Schweiz (SCNAT) mit diesem 
Sammelwerk ihren 200. Geburtstag gefeiert. Am 6. Oktober 1815 wurde sie als 
Schweizerische Naturforschende Gesellschaft (SNG) auf dem Petit Salève (im fran-
zösischen Departement Haute-Savoie) ins Leben gerufen. Die Initiative ergriffen 
damals der Genfer Naturforscher und Apotheker Henri-Albert Gosse (1753–
1816) und der Berner Pfarrer, Alpen- und Naturforscher Jakob Samuel Wytten-
bach (1748–1830). Heute ist die SCNAT die Dachorganisation von mehr als  
130 Organisationseinheiten, die 2007 sechs thematischen Plattformen zugeordnet 
wurden. 

Der Sammelband ist dem Titel nach der Suche «nach Wissen über die Schweiz 
und die Welt» gewidmet. Ausgangspunkt der Herausgeber ist die Feststellung, 
dass die Schweiz ein «Land der Naturforschenden» sei. «Die Schweiz gehört zwei-
fellos zu den führenden Wissenschaftsnationen der Gegenwart», schreiben sie in 
ihrer knappen Einleitung: ein internationaler Erfolg, der «eine grössere Ge-
schichte» habe; und sie fügen hinzu: «(…) seit den Anfängen der modernen 
Naturwissenschaften im 17. Jahrhundert umfasste das Naturstudium in der 
Schweiz stets eine grössere Gruppe von Personen, die meisten davon sogenannte 
‹Liebhaber› – also Amateure in der ursprünglichen Bedeutung des Begriffs»  
(S. 12). Von 1600 bis 1800 zählte die Schweiz nicht weniger als 150 sogenannte 
gelehrte Gesellschaften, und es ist kein Zufall, dass die oben genannten Henri-
Albert Gosse und Jakob Samuel Wyttenbach, bevor sie die SCNAT gründeten, 
sehr aktiv in verschiedenen solchen Gremien tätig waren. 

Nebst dem Geleitwort des Präsidenten und des Generalsekretärs der SCNAT 
(S. 8), dem Schlusswort von Bundesrat Johann N. Schneider-Ammann (S. 298–
299), der Einleitung, einem Nachwort (S. 274–278) und einer kurzen Darstellung 
der Geschichte der SCNAT (S. 282–295) durch die Herausgeber enthält der Sam-
melband fünfzehn Beiträge über Forscher (und nur über eine Forscherin), die eine 
enge Beziehung zum Wissenschaftsstandort Schweiz und zur SNG/SCNAT führ-
ten. Dem Trend des Schreibens wissenschaftlicher Biografien im angloamerika-
nischen Raum folgend, möchten die Herausgeber und die AutorInnen «Personen 
als Instrumente oder Sonden» benutzen, «um jene historischen Zeitabschnitte 
auszuleuchten, in denen diese Personen gelebt, gehandelt und gedacht haben»  
(S. 13).
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Der Band beginnt mit einem Beitrag von Tobias Krüger über Jean de Char-
pentier (1786–1855) und die Entdeckung und Erforschung der Eiszeit und 
schliesst mit einem Blick von Alban Frei auf eines der grössten Schweizer 
Forschungsprogramme aller Zeiten: das 2007 lancierte SystemsX-Projekt zur För-
derung der Systembiologie. Dazwischen finden wir in chronologischer Ordnung 
Beiträge, die sich mit Forschern aus den Bereichen der Meteorologie (Franziska 
Hupfer), des Erdbebendienstes (Remo Grolimund), der Botanik (Tobias Schei-
degger) sowie der Rassenforschung, der Erforschung der «exotischen» Natur und 
der physischen Anthropologie (Bernhard C. Schär; Serge Reubi; Pascal Ger-
mann) auseinandersetzen. Vier weitere Artikel werfen einen Blick auf die Ent-
stehung der naturhistorischen Museen in der Schweiz (Flavio Häner) und auf die 
Forschung im Bereich der Naturstoffchemie (Lea Haller), der Physik (Alexis 
Schwarzenbach) und der Strahlenbiologie (Sibylle Marti über die einzige Natur-
forscherin, die im Buch vorgestellt wird, Hedi Fritz-Niggli).

Drei Charakteristika der Schweizer Naturforschung tauchen immer wieder 
auf. Es handelt sich erstens um die Integration der NaturforscherInnen in inter-
nationale Wissenschaftsnetzwerke, was auch – so heben die Herausgeber hervor 
–zur Integration der Schweiz in die globalen Machtverhältnisse beigetragen hat. 
Viele naturgeschichtliche Sammlungen enthielten Spezimen von Pflanzen und 
Tieren aus Kolonialgebieten, die teilweise direkt durch Schweizer Forschungs
reisende erworben worden waren. Zweitens zeigt sich wiederholt, wie die Neutra-
lität der Schweiz Ende des 19. und während des 20. Jahrhunderts als Standort
vorteil benutzt werden konnte, etwa beim Aufbau eines internationalen 
bibliographischen Systems durch Herbert Haviland Field in Zürich (Beitrag von 
Patrick Kupper) oder im Rahmen der Polar- und Tropenforschung während des 
Kalten Kriegs und des Dekolonisierungsprozesses (Beiträge von Lea Pfäffli und 
Lukas Meier). Ein drittes Charakteristikum, das von den Herausgebern betont 
wird, ist die Stellung der amateurs (Naturliebhaber) und Lokalforscher innerhalb 
der schweizerischen Wissenschaftsgeschichte bis ins 19. Jahrhundert (S. 275), 
wobei dies eigentlich keine Besonderheit der Schweiz, sondern auch in anderen 
Ländern zu beobachten ist.10 

Der Sammelband ist eine spannende Lektüre, und den AutorInnen ist es ge-
lungen, Biografien zu schreiben, in denen die ForscherInnen in ihrer sozialen und 
wissenschaftlichen Umgebung kontextualisiert werden. Die Entscheidung, die 
case studies auf die Zeit zwischen 1800 und 2015 zu beschränken, hat mit dem 
Gründungsjahr der SNG im Jahr 1815 zu tun und ist unter diesem Aspekt nach-
vollziehbar, besonders weil sich der Begriff «Wissenschaft», wie wir ihn heute ver-
stehen, erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts entwickelt hat (man denke an die 
Spezialisierung der Disziplinen und die zunehmende Professionalisierung). Die 
Herausgeber weisen zu Recht darauf hin, dass die Erforschung der Natur in der 
Schweiz eine sehr lange Geschichte hat (S. 12, S. 277): Seit der Renaissance und 
besonders während des 17. und 18. Jahrhunderts entwickelten sich naturgeschicht
liche Sammlungen, botanische Gärten, meteorologische Datensammlungen sowie 
die Praktik des Botanisierens in rasantem Tempo. Es wäre deswegen sinnvoll 
gewesen, diese longue durée der Praktiken in den verschiedenen Beiträgen her-

10		  Vgl. zum Beispiel: Steven Shapin, The scientific life. A moral history of a late modern 
vocation, Chicago 2008, S. 41–42.
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vorzuheben sowie die Akteure, die darin involviert waren, öfter zu erwähnen.11 
Dies würde der Komplexität der Phänomene nur gerecht. 

Die Herausgeber erwähnen auch zu Recht, dass die Geschichte der Natur
wissenschaften zu den unpopulärsten Themen unter Schweizer HistorikerInnen 
gehört (S. 274).12 Gerade deswegen ist der Sammelband wichtig, denn er weist 
dezidiert auf die zentrale Bedeutung dieses eher vernachlässigten Forschungs
themas für die Schweizer Geschichtsschreibung (auch für die Zeit vor 1800) hin. 

Simona Boscani Leoni, Universität Bern

Josef Lang, Pirmin Meier, Kulturkampf. Die Schweiz des 19. Jahrhunderts im 
Spiegel von heute, Baden: Hier und Jetzt, 2016, 148 Seiten.

Es wäre vermessen zu behaupten, der Kulturkampf stehe zurzeit im Fokus 
des wissenschaftlichen Interesses. Doch sind in den letzten rund zwei Jahrzehn-
ten, seit der erweiterten Neuauflage von Peter Stadlers früherem Standardwerk 
Der Kulturkampf in der Schweiz (1996), einige wichtige Publikationen erschienen, 
die sich mit dem Thema befassen.13 Ausserhalb der Schweiz sind zudem mehrere 
Werke entstanden, die einen komparativen Ansatz verfolgen und die Kämpfe 
zwischen Katholizismus und säkularem Staat, die im 19. Jahrhundert in vielen 
Ländern stattfanden, in einen gesamteuropäischen Kontext einbetten.14

Die beiden Autoren des vorliegenden Bandes, der Zuger Politiker und His-
toriker Josef Lang und der Innerschweizer Intellektuelle Pirmin Meier, interes-
sieren sich nur am Rande für internationale Vergleiche und transnationale 
Dimensionen des Kulturkampfs. Ihr Interesse gilt der Vielfalt der kulturkämpfe-
rischen Auseinandersetzungen, die sich innerhalb der Grenzen der Schweiz ab-
spielten. Hier wird der Leser dafür mit ungemein facettenreichem Detailwissen 
bedient. 

Das Buch, erschienen im Verlag Hier und Jetzt, wartet mit einer originellen 
Gestaltung auf: Es besteht aus zwei eigenständigen Essays. Je nach Vorliebe kann 
der Leser mit dem Essay von Josef Lang oder, über die kurze Buchseite gedreht, 
mit demjenigen von Pirmin Meier beginnen. In der Mitte des Buchs treffen sich 

11		  Vgl. Im Sinne einer Auswahl schon abgeschlossener oder noch laufender Projekte: das 
Albrecht von Haller-Projekt in Bern (http://www.haller.unibe.ch/) oder das Euler-Pro-
jekt und die Edition der Bernoulli-Briefwechsel in Basel (https://www.bez.unibas.ch/pr/
bebb.php; https://www.bez.unibas.ch/pr/opera.php; https://www.bez.unibas.ch/pr/beol.
php), zugegriffen am 5.9.2017.

12		  Im Historischen Lexikon der Schweiz fehlen Einträge über «Wissenschaft», «Natur
wissenschaft» oder «Naturforschung», und diese Themen werden auch in den jüngst 
erschienenen Büchern, die der Schweizer Geschichte gewidmet sind, nicht behandelt:  
z. B. Georg Kreis (Hg.), Die Geschichte der Schweiz, Basel 2013; Thomas Maissen, 
Geschichte der Schweiz, Baden 2011; François Walter, Histoire de la Suisse, Neuchâtel 
2009–2010 (vgl. für diese Bemerkungen der Herausgeber S. 278).

13		  Stellvertretend für weitere: Heidi Bossard-Borner, Im Spannungsfeld von Politik und 
Religion. Der Kanton Luzern 1831 bis 1875, Basel 2008; Urs Altermatt, Konfession, 
Nation und Rom. Metamorphosen im schweizerischen und europäischen Katholizismus 
des 19. und 20. Jahrhunderts, Frauenfeld 2009.

14		  Stellvertretend für weitere: Christopher Clark, Wolfram Kaiser (Hg.), Culture Wars. 
Secular-Catholic Conflict in Nineteenth-Century Europe, Cambridge 2003; Manuel 
Borutta, Antikatholizismus. Deutschland und Italien im Zeitalter der europäischen 
Kulturkämpfe, Göttingen 2010.
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die beiden Autoren, moderiert von Verleger Bruno Meier, zu einem Gespräch, wo 
sie die Brücke zur politischen Gegenwart sowie zu den eigenen, vom katholischen 
Milieu geprägten Biografien schlagen. 

Inhaltlich auffallend ist zunächst die den Essays zugrunde liegende Periodi-
sierung: Lang und Meier fassen den Kulturkampf sehr weit und behandeln die 
religiös-ideologischen Konflikte zwischen Konfessionen und Nation sowie Tradi-
tion und Fortschritt im halben Jahrhundert zwischen etwa 1830 und 1880. Der 
Fokus liegt dabei auf den beiden Jahrzehnten vor der Bundesstaatsgründung, dem 
«Kulturkampf avant la lettre», wie ihn Urs Altermatt genannt hat, und nicht, wie 
ansonsten häufiger der Fall, auf den Auseinandersetzungen in den frühen 1870er 
Jahren rund um die Bundesverfassung und das Erste Vatikanische Konzil.

Es empfiehlt sich, das Buch mit dem Essay von Josef Lang zu beginnen. Sein 
dichter und nahe an der einschlägigen Forschung verfasster Text richtet sich nach 
einer groben Chronologie und ist bemüht um die grossen historischen Linien. 
Lang schöpft in seinem 63 Seiten starken Essay aus einem tiefen eigenen Reser-
voir von früheren Publikationen, etwa zur Ultramontanisierung des Schweizer 
Klerus, zum katholischen Antisemitismus oder zur Judenemanzipation, der 
«Krone des Kulturkampfs», wie Lang sie nennt (S. 5). Sein Hauptanliegen besteht 
darin, den Schweizer Kulturkampf als eine im Kern innerkatholische Ausein
andersetzung darzustellen, zwischen katholischen Radikalen und Liberalen auf 
der einen und katholischen Konservativen und Ultramontanen auf der anderen 
Seite. Interessant ist etwa seine Feststellung, dass der katholische Antijesuitismus 
stärker antiklerikal ausgerichtet war als der eher patriotisch gesinnte protestan-
tische Antijesuitismus. Kulturkämpferische Konflikte findet Lang auch in der 
katholischen Innerschweiz, die Peter Stadler noch als «konfliktfreie Zonen» 
galten. Er stützt sich dabei vor allem auf das Beispiel Obwalden und die wechsel-
hafte politische Karriere des ersten Innerschweizer Ständeratspräsidenten 
Niklaus Hermann (1818–1888). 

Die katholischen Radikalen hätten, so Lang, entscheidend dazu beigetragen, 
dass aus der konfessionell tief gespaltenen Eidgenossenschaft 1848 ein liberaler 
und 1874 ein säkularer Bundesstaat wurde. Wer diese Akteure vergesse, so das 
Fazit des Essays, verpasse die Chance, ein entscheidendes Kapitel der modernen 
Schweizer Geschichte zu verstehen.

Pirmin Meier wählt einen essayistischeren Zugang zum Thema als Lang. Er 
führt den Leser auf 54 Seiten an verschiedene Schauplätze des Kulturkampfs und 
macht ihn mit einer Vielzahl von bekannten und weniger bekannten historischen 
Akteuren jener Zeit vertraut. Meier interessiert sich nicht nur für die institutio-
nell-politische Dimension des Kulturkampfs; er kennt auch die verschiedensten 
Ausprägungen der katholischen Massenbewegung und der populären Frömmig-
keit des 19. Jahrhunderts bestens. Es ist eine Stärke seines Texts, dass er nicht nur 
Grosspolitiker wie Augustin Keller (1805–1883) oder Philipp Anton von Seges-
ser (1817–1888) in seine Darstellung einbezieht, sondern auch Figuren der Volks-
religiosität wie den Luzerner Bauern und religiösen Charismatiker Niklaus Wolf 
von Rippertschwand (1758–1832) oder Thomas Wandeler, genannt «Rigeli
thommen», einen Propheten des 17. Jahrhunderts, dessen volkstümliche, chilias-
tische Prophezeiungen in den frühen 1830er Jahren neu herausgegeben und rezi-
piert wurden. 

Meiers Stilmittel ist die Anekdote. Wie wenig das Gedankengut der Franzö-
sischen Revolution in der Innerschweiz Fuss fassen konnte, illustriert er beispiels-
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weise anhand eines Schimpfworts: Der mündige, aufgeklärte Bürger nach fran-
zösischem Vorbild, aber auch die Freischärler von 1844/45 sowie pauschal die 
Bundesräte von 1848 wurden in der Innerschweiz als «Sidiane» beschimpft. Es 
handelte sich dabei, so Meier, um eine Verballhornung des Worts «Citoyen»  
(S. 31). Ein wenig störend wirken hingegen die manchmal schnellen Assoziatio-
nen zur Gegenwart, die den Essay durchziehen; etwa wenn die Schleifung der 
Gnadenkapelle in der Klosterkirche Einsiedeln durch die Franzosen im Jahr 1798 
mit einer Zerstörung der Kaaba in Mekka durch die Amerikaner verglichen wird 
(S. 32). Was auf einem öffentlichen Podium als Pointe funktionieren mag, tut es 
im geschriebenen Text nur bedingt.

Der Doppelessay von Lang und Meier macht die Vielschichtigkeit und regi-
onale Heterogenität des Kulturkampfs textlich erfahrbar. Als Leser bleibt man in 
diesem wilden Ritt durch die Kulturkampflandschaft aber leider etwas orientie-
rungslos. Vor allem bei Meier, der mitunter von «Kulturkampfgeschichten» 
spricht, lassen sich die Sprünge von einem lokalen Kulturkampf zum nächsten, 
von dieser Anekdote zu jener, als Leser nicht immer nachvollziehen. Es stellt sich 
auch die Frage, ob man für das Gebiet der Schweiz angesichts der zersplitterten 
Konfliktlage nicht konsequent von Kulturkämpfen im Plural denn von einem Kul-
turkampf im Singular sprechen sollte. Das gilt vor allem für die 1830er und 1840er 
Jahre. Aber auch in den ersten Jahrzehnten im Bundesstaat wurden Kulturkämpfe 
in ganz unterschiedlichen Schattierungen hauptsächlich in den Kantonen oder in 
einzelnen Bistümern ausgetragen. Man denke an die antiklerikale Politik im Tes-
sin in den 1850er und in St. Gallen ab den frühen 1860er Jahren sowie an die Kon-
flikte zwischen Bischof Eugène Lachat (1819–1886) und den Kantonen im Bistum 
Basel.

In diesem Zusammenhang lässt sich auch fragen, ob die manchmal starre 
Zuordnung der historischen Akteure zu politisch-ideologischen Lagern (radikal, 
liberal, konservativ, ultramontan etc.) letztlich einem tieferen Verständnis nicht 
zuwiderläuft. Wird man einer breit interessierten und über die Konfessionsgren-
zen hinaus vernetzten Figur wie dem Einsiedler Benediktinerpater Gall Morel 
(1803–1872) wirklich gerecht, wenn man ihn als «ultramontan» etikettiert (Lang, 
S. 12)? Und wäre das, wenn schon, nicht ein ganz anderer Ultramontanismus als 
beispielsweise jener der Freiburger Richtung um den Priester Joseph Schorderet 
(1840–1893)?� Heinz Nauer, Universität Bern / Einsiedeln

Mischa Suter, Rechtstrieb. Schulden und Vollstreckung im liberalen Kapitalismus 
1800–1900, Konstanz: Konstanz University Press, 2016, 332 Seiten.

Kredite sind Zahlungsversprechen über zukünftige monetäre Zahlungs-
ströme. Für eine bestimmte Zeitspanne binden sie Schuldner und Gläubiger 
rechtlich aneinander. Über diese etwas trockene Definition mag man schnell hin-
weglesen; in ihr verbirgt sich aber der Reiz, den die Analyse von Kreditbeziehun-
gen für Historikerinnen und Historiker haben kann. Was diesen Reiz ausmacht 
und welchen Erkenntnisgewinn es eröffnen kann, Kreditbeziehungen zu analy-
sieren, zeigt Mischa Suters Studie Rechtstrieb – Schulden und Vollstreckung im 
liberalen Kapitalismus auf beeindruckende Weise. Die Studie konzentriert sich 
dabei auf einen ganz konkreten Moment innerhalb von Kreditbeziehungen. Im 
Mittelpunkt steht der Konkurs und die sich hieran anknüpfenden sowie konzep-
tionell mit ihm verbundenen sozialen, rechtsstaatlichen und administrativen 
Reaktionen, Konzepte sowie Praktiken.
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Suter gliedert seinen Stoff ungewöhnlich, aber äusserst überzeugend: Einer 
in das Thema umsichtig einführenden Einleitung folgt ein erstes Kapitel, welches 
den Leser*innen vorweg den Fluchtpunkt der Analyse präsentiert und zugleich 
durch die Geschichte des Rechtstriebs und der Zwangsvollstreckung in der 
Schweiz bis zum Jahr 1889 marschiert. Suter argumentiert, dass die in der libera-
len Schweiz formulierten Konzepte, verabschiedeten Gesetze und vollzogenen 
Praktiken zweierlei veranschaulichen: Einerseits führte die Homogenisierung des 
Rechtstriebs zu einer Stabilisierung ökonomischer Transaktionen; andererseits 
unterschied die juristische und alltägliche Praxis zwischen verschiedenen Schul-
den und, darauf basierend, unterschiedlichen Verfahrensweisen. Hier stand der 
professionelle Kaufmann dem nicht im Handelsregister verzeichneten Bürger ge-
genüber. Durch diese Techniken und Verfahren sei das Artefakt der «modernen 
Wirtschaft» erst entstanden. Schulden und ihre Regulierung kennzeichneten sich 
dementsprechend durch eine Homogenisierung der (rechtlichen) Verfahrens
weisen, die auf soziale Defragmentierung zugunsten liberaler Konzepte im 
Dienste kapitalistischer Transaktionen abzielten. 

Wie es zu diesen liberalen Konzepten und daran orientierten Regierungs-
techniken kam, plausibilisiert Suter in den folgenden Kapiteln durch einen steti-
gen Rückbezug auf den Anfang des 19. Jahrhunderts und den chronologischen 
sowie thematischen Gang durch ganz unterschiedliche Geschichten zum Schul-
deneintreiben und zu Figuren der Insolvenz seit 1800. Den empirischen Fall
studien ist jedoch erst einmal ein Theoriekapitel vorangestellt, welches vier mög-
liche thematische Schwerpunkte (Subjektivierung, Klassifizierung, Personen und 
Dinge) als analytische Dreh- und Angelpunkte der Analyse erörtert und so den 
Gegenstand der darauffolgenden drei Kapitel methodisch vorbereitet. Die nun 
folgenden zahlreichen lokalen Beispiele, Figuren und Praktiken, die kundig mit-
tels neuester Literatur eingeordnet und auf Archivalien fussend historisch um-
sichtig kontextualisiert werden, können an dieser Stelle nicht aufgezählt werden. 
Über seinen Zugang, Schulden als «partikulare Geschichten systemischer Re
gelungen» zu fassen, gelingt es Suter, zentrale Aspekte der Sozial-, Wissens- und 
Rechtsgeschichte der Schweiz herauszuarbeiten, die oft schlichtweg übersehen 
werden. Zugleich weist er dem Scheitern einen plausiblen Platz in der Erfolgs
geschichte des Kapitalismus zu. 

Übergreifend erscheint in Suters Beispielen der historische Wandel des Kon-
kurses im Rahmen einer Geschichte des Kapitalismus im 19. Jahrhundert als fra-
gil und stets reversibel. So konzeptualisiert treten sehr plastisch einzelne histori-
sche Konstellationen hervor, in denen der Konkurs zum immanenten Teil des 
Kapitalismus wurde. Dennoch lässt sich diskutieren, inwiefern der Akzent der In-
terpretation nicht verschoben werden müsste, wenn man das Scheitern nicht nur 
als immanenten und katalysierenden, sondern auch strukturierenden Aspekt des 
Kapitalismus versteht: In einer solchen Lesart liesse sich der Durchbruch und Er-
folg liberaler Konzepte, kapitalistischer Ordnungen und sozialstaatlicher Diszip-
linierungen im 19. Jahrhundert besonders gut anhand der Fähigkeit der Gesell-
schaft zeigen, mit dem massenhaften Fallieren, ökonomischen Scheitern und 
sozialen Ausscheiden der säumigen Schuldner nicht nur umzugehen, sondern 
diese Ereignisse in einen leicht zu regelnden Normalfall zu verwandeln. Erst dann 
konnte der Kredit zum Motor (aber auch zur Achillesferse) des Kapitalismus wer-
den. Zunächst die Industrialisierung und darauf folgend die Finanzialisierung der 
Wirtschaft mit all ihren sozialen Folgen werden dadurch ermöglicht. Die Gesell-
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schaftsordnung, die dem Kapitalismus die Konturen gibt, erscheint in dieser In-
terpretation jedoch nicht als besonders brüchig und reversibel. Viele eher struk-
turieren Kreditbeziehungen und ihr Scheitern, das Fallieren und der Bankrott von 
Einzelnen, Unternehmen oder Staaten die ökonomische Ordnung und politischen 
Machtbeziehungen, als dass sie diese bedrohen. Insofern hat der Autor nicht nur 
eine exzellente geschichtswissenschaftliche Analyse der Schweizer Gesellschaft 
im 19. Jahrhundert vorgelegt, sondern regt im allerbesten Sinne zum Nachdenken 
über unsere eigene Gegenwart an.� Laura Rischbieter, Konstanz

Stephan Aerschmann, Der ideale Richter. Schweizer Bundesrichter in der medi­
alen Öffentlichkeit (1875–2010), Zürich: Chronos Verlag, 2014, 276 Seiten. 

Stephan Aerschmanns Studie zum Bild des «idealen Richters» erschien zur 
rechten Zeit: Die Rolle von Justiz und Gerichten, und damit von Richterinnen 
und Richtern, ist in der Schweiz in den letzten Jahren verstärkt in den Brennpunkt 
der politischen Auseinandersetzung und der medialen Berichterstattung gerückt. 
Zur Geschichte der Justiz im Schweizerischen Bundesstaat hingegen ist ge-
schichts-, sozial- und kulturwissenschaftlich bis vor kurzem noch kaum geforscht 
worden.

Ausgehend von diesem Forschungsdesiderat fragt Aerschmann nach den rich-
terlichen Idealbildern sowie den darin aufscheinenden Vorstellungen über die 
Aufgabe und Rolle der Justiz. Untersucht wird dies in der Schweizer Medien
öffentlichkeit im langen Untersuchungszeitraum von 1875 bis 2010. In der Ein
leitung legt der Autor überzeugend dar, weshalb Würdigungstexte über Richter 
am Lausanner Bundesgericht, die anlässlich von Todesfällen, Rücktritten, Amts-
jubiläen oder dergleichen verfasst wurden, eine ausgezeichnete Quellengattung 
darstellen, um das richterliche Idealbild sowie die mit diesem verknüpften popu-
lärwissenschaftlichen Vorstellungen zur Funktionsweise der Justiz zu studieren. 
Dem Werk liegt ein Textkorpus von mehr als 1000 Zeitungsartikeln und einigen 
Büchern zu insgesamt 150 Bundesrichtern und zwei Bundesrichterinnen zu-
grunde, den der Autor mit einem diskursanalytischen Ansatz untersucht. Schwer-
punktmässig fragt Aerschmann entsprechend nach dem Gleichförmigen, Stereo-
typen und Seriellen in der Darstellung der Fähigkeiten und Eigenschaften eines 
guten Richters.

Die Studie gliedert sich in drei Teile. Während es im ersten um die Darstel-
lung des richterlichen Verhältnisses zur Politik geht, widmet sich der zweite Teil 
der Frage, ob Richtern eher ein «theoretisches» (akademisch-universitäres) oder 
«praktisches» (anwaltschaftlich-berufspraktisches) Profil zugeschrieben wurde. 
Der dritte und längste Teil geht auf die Darstellung der richterlichen Praxis ein. 
In drei kürzeren Exkursen vergleicht Aerschmann hier das in den Würdigungs-
texten herausgearbeitete Idealbild mit populären Vorstellungen über Richter und 
Justiz. Letzteres entnimmt er publizierten Leserbriefen zu Gerichtsurteilen mit 
hoher öffentlicher Resonanz («Fall Elisabeth Kopp» 1990, Entscheide zu Ein
bürgerungen an der Urne, «Spuckaffäre Martin Schubarth» 2003). Wie der Autor 
herausarbeitet, zeigten sich in den Leserbriefen dieselben Parameter und Wert-
massstäbe wie in den Würdigungstexten, was darauf schliessen lässt, dass diese 
den Rahmen des Sag- und Denkbaren mehr oder weniger vollständig aufspann-
ten. Ferner geht Aerschmann davon aus, dass sich die Würdigungstexte auf das 
richterliche Selbstverständnis auswirkten, wobei die Studie dies eher behauptet 
denn empirisch schlüssig nachweisen kann.
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Über die ganze Studie hinweg zeigt sich, wie zentral die Rhetorik von 
Persönlichkeitsmerkmalen in den Beschreibungen der Bundesrichter war. 
Aerschmann argumentiert beispielsweise, die Zuschreibung bestimmter Charak-
tereigenschaften wie «massvoll» oder «konziliant» hätten den Verfassern der 
Würdigungstexte erlaubt, das Verhältnis von Justiz und Politik als antithetisch er-
scheinen zu lassen, obwohl zwischen den beiden Feldern bis in die 1960er Jahre 
eine hohe personelle Durchlässigkeit geherrscht habe. Kritische Bemerkungen 
zur personellen Verflechtung der politischen und justiziellen Elite habe es durch-
aus gegeben, die dominante Deutung wertete diese Durchlässigkeit und die damit 
verbundenen Übertritte ehemaliger Politiker in das Richteramt kraft deren 
charakterlicher Ausstattung allerdings als unproblematisch.

Wie der Autor zeigt, verfügte ein Bundesrichter noch um 1900 typischerweise 
über ein beträchtliches politisches Kapital und eher bescheidene juristische 
Kenntnisse. Im Laufe der Zeit fand faktisch zwar ein Wandel hin zur juristischen 
Fachperson mit akademischen Qualifikationen statt, dieser schlug sich aber ge-
rade nicht in den Idealbildern nieder, wie sie in den Würdigungstexten gezeichnet 
wurden: Praktisches Wissen, «gute Menschen- und Volkskenntnisse, genaue 
Kenntnisse der Realitäten des Lebens sowie praktischer Sinn» sind in den Be-
schreibungen deutlich vorrangig gegenüber Rechtskenntnissen oder juristischem 
Denkvermögen geblieben.

Der ideale Richter liest sich gut; ins Stocken gerät der Lesefluss einzig, wo 
personenübergreifende Muster viel zu erschöpfend belegt werden. Inhaltlich wie 
methodisch zeigen sich die Stärken und Schwächen eines Zugangs, der auf einen 
dichten, zeitlich gedehnten, aber auch homogenen Quellenkorpus baut: Die Bin-
nenanalyse zeugt von sorgfältiger Arbeit und fördert spannende Erkenntnisse be-
züglich der charakterlichen Ausstattung des idealen Richters und deren diskur-
siven Funktion zutage. Als wichtigstes Ergebnis seiner Dissertation hält der Autor 
die überraschende Kontinuität der Darstellung des idealen Richters fest. Wan-
delnde Richterprofile verändern die in den Würdigungen zum Vorschein 
tretenden Idealvorstellungen also nicht. Ausser Acht lässt Aerschmann dabei, 
dass einer oberflächlich stabilen Idealvorstellung je nach historischem Kontext 
eine mitunter radikal andere Bedeutung zukommen kann. Die gesellschaftliche 
Kontextualisierung des Untersuchungsgegenstands kommt überhaupt viel zu 
kurz. Aerschmann bezieht sich trotz des langen Untersuchungszeitraums kaum 
auf geschichtswissenschaftliche Literatur. Zwar weist der Autor selbst darauf hin, 
dass der «Bereich des Kontextes partiell vernachlässigt» werde und rechtfertigt 
dies mit der «Textverliebtheit» der Diskursanalyse. Indes fehlt die gesellschaft
liche Sensibilität auch auf der Ebene der untersuchten Texte: Im Buch kommen 
viele, zu anderem Zweck angeführte Quellenzitate vor, die zeigen, dass der «ide-
ale Richter» nicht nur implizit als Mann gedacht, sondern als explizit «männlich» 
beschrieben wurde. Dass dieses Diskursmuster nicht erkannt und analysiert wird, 
ist nicht eine Frage der Methode, sondern eine der fehlenden Geschlechterper-
spektive.

Den kritisierten Auslassungen zum Trotz leistet Der ideale Richter einen frü-
hen, empirisch gesättigten Beitrag zur historischen Erforschung der Justizeliten 
der modernen Schweiz und behandelt einen Gegenstand, der im politischen Zeit-
geschehen und in der Forschung aktuell bleiben dürfte.� Jonathan Pärli, Freiburg
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Kevin Heiniger, Krisen, Kritik und Sexualnot. Die «Nacherziehung» männlicher 
Jugendlicher in der Anstalt Aarburg (1893–1981), Zürich: Chronos Verlag, 2016, 
495 Seiten, 37 Abbildungen.

Aus Kreisen der Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft wurde am An-
fang des 19. Jahrhunderts die Forderung laut, straffällig gewordene Jugendliche 
getrennt von erwachsenen Sträflingen zu internieren. Die Jugendlichen sollten 
einem angeblich schädigenden Umfeld entzogen und in spezialisierten Anstalten 
gemäss bürgerlichen Ordnungsvorstellungen umerzogen werden. 1893 wurde auf 
kantonale Initiative die Zwangserziehungsanstalt Aarburg für männliche Jugend-
liche unter 18 Jahren eröffnet, in der Schweiz die dritte ihrer Art. Sie nahm seit 
Beginn sowohl verurteilte Straftäter als auch administrativ versorgte «jugend
liche[] ‹Taugenichtse›» (S. 16) auf.

Die Dissertation von Kevin Heiniger geht der Geschichte der Anstalt von 
ihrer Gründung bis 1981 nach, als nach dem Inkrafttreten der Europäischen Men-
schenrechtskonvention die administrative Versorgung durch die Fürsorgerische 
Freiheitsentziehung ersetzt wurde. Die Studie identifiziert Krisen und Brüche in 
der Institutionsgeschichte, um daraus Rückschlüsse auf die Lebensbedingungen 
der Insassen zu ziehen. Sie nimmt an der Schnittstelle von Sozial- und Kultur
geschichte eine neue Perspektive ein, womit sie sich von vielen Studien abhebt, 
die jüngst zu fürsorgerischen Praktiken wie etwa der Fremdplatzierung von 
Kindern erschienen sind. Entgegen einer klassischen Institutionsgeschichte näm-
lich legt der Autor sein Augenmerk auf den Handlungsraum der Jugendlichen, 
insbesondere hinsichtlich ihrer Sexualität. Um die Lebenswelt der Jugendlichen 
anhand ihrer Konflikte und Konfrontationen mit den institutionellen Akteuren 
aufzuzeigen, greift er auf das Lebensweltkonzept von Heiko Haumann zurück.

Der Autor profitiert vom glücklichen Umstand, dass der Quellenbestand der 
Anstalt seit ihrer Gründung integral überliefert ist. Neben administrativen Akten 
wie Protokollen und Regierungsbotschaften sind auch die Personendossiers 
durchgehend erhalten. Letztere sind für die Studie von grosser Wichtigkeit. Von 
über 3400 Dossiers hat der Autor jedes fünfzigste ausgewertet. Sie enthalten ver-
einzelt Ego-Dokumente; besonders hervorzuheben ist ein Tagebuch von 1944, das 
im Anhang der Dissertation ediert wird. Es setzt einen Kontrapunkt zu den 
Akten, die primär den Blick der Behörde wiedergeben. Das Buch ist in sieben 
chronologische Kapitel gegliedert, die den institutionellen Entwicklungslinien 
folgen. Das abschliessende achte Kapitel, das mit dem chronologischen Aufbau 
bricht, rekonstruiert die (homo-)sexuellen Lebenswelten in der Anstalt und bringt 
sie mit zeitgenössischen juristischen, fürsorgerischen und psychiatrischen Diskur-
sen über Homosexualität in Verbindung. 

Für den Heimalltag macht der Autor mehrere konstitutiv wirkende krisen-
hafte Momente aus. Eine Krise im Jahr 1916, ausgelöst durch zwei anstaltsinterne 
Suizide, deckte Gewaltexzesse von Mitarbeitern auf. Gewalt war an der Tages-
ordnung, sie hatte in der Anstalt System. Doch erst eine weitere Krise im Jahr 
1936 führte zu einer umfassenden Reorganisation der Anstalt, nachdem der 
Kreuzlinger Seminardirektor Willi Schohaus (1897–1981) in einem Artikel im 
Schweizer Spiegel auf die infrastrukturellen, organisatorischen und pädagogischen 
Mängel aufmerksam gemacht hatte. So wurden bereits viele Forderungen der 
anstaltskritischen Heimkampagne der frühen 1970er Jahre vorweggenommen.

Die Neuerungen legten gemäss dem Autor den Grundstein für die Trans
formation der Anstalt zu einem «Massnahmezentrum mit Therapieangebot»  
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(S. 260). Die als deviant angesehenen Jugendlichen wurden nun mit Therapie und 
Beratung auf ein Leben nach der Anstalt vorbereitet. Experten wie Psychiater 
und Psychologen spielten bei der Begutachtung und Therapierung der Jugend
lichen eine entscheidende Rolle. Der Fokus der Zugriffe verschob sich vom 
Körper zur Psyche – und damit nahmen die Körperstrafen ab. 

Die Betonung des Wandels der Erziehungsanstalt Aarburg von einer 
geschlossenen Umerziehungsanstalt zu einer «modernen Erziehungsinstitution» 
(S. 397) in den 1970er Jahren hinterlässt stellenweise einen teleologischen Ein-
druck – als ob dieser Wandel zu einer fortschrittlichen bedürfnisgerechten Unter-
stützung der Insassen geführt hätte. Weder wird die von den Akteurinnen und 
Akteuren der Institution vorgenommene fortschreitende «automatische 
Identifizierung»15 der Insassen als erziehungsschwierige Subjekte thematisiert, 
noch wird die mit dem Wandel einhergehende Veränderung der Machtpraktiken 
diskutiert. Denn: Auch nach der Heimkampagne von 1970 ging das Anstaltsper-
sonal allein aufgrund des Umstands, dass die Jugendlichen in der Anstalt 
interniert waren, davon aus, dass sie «verhaltensgestört» seien. Nur sollte deren 
Verhalten nicht mehr in erster Linie durch Disziplinierung, sondern durch 
Therapie in gesellschaftlich akzeptierte Bahnen gelenkt werden. Das Ziel, die 
Individuen bestimmten Ordnungsvorstellungen entsprechend «produktiv» zu 
machen, blieb bestehen. 

Am Beispiel der Homosexualität wird die Problematik zumindest angetönt. 
Der Autor weist folgerichtig darauf hin, dass nach der Einführung des Schweize-
rischen Strafgesetzbuchs 1942 Homosexualität zwar nicht mehr unter Strafe stand, 
die Sanktionen homosexueller Handlungen dennoch nicht rückläufig waren. Im 
Gegenteil: Die betroffenen Jugendlichen unterlagen vermehrt psychiatrischen und 
psychologischen Therapierungsversuchen, die sie heteronormativen Vorstellun-
gen anpassen sollten. Daraus resultierten freiheitseinschränkende Massnahmen 
wie etwa die Entmündigung bei Volljährigkeit. 

Insgesamt bietet die quellennahe Institutionengeschichte einen interessanten 
Einblick in die Lebenswelt der Jugendlichen, deren Alltag bis nach dem Krieg 
vom streng reglementierten und strukturierten Tagesablauf geprägt war, bis er 
durch sonderpädagogische Ansätze ergänzt wurde. Die Studie beleuchtet die 
situativen Beziehungen zwischen den Zöglingen und Leitern, den Erziehern und 
dem Direktor. Mit Blick auf die (verbotenen) sexuellen Handlungen wird das 
Totale der angeblich totalen Institution relativiert, indem der Autor auf die Frei-
räume hinweist, die sich die Jugendlichen schufen.

Mirjam Janett, Universität Basel

Hannah Einhaus, Für Recht und Würde. Georges Brunschvig: Jüdischer Demo­
krat, Berner Anwalt, Schweizer Patriot (1908–1973), Zürich: Chronos Verlag, 2016 
(Beiträge zur Geschichte und Kultur der Juden in der Schweiz, Bd. 17), 321 Sei-
ten, Abbildungen.

Odette Brunschvig-Wyler (1916–2017) inspirierte und begleitete die Ent
stehung der Biographie über ihren verstorbenen Mann. Seit 1935 bis zu seinem 
unerwarteten Tod 1973 nahm sie aktiv teil an seinen vielfältigen Tätigkeiten und 

15		  Erving Goffman, Asyle. Über die soziale Situation psychiatrischer Patienten und ande-
rer Insassen, Frankfurt am Main 1973, S. 87f.
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engagierte sich auch weiterhin in gemeinnützigen Organisationen. Da sie über ein 
hervorragendes Gedächtnis verfügte, konnte sie detailreiche Berichte liefern und 
Kontakte zu Brunschvigs Wegbegleitern ermöglichen. Die Witwe öffnete der Au-
torin den Zugang zum umfangreichen Familienarchiv. Neben den Privatquellen 
setzte sich Hannah Einhaus mit zahlreichen Quellen in öffentlichen Archiven aus-
einander und führte Interviews mit Zeitgenossen und Fachleuten. Sie charakte-
risiert Georges Brunschvig als einen schweizerischen und jüdischen Patrioten, 
Demokraten und Politiker, der über ein dichtes Verbindungsnetz verfügte und 
diskrete Verhandlungen bevorzugte. Als Präsident des Schweizerischen Israeliti-
schen Gemeindebundes (SIG, 1946–1973) und Rechtsvertreter der Israelischen 
Botschaft (ab 1949) repräsentierte er offiziell die jüdischen Interessen und en
gagierte sich gegen Antisemitismus. Als Anwalt brillierte er in spektakulären 
Gerichtsprozessen. 

Gleich am Anfang seiner Berufskarriere 1933 übernahm Brunschvig die 
Rolle des Anklägers in der international beachteten Gerichtsverhandlung über 
die antisemitische Hetzschrift Protokolle der Weisen von Zion. Nach drama
tischen Peripetien, zahlreichen Zeugenauftritten und Expertisen gelang es 
Brunschvig und seinen Berufskollegen im Mai 1935, den Prozess zu gewinnen. 
Die Protokolle wurden in der Schweiz als Schundliteratur verboten. Das Urteil 
musste jedoch 1938 unter dem politischen Druck des Dritten Reiches in einem 
Revisionsverfahren aufgehoben werden. 

Als der Medizinstudent David Frankfurter im Februar 1936 den Landes
gruppenleiter der NSDAP-Auslandsorganisation Wilhelm Gustloff in Davos er-
schoss, bezeichnete die Nazipropaganda das Attentat als eine Attacke der jüdisch-
bolschewistischen Weltverschwörung und inszenierte bombastische Gedenkfeiern 
für den «Märtyrer». Das Gericht in Chur verurteilte Frankfurter zu achtzehn 
Jahren Zuchthaus. Ende Oktober 1943 übernahm Georges Brunschvig die 
Rechtsvertretung von Frankfurter, und zusammen mit dem Berner Rabbiner 
Eugen Messinger, dem Chefredakteur der Neuen Bündner Zeitung Paul Schmid-
Ammann sowie dem Zürcher Anwalt Veit Wyler kämpfte er für die Befreiung des 
Häftlings. Die Begnadigung David Frankfurters am 1. Juni 1945 wurde als ein 
Triumph bejubelt. Er wanderte Anfang September nach Palästina aus. 

Während der Kriegszeit wurde Georges Brunschvig zum Präsidenten der 
Israelitischen Kultusgemeinde Bern (IKGB, 1940) gewählt und gehörte zum erwei-
terten Vorstand des SIG (ab 1943). Er hielt auch die Trauerrede für den jüdischen 
Viehhändler Arthur Bloch, der in Payerne von schweizerischen Antisemiten er-
mordet wurde (1942). Es sollten noch über zwei Jahre verstreichen, bis der Bun-
desrat unter dem Eindruck der Vernichtung der ungarischen Judenbevölkerung 
die Landesgrenzen für jüdische Flüchtlinge öffnete (Juli 1944).

Als Rechtsberater des Staates Israel verteidigte Brunschvig 1963 den Mossad-
Agenten Joseph Ben Gal in einem brisanten Basler Prozess über die ägyptische 
atomare Aufrüstung gegen Israel. Präsident Nasser hatte etwa 350 deutsche und 
österreichische Spezialisten für dieses Projekt angestellt, die zum Teil schon für 
das Dritte Reich an der Raketenentwicklung gearbeitet hatten. Der Israeli Ben 
Gal, der die Familienangehörigen eines deutschen Wissenschaftlers vor den Kon-
sequenzen gewarnt hatte, wurde in Basel freigesprochen. Brunschvig erhielt 
Morddrohungen, ähnlich wie beim Prozess über die Protokolle 1933.

Im Februar 1969 wurde der Flughafen Kloten zum Schauplatz des Nahost-
konflikts, als vier palästinensische Terrorristen ein El-Al-Flugzeug überfielen. 
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Der israelische Sicherheitsbeamte Mordechai Rachamim rettete in einer Blitz
aktion alle Passagiere, wobei er einen der Terroristen erschoss. Im November 1969 
begann in Winterthur die aufsehenerregende Gerichtsverhandlung zu diesem 
Vorfall. Brunschvig rekonstruierte die Ereignisse am Tatort, um später falsche 
Zeugenaussagen und Polizeirapporte korrigieren zu können. Nach dramatischen 
Wendungen wurde der angeklagte israelische Sicherheitsbeamte freigesprochen 
und die drei Attentäter, zwei Männer und eine Frau, erhielten Freiheitsstrafen 
von 12 Monaten. Sie wurden jedoch nach dem Absturz der Swissair-Maschine am 
21. Februar 1970 über Würenlingen im Kanton Aargau und mehreren Flugzeug-
entführungen im Oktober 1970 aus der Haft entlassen.

Der Diplomat Georges Brunschvig förderte den palästinensisch-israelischen 
Dialog im Nahostkonflikt und setzte sich von der Schweiz aus ein für die Unter-
stützung des Staates Israel. Nach einer engagierten Rede nach Ausbruch des Jom- 
Kippur-Krieges im Oktober 1973 erlitt er einen Herzinfarkt.

Die Historikerin und Journalistin Hannah Einhaus verfolgt Brunschvigs 
Lebenslauf im breiten zeitgeschichtlichen Kontext und hat eine minutiös recher-
chierte Biographie vorgelegt, die zugleich in spannendem essayistischem Stil und 
kultivierter Sprache verfasst ist.� Helena Kanyar Becker, Basel

Daniel Krämer, Christian Pfister, Daniel Marc Segesser (Hg.), «Woche für Woche 
neue Preisaufschläge». Nahrungsmittel-, Energie- und Ressourcenkonflikte in der 
Schweiz des Ersten Weltkrieges, Basel: Schwabe Verlag, 2016 (Wirtschafts-, 
Sozial- und Umweltgeschichte WSU 6), 403 Seiten, 3 Abbildungen, 4 Tabellen,  
18 Grafiken, davon 2 in Farbe. 

Bereits im Historisch-Biographischen Lexikon der Schweiz von 1934 (franzö-
sisch 1926) wird den volkswirtschaftlichen Herausforderungen des Ersten Welt-
krieges an die Schweiz, den vermuteten Zusammenhängen zwischen Mangeler-
nährung und dem Ausmass der Grippeepidemie sowie der Heftigkeit der sozialen 
Auseinandersetzungen Raum gegeben. Spätere Publikationen griffen zwar ein-
zelne dieser Phänomene auf. Das breit rezipierte Narrativ zur Schweiz im Ersten 
Weltkrieg aber hat die komplexen Zusammenhänge reduziert auf soziale Unrast 
aufgrund der massiven Teuerung, die in den Landesstreik gemündet habe, ein 
diesbezügliches Versagen der Behörden sowie die Grippetoten, die es ohne Lan-
desstreik nicht gegeben hätte. Die aktuelle Erforschung der Schweiz im Ersten 
Weltkrieg bindet neue Erkenntnisse über den politischen Umgang16 und die poli-
tische Nutzung der Wirtschafts- und sozialen Fragen teilweise zu neuen Deutun-
gen zusammen.17

Der vorliegende Band von Krämer, Pfister und Segesser nähert sich diesen 
Themen aus anderer Perspektive. In ihm sind Beiträge zusammengeführt, die fast 
ausschliesslich aus Qualifikationsarbeiten an der Universität Bern entstanden 
sind. Er ist in vier Themen gegliedert. Nach einer ersten Sektion zu den klima
tischen und ernährungstechnischen Bedingungen des Ersten Weltkrieges welt-

16		  Florian Weber, Die amerikanische Verheissung. Schweizer Aussenpolitik im Wirtschafts-
krieg 1917/18, Zürich 2016 (Die Schweiz im Ersten Weltkrieg 1).

17		  Roman Rossfeld, Tobias Straumann (Hg.), Der vergessene Wirtschaftskrieg. Schweizer 
Unternehmen im Ersten Weltkrieg, Zürich 2008. Jakob Tanner, Geschichte der Schweiz 
im 20. Jahrhundert, München 2015 (Europäische Geschichte im 20. Jahrhundert), S. 135–
145, 151–152.
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weit und in der Schweiz werden drei «Krisen» fokussiert: die Energie-, die Ver-
sorgungs- und die Gesundheitskrise. Den Abschluss bildet eine Synthese, in 
welcher sich Daniel Krämer am Konzept der «Verletzlichkeit» orientiert und auf 
dessen Folie er die Einordnung der Forschungsergebnisse vornimmt.

In der Einleitung behandeln die drei Herausgeber die bisherige Forschung. 
Sie konstatieren eine frühe Beschäftigung mit wirtschaftlichen Fragen in den 
Zwanzigerjahren, aber auch das folgende Desinteresse der Forschung am Ersten 
Weltkrieg bis in die späten Sechzigerjahre, als unter anderem der sogenannte 
«Landesstreik» in den Blick genommen wurde. Danach wurde das Verständnis 
und die Bedeutung des Ersten Weltkrieges für die Schweiz erst im Rückblick aus 
hundert Jahren Distanz wieder angesprochen. Der Band reklamiert zu Recht, 
wenig aufgearbeitete Felder detailliert zu thematisieren, indem er den Blick auf 
Umwelt- und wirtschaftliche beziehungsweise soziale Themen lenkt, die sowohl 
der politischen als auch einer Alltagsgeschichte des Ersten Weltkrieges in der 
Schweiz Impulse zu verleihen vermögen.

Als Erstes trägt Daniel Marc Segesser Erkenntnisse aus der weltweiten For-
schung zu den Krisen in der Ressourcenmobilisierung zusammen. Daran wird 
einerseits die Unterschiedlichkeit der Problemlagen deutlich. Andererseits ist zu 
erkennen, dass nicht nur für die Schweiz, sondern auch für andere Länder und 
Regionen noch grosse Forschungsdesiderate bestehen. Christian Pfister weist in 
seinem Beitrag auf das Zusammenspiel von politischen Fehleinschätzungen der 
Ernährungskrise und der klimatischen Einflüsse hin. Mit den Auswirkungen der 
«kleinen Eiszeit» von 1916/17 und der Importengpässe stellt er detailliert die Be-
dingungen des landwirtschaftlichen Angebots und seiner Preise dar und betont, 
dass weder die damalige Bevölkerung noch einige der später kommentierenden 
Historiker fähig gewesen seien, die Situation eines absoluten Mangels an Lebens-
mitteln vernünftig einzuschätzen. Peter Moser widmet sich der Ernährungsfrage 
im Landesstreik 1918 und folgert aus seiner Darstellung, dass der Krieg als eine 
Zeit der Akzeleration von agrarischen Entwicklungen, die schon vor 1914 ein
geleitet wurden, und als Inkubationszeit für eine neue agrarpolitische Ordnung 
interpretiert werden kann, in der man begann, den Agrarsektor «im Sinne eines 
Service Public» zu regulieren. 

In der Sektion zur Energiekrise befasst sich Christian Pfister mit der proble-
matischen Kohleversorgung. Vorerst war man praktisch ausschliesslich vom Nach-
schub aus Deutschland abhängig und dementsprechend erpressbar, was die 
Regierung zu weitreichenden Konzessionen zwang. Dann gehörten die Winter 
1916/17 und 1917/18 zu den kältesten seit 1864, was das Problem der ungenügen-
den Beheizung der Räume verschärfte. Die Untersuchung der Konsequenzen für 
den Alltag der Bevölkerung sieht Pfister als Desiderat der Forschung, während er 
gesamtwirtschaftlich den Kohle- und Gasmangel als Innovationsbeschleuniger 
einschätzt, indem dieser der Elektrizitätswirtschaft sowohl für Heizung und 
Beleuchtung als auch für die Elektrifizierung der Eisenbahnen Schub verlieh. 
Sandro Fehr verfolgt die Konsequenzen aus der zunehmenden Verknappung einer 
kriegswichtigen Ressource im internationalen Handel, des Stickstoffs, der einer-
seits als Düngemittel und andererseits für die Munitionsherstellung begehrt war. 
Er zeigt, wie die Schweiz von einem Importeur von Chilesalpeter dank billiger 
Wasserkraft zu einem Exporteur von Kalkstickstoff wurde, was nicht zuletzt der 
deutschen Kriegswirtschaft diente. Der Elektrifizierung der Eisenbahn geht dann 
Anna Amacher Hoppler nach, indem sie vorerst festhält, dass diese vor dem Ers-
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ten Weltkrieg keine technische Herausforderung mehr darstellte. Dann stellt sie 
am Beispiel der Bern-Lötschberg-Simplon-Bahn (BLS) dar, wie wichtige Bahn-
gesellschaften die Elektrifizierung vor den Schweizerischen Bundesbahnen (SBB) 
in Angriff nahmen, die nur unter grossem Druck erst nach dem Ersten Weltkrieg 
die Elektrifizierung einleiteten. Die Autorin schliesst, dass die «katalytische 
Funktion des Ersten Weltkrieges» dazu führte, dass «bei Ausbruch des Zweiten 
Weltkrieges knapp vier Fünftel des Schweizer Schienennetzes elektrifiziert 
waren» (S. 169).

In der folgenden Sektion zur Versorgungskrise diskutiert zuerst Maurice 
Cottier den Ersten Weltkrieg als Wende von einem liberalen Staatsverständnis 
hin zum Staatsinterventionismus und argumentiert, dass die zögerliche Um
setzung von Massnahmen in der Sozialpolitik mit der zutiefst liberalen Staatsauf-
fassung zusammengehangen habe. Diese Grundaussage wird in den folgenden 
Beiträgen illustriert. So thematisiert Christian Wipf die Massnahmen zur Steige-
rung der Kartoffel- und Getreideproduktion, die er als spät realisiert, zu wenig 
effektiv und auch ohne genügendes Know-how umgesetzt einschätzt. Dem stehen 
die Massnahmen des Zürcher Stadtrats entgegen, die von Ismael Albertin dar
gestellt werden. Sein Beitrag macht deutlich, dass grosse Kommunen weit früher 
und entschlossener für die Versorgung ihrer Bevölkerung sorgten, auch wenn sich 
zum Teil die zögerliche Haltung des Bundes auf dieser Ebene hemmend aus-
wirkte. Demgegenüber wird im Beitrag von Daniel Burkhard die Milchpreis
teuerung als Gegenstand der politischen Polarisierung abgehandelt, wobei es den 
Sozialdemokraten gelungen sei, die Preissteigerung bei der Milch als mobili
sierendes Skandalon einzusetzen. Erstaunlich sei aber, dass dann die Milchpreis-
debatte während des Landesstreiks keine Rolle mehr gespielt habe – dies ent
gegen den tradierten Darstellungen in der Historiographie. Burkhard kritisiert 
an dieser auch, dass die vermittelnden und pragmatischen Stimmen in der späte-
ren Geschichtsschreibung vernachlässigt worden seien.

Die Sektion zur Gesundheitskrise schliesslich setzt ein mit einem Beitrag von 
Christian Sonderegger und Andreas Tscherrig zur Untersuchung der Grippe
pandemie 1918/19. Er stellt zunächst Verlauf und Ausprägung der Krankheit auch 
im internationalen Vergleich dar. Dabei zeigt sich, dass die Mortalitätsrate in der 
Schweiz vergleichsweise hoch war und die Übersterblichkeit von Männern aty-
pisch. Die Autoren diskutieren die Mangelversorgung der Bevölkerung als mög-
liche verschärfende Ursache für den Verlauf und betonen die mangelhafte Vor-
bereitung der Armee und die problematische Versorgung der grippekranken 
Soldaten. Sie kritisieren die einseitig auf die militärischen Grippeerkrankungen 
konzentrierte Berichterstattung und mahnen eine Untersuchung der Auswirkun-
gen der Grippe auf die zivile Bevölkerung an. In einem weiteren Beitrag trägt 
Kaspar Staub Körperdaten zusammen, die Auskunft über die gesundheitliche 
Entwicklung der Schweizer Bevölkerung im Krieg geben können. Es handelt sich 
insbesondere um das Gewicht Neugeborener im Frauenspital Basel, Wachstum, 
Körpergewicht und Gesundheitszustand von Berner Schulkindern und Körper-
höhe und -form von 19-jährigen Stellungspflichtigen. Die zu diesen Gruppen re-
gelmässig erhobenen Daten erlauben zu zeigen, dass der Erste Weltkrieg und die 
mit ihm verbundenen Entbehrungen auch in der Schweizer Bevölkerung deut- 
liche Spuren hinterlassen haben. Die Erhebung von Daten insbesondere von 
Kindern diente in der Zeit auch dazu, sozialpolitische Massnahmen wie Ferien-
verschickungen und die Speisung von Schulkindern zu begründen.
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Die abschliessende Synthese von Daniel Krämer orientiert sich vorerst am 
Konzept der «Verletzlichkeit», das in seinen unterschiedlichen Ausdifferen
zierungen knapp vorgestellt wird. Danach konzentriert er sich darauf, die lang-
fristigen Ursachen der Schwachstellen von Landwirtschaft, Energiewirtschaft und 
Politik, aber auch auslösende Momente herauszuarbeiten. Dann stellt der Autor 
die Entwicklung der prekären Verhältnisse diachron dar und diskutiert auf die-
sem Hintergrund systematisierend die Massnahmen auf den Ebenen des Bundes, 
der Kantone und der Kommunen, bevor er kurz- und langfristige Auswirkungen 
skizziert. Insgesamt zeigt sich einerseits, dass die krisenhaften Entwicklungen 
während des Krieges in vielen Bereichen Folgen früherer Weichenstellungen und 
langdauernder Überzeugungen waren, so dass von Kontinuitäten gesprochen wer-
den kann. Andererseits aber wird sichtbar, dass in vielerlei Hinsicht (etwa Elekt-
rifizierung, Steuerung der Agrarproduktion, sozialpolitische Massnahmen) wäh-
rend des Ersten Weltkrieges neue Massnahmen und Entwicklungen initiiert oder 
solche zumindest beschleunigt wurden.

Daniel Krämer unterlässt es nicht zu betonen, dass die meisten Arbeiten des 
Sammelbandes sich weder auf ein etabliertes methodisches Gerüst noch auf ge
sicherte Kontextualisierungen abstützen konnten. Sie widmen sich Teilaspekten, 
die auf punktuell vorhandene Quellenkorpora abgestützt waren. So kann, obwohl 
jeder Beitrag mit einem auf die allgemeine Fragestellung orientierten Fazit endet, 
kein abgerundetes Bild entstehen – was ja auch nicht intendiert war. Aber es ent-
steht eine Schau mehr oder weniger lose verknüpfter Bearbeitungen von Themen, 
die alle eine Fülle von interessanten Sachverhalten und Fragen beinhalten. In die-
sem Sinn ist der Band ein wertvoller Ausgangspunkt für notwendige weitere 
Forschungen in diesem Bereich. Aus den gleichen Gründen konnte es auch nur 
punktuell gelingen, die hier behandelten Themen auf die Gesamterzählung der 
Schweiz im Ersten Weltkrieg zurück zu beziehen. Dass diese Möglichkeiten aber 
genutzt wurden, erhöht den Wert dieses anregenden Sammelbandes.

Béatrice Ziegler, Bern

Sara Galle, Kindswegnahmen. Das «Hilfswerk für die Kinder der Landstrasse» der 
Stiftung Pro Juventute im Kontext der schweizerischen Jugendfürsorge, Zürich: 
Chronos Verlag, 2016.

Im Kern von Sara Galles über 700 Seiten zählenden Studie geht es um 586 
Kinder, deren Eltern vorgeworfen wurde, «Vaganten» zu sein. Sie selber nannten 
sich aufgrund ihrer Sprache, dem Jenischen, meist «Jenische». Das zur Pro Juven-
tute gehörende «Hilfswerk für die Kinder der Landstrasse» versuchte sie zwischen 
1926 und 1973 zu sesshaften, arbeitsamen Menschen zu erziehen. Mit Hilfe der 
Behörden platzierte es die Kinder in Pflegefamilien, in Anstalten oder Kliniken. 
In den meisten Fällen übernahmen der Leiter des Hilfswerks, Alfred Siegfried, 
und später seine Nachfolgerin Clara Reust die Vormundschaft, während den leib-
lichen Eltern das Sorgerecht entzogen und der Kontakt zu ihren Kindern unter-
bunden wurde. 

Galles Hauptinteresse gilt der Frage, unter welchen historischen Voraus
setzungen eine solche Verfolgung überhaupt möglich wurde, wie sie in der Praxis 
vollzogen wurde und wie sie historisch zu beurteilen ist. Der analytische Haupt-
fokus liegt folglich auf den gesellschaftlichen, rechtlichen und politischen Ermög-
lichungsstrukturen, den Wissensformen, welche diese Praxis legitimierten, sowie 
dem Zusammenspiel zwischen dem «Hilfswerk», den staatlichen Behörden, der 
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Justiz, den Medien und den involvierten Wissenschaften. Galles Buch ist das Pro-
dukt jahrelanger Forschung zum Thema, das – wie sie in der Einleitung souverän 
darlegt – in den 1970er Jahren durch Journalisten und jenische BürgerrechtlerIn-
nen lanciert und mit der Öffnung des Pro Juventute-Archivs seit den 1990er 
Jahren auch historiographisch aufgearbeitet wird. Substantiell neu an der nun vor-
liegenden Studie ist nicht nur der Umfang der analysierten Pro Juventute-Akten, 
sondern auch der Miteinbezug etlicher weiterer Archive von Behörden und ande-
ren Institutionen, die mit der Pro Juventute kooperierten. 

Galle hält zunächst fest, dass Kindswegnahmen kein Spezifikum der «Vagan-
ten-Politik» waren. Im Jahr 1930 etwa waren landesweit rund 68 000 Kinder 
fremdplatziert. Kinder von ihren Eltern zu trennen war also ein Wesensmerkmal 
der schweizerischen Jugendfürsorge überhaupt. Spezifisch am Fall der «Kinder 
der Landstrasse» war, dass ihre Verfolgung nicht föderalistisch, sondern – mit der 
Pro Juventute – zentralistisch erfolgte sowie Gegenstand eines Spezialdiskurses 
um «Vagantität» wurde. Zwei Faktoren ermöglichten dies: Zum einen fielen 
verarmte Familien mit nicht-sesshafter Lebens- und Erwerbsweise durch die Ma-
schen der mit der Jugendfürsorge betrauten Gemeinde- und Kantonsbehörden. 
Von dieser Seite mehrten sich ab den 1920er Jahren Rufe nach mehr Koordina-
tion in der «Vagantenfrage». Zum anderen erlaubte das mit dem ZGB 1912 ein-
geführte Familien- und Jugendrecht dem Staat weitgehende Eingriffe in Familien. 
Der Ruf nach zentraler Koordination der «Vaganten-Frage» ging an die Pro 
Juventute, eine private Stiftung, die jedoch von allen massgeblichen Fraktionen 
der bürgerlichen Eliten auf den verschiedenen schweizerischen Staatsebenen 
unterstützt wurde. Innerhalb der Pro Juventute eröffnete sich damit ein Betäti-
gungsfeld für Alfred Siegfried (1890–1972). Der Gründer des «Hilfswerks Kinder 
der Landstrasse» entwickelte sich bis in die 1960er Jahre zum mächtigen Dreh- 
und Angelpunkt der «Vaganten»-Verfolgung. Wie Galle erstmals aufzeigt, war 
Siegfried 1924 wegen Pädophilie verurteilt worden, heiratete später eine Witwe, 
deren Kinder er adoptierte, und konvertierte zum Katholizismus. Im Verlauf der 
Jahrzehnte übernahm er die Vormundschaft hunderter «Kinder der Landstrasse». 
Sein Lebensziel, den Keim der «Vagantität» in der Schweiz auszumerzen, ver-
folgte der unheimliche Kinderfreund hartnäckig, intrigierend, autoritär und selbst 
angesichts erheblichen Leids bei seinen «Mündeln» ohne eine Spur von Selbst
kritik und Selbstreflexion. Wie Galle überzeugend aufzeigt, war dies jedoch nur 
aufgrund zweier äusserer Faktoren möglich: zum einen ein gesellschaftsüber
greifender kultureller Konsens, dass die «Vagantität» in der Schweiz keinen Platz 
habe. Siegfrieds Obsession erscheint somit nicht als Anomalie, sondern vielmehr 
als Kennzeichen bürgerlich-philanthropischer Demokratie bis in die 1970er Jahre. 
Zum anderen konnte er auf die Kooperation zahlreicher Instanzen zählen. Die 
Zusammenarbeit vieler ressourcenarmer Gemeinden sichert er sich durch die 
Übernahme von Kosten sowie der ganzen rechtlichen Abklärungen. Die Medien 
reproduzierten meist zustimmend sein in zahlreichen Propagandaschriften ver-
breitetes Bild von angeblicher «Verwahrlosung» und «Elend» in «Vagantenfami-
lien». Wissenschaftliche Studien junger Absolventinnen von Sozialfürsorgeschu-
len, denen Siegfried seine Akten und Kontakte zur Verfügung stellte, lieferten 
eine wissenschaftliche Rechtfertigung seines «Hilfswerks». Die Schweizer Psych-
iatrie, die in jenen Jahrzehnten eugenischen Erbtheorien anhing, legitimierte die 
Verfolgung ebenfalls. Die Gerichte, bis hinauf zum Bundesgericht, stützten ihre 
Urteile auf das einseitige und hochgradig stigmatisierende Aktenmaterial aus 
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Siegfrieds Archiv und hiessen seine Entscheidungen mit ganz wenigen Ausnah-
men gut.

Die betroffenen Kinder und Eltern wehrten sich zwar gegen das erlittene Un-
recht durch Widerspenstigkeit, Weglaufen und – sofern möglich – Beschwerden. 
Gegenüber Siegfrieds Informationsmonopol, Beziehungsnetz und gesellschaft
lichem Ansehen waren sie aber meist chancenlos. Bis in die 1970er Jahr schenk-
ten Journalisten, Gerichte, Forscherinnen und Ärzte den oftmals körperlich, 
psychisch und seelisch schwer misshandelten Opfern kaum Gehör. Es gab nur 
zwei bemerkenswerte Ausnahmen: Der Psychologe Walter Haesler kritisierte in 
den 1950er Jahren unter Bezugnahme auf amerikanische Sozialtheorien 
Siegfrieds Vorgehen mit der Begründung, dass es das psychische Leid und die 
«Marginalisierung» der Opfer verursache, anstatt sie zu verhindern. Siegfried 
gelang es jedoch, die Rezeption der Studie zu unterdrücken. Es ist Sara Galles 
Verdienst, sie neu entdeckt zu haben. Der zweite Fall ist die Juristin Esther Win-
terberger, die sich von Siegfried nicht einschüchtern liess und dessen Zuständig-
keit für das «Hilfswerk» hartnäckig und mit grosser Ausdauer in Frage stellte. Sie 
errang 1941 für ihre Klientin einen Teilerfolg vor Gericht. Ansonsten waren die 
Opfer den Massnahmen praktisch ohnmächtig ausgeliefert. 

Innovativ und neu ist Galles Analyse der Geografie der Verfolgung: Sieg-
frieds Aktionsradius konzentrierte sich vor allem auf die Ost- und Südostschweiz. 
Dort wollte er eigentlich noch viel mehr Familien auseinanderreissen, scheiterte 
jedoch in mindestens 160 Fällen. Dies jedoch nicht, weil jemand grundsätzliche 
Kritik an seinem Vorgehen geübt hätte. Die Kindswegnahmen scheiterten an 
mangelnden Ressourcen oder Unstimmigkeiten über das Vorgehen. Manche 
Gemeinden fanden etwa andere, effizientere Wege, um ihre unliebsamen «Vagan-
ten» loszuwerden.

Wie ist die Verfolgung der Jenischen im Kontext der Schweizer Geschichte 
zu beurteilen? Galle lanciert zu Recht erneut die Frage, ob es sich um die be
absichtigte Auslöschung der Kultur und Lebensweise einer ethnischen Minder-
heit handelte, was gemäss UN-Genozidkonvention als Völkermord zu beurteilen 
wäre. Nebst der juristischen bedarf es hier auch einer historiographischen Beur-
teilung. Galle tendiert zu einem Nein. Sie führt zwei Hauptargumente ins Feld: 
Die Gemeinden hätten ihre Massnahmen so gut wie nie eugenisch oder explizit 
rassistisch begründet. Dieses Argument ist empirisch überzeugend. Das zweite 
Argument lautet, dass auch Siegfried die «Vaganten» nicht als «Ethnie» oder 
«Rasse» verstanden habe. Empirisch ist dieses Argument weniger überzeugend. 
Siegfrieds Haltung war, wie Galle selber zeigt, widersprüchlich. Ihm lag weniger 
an theoretischer Konsistenz, sondern daran, sein «Hilfswerk» pragmatisch zu 
legitimieren. Hierzu bediente er sich eklektisch bei verschiedenen Diskursen; 
situativ auch bei erbbiologischen Ideen, die normabweichendes Sozialverhalten 
der «Vaganten» nicht bloss milieutheoretisch und folglich kurierbar, sondern auch 
rassentheoretisch, essentialistisch und unheilbar deuteten. Galles Beitrag sollte 
daher nicht als Abschluss, sondern als Aufforderung zur Vertiefung der Völker-
morddiskussion gelesen werden. Diese wird sich freilich nicht nur auf Quellen aus 
der Täterperspektive stützen können. Sie wird auch solche aus der Opferperspek-
tive sowie die Sichtweisen und Erinnerungen heutiger jenischer BürgerrechtlerIn-
nen beiziehen müssen.

Auch wenn diese Perspektiven in Galles Buch zu kurz kommen, ist ihre 
materialreiche, präzise und nüchtern analysierende Studie zweifellos das neue 
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Standardwerk zum Thema sowie ein unerlässliches Referenzwerk für die neuere 
Historiographie der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen. Es gibt tiefe Einblicke 
ins Innenleben einer typisch schweizerischen Form von struktureller Gewalt, die 
nicht primär staatlich, sondern bürgerlich-zivilgesellschaftlich organisiert war, 
vom schwachen Grundrechtsschutz bis in die 1970er Jahre profitierte und sich 
selber philanthropisch rechtfertigte. Aus Sicht der ohnmächtigen Opfer war sie 
faktisch unentrinnbar und totalitär. Dass dies in einer Zeit, da rechtspopulistische 
Kräfte auch in der Schweiz in diese Epoche zurückkehren wollen, nicht bloss von 
weitreichender historiographischer, sondern auch von politischer Relevanz ist, 
liegt auf der Hand.� Bernhard C. Schär, ETH Zürich

Malik Mazbouri, François Vallotton (dir.), Scandale et histoire, Lausanne: 
Antipodes, 2016, 238 pages.

Le scandale a jusqu’à présent retenu plus l’attention des sociologues que celle 
des historiens. Et le bilan est encore plus maigre en Suisse, pays où le scandale 
peine à se déployer pour remettre en question l’ordre des choses. Les quelques 
ouvrages qui existent à ce sujet sont dus à la plume de journalistes, plus descrip-
tifs qu’analytiques. Ce livre comble donc une lacune, en reprenant une partie des 
contributions à un colloque organisé à Lausanne en 2014, l’autre partie ayant déjà 
été publiée dans une livraison de la revue Traverse (2015/3).

Empruntés à la sociologie française, «désingularisation» et «mobilisation 
multisectorielle» sont les concepts qui relient les diverses contributions de cet ou-
vrage collectif. Par eux, le scandale peut advenir, sans eux, il n’y a pas de scandale. 
Et de fait, plusieurs articles renvoient à un non-scandale ou à un «scandale de 
basse intensité», pour reprendre le titre de l’un d’entre eux. Le scandale n’est pas 
un phénomène «essentialiste», il ne suffit pas que la transgression des normes ad-
mises par un acteur important de la société, individu ou collectif, soit dénoncée 
pour que surgisse le scandale. Il y faut une conjoncture politique favorable. 

Ainsi l’escroquerie financière décortiquée par Marc Perrenoud: les promesses 
de l’Investors Overseas Services ont beau avoir ruiné de nombreux épargnants à 
la fin des années 1960, les banques suisses, celles qui y ont participé comme celles 
qu’indignaient ces procédés «américains», préfèrent laver leur linge sale discrète-
ment au sein de l’Association suisse des banquiers. Faute de relais, le scandale 
amorcé par quelques articles de presse ne peut prendre corps et le procès reten-
tissant de Bernie Cornfeld concentre tous les torts sur une seule personne. 

L’absence de réactions publiques face à une politique de placement des 
enfants, aujourd’hui unanimement dénoncée, illustre l’importance du contexte. 
Le débat ne «prend» pas en Suisse romande pour plusieurs raisons qu’examinent 
Joëlle Droux et Véronique Czaka. La Suisse alémanique connaît plusieurs 
remous, mais l’affaire de la maison d’éducation d’Uitikon (1970) en montre les 
limites: les dénonciations ne peuvent rien face à la solidarité des divers niveaux 
de pouvoir mis en cause, au point que les dénonciateurs sont poursuivis pénale-
ment. Dans le même temps, en coulisse, les milieux professionnels finissent par 
réaménager certaines normes (Sara Galle et Gisela Hauss). 

L’affaire des fiches en 1989 se présente ici comme un magnifique cas d’école. 
En effet, les activités de la police politique étaient connues, elles avaient même 
suscité dans les années 1970 quelques discussions au Parlement, qui toutes s’étaient 
conclues par une relégitimation des pratiques de fichage et de surveillance. Si on 
veut comprendre pourquoi le scandale des fiches prend une telle ampleur à l’au-
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tomne 1989, il faut revenir à un contexte serré, ce à quoi s’attache l’article d’Hervé 
Rayner, Fabien Thétaz et Bernard Voutat. Portée par la sidération provoquée par 
la chute du Mur et les rapides transitions de régime en Europe de l’Est, la contes-
tation s’enfle et s’alimente elle-même, bousculant le jeu politique classique. Le 
Conseil fédéral lui-même en arrive à justifier l’indignation des citoyens! Une re-
mobilisation bourgeoise intervient pourtant, proposant des ripostes institution-
nelles qui délimitent le champ des coupables — «un État dans l’État» — et sacri-
fient quelques hauts fonctionnaires. Le scandale se dégonfle alors. 

De tels épisodes «désectorisants» qui voient l’indignation morale dépasser 
l’affrontement politicien sont rares. Malgré son caractère spectaculaire, l’affaire 
valaisanne des «vignes maudites», présentée par Grégoire Luisier, ne se révèle au 
final qu’un pétard mouillé entre les mains de l’opposition radicale, vite réduite 
par la majorité PDC. Dans son article sur le scandale du fluor en Valais, Coralie 
Fournier-Neurohr introduit une intéressante variable: les médias extérieurs au 
canton jouent un rôle déterminant dans la lente construction d’une mobilisation 
multisectorielle qui mettra en difficulté un gouvernement valaisan très lié à Alu-
suisse — qui est par ailleurs le plus gros employeur du canton. 

L’ouvrage illustre le potentiel heuristique du fait scandaleux, à condition de 
ne pas le considérer comme un phénomène exceptionnel, mais plutôt comme un 
révélateur de fractures sociales. Étouffé ou achevé, le scandale offre ainsi un angle 
d’attaque utile pour l’historien, marqueur à la fois des persistances et des inerties 
mais aussi des évolutions de la société helvétique.� Alain Clavien, Fribourg

Peter Huber, Fluchtpunkt Fremdenlegion. Schweizer im Indochina- und im Alge­
rienkrieg, 1945–1962, Zürich: Chronos Verlag, 2017, 315 Seiten.

Die französische Fremdenlegion ist die wohl prominenteste Söldnertruppe 
der modernen Geschichte. Ganze Büchermassive von Erinnerungsschriften, war-
nender Propaganda und Abenteuerromanen haben sich mit ihr befasst, ebenso 
über hundert Kinofilme und verschiedene populäre Schlager. Die dabei transpor-
tierten Bilder schwanken zwischen Exotismus und Verteufelung, die Legionäre 
erscheinen bald als Abschaum Europas, bald als romantische Helden. Im Gegen-
satz zur abundanten Populärliteratur ist die historisch-kritische Erforschung der 
Fremdenlegion, bedingt auch durch den restriktiven Archivzugang, noch eher in 
den Anfängen. Erst wenige Werke mit wissenschaftlichem Charakter haben die 
französische Söldnertruppe als Instrument des Imperialkrieges, transkulturellen 
Erfahrungsraum oder Objekt einer transnationalen Medialisierung analysiert.

Das anzuzeigende Buch befasst sich mit den Schweizer Legionären in den De-
kolonisationskriegen in Indochina und Algerien. Die von der «Grande Nation» 
zwischen 1946 und 1954 im vergeblichen Bemühen, Indochina unter ihre Koloni-
alherrschaft zurückzuzwingen, eingesetzten Truppen stammten in ihrer Mehrheit 
nicht aus dem metropolitanen Frankreich: Von den total 488 500 eingesetzten 
Soldaten waren 15 Prozent Fremdenlegionäre (davon über die Hälfte Deutsche) 
und 38 Prozent afrikanische Kolonialsoldaten; hinzu kamen ab 1950 immer mehr 
Indochinesen. Im nach dem Desaster von Điện Biên Phủ nahtlos anschliessenden 
Krieg in Algerien, das Frankreich nicht als Kolonie, sondern als integralen Be-
standteil des Mutterlandes betrachtete und das seit der Gründung der Fremden-
legion im Jahre 1831 auch deren ‹Heimat› darstellte, kamen prozentual weit 
weniger Legionseinheiten zum Einsatz als in Indochina. Sie spielten aber eine 
berüchtigte Rolle, etwa bei den Folterungen von Einheimischen oder beim Ge-
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neralsputsch von 1961, der die Friedensverhandlungen zwischen der Regierung 
De Gaulle und dem algerischen Front de Libération Nationale torpedieren wollte. 
Im Anschluss an die algerische Unabhängigkeit war die Weiterexistenz der Frem-
denlegion für mehrere Jahre in der Schwebe, bis sie schliesslich in zahlenmässig 
reduzierter Form in eine Eliteeinheit neuen Typs transformiert wurde.

Die Quellenlage zur Erforschung der Schweizer Legionäre zwischen 1945 und 
1962 gestaltet sich trotz des fehlenden Zugangs zum Legionsarchiv für unabhän-
gige Forscherinnen und Forscher ausgesprochen günstig: Da die Schweizer Mili-
tärjustiz seit 1928 den unerlaubten fremden Militärdienst systematisch verfolgte, 
existieren für die untersuchte Periode von allen Schweizern, deren Legionseintritt 
bekannt wurde, militärgerichtliche Dossiers mit umfangreichen biographischen 
Angaben und teilweise Briefkopien und Verhörprotokollen. Insgesamt sind im 
Bundesarchiv für die untersuchte Periode Dossiers zu nicht weniger als 2120 
Schweizer Legionären verfügbar, wobei ihre Zahl Mitte der 1950er Jahre ihren 
Höhepunkt erreichte. Zur Erstellung einer Kollektivbiografie dieser Gruppe hat 
Peter Huber jedes fünfte der alphabetisch geordneten Dossiers ausgewertet. Die 
quantitative Auswertung wird dabei immer wieder durch das Aufzeigen indivi-
dueller Schicksale ergänzt, sei es im Haupttext, sei es durch eingestreute Quellen-
auszüge oder durch die 38 Fallbeispiele am Ende des Haupttextes.

Die quantitative Auswertung zeigt, dass der typische Schweizer Legionsfrei-
willige jung (um die 20 Jahre), ledig und (zumeist wegen Bagatelldelikten) vorbe-
straft war. Etwa 70 Prozent von ihnen stammten aus Arbeiter- oder Handwerker-
familien; je etwa ein Drittel hatte keine Berufslehre begonnen oder dieselbe 
vorzeitig abgebrochen. Weit überdurchschnittlich vertreten waren Scheidungs- 
und Waisenkinder, Männer mit Anstaltserfahrung und ehemalige Verdingbuben. 
Allein aus der Erziehungsanstalt Tessenberg (BE) entwichen in der untersuchten 
Periode 40 Zöglinge in die Fremdenlegion. Das Gros der Schweizer Fremdenle-
gionäre entstammte damit einer Unterschichtsgruppe, an der der wirtschaftliche 
Aufschwung der Nachkriegszeit relativ spurlos vorbeigegangen zu sein scheint. 
Der Verfasser identifiziert eine ganze Liste von (teilweise überlappenden) Moti-
ven für den Legionseintritt: dem Anstaltsleben entfliehen, Flucht vor laufendem 
Strafverfahren, Suche nach Kameradschaft, Suche nach Abenteuer und Exotik, 
Marginalisierung auf dem Arbeitsmarkt, Streit und Gewalt im Elternhaus, Flucht 
vor Schulden, Freude am Militär. Der Deal, den die Fremdenlegion diesen 
Männern anbot, war bedingungsloser Gehorsam und Treue zum Männerbund 
Legion und ihren teilweise verbrecherischen Aktivitäten im Austausch zu einem 
Lernkontrakt und einem Erlebnis, das die individuelle Lebenskrise überwinden 
und meistern helfen sollte.

Nach einer sehr detaillierten Analyse von Herkunft und Eintrittsmotiven der 
Schweizer Legionsfreiwilligen richtet Huber in weiteren Kapiteln das Augenmerk 
auf den Legionsalltag und die Kriegserfahrung. Hier interessieren etwa der Blick 
auf die Einheimischen in den französischen Kolonien und der retrospektive Um-
gang mit Zeugenschaft, Mitwisserschaft oder gar Täterschaft bei Folter und an-
deren Kriegsverbrechen der französischen Kolonialmacht. Ein weiteres Thema 
sind Kontakte zu Frauen, die vom Besuch in den offiziellen Legionsbordellen 
über temporäre Ehegemeinschaften mit einheimischen Frauen in Indochina bis 
zur Vermählung mit Französinnen oder der Anbahnung einer Heirat nach der 
Rückkehr durch Annoncen reichten. Der den meisten Legionären gemeinsame 
Traum von Aufstieg und Anerkennung durch den Dienst in der Söldnertruppe er-
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füllte sich für einige, die die Unteroffizierslaufbahn einschlugen, während manch 
andere ihren Dienst durch Desertion vorzeitig abbrachen oder durch Verletzung, 
Erkrankung oder gar Tod ausschieden. In einem separaten Kapitel analysiert 
Huber das Leben nach der Legion. Während die meisten Ex-Legionäre in die 
Schweiz zurückkehrten und dort mehrheitlich beruflich Fuss fassen konnten, 
liessen sich einige in Frankreich oder, zumindest vorübergehend, in Algerien oder 
Indochina nieder. Zahlreiche Ex-Legionäre betrachteten im Rückblick ihre 
Dienstzeit als harte, aber nützliche Lebensschule und sprachen, trotz teilweise 
harscher Kritik an der Legion und ihren Methoden der Kolonialkriegsführung, 
mit Stolz über ihren Dienst.

Insgesamt verknüpft das Thema der Schweizer Fremdenlegionäre der Nach-
kriegszeit damit zwei in der aktuellen Forschung intensiv diskutierte Felder: das 
System von Fremdplatzierungen und administrativen «Versorgungen» von An
gehörigen der untersten Gesellschaftsschichten (der Verfasser spricht in diesem 
Kontext überzogen von einem «helvetischen Archipel Gulag») sowie die unter 
dem Label «(post)koloniale Schweiz» diskutierten Verstrickungen des Landes in 
den europäischen Kolonialimperialismus. Zu diesen beiden Feldern einen empi-
risch gut abgestützten und methodisch überzeugenden Beitrag geleistet zu haben, 
ist das Verdienst von Fluchtpunkt Fremdenlegion.� Christian Koller, Zürich

Magaly Tornay, Zugriffe auf das Ich. Psychoaktive Stoffe und Personenkonzepte 
in der Schweiz, 1945 bis 1980, Tübingen: Mohr Siebeck, 2016 (Historische Wis-
sensforschung 4), 286 Seiten, 23 Abbildungen.

Magaly Tornays nun in der Reihe Historische Wissenschaftsforschung bei 
Mohr Siebeck erschienene Dissertation setzt mit einer ironischen Pointe ein: 1957 
war Schizophrenie als Hauptthema für den an der ETH Zürich stattfindenden 
zweiten Internationalen Kongress für Psychiatrie gewählt worden. Doch dann 
musste die gesamte Organisation des Kongresses nochmals überdacht werden, 
weil die psychoaktiven Stoffe «aufgetaucht» waren. Dass diese Stoffe keineswegs 
plötzlich wie aus dem Nichts das Licht der Welt erblickt hatten, macht Tornays 
Studie, die bereits in den 1940er Jahren einsetzt, deutlich. Ihr Auftauchen war 
zudem mit der Vorstellung verknüpft, Medikamente hätten eine spezifische Wir-
kung. Dies führte dazu, dass auch psychische Krankheiten vermehrt über kon-
krete Symptome gefasst wurden. Das heisst, wenn etwa ein Antidepressivum bei 
einem nicht eindeutigen Krankheitsbild wirkte, konnte dies zu einem entschei-
denden Argument für die Diagnose Depression werden. Die beiden instabilen 
Grössen Stoffwirkung und Krankheitsdefinition stabilisierten sich in diesem 
diagnostischen Zirkel gegenseitig. Diese «Ko-Produktion» (S. 9) von Pharmakon 
und Person steht im Zentrum von Tornays Buch, das in historischer Perspektive 
reflektiert, wie die Genese der Psychopharmaka Personenkonzepte, Krankheits-
bilder, den Umgang mit PatientInnen sowie unser Sprechen über uns selbst und 
unser Inneres transformierte.

Als analytische Kategorie wählt Tornay nicht Subjektivierung, sondern den 
Begriff des Personenkonzepts. Personenkonzepte werden als Orte begriffen, an 
denen die Vektoren Individuation und Teilnahme innerhalb eines sozialen, kul-
turellen und wissenschaftlichen Feldes aufeinander treffen. Dieser Pharmakon-
Person-Nexus könne, so Tornay, empirisch am ehesten «in the making» (S. 5) un-
tersucht werden. Dadurch kommen vornehmlich drei Felder in den Blick: erstens 
Experimente mit psychoaktiven Stoffen, wo Subjektives zu objektivieren versucht 
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und das Verhältnis von Innerem und Äusserem verhandelt wurde, zweitens die 
sich verfestigende Wissensordnung im klinischen und wissenschaftlichen Kontext 
und drittens die Ausweitung der therapeutischen Sphäre durch Standardisie-
rungsbewegungen und neue Konsumformen. 

Tornays Studie ist entsprechend in drei Teile und sechs Kapitel aufgeteilt. Das 
erste Kapitel untersucht Experimentalanordnungen mit LSD in der Psychiatrie 
und beginnt somit wesentlich früher als die meisten historischen Arbeiten zu 
psychotropen Stoffen. Im zweiten Kapitel werden neue Thesen und Untersuchun-
gen zur Entstehung von Schizophrenie behandelt. Die enorme Wirksamkeit von 
LSD bei fast schon immateriellen Dosen legitimierte Anfang der 1950er Jahre 
eine Sichtweise, welche psychische Krankheiten als im Körper lokalisierbar 
annahm (im Gegensatz zur Suche nach biographischen und sozialen Faktoren). 
Mit LSD und ab 1953 mit Chlorpromazin etablierte sich eine stabile Anordnung, 
die versprach, Psychosen ins Labor zu bringen und experimentell zu entschlüs-
seln, womit die Idee einer chemisch modulierbaren Psyche Auftrieb bekam. Diese 
materiellen Assemblagen hätten jedoch keineswegs von Beginn weg zur Durch-
setzung eines biologischen Paradigmas (im Sinne eines «neurochemischen 
Selbst») geführt, sondern es sei zunächst zu einer Überlagerung von psychodyna-
mischen und biologischen Erklärungsmustern gekommen. Die beiden Kapitel des 
zweiten Teils («Wissensordnungen») untersuchen die Aushandlung von Bedeu-
tungen psychoaktiver Stoffe. Dabei steht im dritten Kapitel der zweite Interna
tionale Kongress für Psychiatrie von 1957 in Zürich im Zentrum, wo um Benen-
nungen und Klassifikationen von Stoffen gerungen wurde. Im vierten Kapitel 
führt Tornay detailliert vor, wie auf einer lokalen Ebene Wissen über psycho
aktive Stoffe stabilisiert wurde. Das fünfte Kapitel zu Beginn des dritten Teils 
beschreibt eine statistische Wende, die mit der Ausarbeitung von Standards für 
klinische Tests und für Krankheiten einsetzte. Das sechste Kapitel fokussiert die 
Wende um 1968, als verschiedene psychoaktive Stoffe zu sozialen und politischen 
Bedeutungsträgern wurden. Zudem kam es zu einer «Kontamination der Theo-
rie durch die Quellen und umgekehrt» (S. 217), was bedeutet, dass die Unterschei-
dung zwischen Quellen und Literatur beziehungsweise theoretischen Grundlagen 
zunehmend schwierig wurde.

Der Studie liegt eine breite und zuweilen heterogene Quellenbasis zu-
grunde. Zentral sind Materialien aus dem Firmenarchiv von Novartis, Unterla-
gen aus der Psychiatrischen Klinik Münsterlingen, medizinische und psychia-
trische Fachzeitschriften sowie die Konferenzbände des zweiten Internationalen 
Kongresses für Psychiatrie. Der Fokus liegt somit auf Quellen aus der Schweiz, 
punktuell wurden jedoch auch europäische und amerikanische Publikationen 
ausgewertet, da das Feld der psychoaktiven Stoffe von Beginn an global und 
lokal zugleich war. 

Am meisten beeindruckt hat den Rezensenten das vierte Kapitel, in welchem 
ein Bogen von der Entdeckung des ersten Antidepressivums Imipramin in einer 
kleinen Landklinik zur sogenannten «Epidemie der Depression» geschlagen wird. 
Diese Mikrostudie zum Geigy-Mittel G 22355 zeigt eindrücklich auf, wie sich die 
Tablette, also die kleine Dosis, erst allmählich als alltagstaugliche und resoziali-
sierungsfördernde Abgabeform und damit ein neues Modell der kleinen, aber 
stetigen Intervention durchsetzte. Die Leserinnen und Leser werden dabei nicht 
nur mitgenommen zum klinikinternen Maskenball, wo «la gentille dame Largac-
til» und «la méchante dame Geigy» aufeinandertrafen (S. 140), sondern erfahren 
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auch, wie sich das Berufsbild der Psychiatriepflege durch die Einführung moder-
ner Psychopharmaka wandelte.  

Obwohl – oder gerade weil – immer alles in der Schwebe ist, führt Tornay 
souverän durch die komplexe Geschichte der Zugriffe auf das Ich. Da insbeson-
dere die Mikrostudie zu Imipramin, wo die Fragilität der Stoffe und die Brüchig-
keit der Personenkonzepte besonders spürbar ist, zu begeistern weiss, wäre zu 
wünschen gewesen, dass die Identität der Stoffe selbst zuweilen noch stärker pro-
blematisiert und die Fragen der Dosierung noch weiter thematisiert worden 
wären. Ebenso wäre es bedenkenswert gewesen, im Kapitel zur statistischen 
Wende auch den Übergang von Selbst- zu Fremdexperimenten mit zu reflektie-
ren. Nichtsdestotrotz sei Tornays ausgezeichnete Studie hiermit allen LeserInnen, 
die sich für das soziale Leben von Psychopharmaka interessieren, wärmstens zur 
Lektüre empfohlen.� Beat Bächi, Institut für Medizingeschichte, Universität Bern

Philip Rosin, Die Schweiz im KSZE-Prozeß 1972–1983. Einfluß durch Neutrali­
tät, Berlin: De Gruyter Oldenbourg, 2013 (Quellen und Darstellungen zur Zeit-
geschichte, Band 99), 300 Seiten.

«As everybody knows, Switzerland is an economic and financial power of 
some size and has been acting accordingly for quite some time», erörterte Bot-
schafter Albert Weitnauer, Generalsekretär des Eidgenössischen Politischen 
Departements (heute EDA), im Oktober 1977 in einer Ansprache vor anderen 
Delegationschefs am Belgrader Folgetreffen der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (KSZE). «But it came as a surprise to many, including 
ourselves, that we can play, in the political field also, a meaningful, active and 
sometimes successful part – as at the Helsinki, Geneva and Belgrade meetings –, 
not in spite of our neutrality, but because of it» (dodis.ch/49380). Von dieser 
«Überraschung» des schweizerischen Engagements im KSZE-Prozess im Zeit
alter der Détente handelt die minutiös recherchierte Dissertation von Philip 
Rosin. 

Die KSZE ist in der schweizerischen Historiografie kein unbeackertes Feld. 
Mit den Studien von Christoph Breitenmoser und Hansjörg Renk aus dem Jahr 
1996, Thomas Fischers 2004 auf breiter Quellenbasis publizierter Doktorarbeit 
und dessen international vergleichenden Abhandlung über die Gruppe der Neu-
trals and Non-Aligned Countries (N + N) im KSZE-Folgeprozess (2009) wurden 
bereits wegweisende Arbeiten vorgelegt. Der Bonner Historiker Rosin liefert 
allerdings den Beweis, dass die Rolle der Schweiz noch lange nicht abschliessend 
diskutiert ist. Sein Buch ist eine erhellende Synthesearbeit, die den Forschungs-
stand, das amtliche Aktenmaterial, Memoiren sowie eine Reihe von Zeitzeugen-
gesprächen stringent erfasst und mit neuen Facetten in einen globalgeschicht
lichen Kontext einbettet.

Für Rosin geht es um die zentrale Frage, wie es dem neutralen Kleinstaat mit 
seinen «objektiv geringen Machtmitteln» gelungen war, «den Verlauf der KSZE-
Verhandlungen mitzubestimmen und hierdurch ‹eine beinahe weltpolitische Be-
deutung› zu erlangen» (S. 3). In Abgrenzung zur Forschungsmeinung, der zufolge 
es der schweizerischen Aussenpolitik bis zum Ende des Ost-West-Konflikts nicht 
gelungen sei, «sich aus dem ‹Gefängnis der Neutralität› zu befreien und ein neues 
Rollenverständnis zu entwickeln» (Fischer), hält Rosin dafür, «dass die Schweiz 
gerade aufgrund des Festhaltens an der aussenpolitischen Neutralität in der Lage 
war, im Rahmen des KSZE-Prozesses Einfluss auszuüben und eine wichtige 
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diplomatische Rolle in den Verhandlungen zu spielen» (S. 9). Seine These ähnelt 
in diesem Punkt also durchaus einer zeitgenössischen Selbsteinschätzung, wie sie 
in Weitnauers Tischrede zum Tragen kommt. 

Eine eidgenössische Nabelschau sollte die Arbeit derweil nicht werden, zumal 
hinsichtlich der schweizerischen KSZE-Forschung der Vorwurf einer gewissen 
Selbstbezogenheit und der Fokussierung auf innenpolitische Rückwirkungen im 
Raum stand. Umso bemerkenswerter ist deshalb die Tatsache, dass sich mit Rosin 
ein Forscher aus dem benachbarten Ausland für die Belange der Schweizer Ge-
schichte interessiert. Der Autor möchte mit seiner Studie den Blick von einer 
«helvetische[n] Selbstverständigung» zu einer «diplomatiegeschichtliche[n] Un-
tersuchung» der «aussenpolitischen Rolle der Schweiz» im KSZE-Prozess «als 
Beitrag zur ‹International History›» weiten (S. 7f.). Dabei berücksichtigt er punk-
tuell auch die Wahrnehmung der Schweiz durch ausländische Regierungen, ins-
besondere durch die DDR und die BRD (wobei der Verlag die bundesdeutsche 
Perspektive durch die Auswahl des Titelbildes – ein Foto vom bilateralen Treffen 
Auberts mit Genscher in Bonn 1979 – etwas überstrapaziert hat). 

Schwerpunkte der chronologisch gegliederten Arbeit bilden die Wahl Genfs 
als Standort für die Verhandlungsphase 1973–1975, die wachsende Zusammen
arbeit der N + N ab 1974 sowie die internen Konflikte im Aussendepartement 
über die Rolle der Menschenrechte vor dem Hintergrund des Niedergangs der 
Entspannungspolitik Ende der 1970er Jahre. Die herausragende Figur unter den 
federführenden Diplomaten ist Édouard Brunner, der in der KSZE eine «ein
malige Chance zur Aktivierung der schweizerischen Neutralität und zur Entwick-
lung einer modernen Aussenpolitikkonzeption, die Fragen der Menschenrechte 
und engere diplomatische Kontakte zu den USA miteinschloss» erblickte (S. 315). 
Der brillante Verhandlungsführer trug als «Metternich der KSZE» an der Ma-
drider Folgekonferenz massgeblich zur «beinahe weltpolitischen Bedeutung» der 
Schweiz bei (S. 297ff.).

Mit ihrer aktiven Beteiligung an der KSZE konnte die Schweiz ihr aussen
politisches Profil schärfen und mit ihren traditionellen Vermittlerdiensten auf-
trumpfen. Die KSZE bot auch eine «Ersatzfunktion für die Nichtmitgliedschaft 
in den Vereinten Nationen und für die Abwesenheit vom europäischen Integra
tionsprozess», wobei es der Schweiz gelungen sei, «eine gesamteuropäische Poli-
tik jenseits der sich herausbildenden supranationalen Einigungsbestrebungen» zu 
entwickeln (S. 314). Der Autor gesteht ein, dass eine «‹aktive Geheimdiplomatie› 
ohne eine offene Diskussion des Bundesrats mit der Bevölkerung über die prak-
tische Ausgestaltung der Neutralität» nicht erfolgreich sein konnte. Er geht jedoch 
davon aus, dass trotz Rückschlägen «der Ansatz einer aktiveren schweizerischen 
Neutralitätspolitik – die in der KSZE ihren Anfang nahm – sich nach dem Ende 
des Ost-West-Konflikts durchsetzte» (S. 319).

Während Rosin die Umwälzungen im diplomatischen Tagesgeschäft der Eid-
genossenschaft quellennah beschreibt, bleiben verschiedene Fragen offen, die das 
Feld für weiterführende Forschungen öffnen. Wenn eine «aktive, weltoffene Neu-
tralitätspolitik, die vom positiven Willen der Schweizer Diplomaten zur Mit
wirkung am Weltgeschehen gekennzeichnet war» (S. 313) für ein erfolgreiches 
Auftreten im KSZE-Prozess vorausgesetzt wird, so stellt sich etwa von kultur
geschichtlicher Warte die Frage, inwiefern sich ein ambivalenter Begriff, der 
ebenfalls als Vehikel für Abschottung und Isolation herbeigezogen wird, ein wirk-
sames Analyseinstrument für die historische Forschung sein kann. 



©
 2

01
7 

Sc
hw

ab
e 

Ve
rl

ag
 B

as
el

 –
 O

pe
n

 A
cc

es
s 

er
st

 a
b 

1.
1.

20
19

 g
es

ta
tt

et

508

Zudem darf nicht vergessen werden, dass Aussenpolitik beileibe nicht von 
Diplomaten allein gemacht wird. Wie Rosin antönt, kommt gerade im Untersu-
chungszeitraum dem Wirkungszusammenhang zwischen öffentlicher Meinung 
und Aussenpolitik vermehrte Bedeutung zu. Weitgehend unerforscht bleiben 
nach wie vor die Implementierung der KSZE-Beschlüsse bei den Akteuren aus 
Militär und Sicherheitspolitik (Korb I), Wirtschaft (Korb II) sowie Medien und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen (Korb  III) –  gemäss Rosin habe die 
Schweiz gerade durch ihr «aktives Engagement zur Stärkung der Menschen-
rechte» gar «indirekt zum politischen Wandel in Osteuropa der Jahre 1989/90» 
beigetragen (S. 318). Offen bleibt ebenfalls die (allerdings fragliche) gesellschaft-
liche Breiten- und Tiefenwirkung dieser Massnahmen in der Schweiz. Insofern 
sind nicht nur die Erkenntnisse Rosins wegweisend, sondern auch gewisse Lücken 
seiner sehr fundierten, klassisch diplomatiehistorischen Studie.

Thomas Bürgisser, Zürich

Lucien Criblez, Lukas Lehmann, Christina Huber, Lehrerbildungspolitik in der 
Schweiz seit 1990. Kantonale Reformprozesse und nationale Diplomanerkennung, 
Zürich: Chronos Verlag, 2016 (Historische Bildungsforschung, Bd. 1), 376 Seiten.

Wer sich nach sozial- und politikwissenschaftlichen Studien zur Schweiz 
umsieht, trifft meistens auf gegenwartsbezogene, empirische (statistisch basierte) 
Studien über nationale Themen oder Forschungsobjekte. Historische Unter
suchungen, die die föderale Verfassung mireflektieren, also zum Beispiel die 
kantonale Ebene miteinbeziehen oder diese gar zum Hauptthema machen, sind 
selten. Am ehesten sind solche für den Bildungsbereich zu erwarten – und damit 
befasst sich auch der vorliegende Band. Im Zuge der Fachhochschulbewegung ist 
in den 1990er Jahren auch Bewegung in die Lehrerbildung und Lehrerbildungs-
politik gekommen – und damit in einen Bereich, der traditionell der kantonalen 
Bildungshoheit zugerechnet wird und vorwiegend kantonal organisiert ist. Diese 
Rahmensetzung macht das Unterfangen komplex: Der gesamten Dynamik in 
ihren nationalen, interkantonalen und kantonalen Bezügen gerecht zu werden, ist 
fast unmöglich. 

Umso erfreulicher ist, dass es den Autorinnen und Autoren gelungen ist, das 
Thema als Ganzes einzufangen und wichtige Dimensionen des Wandels in der 
Lehrerbildungspolitik der Schweiz zu eruieren und darzustellen. Dies gelingt 
nicht zuletzt dank der klugen Organisation des Bandes: Einem einleitenden, auch 
der Steuerungsthematik staatlicher Leistungen und der Vorgeschichte gewidme-
ten Teil folgt eine Serie von mehr oder minder chronologisch strukturierten Fall-
beispielen. Auf interkantonaler Ebene wird die Rolle der Erziehungsdirektoren-
konferenz EDK betrachtet, und es werden sieben kantonale Konstellationen 
dargestellt (Aargau, Bern, Freiburg, Genf, St. Gallen, Zürich und Zug). Im drit-
ten Teil folgen unter dem Titel «Synthesen» vier thematische Fragen, und das 
Fazit der Herausgeber schliesst den Band ab. Die Anlage – Fallbeispiele chrono-
logisch, quer dazu vier Syntheseinputs – vereinfacht das komplizierte Ganze so 
weit, dass tatsächlich angesichts der (zu) zahlreichen Details der Fallbeispiele we-
sentliche inhaltliche Gemeinsamkeiten und Unterschiede des Wandels erkennbar 
werden. Selbstverständlich werden Basler, Tessinerinnen oder Luzerner ihre kan-
tonalen oder interkantonalen Fallbeispiele vermissen, und selbstverständlich wer-
den mit den vier gewählten Synthesesträngen nicht alle thematischen Fragen ab-
gedeckt: Angesichts der ohnehin zu grossen Fülle von Daten ist die Einschränkung 
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sowohl der kantonalen als auch der theoretischen Einzelentwicklungen aber ab-
solut vertretbar.

Fürs Verständnis der über zwei Jahrzehnte dauernden Entwicklung der 
schweizerischen Lehrerinnen- und Lehrerbildung und ihrer Politik sind die vier 
gewählten Synthesestränge zentral. Lukas Lehmann analysiert den Aspekt der 
Tertiarisierung und der damit verbundenen Akademisierung, Christina Huber 
deutet die Reformen als Integrations- und Konzentrationsprozess, Lucien Cri-
blez geht der Frage der Forschung im Rahmen der Lehrerinnen- und Lehrer
bildung nach, und zum Schluss wendet sich Lehmann der Frage der Autonomie 
der pädagogischen Hochschulen zu. Diese vier Fragekomplexe: Tertiarisierung, 
Konzentration, Forschung (Leistungsauftrag) und Autonomie sind gut gewählt 
und decken die durch die Ziele und den Wandel entstandenen Probleme und 
Herausforderungen in hohem Masse ab. Der Umstand, dass der Wandel der 
Lehrerbildung seit 1990 in vielen Punkten als noch nicht abgeschlossen bezeich-
net werden kann, und die zahlreichen kantonalen und regionalen Unterschiede 
machen eine abschliessende Bilanz allerdings schwierig, wenn nicht unmöglich.

Auch passiert es manchmal, dass dem am Geschehen interessierten Zeit
genossen wichtige Differenzen durch Begriffswahl oder Kategorisierung über-
gangen scheinen, oder auch umgekehrt, dass Entwicklungen mit wenigen 
Argumenten als unterschiedlich dargestellt werden, obwohl sie auch Kohärenz 
aufweisen. Zwar wird dem Faktum, dass die Lehrerbildung derjenige Hochschul-
bereich mit den deutlichsten kantonalen Bezügen (und wohl auch Interventionen) 
ist, viel Aufmerksamkeit geschenkt, die Interdependenz zwischen kantonalem 
Föderalismus und dem Auf- respektive Ausbau der institutionellen Ebene kommt 
aber letztlich zu wenig zur Sprache. Dieser starke kantonale Bezug hat zuweilen 
grossen Einfluss auf die Fragen der (vor allem inneren) Tertiarisierung, der Kon-
zentrationsprozesse (insbesondere der verhinderten) und der Autonomiegewäh-
rung. Vor allem in kleineren Kantonen dürften sich unvollständige Tertiarisierung 
und kleinere Autonomiespielräume für pädagogische Hochschulen deshalb er
geben, weil diese Kantone wegen Fehlens anderer Hochschulen keine eigen
ständige Hochschul-, sondern lediglich eine Lehrerbildungspolitik entwickeln 
müssen. Deren Institutionen richten sich dann stark am Schulsystem des Träger-
kantons aus und können aufgrund ihrer Kleinheit nur über eine Nischenpolitik 
ein eigenes Profil erringen. Aber auch bei den Kantonen mit grossen Institutio-
nen sind in den genannten Synthesesträngen teilweise deutliche Unterschiede zu 
erkennen – auch diese dürften wesentlich auf Aspekte des kantonalen Föderalis-
mus beziehungsweise auf unterschiedliche politische Kulturen zurückzuführen 
sein. 

Ein leicht irritierender Punkt sei noch kurz vermerkt: Wer ausgehend vom 
Untertitel des Buches eine gleichgewichtete Analyse von kantonalen und natio-
nalen Prozessen erwartet, dürfte enttäuscht werden. Die «nationale Diplomaner-
kennung» – «national» verweist in diesem Falle nicht auf den Bund, sondern auf 
die EDK – wird zwar an mehreren Orten als wichtige Rahmenbedingung und teil-
weise auch als Katalysator der Reform angesprochen, zum eigenständigen Thema 
des Bandes wird sie allerdings nicht gemacht.

Die Herausgeber verweisen im Vorwort auf das Konzept der «losen Koppe-
lung» des amerikanischen Soziologen Karl E. Weick. Will man die ganze Ent-
wicklung in der Schweiz über die beobachtete Periode überblicken, so stellt man 
sicher mit Recht im Einzelnen nur sehr lose Verbindungen fest. Das verhindert 
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aber nicht, dass im Sinne ähnlicher Rahmenbedingungen und auch des Zeitgeis-
tes die Akteure der Lehrerinnen- und Lehrerbildungspolitik in den Kantonen 
doch recht einvernehmlich und koordiniert gehandelt haben und dass letztlich 
auch ein recht kohärentes System der schweizerischen Lehrerinnen- und Lehrer-
bildung entstanden ist. Dieses Gesamtgemälde skizziert der vorliegende Band 
kenntnisreich und farbig. Über die Akteure der Lehrerinnen- und Lehrerbildung 
hinaus verdient er viele Leserinnen und Leser.� Sebastian Brändli, Zürich

Allgemeine Geschichte / Histoire générale

Ralph A. Ruch, Kartographie und Konflikt im Spätmittelalter. Manuskriptkarten 
aus dem oberrheinischen und schweizerischen Raum, Zürich: Chronos Verlag, 
2015 (Medienwandel – Medienwechsel – Medienwissen, Bd. 33), 200 Seiten,  
17 Abbildungen.

Karten aus ‹vorkartographischen› Zeiten sprechen nicht für sich – weder die 
symbolträchtigen mappae mundi noch die behelfsmässigen Kartenskizzen, die 
etwa bei Herrschaftsteilungen angefertigt wurden. Sie bedürfen einer Rück
bindung an ihre Produktions- und Gebrauchsbedingungen, und zwar anhand der 
Schriftquellen, die bestenfalls in ihrem Umfeld entstanden sind. Um solche Kon-
textualisierungsverfahren hat sich die Historische Geographie18 schon seit länge-
rem bemüht und damit auch die Frühneuzeitforschung beeinflusst, die sich mit 
dem wiederkehrenden Interesse an Territorialgrenzen verstärkt Karten und ihrer 
Funktion im Herrschaftshandeln zuwendet.19 Ralph Ruch setzt mit seiner Unter-
suchung zum 15. Jahrhundert (1429/30−1497) an diesem Problemkomplex an und 
behandelt damit eine verhältnismässig frühe Phase des Einsatzes von Karten in 
konfliktträchtigen Kontexten. Im Fokus stehen vier zunächst völlig unterschied-
liche Bildtypen aus dem schweizerischen und oberrheinischen Raum.

Im Titel der Dissertation prangt zwar der Begriff «Kartographie», allerdings 
wird allein schon aus dem zeitlichen Zuschnitt deutlich, dass kaum klassische Alt-
karten à la Mercator oder Cassini besprochen werden. Anhand einer Karten-
skizze der Stadt Genf, eines parzellenartigen Lageplans klösterlicher Besitzun-
gen am Oberrhein, zweier Stadtillustrationen einer Zürcher Chronik und der 
ersten Kartierung der Eidgenossenschaft von Konrad Türst fächert Ruch ein gro-
sses Spektrum von Raumdarstellungen im weitesten Sinne des Genres auf. Diese 
weisen nicht nur räumliche Nähe zueinander auf, sondern stammen auch alle aus 
einer Zeit herrschaftspolitischer Umbrüche. Der Studie geht eine glückliche 
Überlieferungslage voraus, die weniger nur dem Zufall denn der hervorragenden 
Archivkenntnis des Autors und der akribischen Auswertung grosser Aktenkon-
volute zu verdanken ist. Mit Ausnahme von Türsts Karte sind die von Ruch 
untersuchten Abbildungen der überregionalen Forschung kaum bekannt. 

18		  Vgl. Reuben Rose-Redwood (Hg.), Deconstructing the Map: 25 Years On, Toronto 2015 
(Cartographia Bd. 50).

19		  Vgl. exemplarisch Andreas Rutz, Territorialpolitik in Karten. Der Streit um die Landes-
hoheit zwischen Brandenburg-Ansbach und Nürnberg im 18. Jahrhundert, in: Zeitschrift 
für Bayrische Landesgeschichte 77 (2014), S. 935–961.
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Ruch verzichtet auf einen Methodenteil, befasst sich lediglich in der Ein
leitung auf wenigen Seiten mit vormoderner Medialität (S. 13−16). Die Gliede-
rung erfolgt streng nach Massgabe des Mediums. Pro Kapitel wird ein Quellen-
beispiel besprochen, das jeweils für eine zentrale Form «kartographischer 
Sinnstiftung» (S. 16) im Herrschaftshandeln stehen soll. Die vier Quellenanaly-
sen tragen einer Vielzahl von kodikologischen, materialkundlichen, herrschafts- 
und verwaltungsgeschichtlichen Aspekten Rechnung. Besonders berücksichtigt 
wird, sofern es die Überlieferungslage zulässt, die Sozialgeschichte der Karten-
zeichner und Illustratoren, die, ausgenommen der Mediziner und Astronom 
Türst, alle Männer der fürstlichen beziehungsweise städtischen Administration 
waren. 

Den zentralen Bezugspunkt bildet die im Titel stehende Kategorie «Kon-
flikt» (S. 17). Ein Konfliktbegriff wird nicht erarbeitet. Dieser Zugang hat in
sofern seine Berechtigung, als im Kern alle Bilder aus ähnlichen Streitfällen her-
vorgehen. Der Stadtplan von Genf sowie der Lageplan von Besitztümern des 
Klosters Honau (bei Rheingau) entspringen beide Herrschaftsdisputen, die 
schon jahrhundertelang zwischen denselben Parteien geführt worden waren und 
nunmehr in finalen Verhandlungen (Stadtteilung in Genf, Güterverzeichnis in 
Honau) beigelegt werden sollten. Die Pläne entstanden aus pragmatischen Er-
wägungen heraus, dienten als Übersichtskarten für die Erfassung von Besitz, 
etwa bei Kundschaft oder Zeugenbefragung (S. 50). Beide Skizzen gingen de 
facto bis vor Gericht, wo sie als Anschauungsmaterial verwendet wurden (S. 51,  
67). Ob sie dort wirklich einen Vorsprung bei der Beweisfindung erbrachten, 
kann letzten Endes deshalb nicht sicher geklärt werden, weil in solchen Prozes-
sen selten finale Einigung erzielt wurde. Auch bei den beiden übrigen Quellen 
geht es um räumliche Selbstvergewisserung, allerdings auf der Ebene der osten-
tativen Raumkonstruktion. In den zwei Buchillustrationen einer Zürcher Chro-
nik, die im Grunde eine Mischung aus Belagerungsszene und Stadtansicht dar-
stellen, sieht Ruch «immanente politische Propaganda» (S. 101) gegen die im 
Alten Zürichkrieg erfolgten Berner Übergriffe. Hier wäre die Frage zu stellen, 
wo Buchillustration aufhört und Karte anfängt, wenngleich den Miniaturen ein 
gewisser topographischer Charakter nicht abzusprechen ist. Vollkommen über-
zeugend ist hingegen die Interpretation von Türsts Karte, die für die älteste Lan-
desbeschreibung der zehnörtigen Eidgenossenschaft angefertigt wurde, um das 
neue Bündnissystem visuell zu emanzipieren, als Flächenstaat in das europäische 
Machtgefüge einzubetten (S. 146) und dem Helvetier-Mythos Vorschub zu leis-
ten (S. 165).

Ruch legt eine Funktionsanalyse vormoderner Raumabbildungen mit hoher 
empirischer Substanz vor. Mit einer vielleicht einzigartigen Quellenkonstellation 
und der Berücksichtigung administrativer Praktiken überwindet er Horizonte 
einer technisch ausgerichteten Kartographiegeschichte. Es stellt sich notwendi-
gerweise die unbeantwortet bleibende Frage nach der analytischen Abgrenzung 
von Karten und Raumabbildungen, die beide grundsätzlich an der Schnittstelle 
zwischen Herrschafts-, Verwaltungs-, Wissens- und Raumgeschichte anzusiedeln 
sind. Eine Phänomenologie der Karte und ihres Legitimationsdiskurses (an
geschnitten auf S. 61−63) wäre daher unbedingt sinnvoll gewesen. Die Arbeit 
unterstreicht das Potenzial von Karten für die Untersuchung von Herrschafts
bildungsprozessen und Grenzkonzepten in Übergangsphasen. Gewissheit über 
Kontinuitäten und Brüche kann der mikrohistorische Vergleich letztlich nur ver-
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bunden mit streng raumübergreifenden Strukturgeneralisierungen bringen. In 
dieser Hinsicht hat die Untersuchung vormoderner Erfassungspraktiken kleiner, 
stark fragmentierter Räume gerade erst begonnen.� Maike Schmidt, Trier

Jan-Andrea Bernhard, Konsolidierung des reformierten Bekenntnisses im Reich 
der Stephanskrone. Ein Beitrag zur Kommunikationsgeschichte zwischen Ungarn 
und der Schweiz in der frühen Neuzeit (1500–1700), Göttingen: Vandenhoeck & 
Ruprecht, 2017 (Refo500 Academic Studies, Bd.  19), 800  Seiten, 3  Abbildun- 
gen.

In seiner Habilitationsschrift beschreibt Jan-Andrea Bernhard, Privatdozent 
an der Theologischen Fakultät der Universität Zürich, unter kommunikations
geschichtlicher Perspektive die Konsolidierung des reformierten Bekenntnisses 
im Reich der Stephanskrone (im Folgenden vereinfachend «Ungarn») im 16. und 
17. Jahrhundert. Kennzeichen der ungarischen protestantischen Ideengeschichte 
sind die vielfältigen Beziehungen und Kontakte mit humanistischen Gelehrten, 
Reformatoren und protestantischen Theologen in Deutschland, der Schweiz und 
den Niederlanden. Bernhard hat es sich zur Aufgabe gemacht, Ungarns Kommu-
nikationsnetzwerk mit der Schweiz unter Berücksichtigung der Peregrination, der 
Epistolographie und der Buchgeschichte zu untersuchen, wobei insbesondere für 
das 17. Jahrhundert Forschungsdesiderate ausgemacht werden. Um zu einer «all-
gemeinen Erkenntnis» zu kommen, geht Bernhard bewusst «induktiv» vor (S. 28), 
mit dem (hohen) Anspruch, die «vorhandenen Quellen möglichst erschöpfend» 
(S. 30) für den besagten Zeitraum zu untersuchen und auszuwerten. Zu diesem 
Zweck wurden Archive und Bibliotheken quer durch Europa von Paris bis Kron-
stadt und von Prag bis Genf aufgesucht sowie Quellensammlungen zur ungari-
schen (Kirchen-)Geschichte konsultiert (erwähnenswert sind selten benutzte 
Quellen wie Exlibris- und Supralibros-Einträge sowie Stammbücher bzw. Alba 
amicorum). Mit diesem Vorgehen sollen gängige Modelle und Theorien der 
(ungarischen) Kirchengeschichtsschreibung hinterfragt werden.

Nach einem Überblick über den allgemeinen humanistischen Kulturaus-
tausch Europas, von dem Ungarn ein selbstverständlicher Teil gewesen ist, wird 
in vier Abschnitten die besagte Kommunikationsgeschichte dargelegt. Im ersten 
Teil (1500–1526) wird anhand der vielfältigen Kontakte zwischen Ungarn und der 
Schweiz (insbesondere Basel) die besondere Bedeutung des Humanismus für die 
reformatorische Entwicklung Ungarns dargelegt. Im zweiten Teil (1526–1550) 
verweist der Autor auf die massgebliche Bedeutung des Bibelhumanismus eras-
mischer Prägung. Er wertet diesen – für die Zeit vor der Teilung Ungarns in ver-
schiedene konfessionelle Richtungen um die 1550er Jahre – als eine Besonderheit 
der ungarischen Reformationsgeschichte. Konsequenterweise plädiert der Autor, 
für diesen Zeitabschnitt den Begriff «humanistische Reformation» oder «refor-
matorischer Humanismus» zu verwenden, da unter der humanistischen Leitidee 
die Grenzen zwischen katholisch, lutherisch und reformiert fliessend waren. Un-
garn blieb für viele Einflüsse offen und versuchte – trotz gegenseitiger Abgren-
zungen der Konfessionen – einen irenischen Weg der via media zu gehen. Dabei 
blieben die Kontakte mit dem Humanismus Basels und mit der vermittelnden 
Theologie Melanchthons prägend. Die «Türkenfrage» in Ungarn trug entschei-
dend dazu bei, dass man sich stärker der schweizerischen Theologie gegenüber 
öffnete, die eine klarere Haltung zum bewaffneten Widerstand (Erasmus) oder 
zur Mission (Bullinger, Bibliander) zeigte als Luther.
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Im dritten Teil wird die Zeit von 1550 bis 1606 (Wiener Frieden) aufgegrif-
fen. In diesem Zeitabschnitt erfolgte die entscheidende Konsolidierung des refor-
mierten Bekenntnisses (Confessio Helvetica posterior), für dessen Durchsetzung 
die wechselseitigen ungarländischen Kontakte mit Basel, Zürich (Heinrich Bul-
linger) und Genf (Theodor Beza) die entscheidende Rolle spielten. Insbesondere 
erbat man sich Hilfe in der theologischen Bekämpfung des Antitrinitarismus, der 
bezeichnenderweise durch Werke romanischsprachiger Nonkonformisten aus 
Basel nach Siebenbürgen importiert worden ist – auch für die Unitarier spielte 
also die Schweiz eine entscheidende Rolle bei der Verbreitung ihrer Konfession. 
Nicht zuletzt als Abgrenzung gegen die Antitrinitarier wurde das zweite Helveti-
sche Bekenntnis Bullingers auf der Synode von Debrecen 1567 verbindlich rezi-
piert – und damit der Grundstein für die bleibende Hinwendung Ungarns zur 
Schweiz gelegt, die sich im 16. und dann im 17. Jahrhundert weniger in der Pere-
grination und in direkten Kontakten äusserte, sondern vor allem in der Rezeption 
der Werke Calvins, Bullingers und Bezas. Ausserdem wurden bedeutende unga-
rische dogmatische Werke in Basel gedruckt.

Im vierten Teil (1606–1700) veranschaulicht der Autor, wie im Zeitalter der 
«katholischen Restauration» und der «reformierten Orthodoxie» sowohl die 
Peregrination in die Schweiz (Heidelberg und die Niederlande spielten nun eine 
grössere Rolle) als auch die persönliche Korrespondenz mit der Schweiz ab
nahmen. Dennoch – so Bernhard – blieb die Verbundenheit mit der Schweiz 
durch die bleibende Bedeutung des Humanismus und der Rezeption theolo
gischer Helvetica (etwa durch die Übersetzungen der Werke Calvins durch 
Albert Szenczi Molnár) weiterhin bestehen. Dies wird deutlich an der Auf-
nahme der ungarischen Prediger in der Schweiz, die während des «Trauerjahr-
zehnts» (1671–1681) aufgrund ihres reformierten Bekenntnisses zur Galeeren-
strafe verurteilt worden waren. Die intensiven Kontakte ungarischer Theologen 
zu Johann Heinrich Heidegger bildeten eine Grundlage für die Rezeption der 
coccejanischen Föderaltheologie in Ungarn, die wiederum der vermittelnden 
Ausrichtung Ungarns entsprach. Erst im 18. Jahrhundert gewann die Schweiz 
für Ungarn wieder an Bedeutung durch die Zunahme peregrierender Studen-
ten. Die Ursache dafür lag vor allem in der Vergabe von Stipendien durch  
die Schweizer Kirchen – was auf eine konfessionelle Verbundenheit schliessen 
lässt.

Die kritische Auseinandersetzung mit den Details, die das Herzstück der Ar-
beit ausmachen, soll den Spezialisten vorbehalten bleiben. Hier sollen lediglich 
allgemeine Leseeindrücke wiedergegeben werden. Das Werk ist in seiner Mate-
rialfülle beeindruckend. Das Lesen des Buches wird jedoch durch zahlreiche Wie-
derholungen und durch die Dichte an aufgezählten Personen, Korrespondenzen 
und Büchern erschwert. Dieses Vorgehen wird vom Autor zu Recht legitimiert, 
da so einzelne Abschnitte für sich gelesen werden können – was die Rezeption für 
Fachleute erleichtern dürfte. Die Stärke der Studie liegt klar in der Dokumenta-
tionskraft der zahlreichen Quellen und der Forschungsliteratur. Gleichzeitig liegt 
in der bewussten Ablehnung einer theoretischen Konzeption auch ihre Schwäche 
begründet: Am Schluss weiss man nicht genau, wie die Grundlinien der Kommu-
nikationsgeschichte zwischen Ungarn und der Schweiz gezogen werden sollen. 
Vielleicht kann hier ein zusammenfassender Aufsatz noch Abhilfe leisten. Den-
noch wird man an dieser Habilitationsschrift nicht vorbeikommen, wenn man sich 
mit dieser Thematik beschäftigen will. Insbesondere als Nachschlagewerk wird 
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die Studie sehr dienlich sein. Dazu hilft auch das ausführliche Register, das je-
doch leider nicht in Personen-, Orts- und Sachregister unterteilt ist. Hingegen ist 
es sehr hilfreich, dass neben den Personen auch die entsprechenden Werke inde-
xiert sind.

Zuletzt ist dem Autor anzuerkennen, dass ihm die nicht leichte Aufgabe einer 
umfassenden Darstellung einer komplexen theologischen Transfergeschichte 
unter erschwerten sprachlichen – man denke an die lateinischen, ungarischen und 
slawischen Quellen – und logistischen Bedingungen gelungen ist. Offenbar hat er 
aus der Beschäftigung mit Rosius à Porta, der ein Connaisseur der ungarischen 
Sprache und Kirche war, persönliche Konsequenzen gezogen und ist in dessen 
Fussstapfen getreten.� Gergely Csukás, Theologische Fakultät Universität Bern

Martin Aust, Frithjof Benjamin Schenk (Hg.), Imperial Subjects. Autobiographi­
sche Praxis in den Vielvölkerreichen der Romanovs, Habsburger und Osmanen 
im 19. und frühen 20. Jahrhundert, Köln, Weimar, Wien: Böhlau Verlag, 2015 (Im-
perial Subjects. Biographik und Autobiographik in imperialen Kontexten, Bd. 1), 
505 Seiten. 

In den letzten Jahren ist das Interesse an Imperiengeschichte wieder erstarkt, 
was sich unter anderem an den zahlreichen neuen Publikationen ablesen lässt, die 
unter dem Stichwort New Imperial History erschienen sind. Die bestehende For-
schungsliteratur soll in Zukunft durch weitere Publikationen der im Böhlau Ver-
lag erscheinenden Reihe Imperial Subjects. Biographik und Autobiographik in 
imperialen Kontexten erweitert werden. Deren erster Band ist 2015 erschienen und 
entstand im Rahmen zweier Konferenzen zum Thema Autobiographische Praxis 
und Imperienforschung. Nicht nur dank der vergleichenden Perspektive auf drei 
verschiedene Imperien, sondern insbesondere aufgrund des Fokus auf (auto-)bio-
graphische Praktiken kann der Sammelband an aktuelle Trends in der Ge-
schichtswissenschaft anschliessen.

Auf das Potenzial, das in einer eingehenden Analyse von imperialen Akteur-
Innen wie beispielsweise HändlerInnen oder Offizieren liegt, hat bereits Ulrike 
von Hirschhausen in ihrem Diskussionsbeitrag «A New Imperial History? Pro-
gramm, Potenzial, Perspektiven» hingewiesen.20 Die von ihr genannten Aspekte 
der Übersetzung imperialer Politik von den Zentren in die Peripherie, der Reprä-
sentation des Imperiums, von Transferleistungen zwischen kolonialen Peripherien 
und zuletzt der Vermittlung zwischen Herrschenden und Beherrschten werden in 
den Beiträgen des Sammelbandes aufgegriffen. Im Zentrum stehen aber die im-
perial subjects und deren «Selbstverortung in imperialen Raum- und Herrschafts-
strukturen», wie die Herausgeber Frithjof Benjamin Schenk und Martin Aust in 
der programmatischen Einleitung schreiben (S. 14). Der von Schenk und Aust 
eingeführte Begriff erfüllt mehrere Funktionen, da mit dem englischen subject 
sowohl ausgedrückt werden kann, dass jemand einE UntertanIn eines Imperiums 
ist, und andererseits darauf verwiesen wird, dass eine Person sich als eigenständi-
ges Subjekt begreift. Einen ähnlichen biographischen Forschungsansatz verfolgt 
auch der von Tim von Buchen und Malte Rolf herausgegebene Sammelband Eliten 

20		  Ulrike von Hirschhausen, A New Imperial History? Programm, Potenzial, Perspektiven, 
in: Geschichte und Gesellschaft, 41/4 (2015), S. 718–757, hier S. 734ff. 
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im Vielvölkerreich. Imperiale Biographien in Russland und Österreich-Ungarn 
(1850–1918), welcher ebenfalls 2015 erschienen ist.21 

Wie in der Einleitung von Imperial Subjects ausgeführt wird, will der Sam-
melband einen methodisch-konzeptionellen Beitrag zur Erforschung der Impe-
riengeschichte leisten und auf die gegenseitige Beeinflussung von Imperien und 
imperial subjects eingehen. Auf die Einführung folgt ein Beitrag von Volker 
Depkat, der methodische Überlegungen zu biographischer und autobiographi-
scher Praxis vornimmt. Er hebt dabei vor allem hervor, dass (auto-)biographische 
Praktiken historisiert werden müssen, und plädiert für eine kommunikationsprag-
matische Herangehensweise. Der Begriff kommunikationspragmatisch meint, 
dass (auto-)biographische Texte sowohl als narrative Entwürfe von Identität als 
auch als performativer Akt verstanden werden (S. 47). 

Der Hauptteil des Sammelbandes ist in fünf Abschnitte gegliedert, die sich 
alle einem spezifischen, in der Einleitung erwähnten Aspekt des Themas widmen. 
Den Einstieg bilden vier Artikel, die eine Bestandsaufnahme von Autobiographik 
und Biographik in den drei untersuchten Imperien liefern. Dabei wird im ersten 
Beitrag von Nora Mengel bereits eine vergleichende Perspektive eingenommen, 
indem biographische Lexika-Projekte sowohl aus dem Habsburger, als auch aus 
dem Russischen Reich einander gegenübergestellt werden. Der Beitrag zeigt 
anschaulich, wie stark die Zuschreibungen von fremd und eigen im imperialen 
Kontext den politischen und imperialen Intentionen entsprechend angepasst 
wurden. Die drei weiteren Artikel widmen sich je einem der drei untersuchten 
Imperien und bilden einerseits den aktuellen Forschungsstand ab, geben anderer-
seits aber auch einen Überblick über die Entwicklung der (auto-)biographischen 
Praxis in den jeweiligen Kontexten.

Die darauffolgenden drei Abschnitte des Hauptteils beschäftigen sich alle mit 
Selbstzeugnissen imperialer FunktionärInnen und ExpertInnen. Von den vier Ar-
tikeln des folgenden Abschnitts behandeln die von Carla Cordin, Peter Holquist 
und Barabara Henning verfassten Beiträge imperial subjects, die im autobio
graphischen Schreiben stark auf ihre Karrieren fokussierten und dabei ihr Wir-
ken legitimierten. Ulrich Schmids Artikel untersucht neben Beispielen (auto-)bio-
graphischen Schreibens von FunktionärInnen und Geistlichen auch Texte von 
Schriftstellern. In all diesen Selbstzeugnissen findet er Bezüge zum Imperium, 
das einen wichtigen Einfluss auf das Selbstverständnis und die Identität der un-
tersuchten Individuen hatte. 

Im dritten Abschnitt des Hauptteils werden in drei Artikeln Selbstzeugnisse 
von Akteuren untersucht, die sich an den Peripherien des Habsburger oder des 
Russischen Reiches befanden. In den Beiträgen werden einerseits Transfers und 
Dynamiken zwischen Zentrum und Peripherie beleuchtet, andererseits wird auch 
das Phänomen des aufkommenden Nationalismus thematisiert. Besonders in 
Marija Đokićs Text über Đorđe Stratimirović, der in der Revolution 1848 die auf-
ständischen serbischen Truppen kommandierte und 1849 wieder in der öster
reichischen Armee führende Positionen einnahm, werden die sich verschieben-
den Loyalitäten angesichts des aufkommenden Nationalismus sichtbar. 

21		  Tim von Buchen, Malte Rolf (Hg.), Eliten im Vielvölkerreich. Imperiale Biographien in 
Russland und Österreich-Ungarn (1850–1918), Berlin 2015. 
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Die folgenden zwei Artikel wurden unter dem Titel «Autobiographik impe-
rial – transimperial – national» zusammengefasst. Während Alexis Hofmeister 
jüdische Selbstzeugnisse aus allen drei Imperien untersucht, fokussiert Jens 
Herlths Text auf den polnischen Adligen Tadeusz Bobrowski, dessen Handlungs-
spielräume und sich verändernde Identifikation. 

Die drei Artikel des letzten Abschnitts widmen sich dem Zerfall des Osma-
nischen und des Russischen Reiches sowie den Auswirkungen dieser epochalen 
Umbrüche auf die autobiographische Praxis. Insbesondere die Artikel von Murat 
Kaya und Elke Hartmann zeigen dabei, wie imperiale Narrative auch lange nach 
dem Zerfall der Reiche wirkmächtig blieben.

Die sechzehn Beiträge des Sammelbandes zeichnen sich durch eine grosse 
Vielfalt an inhaltlichen und regionalen Schwerpunkten aus, wobei die Beiträge 
zum Russischen Imperium deutlich überwiegen. Die Artikel zum Osmanischen 
Reich sind besonders bereichernd, da sich die historische Forschung zu imperia-
len Lebenswelten hier noch in den Anfängen befindet. Besonders spannend sind 
ausserdem die Analysen der Lebenswelten «imperialer Diasporagruppen». Ge-
rade hier ergaben sich verschiedene Identifikationsmöglichkeiten, die vom jewei-
ligen historischen Kontext abhingen. Dies äusserte sich insbesondere im Bereich 
der Sprache, die je nach Publikum, Intention und je nachdem, in welche Narrative 
und Identitätsentwürfe die imperial subjects sich einschreiben wollten, variierte. 

Einige Ergebnisse des Sammelbandes werden in der Einführung bereits vor-
weggenommen. So wird anhand der Analyse von Schreibanlässen und -zeitpunk-
ten deutlich, wie sich Entwicklungen und Brüche in den Imperien auf die Selbst-
entwürfe der Individuen auswirkten. In verschiedenen Beiträgen werden 
ausserdem Erkenntnisse über wechselnde und sich verschiebende Loyalitäten 
gewonnen, die zentral für die Identifikation mit dem jeweiligen Imperium oder 
anderen sozialen Bezugsgruppen waren. 

Aufgrund der Breite der angesprochenen Themen und regionalen Zusam-
menhänge wäre ein Schlusskapitel wünschenswert gewesen, um zentrale Erkennt-
nisse der Beiträge zusammenzuführen und vergleichend zu analysieren. Ein 
solches Fazit hätte unter anderem die Chance geboten, längerfristige Entwicklun-
gen im (auto-)biographischen Schreiben vom 19. bis ins 20. Jahrhundert festzu
halten. 

Schliesslich bleibt im Hinblick auf künftige Publikationen der Reihe Imperial 
Subjects. Biographik und Autobiographik in imperialen Kontexten zu hoffen, dass 
die in der Einleitung erwähnten Forschungsdesiderata insbesondere im Bereich 
der Selbstzeugnisse von Frauen und von nicht-privilegierten sozialen Gruppen in 
Angriff genommen werden. Diese Perspektiven versprechen den Blick auf Iden-
tifikationsangebote, Lebensentwürfe und Lebensrealitäten der imperial subjects 
und somit auf die Imperien selbst weiter zu öffnen. 

Ayse Turcan, Universität Bern

Beate Althammer, Lutz Raphael, Tamara Stazic-Wendt (Hg.), Rescuing the Vul­
nerable. Poverty, Welfare and Social Ties in Modern Europe, New York/Oxford: 
Berghahn Books, 2016, 424 Seiten.

Die Geschichte der sozialen Sicherheit gehört längst zum Grundkanon der 
Historiografie. Der Fokus der Forschung lag allerdings lange einseitig auf der 
Entstehung und dem Ausbau der modernen Sozialversicherungen. Stränge der 
sozialen Fürsorge, die – wie die Versorgung von elternlosen Kindern oder Men-
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schen mit Behinderung – in die Vormoderne zurückreichen, spielten demgegen-
über eine Nebenrolle oder galten als Residuen überkommener Wohlfahrtsstruk-
turen. In der Schweiz hat zum Beispiel erst die jüngste Debatte über fürsorgerische 
Zwangsmassnahmen die nachhaltige Bedeutung solcher Fürsorgeregimes in Er-
innerung gerufen. Die Fürsorge für Kinder sowie wohnsitz- oder arbeitslose Er-
wachsene steht ebenfalls im Zentrum des von Beate Althammer, Lutz Raphael 
und Tamara Stazic-Wendt herausgegebenen Sammelbands. 

In ihrer Einleitung stellen die Herausgeberinnen die Bedeutung sozialer Bin-
dungen für die Prävention, Interpretation und Bewältigung von Armut ins Zen-
trum. Sie gehen dabei von älteren und neueren Gegenwartsdiagnosen aus, die in 
der Auflösung familiär-sozialer Bindungen als Folge der sozioökonomischen Mo-
dernisierung eine wesentliche Ursache für eine gesteigerte Armuts- und Margi-
nalisierungsvulnerabilität bestimmter Bevölkerungsgruppen sehen. An diese 
Überlegungen anknüpfend, entwickelt Serge Paugam im ersten Kapitel eine his-
torische Typologie sozialer Bindungen und ihrer Wechselwirkungen mit unter-
schiedlichen Wohlfahrtsregimen, die allerdings in der Folge nur von einzelnen 
Autorinnen und Autoren aufgegriffen wird. Ebenfalls verweisen die Herausge-
berinnen auf die historische Wirkungsmächtigkeit des Konzepts der Subsidiari-
tät, das die salutogenetische Funktion zivilgesellschaftlicher Beziehungen unter-
streicht und sowohl von konservativ-religiösen als auch von liberalen Kreisen 
immer wieder als Gegenkonzept zur zentralstaatlichen Daseinsfürsorge in An-
schlag gebracht wurde. Für die Forschung ergibt sich daraus die Notwendigkeit, 
den Blick auch auf nichtstaatliche Akteure und auf Integrations- und Marginali-
sierungsprozesse, die in der Mitte der Gesellschaft stattfanden, zu richten. 

Der erste Teil des Bands umfasst Beiträge, die sich mit der Konstruktion und 
dem Umgang mit «gefährdeten Kindheiten» beschäftigen. Katharina Brandes 
weist am Beispiel des Hamburger Waisenhauskollegiums nach, dass um 1900 
längst nicht alle «Waisenkinder» ohne elterliche Bezugspersonen dastanden oder 
– nach den damaligen Kriterien – als «verwahrlost» galten. Vielmehr hätten staat-
liche und parastaatliche Platzierungsangebote in den Überlebensstrategien pre-
karisierter Familien eine wichtige Rolle gespielt. Auf die Persistenz des Bildes des 
hungernden und hilfsbedürftigen (Waisen-)Kindes in der karitativen Öffentlich-
keit verweist auch der Beitrag von Frederike Kind-Kovács, der die amerikanisch-
britische Nothilfe in Osteuropa nach dem Ersten Weltkrieg untersucht. Die Dis-
krepanz, die sich bis weit ins 20. Jahrhundert hinein zwischen der Anerkennung 
der Hilfsbedürftigkeit von Kindern armer Familien und den tatsächlichen Unter-
stützungsangeboten von Staat und Gesellschaft auftat, lassen dagegen die Bei-
träge von Nicoleta Roman und Ernst Guggisberg erahnen, welche spezifische 
Strukturen der Fremdplatzierung von Kindern in Rumänien und in der Schweiz 
analysieren.

Die Beiträge im zweiten Teil beschäftigen sich mit der Problematisierung un-
terschiedlicher Formen der Nichtsesshaftigkeit. Andrew Cusack zeigt am Beispiel 
einer Novelle von Jeremias Gotthelf, wie sich noch um 1840 die traditionelle Wan-
derschaft der Handwerkergesellen zum Sinnbild einer quasi-mechanischen Soli-
darität und sittlich-moralischen Selbstfindung stilisieren liess. In ihrem ver
gleichend angelegten Beitrag untersucht Beate Althammer, wie um 1870 in 
Deutschland, England und Frankreich das frühneuzeitliche Phänomen der 
«Landstreicherei» wieder an Aktualität gewann und neue sozial- und kriminal-
politische Lösungsansätze wie die karitative Wandererfürsorge oder erweiterte 
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Formen der Präventivhaft plausibel machte. Interessant sind dabei nicht nur die 
Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen den untersuchten Staaten, sondern 
auch der Umstand, dass der Beitrag sehr gut aufzeigt, dass die Neuausrichtung 
der Sozialpolitik in der Moderne traditionelle Ansätze der Armuts- und Devianz-
bewältigung keineswegs verdrängte. Dass offen ausgrenzende und kriminalisie-
rende Strategien der Sozialpolitik im Lauf des 20. Jahrhunderts erst nach und 
nach zurückgedrängt wurden, zeigt der Beitrag von Tehila Sasson zur Wohnungs-
not in Grossbritannien. Erst eine breit abgestützte Medienkampagne trug in den 
1960er Jahren dazu bei, dass zumindest obdachlose Familien vom Stigma der «ge-
fährlichen Armen» befreit und adäquat unterstützt wurden.

Arbeitslose Menschen, mit denen sich die Beiträge im dritten Teil des Ban-
des beschäftigen, gehören zu den jüngeren Zielgruppen der sozialen Fürsorge. Im 
Zentrum des Konstrukts «Arbeitslosigkeit» stand seit dem Ende des 19. Jahr
hunderts ein Marktversagen, wogegen ältere Konzepte der «Liederlichkeit» beim 
individuellen Versagen der betroffenen Personen ansetzten. Der Beitrag von Eli-
sabeth A. Scott über Arbeitskolonien in England, der Artikel von Tamara Stazic-
Wendt über die Fürsorge für erwerbslose Personen in ländlichen Teilen Deutsch-
lands sowie der Beitrag von Wiebke Wiede über die sozialwissenschaftliche 
Erforschung der Arbeitslosigkeit zeigen allerdings deutlich, dass die Grenz
ziehung zwischen traditionellen und progressiven Wohlfahrtsregimen keineswegs 
immer eindeutig war und sozial-moralische Beurteilungsmuster (vermeintlich) 
moderne Fürsorgepraktiken weiterhin prägten – wenn auch subtiler und in ge
wandelter Form. Irina Vana führt etwa am Beispiel Österreichs vor Augen, wie 
Arbeitsvermittlungsstellen in der Zwischenkriegszeit die Unterscheidung zwi-
schen unterstützungswürdigen «Arbeitslosen» und anderen, nicht-anerkannten 
Anspruchsgruppen vollzogen und so indirekt an der Normalisierung der Berufs-
arbeit beteiligt waren.

Die Beiträge von Hubertus Jahn, Andreas Gestrich und Daniela Henisch 
sowie von Dorothea Lürbke im vierten Teil des Bandes untersuchen an Beispie-
len aus dem zaristischen Russland, aus England und Deutschland, wie von Armut 
betroffene oder bedrohte Menschen staatliche Stellen um Unterstützung baten. 
Sie geben damit armutsbetroffenen Personen eine (vermittelte) Stimme, verdeut
lichen aber auch die Bandbreite der Anpassungs- und Unterwerfungsstrategien. 
Das Genre der Bittschriften weist dabei erstaunliche Kontinuitäten auf, etwa was 
Appelle an das Mitleid oder obrigkeitliche Fürsorgepflichten anbelangt. Noch in 
der Bundesrepublik argumentierten Gesuchstellerinnen und -steller regelmässig 
damit, dass sie sich ohne eigenes Verschulden in Not befänden, um legitime An-
sprüche auf Unterstützung zu begründen.

Abgerundet wird der Band durch eine luzide Synthese von Lutz Raphael, die 
nicht nur die Hauptergebnisse der Beiträge Revue passieren lässt, sondern auch 
weiterführende Fragestellungen formuliert. Wichtig ist sicher der Befund, dass 
sozialmoralische Würdigkeitskategorien bis weit ins 20. Jahrhundert – wenn auch 
unter neuen Vorzeichen – die Systeme der sozialen Sicherheit mitprägten. Eine 
Folge davon war und ist, dass moderne Wohlfahrtsregime nach wie vor stark 
unterscheiden, wenn es um die Anerkennung verschiedener Notlagen und indivi-
dueller Vulnerabilitäten geht. Fruchtbar für die weiterführende Forschung ist der 
Hinweis, dass die 1970er Jahre einen wichtigen Wendepunkt darstellten, was die 
Anerkennung der Rechte und Unterstützungsansprüche armutsbetroffener Per-
sonen und anderer Randgruppen anbelangt. Zumindest aus Sicht der aktuellen 
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Debatte über fürsorgerische Zwangsmassnahmen in der Schweiz erscheint diese 
Vermutung plausibel, auch wenn eine gewichtete Analyse der verschiedenen 
gesellschaftlichen, rechtlichen und ökonomischen Faktoren im Moment ein For-
schungsdesiderat bleibt.

Der Sammelband liest sich insgesamt mit grossem Gewinn. Auch wenn die 
im Titel und in der Einleitung angekündigte Fokussierung auf die Vulnerabilität 
von social ties gesamthaft etwas zu kurz kommt, ist es ein grosses Verdienst der 
Herausgeberinnen, des Herausgebers sowie der Autorinnen und Autoren, dass 
sie gegenüber einer rein sozialversicherungsgetriebenen (Erfolgs-)Geschichte der 
sozialen Sicherheit den Blick für die Disparitäten, Kontinuitäten und Verwerfun-
gen innerhalb der europäischen Wohlfahrtsregime schärfen. Wie verschiedene 
Beiträge zeigen, gehört dazu auch die Berücksichtigung der Perspektive der Per-
sonen, die nicht nur von Not und Ausgrenzung, sondern auch von der staatlichen 
Wohlfahrt betroffen waren.� Urs Germann, Bern

Damiano Matasci, L’école républicaine et l’étranger. Une histoire internationale 
des réformes scolaires en France 1870–1914, Lyon: ENS Éditions, 2015, 274 Sei-
ten, 9 Abbildungen.

Damiano Matasci geht in seiner Publikation der These nach, dass Unter
suchungen zur Entwicklung nationaler Bildungssysteme – im vorliegenden Fall 
das französische Bildungssystem – zu internationalisieren seien. Der Autor leis-
tet mit seiner Analyse einen Beitrag zur Historisierung einer globalen Bildungs-
politik. Er zeigt auf, dass die Genese nationaler Bildungssysteme im 19.  Jahr- 
hundert nicht in einem hermetisch geschlossenen nationalen Raum stattfand. Dis-
kursiv und institutionell gestützt überwanden Bildungsideen und Bildungsmo-
delle staatlich definierte Räume. Welcher Transferlogik diese Ideen und Modelle 
folgten, wird vom Autor näher analysiert. In diesen Prozessen, zeitlich konzent-
riert auf die Jahre 1870–1914, ortet Matasci die Vorläufer einer heute zunehmend 
globalisierten Bildung und Bildungspolitik.

Die Publikation gliedert sich in drei Teile. In einem ersten wird die Produk-
tion und Zirkulation von Wissen zur Vielgestaltigkeit internationaler Bildungssys-
teme und -ideen in Frankreich näher betrachtet. In einem zweiten Schritt fokussiert 
der Autor die französischen Bildungsreformer und die internationale Bildungs
reformbewegung. Drittens schliesslich untersucht Matasci unterschiedliche Trans-
ferlogiken im Zusammenhang mit konkreten Schulreformen in Frankreich.

Damiano Matasci identifiziert unterschiedliche Zirkulationsformen pädago-
gischer Ideen im 19. Jahrhundert. Zum einen analysiert er sogenannte Studien-
reisen von Schulinspektoren und Lehrpersonen, die andere Länder mit Blick auf 
anstehende Schulreformen im eigenen Land bereisten. Ihre Erfahrungen publi-
zierten sie in pädagogischen Zeitschriften oder rapportierten diese an staatliche 
Institutionen. Die sich im 19. Jahrhundert etablierenden Weltausstellungen und 
internationalen Kongresse sind die zweite Zirkulationsform, die die Studie the-
matisiert. Eine dritte lokalisiert der Autor in den musées pédagogiques, den 
eigentlichen Dokumentationszentren, in denen Bücher, Statistiken, Lehrpläne aus 
aller und der eigenen Welt gesammelt und ausgestellt wurden. Schliesslich wird 
als weitere zentrale Form der Zirkulation die pädagogische Presse analysiert. Der 
Autor kommt zum Schluss, dass die internationale Perspektive in Frankreich bis 
zum Ende des 19. Jahrhunderts vorgängig der Stärkung und Festigung des eige-
nen nationalen Bildungssystems diente. 
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Parallel zur Herausbildung unterschiedlicher Zirkulationsformen pädago
gischer Ideen verlief eine zweite Bewegung, die Gründung erster internationaler 
Organisationen, die sich Bildungsfragen zuwandten und damit zur Globalisierung 
von Bildungsideen beitrugen. Hier wird nochmal Bezug genommen auf die Welt-
ausstellungen, an denen Bildung und Erziehung integraler Bestandteil des Pro-
gramms waren und die Länder ihre Errungenschaften und pädagogische Ideen 
verglichen. Zeitgleich stieg die Zahl internationaler Kongresse, an denen spezifi-
sche Fragestellungen diskutiert und Wissenseliten mobilisiert wurden. Diese 
internationale Zusammenarbeit und vor allem ihre Verstetigung durch die Ein-
richtung von permanenten Büros war zentral für den Prozess der Internationali-
sierung von Bildungsfragen. In den Zirkeln internationaler Kongresse lässt sich 
eine relativ geschlossene Gruppe von Reformern identifizieren, die eine trans- 
nationale Expertise aufwies und eine Art «grammaire européenne de la réforme 
scolaire» festlegte (S. 164). Die Weltausstellungen sowie die internationalen Kon-
gresse intensivierten den wissenschaftlichen Austausch; die sich herausbildenden 
internationalen Organisationen beeinflussten die Entwicklung nationaler Bil-
dungssysteme. Gemäss Matasci konstituierten sie gleichsam eine europäische 
Gemeinschaft in Bildungsfragen. 

Im dritten Teil wird an konkreten Beispielen die Logik der Aneignung, des 
Transfers und der Umsetzung des internationalen Bildungsdiskurses durch Re-
former thematisiert. Die Schlacht bei Sedan im Deutsch-Französischen Krieg im 
September 1870 war vorentscheidend für dessen Ausgang. Die französischen 
Truppen kapitulierten in der Folge, und Kaiser Napoleon III. wurde festgesetzt. 
Das französische Volk stürmte daraufhin die Deputiertenkammer in Paris, setzte 
den Kaiser ab und rief eine Republik aus. Als die Republikaner an die Macht 
kamen, reformierten sie die Armee und die Schule. Die Einführung der Schul-
pflicht, die Unentgeltlichkeit von Bildung und die Verweltlichung der Schule 
legitimierten die Reformer mit Blick auf die Bildungssysteme im Ausland. Durch 
die internationale Dimension – Weltausstellungen sowie internationale Kongresse 
und Organisationen – näherten sich die öffentlichen Bildungssysteme im west
lichen Europa immer mehr an. 

Damiano Matasci untersucht in seiner Publikation eine Frage, die bisher in 
der Bildungsgeschichte wenig Beachtung fand. Die Historiographie zur Entwick-
lung nationaler Bildungssysteme band vor allem lokale, regionale und nationale 
Dimensionen ein. Demgegenüber weist der Autor in seiner Untersuchung nach, 
dass die internationale Dimension in der Konstituierung nationaler Bildungssys-
teme eine zentrale Rolle spielte. Es gelingt ihm, quellennah und detailreich Pro-
zesse der Zirkulation von Wissen, der Wissensaneignung und des Transfers von 
Bildungsideen und -modellen mit Blick auf das französische Bildungssystem zu 
veranschaulichen. Methodologische Überlegungen bereichern die Lektüre ebenso 
wie Bezüge zu weiteren aktuellen Forschungsarbeiten. Damit leistet Matasci 
einen wesentlichen Beitrag nicht nur zur Geschichte des französischen Bildungs-
systems zwischen 1870 und 1914, sondern auch zur Genese nationaler Bildungs-
systeme, die sich bei näherer Betrachtung nicht mehr als ausschliesslich national 
erweisen.� Claudia Crotti, PH FHNW
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Ariane Knüsel, Framing China. Media Images and Political Debates in Britain, 
the USA and Switzerland, 1900–1950, Farnham et Burlington, Vt.: Ashgate Pub- 
lishing, 2012, xiv, 316 pages.

On pourrait résumer Framing China en le cataloguant comme une analyse du 
discours médiatique à propos de la Chine dans les médias d’Angleterre, des États-
Unis et de Suisse; mais cette formulation malhabile ne suffirait pas à en montrer 
toute la richesse et l’originalité. Probablement adapté d’une thèse de doctorat 
remaniée, ce premier livre d’Ariane Knüsel est paru initialement chez l’éditeur 
britannique Ashgate Publishing, qui a par la suite été avalé par le géant Rout-
ledge, du groupe Taylor & Francis, spécialisé dans le livre savant. Ce titre peut 
désormais être commandé en version papier ou sur support virtuel sur Internet 
ou chez Routledge.

Ouvrage interdisciplinaire, Framing China: Media Images and Political 
Debates in Britain, the USA and Switzerland, 1900–1950 résulte de la conjonction 
de plusieurs approches, de l’histoire des idées à l’étude de l’opinion publique en 
passant par les études culturelles, mais touche également la sociologie des médias 
et l’anthropologie du racisme. Le titre de l’ouvrage fait référence à cet inévitable 
recadrage («Framing») dans le regard de l’observateur qui trop souvent déforme 
et reconstruit à sa guise et selon ses préjugés une culture différente qu’il ne com-
prend pas toujours.

Historienne enseignant à l’Université de Zurich, Ariane Knüsel a consulté 
une multitude de journaux et de magazines de la première moitié du XXe siècle, 
en Angleterre, aux États-Unis et en Suisse, afin de scruter les perceptions, les 
stéréotypes, mais aussi les préjugés dans l’opinion publique de ces trois pays face 
à cette Chine si lointaine que bien peu de gens avaient alors visitée. Subdivisé en 
quatre parties, Framing China scrute successivement les contrecoups de la révo-
lution chinoise de 1911 (ou révolution Xinhai) qui a conduit à l’avènement de la 
République de Chine; plus riche sur le plan théorique avec un ancrage dans la 
perspective de Benedict Anderson (1936–2015), le deuxième chapitre se concentre 
sur la construction du discours xénophobe à partir des années 1920; peut-être le 
plus intéressant, le chapitre suivant étudie les images médiatisées du «péril jaune», 
tandis que le dernier chapitre traite des perceptions face à l’avènement du com-
munisme dans la République chinoise à partir de 1949. Dans le contexte anticom-
muniste ayant suivi la fin de la Deuxième Guerre mondiale, le terrain était déjà 
préparé pour un nouveau réflexe antichinois dans la presse des pays occidentaux. 
Pris ensemble, les quatre thèmes de ces chapitres sont tous traversés par la stig-
matisation de la population chinoise vue comme étant redoutable, menaçante et 
imprévisible.

Les premières pages de l’introduction nous ramènent en 1927, à l’époque de 
la réémergence du sentiment xénophobe en Chine, qui existait également ailleurs, 
comme le prouve une série de caricatures d’époque reproduites dans cet ouvrage. 
Au-delà du simple constat, Ariane Knüsel met en contexte l’héritage historique 
du colonialisme et de l’impérialisme des puissances étrangères ayant dominé l’em-
pire chinois, pour ensuite mettre en évidence les mutations de ces sociétés mais 
aussi leurs relations intergouvernementales. Ainsi, l’étude du thème du «péril 
jaune» au cours des années 1930 permet de mieux comprendre les mécanismes 
ayant permis ce passage d’un discours xénophobe de plus en plus répandu à des 
politiques qui correspondaient (et tentaient de répondre) à ces inquiétudes répan-
dues chez les populations occidentales au milieu du XXe siècle. En outre, tout en 
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tenant compte des différences significatives dans les perceptions véhiculées dans 
chaque État (et pouvant varier d’une contrée à l’autre), les comparaisons entre les 
trois pays étudiés permettent de tirer des observations révélatrices, par exemple 
à propos de l’attitude antichinoise de la presse suisse des années 1930 qui, en dépit 
de la neutralité officielle du gouvernement fédéral, véhiculait des stéréotypes et 
des préjugés assez semblables à ceux qu’on retrouvait alors dans les journaux 
britanniques et étatsuniens (p. 257). Cette vieille peur de «l’Autre» (p. 75) qui se 
reproduirait plus vite et qui risquerait d’envahir, de «contaminer» et de «dénatu-
raliser» la nation de l’intérieur a justifié des politiques migratoires discriminantes 
envers les candidats chinois, par exemple aux États-Unis au cours des années 1940 
(p. 256). Toutefois, Ariane Knüsel nuance les accusations et les jugements s’étant 
succédé au fil des conflits, alliances et réconciliations: les représentations de 
l’Autre pouvaient changer drastiquement; comme il est signalé à maintes reprises, 
il ne faudrait pas conclure trop hâtivement que les attitudes envers la Chine 
étaient systématiquement et constamment négatives. De plus, et c’est l’autre en-
seignement de ce livre, les représentations de la Chine variaient considérablement 
d’un pays à l’autre (p. 252).

Comme on peut s’en douter, cette vision approximative et souvent inexacte 
d’une Chine en effervescence nous informe assez peu sur l’Orient réel, mais peut-
être davantage à propos des observateurs occidentaux, correspondants, journa-
listes, politiciens et autres faiseurs d’opinion dans leurs contrées respectives. Au 
fond, pour emprunter le vocabulaire de la psychanalyse, on a l’impression d’assis-
ter à un phénomène de projection en lisant ces extraits d’époque qui sont ici riche-
ment reproduits. Or, loin de la psychanalyse, les raisons justifiant une attitude 
aussi négative ou souvent infantilisante envers la Chine étaient davantage liées au 
besoin de justifier la présence étrangère et les multiples formes de colonialisme 
(p. 252).

Compte tenu d’un sujet aussi vaste et relativement peu couvert selon la pers-
pective adoptée, Ariane Knüsel a réussi à bien délimiter son sujet aux multiples 
facettes et à apporter une actualisation fort appréciable, par exemple en compa-
rant les attitudes d’il y a un siècle face à la Chine aux conceptions actuelles. En 
outre, l’un des points forts de ce livre est de mettre à profit les apports de plusieurs 
domaines pour tenter d’appréhender un phénomène éminemment complexe;  
cette ouverture interdisciplinaire pourra peut-être étonner les historiens habitués 
à une approche plus stricte de leur champ d’investigation. Les ouvrages cités dans 
les notes et en bibliographie sont essentiellement en anglais, avec quelques ou-
vrages en allemand et relativement peu de titres en français. Le texte en anglais 
se lit avec fluidité mais nécessitera du lecteur une bonne compréhension de la 
langue de Shakespeare. Comme il s’agit d’un travail original adapté d’une thèse 
de doctorat, on recommandera particulièrement ce livre aux futurs thésards dans 
tous les domaines abordés ici.� Yves Laberge, Université d’Ottawa

Manfred Bosch, Oswald Burger, mit einem Beitrag von Christoph Knüppel,  
«Es war noch einmal ein Traum von einem Leben.» Schicksale jüdischer Land­
wirte am Bodensee 1930–1960, Konstanz/München: UVK Verlagsgesellschaft, 
2015 (Südseite. Kultur und Geschichte des Bodenseekreises, Bd. 3), 240 Seiten, 
zahlreiche Abbildungen.

In Südwestdeutschland lebten bis in die nationalsozialistische Zeit hinein 
zahlreiche Jüdinnen und Juden auf dem Land. In den «Judendörfern» – Orten mit 
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eigenen Synagogen-Gemeinden – waren sie als Hausierer und Vieh-, Getreide- 
oder Textil-Händler tätig und betrieben in der Regel auch ein landwirtschaft- 
liches Nebengewerbe. Darum geht es in diesem Buch nicht. Die Kulturwissen-
schaftler und Historiker Manfred Bosch und Oswald Burger, ausgewiesen durch 
zahlreiche wichtige Publikationen zur neueren Geschichte der Gegend am 
Bodensee, stellen die Schicksale jüdischer Landwirte und Gutsbesitzer vor, die – 
bis auf eine Ausnahme – keine «gelernten» Bauern waren. Die meisten kamen aus 
grösseren Städten und von weit her, nur eine Familie war am Bodensee heimisch, 
drei weitere lebten schon etwas länger hier. Sie wollten neue Lebensformen erpro-
ben und aufgrund der wachsenden Bedrohung durch die Nationalsozialisten in 
der Nähe der Schweiz sein. Gemeinsam war ihnen die Sehnsucht, in einer schö-
nen Landschaft den Nachteilen der Grossstadt zu entfliehen. Zivilisationsmüde 
Grossbürger und durch die Nazis aus der Bahn geworfene Akademiker suchten 
einen neuen Anfang, Quereinsteiger waren von der Lebens- und Sozialreformbe-
wegung angeregt oder wollten mit landwirtschaftlichen Arbeitsweisen experimen-
tieren. Neben Versuchen mit biologisch-dynamischer Landwirtschaft und natur-
reinem Apfelsaft stand das politisch motivierte Ziel, in selbstverwalteten 
Gemeinschaften zu leben.

Mit den christlichen Bauern in der Umgebung pflegten die jüdischen Land-
wirte gute Beziehungen. Doch die nationalsozialistische Herrschaft machte alle 
Hoffnungen und Erwartungen zunichte. In einem Fall konnte die katholische 
Frau eines verstorbenen Juden den Hof allein über die NS-Zeit hinaus durch-
bringen. Ansonsten mussten die Landwirte, soweit sie noch lebten, ihre Be
sitzungen aufgeben und wurden von den Nazis vertrieben. Immerhin gelang es 
allen, rechtzeitig zu emigrieren. Für einige erwies sich dabei die Nähe zur 
Schweiz in der Tat als lebensrettend. Die Verfahren zur Restitution der Be
sitzungen und zur «Wiedergutmachung» in der Nachkriegszeit verliefen teil-
weise skandalös und sind kein Ruhmesblatt in der Geschichte der Bundesrepub-
lik Deutschland.

Die Autoren haben die Lebensgeschichten von neun Einzelpersonen be
ziehungsweise Familien detailliert erforscht und eindrucksvoll geschildert. Inte-
ressant wäre es gewesen, noch mehr über ihre Beziehungen zur eingesessenen 
jüdischen Bevölkerung in der Bodenseeregion zu erfahren. Insgesamt eröffnen 
sich durch diese Schicksale Einblicke in eine bislang weitgehend unbekannte Welt 
jüdischen Lebens, die es zu erinnern gilt und die weiter erforscht werden sollte. 
Dem wichtigen, gut geschriebenen und schön ausgestatteten Buch sind viele 
Leserinnen und Leser zu wünschen.� Heiko Haumann, Elzach-Yach/Basel 

Dagmar Herzog, Cold War Freud. Psychoanalysis in an Age of Catastrophes, 
Cambridge: Cambridge University Press, 2017, 311 Seiten, 16 Abbildungen.

Wissenschaftliche Theorien und therapeutische Konzepte sind Produkte 
ihrer Zeit. Sie entwickeln sich weiter, gerade nach dem Tode ihrer Entdecker – 
oder sie diffundieren. Die Psychoanalyse, von Sigmund Freud in Wien vor 1914 
begründet, war schon zu seinen Lebzeiten Spaltungen und Neuausrichtungen aus-
gesetzt. Nach dem Tode Freuds und zahlreicher Weggefährten und infolge des 
Zwangs, sich fernab der ursprünglichen Resonanzebene und regionalen Ver
ortung in Mitteleuropa völlig neu zu orientieren, veränderten sich Gestalt, Inhalt 
und Absicht der Psychoanalyse aber noch stärker. Die an der City University of 
New York lehrende Historikerin Dagmar Herzog schildert in sechs Kapiteln an-
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schaulich, wie und warum die nordamerikanische Psychoanalyse sich sukzessive 
von zahlreichen Grundannahmen Freuds emanzipierte, ohne dabei aber die 
therapeutischen Wege aufzugeben.

Die Psychoanalyse Freuds war mehr als Psychotherapie. Es handelte sich um 
ein sexualemanzipatorisches Projekt, getragen von jüdischen Akteuren, die 
kritische Sozialanalyse, häufig aufgeladen mit marxistischen Akzenten, in ihre 
theoretische und praktische Arbeit einfliessen liessen. Wie Herzog verdeutlicht, 
waren diese Inhalte nicht geeignet, in einem von Kommunistenfurcht und laten-
tem Rassismus geprägten Nachkriegsamerika Zustimmung bei Behörden, Pati-
enten oder Meinungsmachern zu erlangen. Freuds Biograph und selbst ernannter 
Nachlassverwalter Ernest Jones war es, der gemeinsam mit einer Reihe von An-
hängern die Sozialkritik aus der Analytik verbannte und zusätzlich die sexual-
emanzipatorischen Aspekte in den Hintergrund rückte. So verwandelte sich die 
mitteleuropäische Psychoanalyse in ein psychotherapeutisches Behandlungs
konzept für interessierte Patienten, denen das Leben in den Metropolen der USA 
so erträglich wie möglich gemacht werden sollte, ohne dabei die Grundlagen einer 
eventuell neurosenfördernden Geschlechterordnung zu berühren. Günstig für die 
gesellschaftliche Akzeptanz der Psychoanalyse wirkte sich das Diktum von Papst 
Pius XII. aus dem Jahre 1952 aus, wonach die Psychoanalyse wertvolle Aspekte 
enthalte – sofern die Sexualität nicht ins Zentrum der Betrachtung gerückt werde. 
So wurde nun insbesondere die von Sigmund Freud bereits 1905 in seinen Drei 
Abhandlungen zur Sexualtheorie entpathologisierend konnotierte Homosexuali-
tät wieder zu einer krankhaften und analytisch therapierbaren geistigen Störung 
stilisiert. Dabei beriefen sich Freuds amerikanische Epigonen explizit auf den 
Gründervater. Durch diese Festlegung katapultierten sich die Analytiker hinein 
in die psychiatrische scientific community, die sich zur gleichen Zeit mit den 
empirischen Forschungsergebnissen eines Alfred Kinsey konfrontiert sah. Diese 
liessen keinen Zweifel daran, dass Homosexualität mitnichten ein klar zu definie-
rendes pathologisches Problem war, sondern eine gewöhnliche Variation des 
menschlichen Sexuallebens. Es dauerte Jahrzehnte, bis eine neue Generation von 
Analytikern zu Beginn der 1970er Jahre – in einem günstigen gesellschaftlichen 
Klima – mit den ideologischen Vorgaben ihrer eigenen Lehrer brach. Dagmar 
Herzog beschreibt detailliert, wie «Bewahrer» und «Erneuerer» sich als Gralshü-
ter der ursprünglichen, freudianischen Psychoanalyse fühlten und verschiedene 
Zitate oder Einlassungen Freuds für sich neu interpretierten. Diese Neuveranke-
rung der Psychoanalyse war keine Angelegenheit, die innerhalb weniger Monate 
vollbracht worden wäre. Stattdessen dauerten die Diskussionen bis in die späten 
1980er und frühen 1990er Jahre an. Namen wie Irving Bieber oder Charles Soca-
rides stehen für die vorgeblich «orthodoxe» Psychoanalyse, die doch nichts ande-
res war als ein nordamerikanisches Konjunkturprodukt der 1950er Jahre. Dass 
jede Form sexueller Betätigung den Keim der Perversion in sich trägt und somit 
jede normative Festlegung einer «analytischen» Grundlage entbehrt, arbeitete 
allein Robert Stoller heraus, dessen Arbeit von Herzog in vorzüglicher Weise 
dargestellt wird.

Herzog dienen die Debatten um die Homosexualität, um zu verdeutlichen, 
wie sich die Psychoanalyse in den amerikanischen Mainstream hineinarbeitete. 
Eigentlich hätten die Analytiker aufgrund ihrer konservativen Umorientierung 
Ende der 1960er Jahre wieder aus dem Zentrum des Diskurses verschwinden 
müssen. Doch gab es ein therapeutisch und gesellschaftlich problematisiertes 
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Feld, auf dem sie höchst erfolgreich arbeiten konnten, als dieses Relevanz erfuhr. 
Dies wiederum gelang den Analytikern nur, weil sie sich ihrer europäischen 
Wurzeln besannen. Seit den 1950er Jahren zählten traumatisierte Opfer des 
Holocausts zu den treuen Patienten der Psychoanalyse. Ende der 1960er Jahre sah 
sich die amerikanische Öffentlichkeit und die klinische Psychiatrie plötzlich mit 
Veteranen aus dem Vietnamkrieg konfrontiert, die scheinbar keine somatisch 
definierbaren, psychisch aber deutlich erkennbare Schädigungen davongetragen 
hatten. Die an derartige Phänomene und Krankheitsbilder gewöhnten Psycho-
analytiker konnten sich nun bei der Behandlung von Patienten auszeichnen, die 
unter dem neu definierten Post-Traumatic Stress Disorder (PTSD) litten. Denn 
PTSD konnte durch bloss kurzzeitige Therapien nicht behandelt werden. Viel-
mehr benötigten die Patienten eine langjährige Betreuung, in die auch das Pro-
blem des Umgangs mit Aggressionen und des Einflusses auf das Sexualleben ein-
floss. Die nordamerikanischen Analytiker integrierten nun das durch den 
Nobelpreis 1973 geadelte Theoriekonzept von Freuds Landsmann Konrad Lorenz 
in die eigene Arbeit. Am Rande dieser Neuorientierung der Psychoanalyse hin 
zur Untersuchung und Einordnung von Triebverhalten, Aggressionstrieben und 
dem Verhalten gegenüber neuen Patientenschichten konnten sich wieder – wie 
einst zu Lebzeiten des Gründervaters – gesellschaftskritische und sozialreforme-
rische Denkmodelle etablieren. So entwickelten französische und Schweizer Ana-
lytiker in den 1970er Jahren die Ethnopsychoanalyse, während in Nordamerika 
interessierte Gelehrte den einst von Freud selbst verstossenen Wilhelm Reich 
wiederentdeckten. 

So ergibt sich ein rundes Bild. Herzog hat ein herausragendes Buch vorgelegt, 
an dem es nur wenig zu kritisieren gibt. Das Fehlen eines Literaturverzeichnisses 
gehört ebenso dazu wie die Ausklammerung der Forschungen derjenigen Ab
spaltung der Psychoanalyse, die im Nationalsozialismus zu Erfolg gelangte. Ihre 
Akteure waren führend auf dem Gebiet der «Homosexuellenforschung» und sie 
wurden nach 1945 keineswegs ignoriert, wie beispielsweise die Psychologiehisto-
rikerin Regine Lockot herausgearbeitet hat.22 Es wäre interessant gewesen zu er-
fahren, ob und inwieweit die Homophobie der NS-Analytiker Einfluss auf die 
Neuorientierung der nordamerikanischen Analyse hatte. Doch diese Kritik-
punkte ändern nichts am Wert von Herzogs Buch insgesamt.

Florian G. Mildenberger, Frankfurt (Oder)

Rüdiger Graf, Öl und Souveränität. Petroknowledge und Energiepolitik in den 
USA und Westeuropa in den 1970er Jahren, Berlin, München, Boston: Walter De 
Gruyter, 2014 (Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschichte, Bd. 103), 442 Seiten.

Die Erdölpreiskrise von 1973/74 war trotz ihrer geopolitischen Dimension 
auch ein nationales Ereignis, zumindest, wenn man die Reaktionen der westlichen 
Staaten in den Blick nimmt.23 Für die westliche Welt hat dies Rüdiger Graf jüngst 

22		  Regine Lockot, Die Reinigung der Psychoanalyse. Die Deutsche Psychoanalytische 
Gesellschaft im Spiegel von Dokumenten und Zeitzeugen (1933–1951), Giessen 2013,  
S. 180.

23		  Siehe etwa Elisabetta Bini, Giuliano Garavini und Federico Romero, Oil shock. The 1973 
crisis and its economic legacy, London, New York 2016, sowie Historical Social Re- 
search / Historische Sozialforschung (HSR) 39/4 (2014), Special Issue: The Energy Cri-
ses of the 1970s. Anticipations and Reactions in the Industrialized World.
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im Rahmen seiner Habilitationsschrift unternommen. Der Autor konzentriert 
sich auf Deutschland und die USA – mit Seitenblicken auf Frankreich und Gross-
britannien – und stellt das Ereignis in den Kontext souveränitätspolitischen 
Handelns dieser Staaten: Die nationale Souveränität erdölabhängiger Staaten des 
Nordens und des Westens – so Grafs These – wurde im Oktober 1973 mit der Erd-
ölpreissteigerung durch die OPEC (Organisation erdölexportierender Länder) 
und der Embargodrohung durch die OAPEC (Organisation der arabischen erdöl- 
exportierender Länder) erheblich herausgefordert. Die westliche Welt, die ihre 
Wohlstandssteigerung in den 1950er und 1960er Jahren in erster Linie auf den 
unbeschränkten Zugriff auf die Erdölreserven des Mittleren Ostens und Nord-
afrikas abstellte, sah sich durch den Preisanstieg und die Kürzungsandrohung in 
ihrer Souveränität massgeblich bedroht und reagierte entsprechend unvermittelt. 
Souveränität versteht Graf dabei nicht als etwas Statisches, das man hat oder nicht 
hat, sondern als politischen Anspruch, der erhoben, anerkannt, in Frage gestellt 
oder negiert werden kann. Souverän ist also, wer als souverän wahrgenommen 
wird, die Herstellung von Souveränität ist entsprechend mit Demonstration nach 
innen und aussen verbunden. 

Die Vorgänge im Herbst 1973 haben seitens des Westens Überraschung und 
Unsicherheit hervorgerufen, man sprach von Erpressung und vom Einsatz einer 
«Erdölwaffe». Graf hat bereits in einem früheren Aufsatz24 darauf aufmerksam 
gemacht, dass dieser Überraschungseffekt mitnichten so gross und die ergriffe-
nen Massnahmen so improvisiert waren, wie gerne kolportiert wird. Denn die 
Energiekrise brach keineswegs plötzlich und unmittelbar über die westliche Welt 
hinein: Anfang der 1970er Jahre bereits hatten die in der OPEC versammelten 
erdölfördernden Länder eigene Souveränitätsansprüche bezüglich der natürlichen 
Ressourcen geltend gemacht und versuchten nun zunehmend, diese politisch 
durchzusetzen. Als eine Massnahme dazu diente ihnen die langsame Steigerung 
des Erdölpreises, die im Herbst 1973 forciert wurde. Dieser Anstieg war beim 
rasant zunehmenden Erdölkonsum der westlichen Staaten nicht zu unterschätzen, 
machte er doch, wenn auch nicht zum ersten Mal, deutlich, wie stark die Ausland-
abhängigkeit der Nachfrageländer war.

Die eigentliche Überraschung lag im Ölembargo, das die OAPEC als Reak-
tion auf den Jom-Kippur-Krieg von Oktober 1973 aussprach. Die angedrohte 
Drosselung der Fördermenge wurde dabei effektiv einzig gegenüber den USA und 
der Niederlande durchgesetzt, die anderen westlichen Staaten waren lediglich dis-
kursiv bedroht. Nichtsdestotrotz resultierte diese wahrgenommene Bedrohung in 
der raschen Umsetzung von zuvor bereits anvisierten energiepolitischen nationa-
len und internationalen Strategien und Massnahmen zur Wiederherstellung von 
Energiesicherheit und damit zur Gewährleistung politischer Handlungsfähigkeit.

Deutschland etwa trieb nach 1973 eine Energiepolitik voran, die bereits 1970 
in die Wege geleitet worden war. Denn noch ein zweites Ereignis hatte Anfang 
der 1970er Jahre eine Wende in der geopolitischen Erdöl-Konstellation einge
leitet: Waren die USA bis Ende der 1960er Jahre ein Erdöl-Exportland und konn-
ten sich als Puffer bei der rasch steigenden Nachfrage andienen, so drohten sie 

24		  Frank Bösch und Rüdiger Graf, Reacting to Anticipations. Energy Crises and Energy 
Policy in the 1970s. An Introduction, in: Historical Social Research / Historische Sozial-
forschung (HSR) 39/4 (2014), Special Issue: The Energy Crises of the 1970s. Anticipa-
tions and Reactions in the Industrialized World, S. 7–21. 
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nun auszufallen und zum Importland zu werden. Die darauf einsetzenden sicher-
heitspolitischen Diskussionen veranlassten Deutschland also bereits vor 1973, ein 
Energieprogramm zu entwickeln, das dann während der Krise rasch implemen-
tiert werden konnte und anschliessend Bezugspunkt energiepolitischer Debatten 
darstellen würde. Dennoch sah sich auch Deutschland durch die angedrohten Pro-
duktionsbeschränkungen in seiner Souveränität herausgefordert, Energiesicher-
heit und Wirtschaftswachstum schienen gefährdet. Wichtigste Handlungen waren 
folglich die Umstrukturierung der verschiedenen Energiesektoren, das Ergreifen 
von Massnahmen zur Reduktion der Abhängigkeit von Importen, die Organisa-
tion energiepolitscher Entscheidungsstrukturen, ein umfassender Ausbau des 
Energiewissens (in der Terminologie Grafs die Erweiterung von Petroknowledge) 
und dessen Institutionalisierung. Darüber hinaus wurde eine gemeinsame Ener-
giepolitik im Rahmen europäischer und internationaler Organisationen und 
Gremien eingeleitet. Energie wurde damit, so Graf, erstmals zum Politikfeld.

Auch die USA konnten nicht unmittelbar durch das Embargo der OAPEC 
überrascht worden sein. Zwar traf es die USA als – neben der Niederlande – 
deklarierten «Feind» der OAPEC effektiv, aufgrund der oben erwähnten Neu-
ausrichtung der Energieversorgungssicherheit zu Beginn der 1970er Jahre waren 
Regierungsinterventionen im Energiesektor jedoch bereits an der Tagesordnung. 
Die Erdölpreiskrise beschleunigte diese Strategien dann aber zweifelsohne. Im 
November 1973 wurde der Emergency Petroleum Allocation Act ausgearbeitet, der 
eine zunehmende Institutionalisierung des Themas Energie erlaubte – und dem 
damaligen Präsidenten Richard Nixon zumindest kurzfristig ein neues Profilie-
rungsfeld eröffnete und so von den Verstrickungen rund um Watergate ablenkte. 
Um seine Handlungsfähigkeit unter Beweis zu stellen, liess Nixon ein umfassen-
des Programm, das Project Independence, ausarbeiten. Hierin verfolgte er einen 
genuin anderen Kurs als Deutschland, der – wie der Name schon sagt – stark au-
tarkiepolitisch ausgerichtet war: Ausbau und Zentralisierung energiepolitischer 
Kompetenzen innerhalb der Administration, Ausbau regierungsamtlicher Exper-
tise als Basis nationaler Energiepolitik (Petroknowledge), eine verstärkte Kom-
munikation mit der amerikanischen Bevölkerung (Stichwort Energiesparen) 
sowie – nun aussenpolitisch orientiert – die Aufnahme diplomatischer Verhand-
lungen mit den Erdölförder- und verbraucherländern, eine Strategie notabene, die 
auch Grossbritannien und Frankreich verfolgten. Die Bilanz des Programms 
zeigte sich allerdings durchwachsen: Die Handlungsfähigkeit der Exekutive 
konnte zwar gestärkt werden, jedoch nicht in dem Masse, wie sich dies Nixon 
(bzw. Kissinger) ursprünglich vorgestellt hatte(n). Sparappelle blieben meist wir-
kungslos, lieber setzte man auf Forschung und Entwicklung (die National Science 
Foundation lancierte ein millionenschweres Energieförderprogramm), und der an 
die Hand genommene Ausbau einheimischer Energiequellen resultierte vorerst 
nicht in der erneuten energiepolitischen Unabhängigkeit der USA (dies könnte 
sich in den kommenden Jahren ändern).

Rüdiger Graf gelingt mit seiner Schrift ein neuer, die traditionelle Historio-
grafie zum Thema korrigierender Blick auf die (Politik-)Geschichte der Erdöl-
preiskrise von 1973/74. Damit erhellt er nicht nur die Energiegeschichtsschrei-
bung, sondern vermag auch der Politikgeschichte neue Impulse zu geben. Und 
nicht zuletzt stellt er mit dem Verweis auf die Kontinuität in der Energiepolitik 
die gängige Epochensetzung, die die 1970er Jahre als Umbruchsphase deklariert, 
bereits wieder in Frage.� Monika Gisler, Zürich
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